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			Zum Buch: 

			Sally Lisa Starken, geboren 1990, ist freie Journalistin, Moderatorin, Podcasterin und Content Creatorin: Sie moderiert, schreibt und spricht vor der Kamera, auf Bühnen und in den Sozialen Medien über Politik, News und Female Empowerment. Sie war Gründerin der Initiative #stattblumen und WAHLTRAUT, der feministischen Wahlomatin. Auf Instagram und als Podcast-Host erklärt sie täglich Politik – aktuell in ihrem Format »Die Informantin«. Sie ist Autorin zweier Kinderbücher über Demokratie und Klimaschutz.

			Zur Autorin:

			Die AfD: Eine Partei, die vom Verfassungsschutz in Teilen als gesichert rechtsextrem eingestuft wird und gleichzeitig Zustrom von vielen Wähler*innen erhält. Warum wählen Menschen AfD? Was lässt sie glauben, das Programm der AfD führe sie in eine bessere Zukunft? Und vor allem: Wie können die Menschen, die sich von ihr angesprochen fühlen, wieder erreicht werden? Es ist dringend notwendig, mit ihnen zu sprechen, und nicht nur über sie. Sally Lisa Starken macht genau das – und hört zu. Sie erfährt, wie die Lebensgeschichte dieser Menschen aussieht und fragt, wo genau die demokratischen Kräfte den Anschluss verloren haben. Nur wenn wir wieder miteinander reden, aus diesen Begegnungen etwas mitnehmen und sich weniger Menschen von der Politik abgehängt und ungesehen fühlen, können wir unsere Demokratie noch retten. Die Brandmauer muss von einer Seite durchlässig sein, damit die Menschen wieder zur Demokratie zurückfinden können.
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			»Die Demokratie muss bleiben. 
Ihr müsst Menschen sein. Nichts weiter.«

			Margot Friedländer

		

	
		
			Prolog

			Unsere Welt ist im Wandel. Bei vielen Menschen machen sich deshalb Unsicherheit und Angst breit. Auf der Suche nach neuen Deutungen und Erklärungen verändern sich auch politische Überzeugungen, oftmals verfangen dabei vermeintlich stärkere und einfachere Politikstile. Die Demokratie gerät angesichts dessen immer stärker unter Druck, nicht zuletzt bei Wahlen. Insbesondere der rechte Rand erstarkt mehr und mehr.

			Der Untertitel meines Buches verspricht Antworten auf eine ganz zentrale politische Herausforderung der Gegenwart: den wachsenden Rechtspopulismus bzw. Rechtsextremismus.

			Es verspricht Antworten auf die vielleicht wichtigsten Fragen unserer Zeit: Kann sich Geschichte wiederholen? Und was kann man tun, damit das nicht passiert? Warum ziehen manche Menschen in unserem Land eine rechte oder gar eine rechtsextreme Weltanschauung als Option, gar als vermeintliche Lösung ihrer Probleme in Betracht?

			Oft sind diese Fragen mit weiteren verbunden, wie zum Beispiel: Was macht man gegen die Unzufriedenheit, die so viele tagtäglich in ihrem Alltag empfinden? Mit den Mitmenschen, gegenüber der Politik und gegenüber der Situation in unserem Land? Wie holt man jemanden, der am rechten Rand des politischen Spektrums steht, in die Mitte der Gesellschaft zurück, ohne dass er oder sie sich selbst dabei verliert oder sich dafür komplett neu erfinden müsste?

			Und: Wie kann es unter diesen Vorzeichen gelingen, einen gemeinsamen Zukunftsentwurf für unsere Gesellschaft zu entwickeln?

			Eben diese Fragen stelle auch ich mir in diesem Buch. Sie waren der Anlass, den Stift in die Hand zu nehmen, aufzuschreiben, was mich bewegt, und zuzuhören, was andere dazu zu sagen haben.

			Liefert das mögliche Antworten, nach denen wir alle suchen? Ja, es gibt diese Antworten. Was ich aber schon jetzt vorwegnehmen darf: Die Antworten, sie sind anders, als man im ersten Moment vielleicht denken oder sich erhoffen würde. Dieses Buch ist deshalb auch keine abschließende Anleitung zu »Wie können wir die Welt retten und Menschen umstimmen, damit sie keine Rechtspopulisten oder -extreme wählen oder gar selbst zu welchen werden?«. Und es trägt auch nicht den Titel »20 Antworten, die dein Leben verändern«.

			So etwas liegt nicht in meiner Expertise. Was ich jedoch anbieten möchte, ist ein ungeschönter Blick in unser Hier und Jetzt. Eine Wegmarke oder ein Orientierungspunkt in unübersichtlicher Landschaft. Und die Einsicht, dass komplexe Fragen niemals durch einfache Lösungen beantwortet werden können. Mich haben die Eindrücke, die ich sammeln durfte in teils fremder und ungewohnter Umgebung, zum Nachdenken angeregt. Dabei habe ich mich und meine Einschätzungen oftmals selbst überdenken müssen, und ich hoffe, das wird euch als Leser*innen auch so gehen. Dass man den einen oder anderen Moment innehält, durchatmet und eine Situation neu bewertet.

			Unsere Welt ist schnelllebig, und ja, wir kämpfen doch alle nur jeden Tag darum, den Kopf über Wasser zu halten, sodass es oft schon schwer genug ist, über die eigenen, oft unüberwindbar scheinenden Probleme nachzudenken. Oder sich nicht ins eigene Schneckenhaus zu verkriechen und sich ausweichend mit Sätzen wie »Man könnte ja mal …« oder »Wenn ich wirklich Zeit hätte, dann würde ich ja vielleicht …« zufriedenzugeben. Das ist eben so viel einfacher, als darüber nachzudenken, wie wir alle etwas zum Besseren verändern könnten. Natürlich müssten wir uns zuvor darüber einig sein, wie dieses »Bessere« denn eigentlich aussehen würde. Ganz schön kompliziert.

			Dieses Vorhaben hört sich selbst für meine Ohren eine Spur zu pathetisch an – nur ist es eben doch ein Teil der Wahrheit. Wir haben eine Stimme, wir können sie nutzen und uns einbringen. Diesen dialogischen Aushandlungsprozess braucht eine Gesellschaft. Es ist unsere Verantwortung in dieser Demokratie, mitwirken zu wollen.

			Wir können uns fragen, wie es dazu kommen konnte, dass unsere Nachbarin wenig Rente erhält und deswegen jetzt die AfD wählen möchte. Wir können hinhören, wenn unser Arbeitskollege die Schuld für eine ihm widerfahrene Ungerechtigkeit bei Geflüchteten sucht. Wir können mit offenen Augen durchs Leben gehen und versuchen, wieder wirklich miteinander zu sprechen. Fragen, antworten, zuhören. Ja, all das könnten wir. Nur, die Realität sieht anders aus. Wir machen es den großen Teil unserer Zeit einfach nicht.

			Und hier sind wir auch schon beim Kern dieses Buches angekommen. Ich denke, wir haben in manchen Konstellationen einfach verlernt, zu diskutieren, hinzuhören und andere Meinungen für voll zu nehmen. Die Sorgen, Ängste und auch die Wut anderer Menschen zu spüren und sich Gedanken zu machen, wie eigentlich ein wertschätzendes und empathisches Miteinander aussehen würde. Nicht nur in persönlichen Beziehungen, sondern auch in Politik und Gesellschaft. Fernab jeder Machtfrage.

			Deswegen ist dieses Buch eine Einladung zu einer gemeinsamen Reise. Eine Reise zu einem Anfang mit möglichen Antworten. Nicht mehr und nicht weniger. Aber mit der letzten Seite endet diese Reise nicht. Vielmehr beginnt an diesem Punkt euer eigener Weg. Neben all den Anregungen und Gedanken, die ihr mitnehmen könnt, bleibt, wenn ihr mögt, eine einfache Frage:

			Was kann ich jetzt tun, um einen Unterschied zu machen?

		

	
		
		

		
			
			

		

		
			1
Der Frosch im Kochtopf – Sind wir jetzt alle rechts?

			»Bist du nicht die mit diesem Nachrichten-Podcast? Und redest du auch mal über kriminelle Flüchtlinge? Hier bei uns wurde gerade wieder eine alte Frau überfallen. Alles nicht mehr normal in diesem Land. Die Politiker da oben haben doch die Kontrolle verloren …«

			Der Brautvater schaut mich eindringlich an. Es ist Hochsommer, ich stehe auf einer Wiese bei einem Sektempfang. Die Hochzeit einer Bekannten, neben mir ihr Vater. Es gibt zwei Möglichkeiten, wie ich jetzt reagieren könnte. Freundlich lächeln, dezent nicken, ein bisschen murmeln, mich wegdrehen, so tun, als wäre das gerade nicht passiert, und einen anderen Gesprächspartner suchen. Einfach. Oder die schwierige Variante: Augen auf, Gehirn auf Leistung und rein in die Diskussion. Ich entscheide mich für Letzteres. Was bleibt mir auch anderes übrig – ich habe ja einen Ruf zu verteidigen, dass ich Menschen Politik erklären kann. Hoffe ich.

			Ich bin davon überzeugt, dass mich genau deshalb so oft Menschen mit ihrer politischen Haltung konfrontieren. Ich erkläre Politik in den Sozialen Medien. Manchmal mit ein bisschen Witz, wobei das letztlich immer im Auge der Zuschauenden liegt. Oft auch mit einer gewissen Leichtigkeit, die genau dazu einladen soll: Lass uns darüber sprechen. Natürlich ist das meist einfacher gesagt als getan. Auf einer Hochzeit würde ich mich auch viel lieber intensiver dem Kuchenbüfett widmen als einem Brautvater, der nur darauf gewartet hat, mich ungefragt mit seiner Meinung zu provozieren. Ganz nach dem Motto: Schauen wir doch mal, ob die wirklich was auf dem Kasten hat.

			Ich atme also tief ein und frage ihn, wie er darauf komme. Ich möchte ehrlich zuhören.

			Doch dann: Stille. Eine Gegenfrage? Kein Wegducken? Damit hatte er anscheinend nicht gerechnet. Und höchstwahrscheinlich passiert ihm das auch nicht allzu oft.

			Dann ein Aufleuchten in seinen Augen. Er präsentiert mir rechtspopulistische Parolen. Keine, die ich hier wiederholen möchte.

			Und genau in diesem Moment denke ich: Welche Fragen müsste ich ihm denn eigentlich stellen, damit wir ein ernsthaftes Gespräch führen könnten und ich erfahre, was ihn gerade wirklich beschäftigt? Ohne dass er nur etwas sagt, um zu provozieren, sich darzustellen oder um zu zeigen, dass es eigentlich nur seine Wahrheit geben kann. Neugierde und Respekt vor einer anderen Meinung also und ehrliches Interesse aneinander, anstatt steile These um steile These abzufeuern, die einen Dialog unmöglich werden lässt.

			Sich reflektieren, dem anderen zuhören und dabei für einen kurzen Moment die rechten Parolen ad acta legen, das war in der Situation mein Wunsch.

			»Hören Sie, was Sie da eigentlich sagen – das passt doch alles nicht zusammen«, hätte ich in der Situation aus einem Impuls heraus am liebsten gerufen, nur hätte das wahrscheinlich keinem von uns geholfen. Er hätte mehr Angriffsfläche gefunden, und ich wäre einfach nur noch frustrierter gewesen. Zur Wahrheit gehört gleichzeitig auch, dass ich ja selbst von Anfang an voller Vorurteile und fester Überzeugungen war. Laute Stimme, leicht provokanter Unterton? Ein Gespräch, das ungemütlich werden könnte. Ein Mensch, der mir ungemütlich werden könnte.

			Auf dieser Wiese, mit dem Sektglas in der Hand, dem etwas zu lauten Brautvater mir gegenüber und dem wirklich zu heißen Sommer: In dieser Situation, die sinnbildlich für viele andere steht, hat man vermutlich gar nicht die Muße, sich so zu öffnen, dass das Gegenüber sich auch öffnen kann – und vor allem auch möchte. Wie oft geben wir dem anderen gar nicht die Chance, sich wirklich zu äußern, weil wir bereits im Voraus eine feste Meinung haben? Angesagt wäre, durchzuatmen und sich auf Situationen vorurteilsfrei einzulassen. Sich auf andere Menschen einzulassen. Doch das kommt selten vor.

			Aber was wäre, wenn man sich diese Zeit nähme und den Versuch starten würde, wieder zurückzukommen zu einem Zustand, in dem man offen und mit unterschiedlichen Meinungen diskutieren könnte, um bestenfalls zum Nach- und Überdenken anzuregen?

			Ein Hinweis: Ich meine damit jedoch nicht, dass jede abstruse Meinung oder jedes Geschwurbel von Verschwörungstheoretiker*innen berücksichtigt werden sollte.

			Mich interessiert die Sichtweise hinter der Meinung. Denn wieso kommen Menschen aus der Mitte der Gesellschaft an den rechten Rand und machen populistische Halbwahrheiten, wie sie die AfD vertritt, zu ihrer Meinung?

			Daran habe ich ein Interesse. Ich möchte die Perspektiven und Gründe erfahren, die dann einen Ansatzpunkt für echte Auseinandersetzungen bieten könnten. Ein Gespräch ohne populistische Parolen.

			Ich glaube: Man könnte dann Sichtweisen begegnen, die besser erklären, warum populistische Parolen gerade so überzeugend verfangen und manche Menschen sich in ihrer Meinung so stark beeinflussen lassen.

			Was ich sagen möchte: Am spannendsten ist doch, was passieren könnte, wenn wir nachfragen. Und auf eine Antwort warten.

			Und sich daraus immer mehr Fragen entwickeln, für die wir doch tief in unserem Herzen irgendwie alle Antworten finden wollen: Wer sind die Menschen, die eine gesichert rechtsextreme Partei wählen, als welche die Landesämter für Verfassungsschutz in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen die AfD einstufen, oder sich ihr nahe fühlen? Wie sieht ihre Lebensgeschichte aus, und an welcher Stelle genau haben die demokratischen Kräfte in unserem Land den Kontakt zu ihnen verloren? Welche Wendepunkte im Leben dieser Menschen haben sie dazu gebracht, ihre politischen Überzeugungen so radikal zu ändern?

			Ich möchte mehr als das hören, was mir zufällig auf Hochzeiten, in der Straßenbahn oder auf dem Wochenmarkt zwischen Tür und Angel erzählt wird.

			Ich möchte Menschen besuchen. In ihrer gewohnten Umgebung, an Orten, an denen sie sich sicher fühlen, an denen sie bereit sind, offen über ihre Ängste und Hoffnungen zu sprechen. An denen sie auf Augenhöhe darüber reden, wie sie sich ihre Zukunft vorstellen. Ganz sachlich. Aber auch ganz konkret.

			Ich möchte Menschen finden, die denken, die AfD sei ihre Alternative. Menschen, die früher klassisch CDU oder SPD gewählt haben. Sind sie enttäuscht, fühlen sie sich nicht mehr gesehen, gar abgehängt? Wenn das so ist, wann haben die etabliert-demokratischen Parteien den Zugang zu ihnen verloren? Was braucht es tatsächlich, damit sie wieder Teil des demokratischen Prozesses werden?

			Welche Fragen muss man stellen, damit diese Gespräche stattfinden können und die Tür in der Brandmauer sichtbar wird? Eine Tür, durch die man wieder auf die demokratische Seite der Brandmauer gelangen kann. Die offen steht für all diejenigen, die sich auf der anderen Seite nicht mehr wohlfühlen. Die Tür in der Brandmauer, die einen Weg zurück in die Demokratie eröffnet. Eine Demokratie, die wieder diskutieren kann.

			Dieses Buch, und das möchte ich gleich zu Beginn klarstellen, ist eine Einladung, meine Perspektive auf politische und gesellschaftliche Themen zu begleiten. Ich liefere euch fundierte Fakten und Hintergrundwissen, ordne diese ein und teile meine persönlichen Interpretationen. Dabei erhebe ich keinen Anspruch auf Objektivität oder wissenschaftliche Neutralität – dies ist keine akademische Abhandlung, sondern eine ehrliche und reflektierte Auseinandersetzung mit Themen, die mir am Herzen liegen.

			Seit Jahren erkläre ich Politik und setze mich aktiv gegen demokratiefeindliche Strömungen ein. Meine ersten politischen Erfahrungen habe ich damals in meinen Zwanzigern ehrenamtlich in der SPD gesammelt, und ich habe gelernt, wie politische Prozesse funktionieren – und wie herausfordernd es sein kann, sich trotz Fachwissen Gehör zu verschaffen. Dieses Buch ist das Ergebnis meiner darauffolgenden Arbeit als Journalistin, geprägt von Erfahrung, Überzeugung und dem festen Glauben an die Demokratie.

			Wenn ihr dieses Buch lest, seid euch bewusst: Hier spricht jemand mit Leidenschaft und Überzeugung, der aber auch weiß, dass Kompetenz oft hinterfragt wird – gerade wenn man unbequem bleibt. Ich lade euch ein, meine Gedanken zu hinterfragen, mit euren eigenen Erfahrungen abzugleichen und gemeinsam ins Gespräch zu kommen.

			Die von mir anfangs beschriebene Sekt-Parolen-Situation war übrigens nicht der Aha-Moment, der mich erleuchtet hat und mir klarmachte, dass ich diese Reise zu den Menschen machen muss. Nein, es sind die vielen kleinen Momente, die sich immer wieder ergeben. Es ist das tägliche Darübernachdenken, wie sich die AfD in unseren Alltag geschlichen hat.

			In das Wohnzimmer eines jungen Mannes, der keinen Ausbildungsplatz fand und der jetzt mit seinem alten Kumpel Antworten in der AfD-Ortsgruppe in Erfurt sucht.

			In den Einkaufskorb einer pensionierten Lehrerin auf dem Wochenmarkt, die immer wieder am Gemüsestand über die teuren Preise rätselt und denkt, dass die Welt früher eine bessere war. Sie zählt sich immer noch zur Mitte der Gesellschaft. Aber die Ampel-Bundesregierung? Der könne man nicht mehr vertrauen.

			In das Handy eines jungen Vaters, der im Bahnbistro die Schaffnerin mit Migrationshintergrund anschreit, ob sie heute einen schlechten Tag habe, weil sie ihm kein Wasser zum Espresso brachte. Wie sie überhaupt an diesen Job gekommen sei?

			Dass die AfD schon lange keine Eintagsfliege mehr ist, die sich selbst entzaubert, ist spätestens klar geworden, als sie 2017 mit 12,6 % in den Bundestag einzog.1 Das führte nicht nur zu härteren Debatten im Bundestag, sondern auch dazu, dass die AfD eine institutionelle Bühne und Macht bekommen hat. Dazu kamen Montagsdemonstrationen, die immer rechter wurden, die Corona-Pandemie und Verschwörungsideologien, die über die Sozialen Medien verbreitet wurden.

			Ein Nährboden für offenes rechtes Gedankengut wurde in die Mitte der Gesellschaft getragen. Für viele unbemerkt, abgesehen von kurzen Schreckmomenten: die Correctiv-Recherche. Die Europawahl. Die Landtagswahlen 2024. Die Trump-Wahl. Aber kurz danach war wieder Alltag. Die Welt dreht sich ja immerhin noch weiter.

			Bis hierhin ist das die Kurzfassung – und genau hier beginnt mein Bedürfnis, genauer hinzuschauen und Fragen zu stellen.

			Kleine Chronik der AfD

			Beginnen wir am besten am Anfang: Wir blicken zehn Jahre zurück. Die Alternative für Deutschland (AfD) wurde 2013 gegründet, ursprünglich als Reaktion auf die Eurorettungspolitik, aber auch auf eine gewisse Europaskepsis insgesamt.2 Beginnen wir mit der internationalen Finanzmarktkrise ab 2007 als Auslöser politischer Verwerfungen.3 Wie kam es dazu (wobei die folgenden Ausführungen notwendigerweise knapp gehalten werden müssen)?

			Vor der Krise wurden die Finanzmärkte in den USA dereguliert, sodass Banken immer risikoreichere Geschäfte eingehen konnten, um hohe Gewinne zu erzielen. Nachdem die Terroranschläge vom 11. September 2001 und die fallenden Aktienkurse am Anfang des Jahrtausends die Wirtschaft belasteten und in den USA eine Wirtschaftskrise drohte, druckte die US-Notenbank immer mehr Geld, um das zu verhindern. Gleichzeitig fielen auch die Zinsen.4

			Dadurch konnten Menschen mit geringem Einkommen Kredite aufnehmen, oft ohne ausreichende Sicherheiten. Doch Banken verdienten an jedem vergebenen Kredit, indem sie diese zum Beispiel in Wertpapieren bündelten und weltweit verkauften.5

			Die Kredite wurden trotz aller Unsicherheiten von Ratingagenturen mit »geringem Risiko« bewertet, was schlussendlich zu einer Immobilienblase führte. Als die Zinsen stiegen, konnten viele Kredite nicht mehr zurückgezahlt werden, und viele Menschen mussten ihr Haus verkaufen, um den Kredit zu bezahlen. Als Folge fielen die Immobilienpreise, und der Verkauf reichte nicht aus, um die Kredite abzubezahlen. Die Banken bekamen ihr Geld nicht zurück und erlitten Verluste, was zur Bankenkrise führte.6

			In den USA verloren viele ihr Haus und ihre Ersparnisse, als Folge brach der weltweite Handel ein. Die deutsche Wirtschaft schrumpfte 2009 um dramatische 5 %. Auch in Europa, vor allem in Südeuropa, stieg die Arbeitslosigkeit wegen des wirtschaftlichen Einbruchs. In einigen afrikanischen Ländern verteuerten sich Lebensmittel und Benzin erheblich, was zu einer weitreichenden Hungerkrise führte.7

			Zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Krise gaben Regierungen Garantien für Banken, und viele Banken wurden mit Staatsgeldern gerettet. In Deutschland wurden Geldinstitute wie die Hypo Real Estate und die Commerzbank unterstützt. Kritiker wandten ein, dass die Verluste der Banken sozialisiert würden, während die Gewinne zugunsten von Banken und Managern privatwirtschaftlich verbucht blieben.8

			Die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise sowie die enormen Geldmengen, die in deren Folge für die Rettung von Banken aufgewendet wurden, führten schließlich zu einer drastischen Schuldenkrise in Europa, insbesondere in Griechenland. Griechenland, aber auch andere europäische Länder wie Irland, Portugal, Spanien und Zypern, hatten Schwierigkeiten, ihre Staatsschulden zu bezahlen. Die Europäische Union, die Europäische Zentralbank und der Internationale Währungsfonds mussten eingreifen und Rettungspakete schnüren, um diesen Ländern zu helfen und die Stabilität der Eurozone zu sichern.9

			Dies war dann sozusagen der Startschuss für die AfD. Sie hat es sich zur Aufgabe gemacht, genau das zu kritisieren: Warum sollte Deutschland für die Schulden anderer Länder mit aufkommen? Die AfD – damals die eurokritische und europaskeptische Partei.10 Die Gründer kritisierten die Maßnahmen zur Stabilisierung hoch verschuldeter Eurostaaten, insbesondere die Rettungspakete für Griechenland, und lehnten die Vergemeinschaftung von Schulden in der Eurozone strikt ab.11

			Sie sahen die Einführung und den Erhalt des Euro als gescheitert an und forderten eine Rückkehr zu nationalen Währungen oder eine kleinere, wirtschaftlich homogenere Eurozone. Die EU als große Gemeinschaft war für sie nicht erstrebenswert.12

			Die informelle »Geburtsstunde« der neuen Partei lässt sich, wenn man so will, ziemlich genau auf den 25. März 2010 zurückdatieren.13 An diesem Tag erklärte die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel im Bundestag: »Ein guter Europäer ist nicht unbedingt der, der schnell hilft. Ein guter Europäer ist der, der die europäischen Verträge und das nationale Recht achtet und so hilft, dass die Stabilität der Eurozone keinen Schaden nimmt.«14 In einfachen Worten: Gemeinschaftliche Hilfen der damals 16 Euro-Länder für die griechische Wirtschaft lehnte sie ab, sie werde im Notfall für Geld von einzelnen EU-Ländern und in Kombination mit Krediten des Internationalen Währungsfonds eintreten. Aber auch das nur »als Ultima Ratio!«.15 Wenige Stunden später stimmte sie dann aber doch auf einem EU-Gipfel dem ersten Rettungspaket für Griechenland zu. Merkels Begründung: Es gebe keine andere Lösung – das sei »alternativlos«. Und so war später der Name für die neue Partei klar: Alternative für Deutschland.16

			Die AfD, die am 14. April 2013 formal gegründet wurde, wollte aber nicht nur medienwirksam kritisieren, sie wollte auch in der Politik mitmischen.17 Im Jahr 2013 verfehlte die Partei allerdings bei der Bundestagswahl knapp den Einzug ins Parlament. Bei der Europawahl 2014 erreichte sie dann aber aus dem Stand 7,1 % und zog mit sieben Abgeordneten ins Parlament ein; sie schloss sich dort der Fraktion der »Europäischen Konservativen und Reformer« (EKR) an.18

			Jetzt könnte man sich fragen: Wieso ist sie dabei nicht geblieben – bei der insbesondere europa- und eurokritischen Haltung? Dafür lohnt sich ein Blick ins damalige Wahlprogramm. Man erkennt sofort, sie vertrat auch in der Familien-, Geschlechter- und Zuwanderungspolitik schon damals konservative bzw. eher rückwärtsgewandte, ja auch diskriminierende Ansichten. Besonders kritisierte sie die unkontrollierte Zuwanderung in die Sozialsysteme. Die für sie perfekte Verbindung von wirtschaftlichen und kulturellen Konflikten.19

			So war es dann auch ein Einfaches für die AfD, als die Aufmerksamkeit für die sogenannte Eurokrise zurückging, ihr recht bald schon neues Hauptthema ins Rampenlicht zu stellen: die Zuwanderung. Und mit der neuen Bühne kam auch ein neuer Hauptdarsteller: der Rechtspopulismus. Das Thema Europa-/Eurokritik war damit ein Türöffner für rechtspopulistische Themen, die so am Anfang unbemerkt durch den Türspalt schlüpfen konnten.20

			Und je mehr sich die Themen verschoben, umso mehr veränderte sich auch das Personal in der Partei.

			Ein Mann, der uns heute sehr bekannt ist, hatte schon da seine Finger im Spiel: Björn Höcke. Ein ehemaliger Geschichtslehrer, den man laut Gerichtsurteil »Faschist« nennen darf – ein »Werturteil«, das als geschützte Meinung nach Art. 5 GG zu sehen sei und auf einer überprüfbaren Tatsachengrundlage beruhe.21 Mit der »Erfurter Resolution« 2015 stellten er und andere rechtsnationale Kräfte innerhalb der Partei den gemäßigten Kurs der Parteispitze infrage. Als sich immer mehr herauskristallisierte, dass die Gemäßigteren keinen Rückhalt mehr hatten, verließ ein Teil der Mitglieder unter der Führung des damaligen Parteivorsitzenden (und Gründers) Bernd Lucke die AfD. Sie wollten eine neue insbesondere wieder europa-/eurokritische Partei gründen. Seitdem ist zu beobachten, dass Teile der AfD immer extremer werden.22

			Die sogenannte Flüchtlingskrise im Jahr 2015 bezeichnete Alexander Gauland damals als »Geschenk« für die Umfragen. Die AfD nahm eine restriktivere Haltung in der Flüchtlings- und Zuwanderungspolitik ein, was ihre Popularität erheblich steigerte. Es folgten die Silvesternacht 2015/2016 und die Ereignisse auf dem Kölner Bahnhofsvorplatz, in der es zu sexuellen Übergriffen durch junge Männer nordafrikanischer Herkunft auf Frauen kam, dann der Streit in der damaligen Großen Koalition unter Angela Merkel und die Kritik an ebendieser für ihr »Wir schaffen das«.23

			Bei den Landtagswahlen 2016 erzielte die AfD auch im Westen das erste Mal zweistellige Ergebnisse.24

			Vor allem unter Höcke radikalisierte sich die Partei zunehmend. Im Besonderen ist dabei im Gedächtnis geblieben, wie er das Berliner Holocaust-Mahnmal in einer Rede im Januar 2017 als »Denkmal der Schande« bezeichnete.25

			Die Bundestagswahl 2017 brachte der AfD schließlich den Durchbruch: Mit 12,6 % der Stimmen zog sie als stärkste Oppositionspartei in den Bundestag ein, da erneut die Große Koalition gebildet wurde. Die damalige Fraktionsvorsitzende Frauke Petry wurde von Alice Weidel als Co-Vorsitzende neben Alexander Gauland abgelöst.26

			Im Herbst 2018 zog die AfD dann auch in die verbliebenen Landtage von Bayern und Hessen ein und war ab da in allen Landesparlamenten vertreten. 

			Die rechtsextremen Kräfte innerhalb der Partei wurden immer lauter und sichtbarer. Unter Andreas Kalbitz, dem damaligen Landesvorsitzenden aus Brandenburg, und Björn Höcke entstand der »Flügel« – das Netzwerk der völkisch-nationalistischen Strömung in der AfD, das 2020 vom Bundesverfassungsschutz als gesichert rechtsextremistisch eingestuft wurde. Der damalige Bundessprecher Jörg Meuthen versuchte, diesem Flügel Einhalt zu gebieten, was im Ergebnis dazu führte, dass er selbst 2022 die Partei verließ. Die radikalen Kräfte hatten ab da offiziell den größten Einfluss in der Partei.27

			Die Entwicklung der AfD lässt sich in aller Kürze wie folgt zusammenfassen: von einer wesentlich europa-/eurokritischen Partei über eine rechtspopulistische hin zu einer in weiten Teilen rechtsextremistischen Partei.28

			In drei Bundesländern – Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen – gilt sie aus Sicht des Verfassungsschutzes als gesichert rechtsextremistisch.29

			In weiteren sechs Bundesländern – Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Bremen, Hessen und Niedersachsen – ist sie ein rechtsextremistischer Verdachtsfall.30

			Die Bundespartei als Ganzes wird derzeit ebenfalls als rechtsextremistischer Verdachtsfall geführt. Über eine mögliche Höherstufung als »gesichert rechtsextreme Bestrebung« will der Verfassungsschutz erst nach den Neuwahlen zum Bundestag 2025 entscheiden – aus Gründen der politischen Zurückhaltung rund um die Wahlen, wie es aus Sicherheitskreisen heißt.31

			Die AfD streitet die Vorwürfe freilich ab, bezweifelt öffentlich die Unabhängigkeit des Verfassungsschutzes und redet im Zweifel von Einzelfällen …32

			Die aktuelle Situation

			An dieser Stelle möchte ich einen Schnitt machen, bevor wir tiefer in die Themen der AfD einsteigen, analysieren, welche gerade verfangen und warum sie so viel Anklang finden, aber auch schauen, wer die AfD denn nun wirklich wählt.

			Die AfD hat sich in unseren Alltag geschlichen, schrieb ich zu Anfang. Die AfD hat sich erfolgreich im politischen System etabliert und ihre Parolen in unserem Alltag platziert.

			Wiederholt sich hier gerade Geschichte?

			Je länger ich darüber nachdenke und das Gefühl habe, dass ich mit Menschen darüber sprechen möchte, desto mehr verfestigt sich ein Bild in meinem Kopf: der Frosch im heißen Wasser. Man sagt, der Frosch springe heraus, wenn man ihn hineinsetze und das Wasser zu heiß sei. Aber er bleibe drinsitzen, erhitze man das Wasser nur ganz langsam: Das Unheil für den Frosch nimmt damit seinen Lauf.

			Wie dieses Bild zur Geschichte der AfD passt? Wenn wir die letzten zehn Entwicklungsjahre der Partei im Hinterkopf haben und auf den Status quo schauen, ergibt sich folgendes Bild: Die AfD ist mitunter stärkste Kraft in ostdeutschen Ländern. Auch wenn derzeit niemand mit ihr direkt koalieren möchte, so ist sie doch an Abstimmungen beteiligt und hat somit Einfluss. In Thüringen setzte sich die CDU auch schon vor der Landtagswahl 2024 immer öfter bei Gesetzesentwürfen mit den Stimmen der AfD durch – man könne ja schließlich nichts dafür, wenn sich die AfD den eigenen Anträgen anschließe.33 Bei der konstituierenden Sitzung des Landesparlaments in Thüringen sorgte die AfD 2024 mit Alterspräsident Jürgen Treutler für einen Eklat, da dieser einen Fraktionsantrag zur Änderung der Geschäftsordnung nicht zulassen wollte. Am Ende musste das Landesverfassungsgericht eine einstweilige Anordnung erlassen, an die sich der AfD-Mann zu halten hatte.34

			In der ARD sagt AfD-Chefin Alice Weidel, dass sie die Niederlage von Nazideutschland am Ende des Zweiten Weltkriegs nicht als Tag der Befreiung feiern wolle,35 und ein AfD-Landtagsabgeordneter in Baden-Württemberg verkauft »Abschiebekalender« mit den »schönsten Abschiebeflugzeugen Deutschlands«.36 Das ist nur eine Momentaufnahme dessen, wie der politische Rechtsruck durch Deutschland geht: Rechtsextreme Parolen in unserem Land nehmen immer mehr zu.

			Und dann der Januar 2024 und mit ihm eine Antwort auf all das: Eine Demo gegen Rechtsextremismus geht durch Deutschland.

			Die große Frage, die nach der Veröffentlichung der Correctiv-Recherche »Geheimplan gegen Deutschland«37 mit den Abschiebeplänen der AfD gestellt wird: Wie lange haben sich viele in Sicherheit gewiegt, ohne genauer hinzusehen, was sich in unserer Gesellschaft entwickelt hat?

			Es ist paradox: Die Welt wurde in den vergangenen Jahrzehnten insgesamt liberaler, und gleichzeitig wurden die Radikalen immer radikaler. Das Wähler*innenpotenzial der AfD, also wie viele Menschen bereit wären, sie zu wählen, liegt bundesweit derzeit nach Aussagen des Soziologen Aladin El-Mafaalani bei 30 %.38 Das bedeutet zwar, dass sich 70 % auf andere Parteien verteilen, aber die AfD hat das Potenzial, stärkste Kraft in Parlamenten zu werden, und ist es in Thüringen 2024 bereits geworden.39 Funktioniert da unsere Demokratie noch mit einer Partei an der Spitze, die vom Verfassungsschutz insgesamt als rechtsextremistischer Verdachtsfall eingestuft wird und in mehreren Bundesländern als gesichert rechtsextrem gilt?

			Die Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung aus dem Jahr 2023 zeigt, dass sich 6,6 % der Befragten eine rechtsgerichtete Diktatur mit starkem Führer wünschen. Mehr als 8 % haben ein rechtsextremes Weltbild.40

			Irgendwie lässt mich das Gefühl nicht los, dass wir dieser Frosch sind. Wir, das ist nach meinem Empfinden die liberale »Mitte« vom vernünftigen Links bis gemäßigten Rechts. Wir alle sitzen gemeinsam im Wasser, und langsam wird es wärmer. Es bewegt sich nur niemand so wirklich …

			Jetzt könnte man sagen: Nach der Veröffentlichung der Correctiv-Recherche sind Hunderttausende Menschen auf die Straße gegangen. Die Kundgebungen gehören zu den größten Demos der letzten Jahre. Menschen haben sich für die Demokratie eingesetzt und sich gegen Rechtsextremismus gestellt. Ich denke, das war und ist extrem wichtig. Nur, was ist der nächste Schritt? Was folgt daraus?41

			Haben die Demonstrationen nachhaltig etwas verändert? Überzeugen sie Menschen inhaltlich, warum man eine in weiten Teilen rechtsextreme Partei nicht wählen sollte?

			Wahrscheinlich eher weniger, und das ist auch gar nicht der Sinn hinter einer Demonstration. Es wirkt beinahe so, als würde sich die Mitte der Gesellschaft in einer Schockstarre befinden ob der neuerlichen Salonfähigkeit rechtsextremer Politik. Was kommt also gerade zu kurz?

			Und damit zurück zum Anfang dieses Kapitels: Es fehlt ehrliche und transparente Auseinandersetzung. Haben wir als Gesellschaft das Debattieren verlernt? Oder gar nie gelernt? Oder halten wir uns nur in eigenen Filterblasen auf, in denen nicht debattiert wird? Der Kompromiss, in dem sich alle wiederfinden, ist so etwas wie das Ideal in einer Demokratie. Deshalb ist ein »Let’s agree to disagree« so viel mehr wert, als gar nicht miteinander zu reden. Mir scheint, den Mehrwert erkennen wir derzeit nicht ausreichend.

			Das schließt natürlich unbequeme, aber keine rechtsextremen Weltbilder mit ein. Diese entziehen sich durch Verlassen unserer gesellschaftlichen Grundordnung der Möglichkeit des Diskurses. Aber lassen sich diejenigen, die Kontrollverlust fürchten und einfache Antworten im AfD-Spektrum suchen, wieder an den Tisch bringen? Wie wird aus Protest Dialog?

			Vielleicht haben wir oftmals verlernt, Situationen offen zu hinterfragen. Wir vertrauen womöglich zu oft auf einfache Antworten bei komplexen Sachverhalten und denken, das werde schon richtig sein. Auch ich kann mich davon nicht vollends frei machen. Ein plakatives Beispiel: Offene Diskussionen über Corona-Maßnahmen, egal wie man dazu steht, haben einfach nicht ausreichend stattgefunden. Heute wissen wir, dass das eher ein Fehler war und gute Argumente für Schutzmaßnahmen und Impfungen oftmals gar nicht bemüht werden mussten. Gerade das aber hätte Kritiker*innen, womöglich gar Leugner*innen, sachlich in die Debatte eingebunden respektive den Wert ihres Argumentes.

			Wie soll man sich noch als zugehörig empfinden, wenn es keinen Raum mehr für Disput und Streit gibt? Noch mal: Es geht hier nicht um die Legitimation extremer oder extremistischer Weltbilder, von keiner Seite. Aber es ist etwas ins Rutschen geraten. Einige Menschen kündigen ohne Not das Vertrauen in den Staat und seine Institutionen sowie in die Medien auf. Hätten wir sie halten können? Durch Prüfung aller Argumente? Wenn Politik und Gesellschaft – ohne Standpunkte zu verwässern – mehr Raum gegeben hätten und etwas geduldiger wären?

			Der Rechtsextremismusforscher Prof. Wilhelm Heitmeyer kommt zum Ergebnis, dass in weiten Teilen der Bevölkerung Abwertungs- und Diskriminierungsformen schon vor der Gründung der AfD tief verankert waren. Das zeige, dass es ein großes Potenzial von Menschen gibt, die sich zwar vom klassischen Rechtsextremismus und seinem Gewaltpotenzial distanzieren, doch dem Agieren der AfD durchaus zugeneigt seien.42

			Mir scheint, viele Menschen sehen sich subjektiv ungerecht behandelt und befürchten den sozialen Abstieg. Wie schön es da doch wäre, wenn alles so bliebe, wie es in Wahrheit nie war. Auftritt AfD. Einfache Antworten zu komplexen Themen. Die Ausländer. Das Verbrenner-Aus. Gendersternchen. Die Grünen. Die EU. Für viele hat es den Anschein, als würde endlich jemand einmal die wahren Probleme des Landes benennen. Als ob das so einfach wäre, wie es scheint.

			Eine Partei, die immer mehr beherrscht wird von rechtsextremen Kräften, arbeitet sich an Aufregerthemen ab. Und verfolgt dabei doch ein perfides Ziel.

			Auf der wissenschaftlichen Ebene wird das Thema häufig diskutiert, und auch die Medien und die Politik selbst suchen schon lange nach Antworten. Ich bin mir sicher, es gibt sie. Neben all den spannenden wissenschaftlichen Studien möchte ich mit dieser Reise eine Lücke füllen. Die Menschen selbst für sich sprechen lassen. Vor Ort sein.

			So sitze ich jetzt hier auf meiner gepackten Reisetasche, bereit loszufahren. Um diese Menschen zu besuchen.

			Und eines noch – zurück zum Frosch im Topf: alles ein Mythos. Der Frosch springt auch dann raus, wenn es langsam ungemütlich wird. Na, wenn uns das mal nicht hoffnungsvoll stimmen kann. Es ist an der Zeit!

		

	
		
		

		
			2
Auf leisen Sohlen – Wie hat sich die AfD in unseren Alltag geschlichen?

			Okay, einmal kurz innehalten und tief Luft holen. Bevor wir losfahren – da war doch noch etwas … Die Vorbereitung. Wenn ich mit Menschen wirklich ins Gespräch kommen möchte, dann muss ich wissen, was sie gerade ganz genau umtreibt. Welche Themen beschäftigen Menschen am meisten, die sich der AfD nahe fühlen?

			Wie hat es die AfD geschafft, sich Schritt für Schritt in ihren Alltag zu drängen? Wie ist es möglich, dass Rechtspopulismus heute so erfolgreich verfängt?

			Schauen wir uns dazu einige Erklärungsansätze an:

			Eine zentrale These, die man immer wieder in ökonomischen Ansätzen findet, ist folgende: Es gibt sogenannte Verlierergruppen in der Gesellschaft. Rechtspopulistische Einstellungen entstehen etwa dann, wenn es immer mehr Streit um die Verteilung von Geld und Ressourcen gibt. Wenn man trotz des Glücks, in diesem Land leben zu können, subjektiv und manchmal objektiv auf der Verliererseite steht. Wenn sich das Gefühl einschleicht, dass die knappen Ressourcen auch noch geteilt werden müssen.1

			Wer verdient wie viel? Wie groß ist die Schere zwischen Arm und Reich? Und was kann man sich heute eigentlich noch vom Verdienst seiner Arbeit leisten? Diese Fragen sind essenziell für viele Menschen – ich vermute: für uns alle. Dabei schaut man vergleichend nach rechts und links und hat das Gefühl: Warum kann sich mein Nachbar ein neues Auto kaufen? Wie schafft es eigentlich die Großfamilie, über die Runden zu kommen, obwohl die Eltern doch nur auf der »faulen Haut« liegen? So nimmt man jedenfalls an. Und Menschen, die zu uns kommen, die bekommen einfach, ohne etwas »dafür getan zu haben«, Sozialleistungen. Kümmert sich der Staat um die mehr als um mich?

			Diese beispielhaften Gedanken können empfänglich machen für rechtspopulistische Antworten. Viele Studien und Untersuchungen zeigen, dass die AfD in sozialen Schichten mit niedrigerem Einkommen stärker gewählt wird.2 Später mehr dazu. 

			Doch schon jetzt wird deutlich: Es funktioniert durch ein »Wir gegen die«-Denkmuster.3

			Was bedeutet Rechtspopulismus?

			An dieser Stelle ist es sinnvoll, den Begriff »Rechtspopulismus« einmal näher zu beleuchten. Rechtspopulismus ist eine politische Richtung, die einfache Lösungen für komplexe Probleme anbietet. Dabei betonen rechtspopulistische Politiker*innen oft, dass sie das »Volk« vertreten und sich gegen eine angeblich abgehobene Elite stellen, also Politiker*innen, Medien oder Gerichte. Sie sprechen oft von Bedrohungen für das eigene Land und machen dafür häufig Minderheiten oder Eingewanderte verantwortlich. Ganz klar gesagt: Rechtspopulismus nutzt die Ängste und Sorgen der Menschen, um Unterstützung für die eigene Sache zu gewinnen. Es ist also auch eine Mobilisierungsmethode und eine Art der politischen Kommunikation. Eine einfache Unterteilung zwischen Freund und Feind. Rechtspopulistische Parteien und Bewegungen schüren gezielt Ängste und Unsicherheiten, indem sie Bedrohungsszenarien verbreiten. Sie greifen auf gängige Vorurteile und Stereotype zurück, um die Menschen emotional anzusprechen und ihre Unterstützung zu gewinnen. Durch eine solche Rhetorik versuchen sie, politische Maßnahmen durchzusetzen, die auf Ausgrenzung und Kontrolle abzielen wie etwa die Einschränkung von Freiheitsrechten, die Schließung von Grenzen und die Verschärfung von Gesetzen und Strafen.4

			Man kann es grob heruntergebrochen als Abgrenzung zwischen »Wir sind das Volk« und »Das sind die anderen« sehen.5

			»Wir« und »die anderen«

			»Wir, die echten Deutschen« – ein Wir, das für ehrliche, fleißige Menschen stehen soll, die Opfer der gegenwärtigen Lage sind.

			Bei »den anderen« handelt es sich um »die da oben« – eine scheinbare Elite, die unerreichbar ist und Entscheidungen für alle trifft. »Die anderen« sind aber auch die Fremden, die von außen dazukommen und sich etwas nehmen wollen, das ihnen nicht zusteht. Und »die anderen« als »die da unten« – die »sozial Schwachen«. Drei Gruppen, die sich vom »normalen« Wir abgrenzen und als Täter verstanden werden. Täter, die das »Wir« angreifen wollen. Was folgt daraus? Das Wir muss verteidigt werden: Festung Europa. Dichte Grenzen. Die Deutschen. Im Gegensatz dazu: Überfremdung. Das Establishment. Die Systemmedien.6

			Laut einer Analyse der Hans-Böckler-Stiftung,7 die rechtspopulistische Selbst- und Weltbilder in den Fokus nimmt, ist dies der Nährboden, auf dem sich Rechtspopulismus entwickeln kann. Eine Gegenüberstellung, die Menschen als »Volk« vereint, zu dem man sich zugehörig fühlt, aber eben nur dadurch, dass andere ausgeschlossen werden und man sich von den drei genannten Gruppen abgrenzt. Daraus folgt, wie beschrieben, dass auch Medien abgewertet und als Feindbild betrachtet werden genauso wie Justiz und Politik. Passend können wir an dieser Stelle die heutige Co-Chefin der AfD, Alice Weidel, zitieren: Mitglieder der Regierung seien »Verfassungsfeinde, von denen wir regiert werden. Diese Schweine sind nichts anderes als die Marionetten der Siegermächte des Zweiten Weltkriegs und haben die Aufgabe, das deutsche Volk kleinzuhalten, indem molekulare Bürgerkriege in den Ballungszentren durch Überfremdung induziert werden sollen.«8

			Die Angst um den sozialen Abstieg

			AfD-Wähler*innen sehen sich oft selbst als ausgegrenzte Minderheit. Dazu passt, um den roten Faden zu der These der Verlierergruppen wieder aufzunehmen, dass viele Menschen Verlustängste haben. Es ist die Angst vor dem sozialen Abstieg – nicht nur als reale Erfahrung, sondern eben auch schon die Vorstellung dessen: Ich könnte meinen Job verlieren, jemand anders kann sich eine große Wohnung leisten und ich nicht. Wie soll ich meinen Einkauf bezahlen? Warum haben Geflüchtete ein Handy? Meinen Eltern ging es früher besser als mir. Nur um ein paar weitere beispielhafte Denkmuster aufzuzeichnen. Das Aufstiegsversprechen, das es früher einmal gab, hält nicht mehr.9

			Dazu passend die drei Gruppen, die als Täter in dieser Situation fungieren. In einer Befragung der Hans-Böckler-Stiftung aus dem Jahr 2017 sieht man, dass sich gerade AfD-Wähler*innen proportional mehr Sorgen um ihre finanzielle Absicherung im Alter machen (63 %) als insgesamt alle Befragten (49 %).10

			Wenn man auf die Faktenlage schaut, ist diese Sorge auch wirklich real und nichts, was man als »Angstmacherei« abtun sollte. Tatsächlich ist die Armut in den letzten zehn Jahren in Deutschland deutlich gestiegen, obwohl die Wirtschaft insgesamt gewachsen ist. Haushalte, die unter der Armutsgrenze leben, sind finanziell noch weiter hinter die Durchschnittsverdiener zurückgefallen. Die Ungleichheit der Einkommen hat zugenommen, was man am sogenannten Gini-Koeffizienten sehen kann. Der Gini-Koeffizient ist eine Zahl, die misst, wie ungleich das Einkommen in einem Land verteilt ist. Ein höherer Wert bedeutet also mehr Ungleichheit.11

			Was zeigt uns das? Die AfD hat das Thema erkannt und einfache Erklärungen dafür in ihrem »Wir gegen die«-Denkmuster geliefert.

			Corona, Ukraine-Krieg und Verschwörungsideologien

			Um einen Schritt weiterzugehen: Bei all dem darf man die Coronakrise nicht aus dem Blick verlieren, sondern muss sie sogar als Teil der Erklärung betrachten. Denn wenn wir ehrlich sind: Wer hat keine Unsicherheit während der Pandemie verspürt? Kurzarbeit, Jobverlust, Sorge um die Gesundheit, Einsamkeit, Zukunftsangst – diese Themen haben die Gesellschaft tiefgreifend beeinflusst.

			Die wachsende Ungleichheit in der Gesellschaft wird auch durch den Datenreport 2021 belegt, der von der Bundeszentrale für politische Bildung in Kooperation mit dem Statistischen Bundesamt, dem Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung und dem Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung herausgegeben wurde.12

			Um es pointiert zu sagen: Die Corona-Pandemie hat nahezu alle Bereiche der Gesellschaft stärker beeinflusst als jede andere Krise in den letzten Jahren. Das Vertrauen in die Politik sinkt seither, viele fühlen sich nicht gesehen. Und genau hier setzt der Rechtspopulismus an. Dabei spielen Verschwörungsideologien eine zentrale Rolle.13

			Rechtspopulistische Akteure griffen während der Pandemie verstärkt auf Verschwörungsideologien zurück, um ihre politische Agenda voranzutreiben. Diese Mythen behaupten oft, dass die Pandemie Teil einer geheimen Verschwörung ist, die von einer kleinen, mächtigen Elite gesteuert wurde. Und hier landen wir wieder bei den vertrauten Narrativen von den »anderen«.14

			Studien zeigen, dass rechtspopulistische Politiker*innen diese Mythen gezielt einsetzen, um das Misstrauen gegenüber staatlichen Institutionen und wissenschaftlichen Expert*innen zu verstärken. So berichteten Sarah Evanega und Mark Lynas von der Cornell University in einer gemeinsamen Studie der Alliance for Science schon 2020, dass rechtspopulistische Führungspersönlichkeiten bewusst Fehlinformationen verbreiten, um das Vertrauen in die Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung zu untergraben.15 Ebenso zeigten Untersuchungen von Joseph Uscinski u. a. 2020, dass Verschwörungstheorien häufig genutzt wurden, um Anhänger gegen eine vermeintliche »Elite« zu mobilisieren, die angeblich die Pandemie kontrolliere. Rechtspopulistische Parteien inszenieren sich dabei als Retter – die vermeintlich einzige »Alternative« für die Bürger*innen. Diese »einfachen Antworten« zielen immer wieder darauf ab, eine Gruppe »der anderen« als Sündenbock darzustellen, den man für eine missliche Lage verantwortlich machen kann. Ihr merkt, das Muster wiederholt sich.16

			Diese Mischung aus Rechtspopulismus und Verschwörungsmythen verstärkte die gesellschaftliche Spaltung und führte dazu, dass das Vertrauen in demokratische Institutionen und wissenschaftliche Erkenntnisse weiter erodierte.

			Eine ähnliche Dynamik war beim Ausbruch des Ukraine-Kriegs im Februar 2022 zu beobachten.

			Die repräsentative Erwerbspersonenbefragung des Wissenschafts- und Sozialinstituts der Hans-Böckler-Stiftung von 2022 fand heraus, dass 17 % der Befragten eine ablehnende Haltung gegenüber Geflüchteten aus der Ukraine hatten und 9 % offen für Verschwörungsmythen rund um den Angriffskrieg waren. Aussagen wie »Deutschland kann nicht noch mehr Geflüchtete aufnehmen« oder die Behauptung, die Situation dort sei gar nicht so schlimm wie dargestellt, waren auffällig weit verbreitet. Auch die Verharmlosung von Wladimir Putin als »kein Kriegsverbrecher« fand in diesen Kreisen Anklang. Besonders auffällig ist dabei die Überlappung mit den Verschwörungsmythen der Corona-Pandemie. Und hier ein alarmierendes Ergebnis: Unter Menschen, die sich der AfD nahe fühlen, war die Zustimmung zu diesen Mythen dreimal so hoch wie in der Gesamtbevölkerung.17

			Das Narrativ der Fremden als Motor für Rechtspopulismus

			Ruth Wodak, Professorin im Ruhestand für Diskursstudien, schreibt in einem Artikel für die Bundeszentrale für politische Bildung über rechtspopulistische Diskursverschiebungen, dass weltweite Krisen in Wirtschaft und Gesellschaft ein wesentlicher Grund dafür sein können, dass rechtspopulistische Parteien an Zuspruch gewinnen. Diese Krisen, gepaart mit dem Gedanken, dass ein nationalistisch gesinntes, »homogenes« Volk Voraussetzung für ein erfolgreiches Land ist, bilden die Grundlage für Feindbilder, die Ausgrenzung fördern – seien es antimuslimische, antisemitische, antiziganistische oder homophobe Ressentiments.18

			Eine weitere Krise, die unsere These des »Wir gegen die« untermauert, ist natürlich auch die sogenannte »Flüchtlingskrise« von 2015/2016. Ausländerfeindlichkeit wurde auf die Spitze getrieben. Das Narrativ der »Fremden«, die pauschal kriminalisiert wurden und denen man vorwarf, Sozialleistungen unrechtmäßig in Anspruch zu nehmen, wurde gezielt eingesetzt.19 Diese populistische Rhetorik hatte bereits vor der Flüchtlingskrise 2015/2016 eine bedeutende Rolle in der öffentlichen Debatte über Migration und Integration gespielt. In den 1990er-Jahren etwa, nach dem Zerfall Jugoslawiens und angesichts der darauffolgenden Flüchtlingsströme, gab es bereits heftige Diskussionen über die Aufnahme von Geflüchteten und ihre Integration in Deutschland. Dazu kam die rechte Gewalt in den 1990ern, die mit Pogromen in Städten wie Hoyerswerda und Rostock-Lichtenhagen erschreckende Ausmaße erreichte, begleitet von Brandanschlägen und Hetzjagden. Rechtsextreme nutzten diese Gewalt, um ganze Regionen unter ihre Kontrolle zu bringen und Andersdenkende sowie Menschen mit Migrationshintergrund zu vertreiben. Diese Erfahrungen und die weitgehend ausbleibende Bestrafung der Täter führten zu einem gestärkten Selbstbewusstsein in rechtsextremen Kreisen, was sich bis in die 2010er-Jahre fortsetzte.20

			Das gleiche Muster zeigt sich auch, wenn wir noch weiter zurückgehen: Auch die Zuwanderung aus der Türkei in den 1960er- und 1970er-Jahren führte zu lang anhaltenden Debatten über die »Gastarbeiterfrage« und die damit verbundenen gesellschaftlichen Herausforderungen.21

			Man kann sagen, die »Flüchtlingskrise« ab 2015 hat diese Themen erneut in das Zentrum der politischen Auseinandersetzungen gerückt und die bereits bestehenden Ängste und Vorurteile weiter verstärkt. Ein Beispiel hierfür ist die sogenannte Obergrenzen-Debatte,22 die stark von der AfD und anderen rechtspopulistischen Akteuren genutzt wurde, um die Befürchtung zu schüren, dass Deutschland »überfremdet« wird. Auch die wiederholte Darstellung von Geflüchteten als »Sozialschmarotzer«23 oder als Bedrohung für die innere Sicherheit – etwa durch die systematische Verbindung von Migration mit Terrorismus nach den Anschlägen von Paris im November 201524 – zeigt, wie diese Narrative wirkten. Sie haben sich in das kollektive Bewusstsein eingebrannt und wirken bis heute nach, indem sie die öffentliche Debatte dominieren und die Wahrnehmung von Migration und Integration maßgeblich prägen. Diese Themen werden bis heute immer wieder von rechtspopulistischen Parteien aufgegriffen, um politisches Kapital daraus zu schlagen und die Gesellschaft weiter zu polarisieren.

			Migration ist das Thema, das immer wieder von der AfD genutzt wird. Dabei hat es drei starke Komponenten:

			Erstens kann man es nutzen, um eigene wirtschaftliche Schwierigkeiten zu thematisieren – man ist abgehängt wegen der Fremden.

			Zweitens stellt es eine Möglichkeit dar, das Unbehagen über die Veränderungen in der Welt auszudrücken – was man nicht kennt, ist einem nicht ähnlich und deshalb nicht geheuer.

			Und drittens erlaubt es, die Regierung für die aktuellen Entwicklungen verantwortlich zu machen.25

			Der Soziologe Albert Memmi definiert Rassismus als »die verallgemeinerte und verabsolutierte Wertung tatsächlicher oder fiktiver Unterschiede zum Vorteil des Anklägers und zum Nachteil seines Opfers, mit der seine Privilegien oder seine Aggressionen gerechtfertigt werden sollen«.26 Einfach gesagt: Es ist die Suche nach einem Sündenbock, die einem selbst gleichzeitig ein besseres Gefühl gibt.

			Man kann annehmen, die Angst vor Fremden bzw. Fremdenfeindlichkeit ist eine der ausschlaggebenden Überzeugungen oder, besser noch, eines der dominierenden Gefühle, warum man sich dem rechten Spektrum zugehörig fühlt. Dieses Thema werden wir in den folgenden Kapiteln noch näher beleuchten.

			Die Medien als eigenes Sprachrohr

			Es ist Zeit, einen grundlegenden weiteren Aspekt hinzuzufügen: die gezielte Nutzung der Medien, um politische Botschaften zu verbreiten und Einfluss auf die öffentliche Meinung zu nehmen. Die AfD behauptet, sie sei die einzige Partei, die sich wirklich für Meinungsfreiheit einsetze. Ihr Slogan »Mut zur Wahrheit«, den wir in den letzten Jahren auf etlichen Plakaten lesen durften, ist ein gutes Beispiel dafür. Die Partei vermittelt den Eindruck, dass bestimmte Meinungen und Fakten in der Öffentlichkeit unterdrückt werden und dass sie selbst von den Medien unfair behandelt und ausgegrenzt wird im Vergleich zu anderen Parteien. Dieser vermeintliche Einsatz für die Meinungsfreiheit dient oft dazu, kontroverse und spaltende Themen in die öffentliche Debatte zu bringen und gleichzeitig jede Kritik daran als Versuch der Zensur zu brandmarken.27

			Es fühlt sich wie ein Widerspruch an, sich als Opfer der Medien darzustellen und sie dann im Endeffekt für die eigenen Zwecke zu nutzen. Doch genau so funktioniert das perfide Spiel von Rechtspopulisten.

			Auf der einen Seite werden die Medien als »Systemmedien« unglaubwürdig gemacht. Wir kennen dabei auch den Begriff der »Lügenpresse«. Rechtspopulist*innen sprechen Medien, die nicht in ihrem Sinne berichten, die Glaubwürdigkeit ab und suchen sich neue Räume für ihre Botschaften. Dies führt zu einer zunehmenden Fragmentierung der Medienlandschaft, in der alternative und oft nicht überprüfte Informationsquellen an Bedeutung gewinnen. Plattformen wie TikTok, X, Instagram werden dazu benutzt, mit provozierenden Aussagen Aufmerksamkeit zu erzeugen. Daraufhin erfolgt die Kritik der Medien, und die AfD behauptet, sie habe es ganz anders gemeint und man habe sie mal wieder falsch verstehen wollen.

			Ein aktuelles Beispiel für diese Strategie liefert Maximilian Krah, ehemaliger Spitzenkandidat der AfD für die Europawahl 2024. Krah veröffentlichte 2023 auf der Plattform X (ehemals Twitter) einen Post, in dem er den Begriff »Umvolkung« verwendete, einen Begriff, der tief in der nationalsozialistischen Rhetorik verwurzelt ist.28 Diese Bezeichnung, die in rechtsextremen Kreisen als Teil der »Great Replacement«-Verschwörungstheorie bekannt ist, suggeriert, dass Migranten die einheimische Bevölkerung systematisch ersetzen sollen.29

			Nach dem Aufschrei in der Öffentlichkeit und scharfer Kritik von Medien und Politik versuchte Krah, seine Aussage zu relativieren, indem er behauptete, der Begriff sei missverstanden worden. Doch anstatt Verantwortung für seine Worte zu übernehmen, nutzte er die Gelegenheit, um die Medien – die sogenannten Systemmedien – anzugreifen und ihnen vorzuwerfen, bewusst falsche Narrative zu verbreiten, um die AfD zu diffamieren. Die Absicht dahinter: die AfD als »Opfer« einer größer angelegten Kampagne gegen sie zu inszenieren.30

			Solche Strategien sind typisch für die Kommunikationsweise der AfD, die darauf abzielt, sowohl ihre Anhängerschaft zu mobilisieren, als auch sich als einzig legitime Stimme gegen das »Establishment« zu positionieren. Gleichzeitig ermöglicht es der Partei, sich von den provokanten Inhalten zu distanzieren, wenn der öffentliche Druck zu groß wird, ohne jedoch das ursprüngliche Narrativ aufzugeben, das ihre Basis anspricht.

			Und dabei sei angemerkt, dass auch dieses rechtspopulistische Mittel keine Erfindung der AfD ist. Es wird rund um die Welt angewandt, schauen wir zum Beispiel zu Donald Trump in den USA. Er verunglimpft die Medien als nicht glaubwürdig und installiert seine eigene Wahrheit. Umso wichtiger, dass es Medien gibt, die immer wieder darüber aufklären.

			Die bewusste Verbreitung von Unwahrheiten wird also als Strategie genutzt, um bestimmte Erzählungen zu untermauern. Diese Taktik folgt oft dem Prinzip: Erzählungen schlagen Fakten. Menschen neigen dazu, an das zu glauben, was ihre bestehende Sichtweise bestätigt, selbst wenn die zugrunde liegenden Aussagen objektiv falsch sind. Fake News erfüllen hierbei eine doppelte Funktion: Sie stärken das Narrativ der Partei und liefern ihrer Anhängerschaft die scheinbare Legitimation, sich in ihrem Weltbild bestätigt zu fühlen. In diesem Zusammenhang verschwimmt die Grenze zwischen Wahrheit und Lüge – es zählt allein, welche Wirkung die Erzählung entfaltet.

			Was früher als nicht akzeptabel galt, wird durch die wiederholte Konfrontation mit extremen Positionen allmählich »normalisiert«. Vor diesem Hintergrund kommt vielen direkt die sogenannte Vogelschiss-Äußerung von Alexander Gauland in Erinnerung, einem führenden Mitglied der AfD und unter anderem ehemaligen Bundessprecher. Gauland erklärte im Jahr 2018, dass die Zeit des Nationalsozialismus im Vergleich zur deutschen Geschichte insgesamt nur »ein Vogelschiss« sei. Diese Relativierung der Naziverbrechen löste zwar Empörung aus, aber gleichzeitig verschob sie die Grenzen des Sagbaren in der politischen Debatte.31

			Wo früher eine klare moralische Grenze gezogen wurde, findet heute eine Aushandlung darüber statt, was noch als akzeptable Meinungsäußerung gelten kann. Und: Ein immer größer werdender Teil der Bevölkerung wendet sich dadurch von den etablierten Medien ab – und letztlich eben auch von den demokratischen Institutionen.

			Wie die AfD für uns immer »normaler« wird

			Für diese Beobachtung der zunehmenden Normalisierung von Aussagen oder Meinungen gibt es in der Wissenschaft eine Erklärung. Der Soziologe Wilhelm Heitmeyer benennt drei Eskalationsstufen, die zu besagter Normalisierung führen und damit zur Gefahr für die Demokratie werden.

			Zuerst wird, wie beschrieben, zum Beispiel in den Medien provoziert. Heitmeyer nennt das »Provokationsgewinn«. Der nächste Schritt ist der »Raumgewinn«. Hier besetzen rechtspopulistische Kräfte den öffentlichen Raum sowohl im physischen als auch im metaphorischen Sinne. Dies manifestiert sich nicht nur in der verstärkten Präsenz in den Medien und politischen Debatten, sondern auch in gewaltsamen Aktionen wie Anschlägen auf Flüchtlingsunterkünfte. Durch diese Gewalttaten wird dann im selben Schritt buchstäblich Raum genommen, die »anderen« werden vertrieben – der sogenannte Räumungsgewinn.

			Die letzte Stufe ist der »Normalisierungsgewinn«. Auf dieser Ebene haben sich die zuvor extremen Positionen so weit in den öffentlichen Diskurs eingewoben, dass sie zunehmend als legitim betrachtet werden. Diese Normalisierung untergräbt die demokratische Kultur und höhlt sie von innen heraus aus, da die Akzeptanz für radikale Ideen und Handlungen wächst und die gesellschaftliche Toleranzschwelle sinkt.32

			Analog zu Heitmeyers Eskalationsmodell beschreibt der Diskursforscher Michał Krzyżanowski den Prozess der Normalisierung extremistischer Diskurse ebenfalls in drei Phasen. Die erste Phase nennt er »Inszenierung«. In dieser Phase dringt die rechtspopulistische Rhetorik durch gezielte Inszenierungen in den öffentlichen Diskurs ein. Dies geschieht häufig durch spektakuläre mediale Auftritte oder provokative Aussagen, die öffentliche Aufmerksamkeit erzeugen und eine »diskursive Verschiebung« bewirken.

			Die zweite Phase ist die »Graduierung«. Hierbei handelt es sich um eine zweigleisige Strategie: Einerseits werden bestehende Diskurse aufrechterhalten, andererseits neue, extremere Elemente integriert. Diese Phase ist entscheidend, da sie es den Akteuren ermöglicht, ihren Einfluss zu erweitern, ohne dabei ihre ursprünglichen Positionen aufzugeben. Es ist ein schrittweiser Prozess, bei dem die Rhetorik und die ideologischen Inhalte zunehmend radikalisiert werden.

			Schließlich folgt die Phase der »Normalisierung«. In dieser Phase haben sich die neuen, zuvor extremen Diskurse so weit etabliert, dass sie als »normal« gelten. Die gesellschaftlichen Normen haben sich tatsächlich verändert, und was früher als extrem galt, wird nun als akzeptabler Teil des politischen Spektrums wahrgenommen. Diese Normalisierung gefährdet die demokratische Kultur, da sie die Grenzen des Sagbaren verschiebt und extremistische Positionen in den Mainstream integriert.33

			Konservative und ihr drohender Machtverlust

			Um daran anzuknüpfen: Was gleichfalls zu dieser Normalisierung extremer Positionen beiträgt, sind die Mainstream-Konservativen, die selbst in Form populistischer Aussagen und Haltungen Meinungen rechtspopulistischer Parteien übernehmen und damit versuchen, ihren drohenden Machtverlust abzuwenden, wie die Professorin Ruth Wodak es beschreibt.

			So hat in jüngster Zeit auch Friedrich Merz, Vorsitzender der CDU, durch mehrere Aussagen die Grenzen des politischen Diskurses verschoben und dabei rechtspopulistische Argumentationsmuster aufgegriffen. Besonders kontrovers war seine Aussage im September 2023 in einer parteipolitisch besetzten Diskussionsrunde mit Welt TV: »Die werden doch wahnsinnig, die Leute, wenn die sehen, dass 300 000 Asylbewerber abgelehnt sind, nicht ausreisen, die vollen Leistungen bekommen, die volle Heilfürsorge bekommen. Die sitzen beim Arzt und lassen sich die Zähne neu machen, und die deutschen Bürger nebendran kriegen keine Termine.« Diese Bemerkung bedient das Narrativ, dass Geflüchtete Ressourcen in Anspruch nehmen und damit die Versorgung der einheimischen Bevölkerung beeinträchtigen.34

			Und auch seine flapsige Bemerkung in der Talkshow von Markus Lanz, in der er die Kinder von Migrant*innen als »kleine Paschas« bezeichnete, ist im Übrigen geeignet, Ressentiments zu schüren. Die Aussage stand im Zusammenhang mit Angriffen auf Rettungskräfte und Polizisten an Silvester 2022.35

			Was wir hier also beobachten können, ist eine Diskursverschiebung nach rechts. Auch darauf werden wir in den nächsten Kapiteln noch näher eingehen. Eins sei aber schon vorweggenommen: Die letzten Wahlen haben uns gezeigt – Wähler*innen merken, wenn Inhalte kopiert werden, und wählen dann doch lieber das Original, die AfD.

			Und jetzt?

			Blicken wir einmal auf das bereits Gesagte zurück, und versuchen wir, eine erste Annahme herauszuarbeiten, die die verschiedenen Erklärungsansätze wieder zusammenbringt, um zu verstehen, wie sich die AfD in unseren Alltag geschlichen hat. Ruth Wodak fasst es so zusammen, dass sich die Anziehungskraft rechtspopulistischer Parteien auf zwei zentrale Elemente zurückführen lässt: Zum einen gelinge es ihnen, Feindseligkeiten und Proteststimmungen in der Bevölkerung zu mobilisieren. Andererseits böten sie das Versprechen eines radikalen Wandels, der als Antwort auf die Herausforderungen gesehen werde, die sich aus den tiefgreifenden wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Veränderungen ergäben. Dieser »radikale Wandel« bleibt jedoch oft vage und unspezifisch; er wird vielmehr als eine Rückkehr zu einem idealisierten, vermeintlich besseren Zustand der Vergangenheit dargestellt – einer »Retrotopia«, die die Sehnsucht nach einer vermeintlich sichereren und übersichtlicheren Zeit bedient. Nach dem Motto: Früher war alles besser.36

			Nur – ist das wirklich so, und bietet die AfD wirklich konkrete Lösungen für die Probleme der Wähler*innen an?

			Um diese Frage zu beantworten, gibt es nach meiner Ansicht zwei Wege. Wir steigen weiter in die Tiefe der wissenschaftlichen Erkenntnisse ein, oder wir sprechen mit den Menschen. Meine Überzeugung und mein Weg in diesem Buch: Ich kombiniere es. Genau das wird in den nächsten Kapiteln geschehen.

			Zu diesem Zeitpunkt möchte ich noch einmal klarstellend hervorheben, dass unsere Vorbereitung auf diese Gespräche wichtig ist. Es ist wichtig, dass wir uns einen ersten Überblick über wissenschaftliche Fakten verschaffen, um in groben Zügen verstehen können, wie wir in den letzten Jahren zum Status quo gekommen sind. Und mir ganz persönlich ist es wichtig, dass dieses Buch als eines nicht verstanden wird: Es ist keine allumfassende Analyse der AfD oder der Geschichte rechtspopulistischen bis rechtsextremen Gedankenguts in Deutschland. Es ist ein Buch, mit dem ich dazu einlade, sich mit der AfD auseinanderzusetzen und eine eigene Haltung zu und einen Umgang mit ihr zu finden.

			Und bevor wir uns endlich auf den Weg machen, fehlt uns nur noch ein vorbereitendes Puzzleteil: Wer sind die Menschen genau, die die AfD wählen?

		

	
		
		

		
			3
Die Tür in der Brandmauer – Wer geht hindurch?

			Wenn wir die Augen schließen und darüber nachdenken, wer die AfD wählt, dann haben viele sofort ein typisches Bild im Kopf. Junger Mann aus Ostdeutschland. Und ich verrate nicht zu viel, wenn ich an dieser Stelle sage: Ja, den gibt es. Aber es ist natürlich mitnichten so, dass es ausschließlich dieser wäre.

			Und damit beginne ich dieses Kapitel mit einer wichtigen Erkenntnis: Die Präferenz, die AfD zu wählen, zieht sich durch die gesamte Gesellschaft.

			Oft wurde die Partei als Sammelbecken für Unzufriedene und die sogenannten Protestwähler*innen gesehen. Im Jahr 2024 machte das ZDF genau zu dieser Thematik eine Wahlumfrage – das Ergebnis: 66 % der Befragten glaubten, dass AfD-Wähler*innen den anderen Parteien einen Denkzettel verpassen wollten. Sie also nur wählen würden, um andere Parteien abzustrafen. Die Anhänger der AfD selbst bestätigen das nicht: 70 % sagen, sie wählten die Partei wegen ihrer Politik.1

			Man kann sagen, der Großteil der Menschen wählt sie also, der eigenen Einschätzung nach, wegen ihrer Inhalte. Weil diese Wähler*innen überzeugt davon sind, dass die AfD die richtigen Antworten auf ihre Probleme hat.

			Eine spannende Analyse zu den Wähler*innengruppen der AfD findet sich in einem Datensatz der Deutschen Gesellschaft für Wahlforschung und des Leibniz-Instituts für Sozialwissenschaften, für den zweimal im Jahr etwa 10 000 Menschen befragt wurden. Zeit Online hat sich den Datensatz näher angeschaut. Dieser zeigt, dass 82 % der AfD-Wähler*innen auf Bundesebene mit der Ampelregierung (2021 – 2025) aus SPD, Grünen, FDP völlig unzufrieden waren, im Gegensatz zu 32 % der Anhänger*innen anderer Parteien. 83 % der AfD-Wähler*innen wollten die Zuwanderung einschränken – beide Punkte sind nach meinen bisherigen Erläuterungen Erkenntnisse, die ich so bestätigen kann.

			Der nächstgenannte Punkt in der Datenanalyse ist aus meiner Sicht ein besonders spannender: 52 % der befragten AfD-Wähler*innen würden sich demnach im politischen Spektrum in der Mitte einordnen. Nach dieser Logik können sie also eine in weiten Teilen als gesichert rechtsextrem eingestufte Partei bzw. einen rechtsextremistischen Verdachtsfall wählen, ohne selbst rechtsextreme Einstellungen zu haben oder sich dieser Gruppe zugehörig zu fühlen.2

			Wie kann das gehen? Nehmen diese Wähler*innen nur die Themen der AfD wahr, die ihnen wichtig sind und die sich nicht im rechtsextremen Spektrum verorten lassen? Übersehen sie dafür, dass sich die AfD mit einem Großteil ihrer Forderungen eben nicht in der politischen Mitte befindet? Kann man also annehmen, dass sie nur bestimmte Überzeugungen der AfD unterstützen, ohne sich mit der gesamten Partei zu identifizieren? Oder verstehen sie die AfD nicht als eine in weiten Teilen rechtsextreme Partei? Kann man darin eine Trennung zwischen persönlicher Identität und Parteipräferenz sehen, damit man sich selbst nicht als rechtsextrem einordnen muss? Oder ist die AfD auf dem Weg, die neue Volkspartei zu werden, die sich damit die Legitimation verschafft, eine neue Mitte zu definieren? Fragen über Fragen.

			Fragen, die ich auf meiner Reise stellen möchte.

			Schauen wir aber zuerst weiter in die Datenanalyse. Über die Hälfte der AfD-Wähler*innen verorten sich in der Mitte. 32 % ordnen sich als Mitte-rechts und 12 % als rechts ein. Um auf unser anfängliches Bild des jungen Mannes aus Ostdeutschland zurückzukommen: 44 % der Befragten sind Frauen, und 56 % sind Männer – insgesamt 38 % haben einen Hauptschulabschluss, 37 % einen Realschulabschluss, und 18 % machten Abitur. Bei den Anhänger*innen anderer Parteien haben 32 % einen Hauptschulabschluss, 30 % einen Realschulabschluss und 30 % Abitur. Man kann erkennen, dass die AfD in allen Bildungsniveaus vertreten ist, auch wenn das Bildungsniveau von AfD-Wähler*innen leicht unter dem von anderen Wähler*innen liegt.

			Die größte Gruppe der AfD-Wähler*innen ist laut dieser Befragung über 60 Jahre alt (40 %). Danach folgen die 50 – 59 Jahre alten Wähler*innen (25 %), die 40 – 49 Jahre alten (16 %), Menschen zwischen 30 – 39 Jahren (14 %), und die kleinste Wählergruppe ist 18 – 29 Jahre alt (5 %).

			Die AfD ist zwar im Osten überproportional stark, die Mehrzahl der AfD-Nahen wohnt aber im Westen (76 %).

			Über die Auswirkungen der Zugehörigkeit zu bestimmten sozialen Schichten und dass die AfD bei Menschen mit niedrigerem Einkommen stärker gewählt wird, darüber haben wir bereits in Kapitel 2 gesprochen. Auch die Analyse von Zeit Online zeigt, dass sich die AfD-Wähler*innen mehrheitlich per Selbstdefinition in einer mittelmäßigen (38 %), schlechten (25 %) oder sehr schlechten (10 %) wirtschaftlichen Lage befinden. Damit liegen sie in den Bereichen höher als die Befragten, die sich anderen Parteien zuordnen würden. Am auffälligsten ist es, dass sich alle anderen zum Großteil mit 38 % selbst in einer guten wirtschaftlichen Lage sehen, während im Gegensatz dazu nur 24 % der AfD-Nahen dies von sich behaupten. Bei der Frage, wie sich das in der Zukunft wohl entwickeln werde, fürchten viele aus der AfD-Wählerschaft, dass es noch schlechter wird. Auch das bestätigt unsere These aus Kapitel 2: AfD-Wähler*innen bewerten ihre wirtschaftliche Lage als schlechter als alle anderen Wähler*innengruppen und blicken pessimistisch in die Zukunft. Das könnte ein Grund sein, die AfD zu wählen.

			Neben Fragen zu Demografie, Bildungsstand und wirtschaftlicher Situation wurde auch nach der Zufriedenheit mit der Demokratie gefragt. Drei Viertel der AfD-Unterstützer*innen sind mit der bestehenden Demokratie unzufrieden bis sehr unzufrieden.3

			Zusammenfassend fühlen sie sich also wirtschaftlich abgehängt, von der aktuellen Politik nicht gesehen, und sie blicken ohne Hoffnung in die Zukunft.

			Der Gedanke der AfD als neue Volkspartei setzt sich immer mehr fest, vor allem auch vor dem Hintergrund, dass sich Menschen jeden Alters und Geschlechts mit ihr identifizieren können. Sie ist keine rein männliche Partei, aber man kann schon sagen, dass Männer die Partei dominieren. Bei den Mitgliedern sind 81 % Männer,4 bei der Wählerschaft liegt ihr Anteil nach aktuellen Erhebungen (Statista) ebenfalls in allen Altersgruppen deutlich höher, ist zum Teil, gerade bei jungen und älteren Wählern, doppelt so hoch wie derjenige der Frauen.5

			Die AfD ist zudem eine gesamtdeutsche Erscheinung, auch wenn sie in den östlichen Bundesländern besonders große Wahlerfolge verbuchen kann.6

			Nach der Europawahl 2024 stimmten dabei laut einer Infratestdimap-Umfrage 82 % der AfD-Wählerschaft der Aussage zu, dass es ihnen egal ist, dass die AfD als eine in weiten Teilen rechtsextreme Partei gilt, solange sie die richtigen Themen anspreche.

			55 % wählten die Partei aus Überzeugung und 44 % aus Enttäuschung über andere Parteien. Diese Zahlen unterstreichen noch einmal, dass Menschen die AfD nicht allein aus Protest wählen, sondern eben wegen der eigenen Einstellung und – in der eigenen Perspektive – aus Mangel an anderen Alternativen.7

			Der Politologe und Politikberater Johannes Hillje sagte 2023 in einem Interview mit dem Bayerischen Rundfunk, dass er glaubt, die Protestwähler-These sei eine bequeme Erzählung der demokratischen Kräfte, um sich einzureden, es sei nicht der Rechtspopulismus oder gar Rechtsextremismus, der die Wähler*innen anspreche, und diese seien allesamt für die anderen Parteien zurückzugewinnen.

			Der Soziologe Wilhelm Heitmeyer stimmt dieser Einschätzung nach Berichten des Bayerischen Rundfunks zu, und auch Daten von Infratest dimap stützen Hilljes These. Laut Studie sagen etwa drei von vier AfD-Wähler*innen, dass ihre eigenen Überzeugungen stark mit denen der Partei übereinstimmen. Zudem zeigt Infratest dimap, dass fast ein Drittel der AfD-Wähler*innen ein klar rechtsextremes Weltbild hat.8

			So viele Zahlen, ich fasse es noch mal verständlich zusammen: Die AfD-Wähler*innenschaft ist vielfältig und zieht sich durch alle Geschlechter, Altersgruppen und Bildungsniveaus, auch wenn Männer und ältere Menschen dominieren. Während die Partei im Osten besonders stark ist, lebt die Mehrheit ihrer Wähler*innen im Westen. Viele von ihnen fühlen sich wirtschaftlich abgehängt und sind pessimistisch, was die Zukunft betrifft. Drei Viertel sind mit der Demokratie unzufrieden, und die meisten wählen die AfD entweder aus Überzeugung oder Enttäuschung über andere Parteien.

			Interessant ist, dass sich mehr als die Hälfte der AfD-Wähler*innen selbst in der politischen Mitte verortet, obwohl die Partei weitgehend als rechtsextrem eingestuft wird. Themen wie Zuwanderung und Kritik an der Ampelregierung dominieren die Motivation. Der Gedanke, die AfD sei nur eine Protestpartei, greift zu kurz – viele wählen sie wegen der Inhalte. Trotz ihres rechtsextremen Gedankenguts entwickelt sich die Partei zunehmend zu einer gesamtgesellschaftlichen Kraft, die neue Wählerschichten erreicht.

			Bleiben wir noch einmal beim rechtsextremen Weltbild. Ich habe in Kapitel 2 erklärt, dass die AfD eine rechtspopulistische Partei ist und es sich bei ihr um eine in weiten Teilen rechtsextreme Partei handelt. Um das Bild abzurunden, lohnt sich ein Blick auf die Abgrenzung der beiden Begrifflichkeiten. Oder eben auch deren Überschneidungen. Einfach gesagt: Die plakative Formel beim Rechtspopulismus ist die Unterscheidung von »Wir, das Volk« und »den anderen«. In diesem Weltbild wird die Regierung als unfähig angesehen, die Wünsche des Volkes zu verstehen. Daher sieht das Volk die Notwendigkeit, selbst aktiv zu werden und die politische Führung direkt mit ihren Forderungen zu konfrontieren. Wichtig: Alles im Rahmen der Verfassung. Rechtsextreme hingegen sind verfassungsfeindlich. Sie wollen die bestehende Ordnung, auch unter Anwendung von Gewalt, untergraben, verändern und eine neue Ordnung etablieren. Vor allem im Hinblick auf eine gemeinsame Zugehörigkeit. Bei dem Gedanken von Herkunft und Zugehörigkeit zu einer Nation, einer klar definierten Gruppe, können wir die Parallelen zwischen beiden Begriffen sehen.9

			Vertritt die AfD also ein rechtsextremes Weltbild? Hier kann man zum einen darauf schauen, was die Partei fordert. Eine »Umvolkung« oder »Remigration« zum Beispiel. »Umvolkung« ist ein nationalsozialistischer Begriff, den die AfD wieder in den »normalen« Sprachgebrauch eingespeist hat. Sie nennt es auch »Bevölkerungsaustausch«, bei dem die Deutschen auf Betreiben der deutschen Regierung und der EU mittels Migration ersetzt werden würden – eine »drohende Überfremdung« sei bereits erkennbar.10 Ähnlich verhält es sich mit dem Begriff »Remigration«. Auch wenn es sich nach einem Fachbegriff anhört, ist er doch ein programmatischer Ausdruck extrem rechter Ideologie. Nach einer Erklärung der Bundeszentrale für politische Bildung bedeutet das Wort »Remigration« die Rückkehr von Migrant*innen in ihr Herkunftsland. Der Begriff wird von rechtsextremen Kräften genutzt und wurde insoweit von ihnen umgedeutet, dass er die massenhafte Ausweisung von Menschen mit Migrationshintergrund meint.11

			Damit verfolgt die AfD eine Strategie, die uns in diesem Buch noch öfter beschäftigen wird: Inwieweit normalisiert die Partei rechtsextreme Ideologien und macht sie damit für Menschen wählbar, die sich selbst gar nicht im rechtsextremen Spektrum verorten würden?

			Dabei sei angemerkt, dass »rechts sein« in unserer Gesellschaft natürlich seinen Platz hat. Nur alles, was darüber hinaus passiert, was den Boden unserer Verfassung verlässt und die Grundmauern unserer Demokratie erbeben lässt, das wollen und können wir nicht hinnehmen.

			Ich suche vor diesem Hintergrund im Folgenden nach Antworten bei genau den Menschen, die uns bislang nur in den Analysen und Statistiken begegnet sind. Wer sind sie konkret? Was denken sie? Und wo haben wir bisher nicht hingehört?

			Es gibt auf beiden Seiten ein starkes Bedürfnis danach, dass wir Antworten finden und wieder dahin zurückkommen, Gespräche zu führen, die mehr sind als der Versuch, die eigene Meinung zu präsentieren. Ich möchte daran anknüpfen und die Frage stellen, wie wir von rechten Plattitüden zu einem echten Gespräch kommen:

			Wie kommst du zu deiner Meinung? Kannst du mir mehr darüber erzählen, warum das gerade dich betrifft und wie du dir eine bessere Zukunft ausmalst? Was brauchst du, um mit deinen Problemen gesehen zu werden?

			Wie kann man es schaffen, rechte Parolen hinter sich zu lassen und mit den richtigen Fragen wieder mit Menschen in die Diskussion zu kommen? Eine Diskussion, die uns am Ende neue Sichtweisen und Perspektiven aufzeigt, die wir allein durch Wegschauen und Abtun als rechtes Gedankengut – wie wir es gerade oft machen – nie bekommen würden.

			Denn was wäre die Alternative dazu?

			Damit die Brandmauer einseitig durchlässig ist und Menschen nach Hilljes These wieder für andere Parteien rückholbar sind, müssen wir eine Tür in der Brandmauer öffnen und uns wieder auf Augenhöhe begegnen, es aushalten, dass es verschiedene Meinungen gibt. Und verstehen, dass es wahrscheinlich nicht nur die Verantwortung von AfD-Sympathisant*innen ist, die Schwelle wieder zu übertreten, sondern auch die der demokratischen Parteien und der gesamten Gesellschaft, diese Tür zu öffnen.

			Und am Ende dann vielleicht auch zu akzeptieren, dass nicht alle hindurchgehen werden.

			So weit die Theorie. Und jetzt raus ins echte Leben, mitten unter die Menschen, um ihre Geschichten zu hören.

		

	
		
		

		
			4
Herrscht im Osten die AfD?

			Meine Mitarbeiterin Pia und ich sitzen im Auto Richtung Görlitz, einer Stadt in Sachsen an der polnischen Grenze. Wir wollen mit Menschen auf einer AfD-Veranstaltung ins Gespräch kommen und ihnen zuhören. Ich fahre dorthin, weil ich in die Lebensrealitäten der Menschen eintauchen möchte. Und wo findet man die AfD-Wähler*innen besser als bei der AfD selbst? Pia arbeitet als Social-Media-Assistentin bei mir und begleitet mich bei vielen Reisen – als Unterstützung und auch weil es zu zweit doch immer schöner ist.

			Es ist Ende August 2024, der Freitag vor den Landtagswahlen in Thüringen und Sachsen. Die AfD führt in beiden Ländern in den Umfragen mit über 30 %,1 und nicht nur die Menschen in den Bundesländern selbst fragen sich, wie sich ihr Leben nach der Wahl am Sonntag, den 1. September 2024, verändern könnte. In Thüringen kandidiert Björn Höcke als Spitzenkandidat. Die Grünen und die SPD bangen in Thüringen darum, überhaupt wieder ins Parlament einziehen zu können, und die FDP ist laut Umfragen in der Bedeutungslosigkeit verschwunden – auch wenn sie auf den Wahlplakaten immer noch so tut, als könnte ihr Spitzenkandidat Thomas Kemmerich noch mal für fünf Minuten Ministerpräsident werden.2 Vielleicht erinnert ihr euch: Bei der letzten Wahl hatte er sich mit den Stimmen der AfD zum Ministerpräsidenten wählen lassen. Es kam zum berühmten Blumenstraußwurf. Ein Bild, das in die Geschichte eingegangen ist. Die damalige Fraktionsvorsitzende der Linken, Susanne Hennig-Wellsow, warf dem frisch gewählten Ministerpräsidenten einen ebenso frischen Blumenstrauß vor die Füße. Nach dem Motto: Einem Tabubruch kann man nur mit einem weiteren Tabubruch begegnen.3 Denn die FDP hat genau wie alle anderen demokratischen Parteien einen Unvereinbarkeitsbeschluss mit der AfD – heißt: »Zusammenarbeit nein danke«. Und so entschied sich Kemmerich nach dem Druck aus Berlin und dem eigenen Bundesland dieses gerade erst unverhofft gewonnene Amt nach ungefähr 24 Stunden schon wieder abzugeben.4 Bodo Ramelow von den Linken wurde in einer Minderheitsregierung mit Linken, SPD und Grünen Ministerpräsident.5 Diese Regierungskrise zeigte einmal mehr, wie politisiert das Bundesland auch schon vor der Wahl 2024 war.

			Dazu kommt in Thüringen und auch in Sachsen die erst Anfang des Jahres 2024 neu gegründete Partei von Sahra Wagenknecht (BSW), die aus dem Stand in den Umfragen auf zweistellige Ergebnisse kommt.6 Ökonomisch und sozial ist sie den Linken weiter ähnlich, doch in Fragen betreffend Russland und den Angriff auf die Ukraine sowie das Thema Migration bewegt sie sich im Dunstkreis der AfD.7

			Eine Woche vor den Landtagswahlen, am 23. August 2024, ereignete sich ein Attentat in Solingen, Nordrhein-Westfalen. Bei einem Stadtfest attackiert ein Mann Besucher*innen mit einem Messer. Bei dem Angriff werden drei Menschen getötet und acht weitere verletzt. Der Täter ist ein 26-jähriger syrischer Asylbewerber.8 Höcke und die AfD reagieren sofort darauf mit: #HöckeoderSolingen.9 Das soll klarmachen, dass nur die AfD Deutschland noch vor der irregulären Migration retten kann. Denn diese sei schuld an dem Angriff. Der Fokus auch hier wieder: der Kontrollverlust der Bundesregierung.

			Dies zeigt das perfide, aber eigentlich so leicht durchschaubare Spiel der AfD. Ihre Öffentlichkeitsarbeit entlarvt, dass sie im ersten Moment nicht an die Opfer, nicht an die Angehörigen gedacht hat. Ihr ging es um sich selbst. Mit der Inszenierung dieses Hashtags wollte sie sich einen Vorteil bei der Wahl in Sachsen und Thüringen verschaffen. Mit ihrer Botschaft, dass so etwas ohne die AfD wieder und wieder passieren wird, und mit einem Feindbild, das typisch ist für den Extremismus: Wir, »das Volk«, gegen DIE. Gegen die Fremden, diejenigen, die uns bedrohen. Und gegen die Elite, die Politik, die nichts mache.

			#HöckeoderSolingen führte aber nicht nur zur Verstärkung der AfD-Narrative gegen Geflüchtete, sondern brachte auch andere Parteien in Zugzwang, sich zu positionieren. Besonders die Fraktionen von CDU/CSU rüsteten verbal auf und verloren sich dabei teilweise ebenfalls in populistischen Aussagen wie: Man solle Menschen aus Afghanistan und Syrien nicht mehr aufnehmen. Später relativierte Friedrich Merz die Aussage etwas, blieb aber dabei, dass es konsequente Zurückweisungen von Personen ohne Einreiseerlaubnis an der Grenze geben müsse.10 Das ist bemerkenswert: Aus »Wir schaffen das«11 von Angela Merkel wurde im Lauf der Zeit etwas ganz anderes. CDU/CSU versuchen, durch eine harte Positionierung die AfD aus ihren Gefilden zu verdrängen, was so weit geht, dass sie Forderungen der AfD beinahe kopieren.

			Die Stimmung im Vorfeld der Landtagswahlen heizte sich weiter auf, nicht nur im politischen Kontext, sondern auch bei Wähler*innen auf der Straße. Das Thema Migration wurde als ein zentrales Thema angesehen. Warum das so war, damit werden wir uns auch in diesem Kapitel beschäftigen.

			Kein Wunder, dass auch andere Parteien dachten: Wer das Thema bestmöglich besetzt, hat gute Chancen, bei den Landtagswahlen am besten abzuschneiden.

			Zu alldem kamen dann auch noch das allseits bekannte Gefühl einer Trennung von Ost- und Westdeutschland, Vorurteile, die Mutmaßung einer unsichtbaren Linie zwischen den Bundesländern, von Unverständnis und mangelnder Zugehörigkeit. Auch dem werden wir in diesem Kapitel auf den Grund gehen.

			Bis hierhin grob zum Status quo – kurz zusammengefasst: eine Gesellschaft so politisch aufgeladen wie lange nicht.

			Auf der Suche nach dem Safe Space

			Das Navi zeigt uns an, dass wir 30 Minuten später als geplant bei der Veranstaltung der AfD in Görlitz ankommen werden. Kein Problem für uns – aus den letzten Tagen haben wir gelernt, dass die Hauptacts der AfD sich Zeit lassen, die Menge erst mal eingestimmt wird, bevor das politische Personal die große Bühne betritt. Dieses Mal steht diese in Görlitz, Sachsen, an der Grenze zu Polen. Hier werden sich gleich Alice Weidel und Tino Chrupalla an die Anwesenden richten.

			Wir parken unseren Leihwagen in einer Nebenstraße und gehen das restliche Stück zum Marienplatz von Görlitz zu Fuß. Bevor wir unser Ziel erreichen, können wir die Menschen bereits hören. Sie skandieren: »Wir sind das Volk.«

			Um die Ecke in Sichtweite eingebogen, zeige ich der Polizei etwas unauffällig meinen Presseausweis, und wir tauchen ab in die Menge von über 1000 Menschen, die vor einer großen blauen Bühne mit einem Banner im Hintergrund – »MACHTWECHSEL« – stehen und auf die Hauptrednerin Alice Weidel warten.

			Dann ist sie da.

			Weidel spricht darüber, was die jetzige »Elitenregierung« den Menschen mit ihrer Migrationspolitik angetan habe. Sie nennt abgeschobene Menschen aus Afghanistan »Bestien« – ihre Stimme wird dabei leiser und bedrohlicher. Sie redet langsamer. Lässt Pausen, blickt die Menschen direkt an. Sie spricht vom Kontrollverlust des Staates, von einer Erosion der öffentlichen Sicherheit und dass der öffentliche Raum zu einem Angstraum wird. Ein Raum, in dem sich niemand mehr sicher bewegen könne. Propagandistische Bilder, die eigentlich nur ein Ziel haben: Angst schüren. Menschen verunsichern. Denn aus dieser Angst schlägt die Partei Kapital, indem sie vermeintlich Schuldige benennt.

			Je leiser ihre Stimme dabei wird, desto leiser werden auch die Menschen um mich herum. Ich sehe Jugendgruppen mit Springerstiefeln und weißen Schnürsenkeln. Ich sehe ältere Männer in AfD-Fanshirts. Menschen mit Plakaten, auf denen Forderungen an die Ampel stehen.

			Und ich sehe Familien. Kinder, die durch die Menge laufen, ein Eis in der Hand halten oder gelangweilt auf dem Boden sitzen und in einen Comic schauen.

			Vor mir steht eine Frau, die viel nickt und immer wieder zustimmend murmelt. Neben mir drei Männer, die sich darüber unterhalten, dass Weidel jetzt auch das Attentat in Solingen ansprechen muss. Ein Mann tippt mir auf die Schulter und fragt, ob ich ein Stück nach rechts gehen könne, weil er nichts sehe.

			Mitten in dieser Menge mit Sicht auf so viele unterschiedliche Menschen, die hier gemeinsam versammelt sind, frage ich mich: Nehme nur ich diese Gleichzeitigkeit wahr? Von erkennbaren Rechtsextremen zu bürgerlichen Familien, von spielenden Kindern zu überzeugt wirkenden Anhängern der Jungen Alternative. Alle vor derselben Bühne, klatschend und jubelnd gen AfD. Die Menschen scheinen sich nicht an der wechselseitigen Präsenz zu stören.

			Mein Blick bleibt an den Jugendlichen hängen, die eine Fahne der Jungen Alternative schwenken. Die Jugendorganisation der AfD, die 2023 laut Bundesamt für Verfassungsschutz als gesichert rechtsextrem eingestuft wurde.12 Sie sind schwarz angezogen, schauen uns herausfordernd an. Pia und ich bewegen uns weiter – nach Provokationen suchen wir nicht, sondern nach Menschen, die mit uns ehrlich sprechen möchten. Obwohl die Motivation an dieser Stelle eher von uns kommt. Von mir. Mein Vorgehen bislang: Freundlich lächelnd auf Menschen zugehen und sie fragen, wie sie die Veranstaltung finden und warum sie hier sind. Wenn sie Lust auf ein Gespräch haben, dann weiterfragen.

			So weit, so gut. Die Rede auf der Bühne endet, und ich blicke mich um. Es ist der perfekte Moment, um jemanden anzusprechen. Am Rande der Veranstaltungen sitzen zwei Frauen in meinem Alter auf einer Fensterbank eines Geschäfts und unterhalten sich mit einem älteren Paar.

			Beide Frauen tragen bunte Sommerkleider und Sandalen, die Sonnenbrille in den langen braunen Haaren nach oben geschoben, sie lachen und wirken sympathisch und aufgeschlossen.

			Im Hintergrund hört man zum Abschluss die Deutschlandhymne, und Weidel und Chrupalla stehen singend auf der Bühne. Ich lächle die beiden Frauen an, gehe auf sie zu und beginne ein Gespräch.

			Bevor wir uns in diese Situation begeben und ich wissen möchte, was unsere Gesprächspartnerinnen hierherführt, gibt es noch eine wichtige Sache vorab zu definieren: die Grundlagen einer wertschätzenden Kommunikation. Ich möchte vorurteilsfrei zuhören.

			Welche Fragen sind dafür die richtigen? Wie gelingt es, dass Menschen wirklich mit mir sprechen, auch wenn sie mich gar nicht kennen? Für mich wäre es aus der Perspektive des Gegenübers sehr verständlich, wenn man einfach nur ablehnt und weitergeht.

			Bevor ich mich auf den Weg nach Sachsen und Thüringen machte, habe ich Fragen über Fragen aufgeschrieben, wollte ganz genau verstehen, wie wir Menschen aus psychologischer Sicht funktionieren. Um – ich wiederhole mich, aber der Punkt ist mir besonders wichtig – auf Gesprächssituationen mit wertschätzender Kommunikation, echter Neugier und wenig eigener Meinung vorbereitet zu sein.

			Diese Reise ist eine solche Herzensangelegenheit, dass ich es unter keinen Umständen vermasseln möchte. Und so saß ich einige Tage vor unserer Reise in meiner Küche vor meinem Laptop und blickte Miriam Junge in die Augen.

			Miriam ist psychologische Psychotherapeutin für Verhaltenstherapie und unterstützt Menschen dabei, besser zu kommunizieren, achtsamer zu sein und unbewusste Vorurteile zu überwinden. Na, wenn ich hier mal nicht goldrichtig war.

			»Das Wichtigste ist, dass du Raum gibst: Ich habe dir einen kleinen Plan dafür ausgearbeitet.« Besser kann ein Gespräch nicht starten.

			Miriam redet über meine Rolle auf der Reise – sensible Zuhörerin, zurückhaltend, ohne aufdringlich zu werden. Denn was Menschen abschreckt, ist die Verteidigungshaltung, in die sie schnell gebracht werden, wenn man voreingenommen fragt: »Sagen Sie, warum wählen Sie denn jetzt bloß die AfD?« Es leuchtet mir ein, dass sich Menschen durch eine solche Frage angegriffen fühlen.

			Als Einstieg beginnen wir also mit einer offenen und interessierten Frage: »Wie geht es Ihnen in der aktuellen Zeit?« Eine Frage, die nicht mit einem simplen »Ja« oder »Nein« beantwortet werden kann und im besten Falle dazu führt, dass man mehr erfährt. Die Grundlage für ein offenes Gespräch sei ehrliche Neugier und eine ehrliche Perspektive des Gegenübers, erklärt mir Miriam.

			Und die kann man schaffen, wenn man eine offene und unaufgeregte Haltung einnimmt. Miriam skizziert dazu eine Situation, die ich sehr einleuchtend finde:

			Stell dir kurz vor, du überlegst, die AfD zu wählen, und ein Großteil der Menschen im Außen kann deine Beweggründe dafür erst mal nicht nachvollziehen. Stattdessen wirst du dafür verurteilt und musst dich an vielen Stellen dafür rechtfertigen, dass du deinem inneren Gefühl Ausdruck verleihen möchtest. Und wenn du auf einer Veranstaltung angesprochen wirst und dir eine Reporterin ein Mikro unter die Nase hält, hast du wahrscheinlich das Gefühl, du müsstest dich verteidigen …

			Und genau das will ich als diese Reporterin vermeiden. Ich möchte, dass Menschen sich öffnen, weil ich sie ehrlich verstehen möchte. Darum geht es mir ja in der Recherche zu diesem Buch – verstehen, warum Menschen die AfD wählen. Laut Miriam kann man alles, was man fühlt, auch schon mit seiner Körpersprache ausdrücken. Nicken, lächeln, aufmerksam in der Situation sein, Nachfragen stellen, die ehrliches Interesse zeigen, und die eigene Meinung zur Seite schieben. Ganz viel Raum lassen, damit sie vertrauen können und sich diesen Raum auch nehmen, sich nehmen wollen, ohne Angst zu haben, dafür kritisiert zu werden.

			Wonach wir also gesucht haben – einen Safe Space und irgendwie auch einen Ort, wo wir vielleicht nicht zuletzt Menschen treffen, die sich so kurz vor der Wahl mit ihrer Wahlentscheidung noch unsicher sind. Wahlberechtigte, die sich noch informieren wollen.

			Nach diesem Gedanken war meine Entscheidung klar: Wir reisen kurz vor den Landtagswahlen nach Sachsen und Thüringen, besuchen AfD-Veranstaltungen, setzen uns in Cafés und sprechen Menschen an!

			Nach der Unterhaltung mit Miriam habe ich mich hingesetzt und recherchiert, wie das geht. Wann und wo die AfD überall unterwegs ist. Ich habe mit Abgeordneten demokratischer Parteien vor Ort gesprochen, und nach und nach setzte sich unsere Reise mit den einzelnen Puzzlestücken zusammen. Sommerfest in Nordhausen mit Björn Höcke, Besuch am Wahlkampfstand der AfD in Erfurt, Begleitung einer SPD-Abgeordneten im Wahlkampf, um auch auf der Straße mit Menschen ins Gespräch zu kommen, Wahlkampfabschluss in Erfurt mit Björn Höcke und Alice Weidel, Kundgebung der neonazistischen Partei Der Dritte Weg, Wahltag im Landtag in Thüringen. Und dazu viel Alltag – Nachbarschaft unserer Unterkunft, Cafés und Restaurants. Mit offenen Ohren und Augen durch die Städte gehen, zuhören, was sich Menschen beim Einkaufen erzählen oder im Garten der Nachbarschaft. Auf der einen Seite, um mit Menschen ins Gespräch zu kommen, aber auch um besser zu verstehen, wer die Menschen sind, die sich für die AfD interessieren – und warum. Und auch wer die Menschen sind, die sich gegen die AfD starkmachen. Wie politisiert ist die Gesellschaft vor einer solchen Landtagswahl? Was passiert nebenher? Wie sehr gehen diese Veranstaltungen in den Alltag und die Realität des Stadtgeschehens über?

			Nach dieser Vorbereitung und mit dem ehrlichen Interesse an Begegnungen stehen wir nun also auf dem Marienplatz in Görlitz. Namen und Details der folgenden Begegnungen habe ich so angepasst, dass keine Rückschlüsse auf die tatsächlichen Personen möglich sind, natürlich ohne dabei die Meinungen oder Ansichten zu verfälschen.

			Lea aus Görlitz

			Ich stehe am Rande der AfD-Veranstaltung mit den beiden Frauen in den farbenfrohen Sommerkleidern. Ich atme tief durch, denke an Miriams Worte und spreche sie offen an.

			»Wie fandet ihr die Rede von Alice Weidel?«

			Die beiden schauen uns lächelnd an, und Pia und ich stellen uns vor.

			Eine der beiden erklärt uns dann direkt, dass sie die AfD nicht wählt – sie könne sich mit ganz vielem anfreunden, wenn es um die Fragen von Lohn und Rente gehe, aber der Rechtsextremismus, die Menschenfeindlichkeit gingen ihr zu weit. Sie begleite nur ihre Freundin und ihre Eltern.

			Ihre Freundin ist hier, weil sie sich über die AfD informieren möchte. Sie weiß nicht, was sie wählen soll, fühlt sich verunsichert – aber teile viel von dem, was Weidel eben erzählt habe.

			Sie wollen zusammen noch etwas trinken gehen, denn die beiden Mütter haben für den Abend extra »kinderfrei«. Ich denke mir: Sie haben keinen Stress, wir befinden uns in einer vertrauten Umgebung – und ich versuche mein Glück. Ich frage die Unentschlossene, nennen wir sie Lea, über was sie gerade nachdenke vor der Wahlentscheidung. Was sie so unentschlossen mache.

			Sie blickt mich länger an, atmet tief ein, und ich merke, dass sie überlegt, ob sie uns ihre Gedanken wirklich mitteilen soll. Ich lächle ihr wieder zu, und sie entscheidet sich. Sie beginnt ihre Geschichte zu erzählen:

			Lea ist um die 30 Jahre alt und in Görlitz aufgewachsen. Sie lebt hier mit ihrem Mann, der im Bereich der Justiz arbeitet und den sie seit Schulzeiten kennt, sowie ihren beiden Kindern in einem Haus, das sie selbst gebaut haben. Ihre Eltern direkt in der Nähe. Sie hat viele Freundinnen, die auch in Görlitz leben. Was für uns wichtig ist – sie zählt sich selbst zur Mitte der Gesellschaft. Ihr kommt Görlitz nicht vor wie eine rechtsextreme Hochburg. Görlitz ist ihre Heimat.

			Dazu muss man wissen: Görlitz wird in den Medien schon seit 2017, als die AfD dort ihr erstes Direktmandat gewann, als Hochburg der Partei angesehen.13 Bei der Europawahl holte sie 40,1 % der Stimmen. So viel, wie in keinem anderen Kreis und keiner anderen Stadt in Deutschland.14 Jetzt bei den Landtagswahlen 2024 errang sie drei von vier Direktmandaten. Das vierte Direktmandat ging dabei an den Ministerpräsidenten Michael Kretschmer.15

			Lea erzählt, dass in Görlitz viele gute Menschen wohnen, die einer ehrlichen Arbeit nachgehen, aber am Ende einfach zu wenig Geld in der Tasche haben. Sie versteht nicht, warum Geflüchtete mehr Geld bekämen als Menschen, die hier doch schon immer leben und viel mehr dafür tun würden. Sie betont mehrmals, dass sie »nichts gegen Ausländer« habe, aber man denke eben doch zuerst an seine Familie und die Menschen, die in Görlitz geboren seien.

			Die Stadt Görlitz ist eine Zwillingsstadt,16 so sagt man. Nur der Fluss trennt Görlitz auf der deutschen Seite von der Stadt Zgorzelec auf der polnischen Seite. Man kann über Brücken zu Fuß die Grenze überqueren, ohne es wirklich zu merken. Das ist das Schöne und Wunderbare an Europa – offene Grenzen, reisen können, Zusammengehörigkeit. Das Schengener Abkommen, das die Reisefreiheit und den europäischen Binnenmarkt in der heutigen Form ermöglicht hat.17

			Die Kehrseite der Medaille für Lea: Geflüchtete, die diese Brücken an vielen Stellen der Stadt einfach passierten und nach ihrem Eindruck nicht ausreichend kontrolliert würden. Ihre Schlussfolgerung: »Die Städte sind überfordert mit den vielen Menschen, die kommen.« Sie sieht Menschen in Konkurrenz stehen. »Geflüchtete erhalten alle Sozialleistungen, und die Deutschen stehen hintenan.« Ihre Mama bekomme auch so wenig Rente, dass sie sich manchmal fragt, wie das alles gerecht sein könne. Sie will davor nicht weiter die Augen verschließen.

			Sobald man nach der Stadt Görlitz im Internet recherchiert, findet man unzählige Berichte dazu, wie an der deutsch-polnischen Grenze immer wieder Schleuser oder Menschen ohne gültigen Aufenthaltstitel festgenommen werden.18 Auf was man aber auch stößt, sind Berichte darüber, dass besonders an diesen Stellen vorübergehende Grenzkontrollen durchgeführt werden. Auf der Seite des Bundesinnenministeriums wird aufgezählt, was unternommen wird.19 Bundesinnenministerin Nancy Faeser war 2024 in Görlitz zu Besuch, um sich ein eigenes Bild davon zu machen. Sie sprach im Sommer 2024 davon, diese Grenzkontrollen beizubehalten, bis es einen spürbaren Rückgang irregulärer Migration gebe.20

			Zur Erklärung: Menschen, die ohne gültige Aufenthaltserlaubnis in einem Land leben, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen, unerlaubt eingereist oder legal mit einem Visum eingereist sind, jedoch nach Ablauf der erlaubten Aufenthaltsdauer geblieben sind, werden unter illegaler Migration verbucht. Der häufig benutzte Begriff »illegale Migranten« ist allerdings irreführend, da zwar ein Aufenthalt als illegal gelten kann, jedoch niemals ein Mensch selbst.21

			Für Lea ist all das, was der Staat unternimmt, unzureichend. Sie kann sich vielmehr damit identifizieren, dass die AfD wieder richtige Grenzen errichten und vor allem das deutsche Volk schützen möchte.22 Und noch einmal betont sie an dieser Stelle: »Ich habe nichts gegen die Menschen, aber vor meiner Haustür steht eben zuerst meine Familie im Fokus.«

			Ich denke in dieser Situation wieder an Miriam, versuche zu verstehen, wodurch Leas Ängste ausgelöst werden und ob es sich um eine reale Angst handelt. In Leas Lebensrealität scheint es so, und die einzige Partei, die sie damit gerade wahrnimmt – ist in ihren Augen die AfD. An späterer Stelle werden wir ihre Aussagen und Gefühle auch noch gemeinsam mit einem Experten einordnen.

			Lea erzählt weiter. Ihr ältestes Kind hat Lea auf eine Privatschule gegeben, da man an der staatlichen Schule keinen guten Unterricht mehr habe, auch wegen verschiedener Bildungsstände angesichts von Kindern mit Migrationshintergrund.

			Ihre Gedanken springen beim Erzählen, es gibt so viele kleine Alltagssituationen, die sie mit uns teilen will, damit man ihre Ansichten besser nachvollziehen kann.

			Sie erzählt von ihrem Alltag als Mutter. Bei einem Kitafest ihres jüngsten Kindes habe eine Familie mit Migrationshintergrund nichts zum Kuchenbüfett beigesteuert und nur gefragt, ob alles ohne tierische Gelatine sei. Konnten die sich denn nicht selbst was mitbringen? Sich anpassen und einbringen? Lea hat das Gefühl, viel zu geben und wenig zurückzubekommen.

			Sie sagt: »Ich fühle mich nachts nicht mehr sicher im öffentlichen Raum, ich rufe meinen Mann an, wenn ich allein unterwegs bin.« Und die etablierten Medien würden doch all das nicht erzählen, was wirklich im Rahmen von Polizeieinsätzen passiere – ein Beispiel habe sie gerade nicht im Kopf. Auf Nachfrage, wovor sie konkret Angst habe: »Ausländer.«

			Lea fühlt sich nicht gesehen von der jetzigen Politik. Dabei bezieht sie sich nicht allein auf die Landtagswahlen, sondern auf die Bundespolitik. »Ich habe die AfD bislang noch nie gewählt, die CDU war eigentlich immer meine Partei. Aber jetzt?«

			Sie schaut mich fast verzweifelt an. »Uns Deutsche hat keiner gefragt, ob wir wollen, dass sich unsere Gesellschaft auch kulturell verändert, wenn so viele andere Menschen kommen.« Sie wiederholt die Aussage, schaut dabei über mich hinweg und denkt über diese Satz nach.

			Manchmal fühle sie sich mit alldem so überfordert, dass sie denkt, nicht wählen und einfach keine Entscheidung treffen zu müssen, wäre ihre beste Alternative.

			Sie holt ihr Handy heraus und liest uns eine Nachricht ihres Vaters vor. Er liefert ihr Argumente dafür, warum Solingen ein Einschnitt sei und dass all das überhandnehmen wird, da zu viele Menschen aus Afghanistan und Syrien bei uns seien. Auch hier fallen wieder Wörter wie »Kontrollverlust« und »Überfremdung«. Lea spricht von fehlenden Ressourcen, wo solle man sich heute noch informieren und wann? Sie meint, vielleicht fehle ihr auch die politische Bildung, aber wenn sie nach ihrem Gefühl gehe, dann habe Alice Weidel doch alles Wichtige angesprochen. Und überhaupt: »Der Kandidat der AfD hier in meinem Wahlkreis, das ist ein Vernünftiger. Der hat hier Abitur gemacht, ist verheiratet, zwei Kinder.«

			Das seien doch alles keine Rechtsextremen. Es gehe doch endlich darum, wieder gesehen zu werden. Nicht nur der Westen sei Deutschland. Vor allem ihre Eltern, so erzählt sie uns, redeten immer wieder darüber, dass manche Dinge, die heute passieren würden, früher einfach nie zur Debatte gestanden haben. Zum Beispiel seien ihre Eltern im Bewusstsein aufgewachsen, dass man mit Russland keinen Krieg anfangen darf. Und dass die Rente Menschen auch den Lebensunterhalt sichern müsse. Sie sagt, die Prioritäten hätten sich verschoben. Und dabei denke doch jeder einfach zuerst an seine eigene Familie. Oder etwa nicht?

			Man merkt, wie ihr das Thema emotional nahegeht. Der Staat gebe und gebe – wo solle das hinführen? Es fühle sich alternativlos an. Als gebe es auf all ihre Fragen keine guten Antworten. Sie wünscht sich mehr Sicherheit und ist bereit, dafür einen Teil ihrer Freiheit abzugeben, zum Beispiel mit Blick auf die Freizügigkeit in der EU, also das Recht, sich innerhalb der Europäischen Union frei zu bewegen, zu wohnen und zu arbeiten.

			Wir stehen immer noch an derselben Stelle am Rande der Kundgebung. Die Bühne ist derzeit schon geräumt, die meisten Menschen sind auf dem Weg nach Hause, die Polizei rückt ab. Am Himmel wird es dunkler.

			Zwei ganze Stunden stehen wir in Görlitz mit diesen beiden Frauen, die hergekommen sind, um sich zu informieren. Zwei Frauen, die unterschiedlich wählen und doch eng befreundet sind. Die in Görlitz aufgewachsen sind und sich überfordert fühlen. Die das Beste für ihre Kinder wollen. Und eine von ihnen sieht Lösungen zu großen Teilen bei der AfD: Denn viel zu lange habe sie einfach nur zugeschaut, wie andere Parteien sich nicht für sie und ihre Familie einsetzen würden. Sie fühlt eine große Ungerechtigkeit – sie erlebt sie nicht aktiv in ihrem Leben, aber es ist ihr Gefühl, so mein Eindruck.

			Eine Sache, die mich neben dem Gesagten am meisten beschäftigt, ist das Setting der Kundgebung. Ich frage Lea, ob sie theoretisch auch ihre Kinder mit hergebracht hätte. Sie verneint. Ich frage sie, ob sie sich unwohl gefühlt habe in der Menge so unterschiedlicher Menschen. Sie verneint. Ich frage sie, ob sie rechtsextreme Erkennungszeichen in der Menge wahrgenommen habe. Sie verneint. Ich frage sie, ob sie Weidels Wortwahl als aggressiv wahrgenommen habe. Sie verneint.

			Ich frage sie, ob sie sich bei mir melden würde, wenn sie am Sonntag eine Entscheidung getroffen habe.

			Sie schaut mich lange an, seufzt und bejaht.

			Eine Nachricht von ihr habe ich nicht bekommen.

			Kein Suhl ist auch keine Lösung

			Diana Lehmann steht in der Einkaufsstraße in Suhl, einer kleinen Stadt ein paar Kilometer von Erfurt entfernt, in den Händen hält Diana Postkarten mit ihrem Konterfei drauf, über der Schulter hängt eine Vielzahl von Jutebeuteln mit der Aufschrift: »Kein Suhl ist auch keine Lösung.« Es ist Freitagvormittag vor der Landtagswahl. Diana Lehmann kandidiert erneut für die SPD,23 sie ist nun seit zehn Jahren Abgeordnete im Landtag von Thüringen24 und weiß in diesem Moment schon: Sie wird es nicht wieder ins Parlament schaffen. Zu schlecht sind die Umfragewerte, zu schlecht ist ihr Listenplatz. Den Wahlkreis direkt zu holen gegen den AfD-Kandidaten Thomas Luhn, erscheint aussichtslos. Bei der Landtagswahl 2019 war die kleine Gemeinde noch eine linke Hochburg – die Linke lag in den Zweitstimmen bei 38 %.25 Doch nun führt die AfD auch hier, dicht gefolgt vom Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW).

			Wir haben uns mit Diana verabredet, um mit ihr darüber zu sprechen, wie es ist, mit diesen Gedanken in den Wahlkampf zu ziehen, aber auch um hautnah mitzuerleben, wie die Menschen in Suhl auf sie reagieren und ob sie uns vielleicht etwas erzählen möchten.

			Diana hat ihren kleinen SPD-Stand, bestehend aus einem roten Stehtisch und einem roten Sonnenschirm, direkt vor einem Café aufgebaut. Daneben ein Blumenladen und eine Kneipe. Suhl wirkt wie ein Ort, in dem man am liebsten zum Urlaub bleiben möchte. In jede Richtung sieht man Natur. Den Thüringer Wald. Die Einkaufsstraße ist belebt, viele Menschen sind draußen unterwegs, auch heute erreicht die Temperatur wieder nahezu 30 Grad.

			»Kann ich Ihnen noch ein paar Informationen zur Landtagswahl mitgeben?«, so spricht sie viele Menschen an, die an ihr vorbeigehen. Viele nehmen eine Postkarte entgegen, Kinder bekommen Gummibärchen.

			Wir setzen uns zuerst ihr gegenüber auf eine Parkbank und beobachten das Treiben. Ein Polizeiauto kommt angefahren, hält vor Dianas Sonnenschirm. Die Beamten fragen, ob alles in Ordnung sei. Sie nickt. Die Streife fährt weiter.

			»Das machen die bei allen hier. Vorsichtsmaßnahmen.«

			Und die Zahlen sprechen dafür: In Sachsen gab es Stand August 2024 zum Beispiel 897 politisch motivierte Straftaten, 14 davon Gewaltdelikte, so das sächsische Innenministerium.26 In Dresden wurden vor Monaten Wahlkämpfer*innen von SPD und den Grünen angegriffen und verletzt. Darunter auch der SPD-Europaabgeordnete Matthias Ecke.27

			Ich stelle mich zu Diana und frage sie, wie es ihr gehe. Sie erzählt uns, dass sie erschöpft ist. Der Blick auf den Wahlsonntag sorgenvoll. Sie sagt, dass viele Menschen zu ihr kommen und sich bei ihr bedanken dafür, dass sie hier steht und sich einsetzt.

			In dem Moment fährt ein älterer Mann auf dem Fahrrad an uns vorbei, schaut uns nicht an, aber sagt laut: »Ihnen wird auch bald geholfen.«

			Diana redet weiter, als wäre nichts gewesen. Ich merke in dem Moment, das gehört gerade dazu. Die andere Seite – Menschen, die ihre Wut aussprechen, aber nicht mir ihr darüber reden wollen.

			Sie erzählt aber auch von einem kleinen Teil, der mit ihr trotz einer anderen Meinung sprechen will. Gerade gestern hatte sie ein Gespräch mit einem älteren Paar, 30 Minuten standen sie an dieser Stelle und konnten sich zum Schluss wenigstens ansatzweise darauf einigen, dass sie einen unterschiedlichen Blick auf die Frage zu Waffenlieferungen in die Ukraine hätten. Ein Gespräch, das wertschätzend geendet, aber ihre Gesprächspartner auch nicht überzeugt hat, eine demokratische Partei zu wählen.

			Sie seufzt und sagt, vielleicht würden sie dann zu Hause aber wenigstens noch mal drüber nachdenken. Ich rechne das kurz hoch, denn wenn unser Anspruch wäre, dass Diana mit jedem in Suhl so sprechen würde, damit sich Menschen mit ihrer Meinung gesehen fühlen – bei 37 000 Einwohner*innen28 im Wahlkampf quasi unmöglich. Und dabei habe sie dann noch nicht einmal die Möglichkeit, ihre Ansätze für eine bessere Zukunft zu vermitteln, sondern nur über Probleme gesprochen: Rente, hohe Preise für Lebensmittel, Ukraine-Krieg sind die Themen, die die Menschen bei ihr ansprechen.

			Ein weiterer Passant bleibt stehen und ruft Diana zu: »Ihr seid Kriminelle, ihr müsst alle weg. In den Knast stecken muss man euch.« Diana lacht und sagt, das liege am Mikro und der Kamera, die ich dabeihätte.

			Ein Stück weiter die Einkaufsstraße hoch ist ein Stand der Grünen aufgebaut. Wir schlendern rüber, setzen uns in ein Café gleich daneben, hören zu, was die Menschen erzählen.

			Es ist wie immer an diesen Tagen in Thüringen und Sachsen – nach nicht einmal fünf Minuten spricht uns unser Sitznachbar an, ein Mann schätzungsweise Mitte 60 im Radleroutfit, und zeigt auf die Grünen: »Die haben es hier heute aber auch nicht leicht.« Er lacht offen und erzählt uns dann, dass er aus Suhl kommt und sich Sorgen um die Wahl macht. Die Grünen würden alles verschlimmern. Die AfD würde er nie wählen, weil das Menschenfeinde seien. Er ist konservativ, aber er gibt auch zu, dass er die CDU gerade eher wählt, um die AfD zu verhindern.

			Ich frage ihn, was er glaube, woher die Unzufriedenheit komme, die Menschen der AfD in die Arme treibe. »Schauen Sie sich mal um, schauen Sie den Menschen in die Gesichter – ihnen fehlt der Glaube an eine gute Zukunft.« So vereinfachend die Aussage klingt, so sehr verstehe ich, was er meint. Wahrscheinlich würde sich unsere Vorstellung einer wünschenswerten Zukunft unterscheiden, aber die Einschätzung, dass sich in diesen Tagen vieles ungewiss anfühlt, kann ich nachvollziehen.

			Pia und ich gehen zum Stand der Grünen und treffen dort Katrin Göring-Eckardt, Vizepräsidentin des Deutschen Bundestags. Sie ist zufällig heute auch in Suhl, da sie eine Wahlkampftour durch Thüringen macht.

			Sie erzählt, wie es sich gerade anfühle, dass die Grünen um den Wiedereinzug ins Parlament kämpfen. In Umfragen liegt die Partei bei 4 % an diesem Tag.29 Die Fünf-Prozent-Hürde zum Greifen nah und gefühlt doch so weit weg. Sie sagt, die Grünen seien die Partei, die als einzige wirklich das Thema Klimaschutz auf dem Schirm habe. Ich frage mich, inwieweit das Thema Klimakrise im Sommer 2024 im Wahlkampf gerade relevant ist, die Umfragen zeigen eher Parteien vorn, die sich damit nicht viel beschäftigen. Sie sagt dann aber einen Satz, der mir länger in Erinnerung bleibt: »Wie wollen wir wieder dahin zurückkommen, dass wir in einer Gesellschaft leben, wo sich Menschen umeinander kümmern und sich gegenseitig fragen, wie es dem anderen geht? Das wäre doch die Aufgabe der nächsten Jahre. Schlechtredner oder verzagte Menschen, die haben wir genug. Wir haben Krisen, auf die gibt es keine einfachen Antworten. Die AfD hat keine Idee von einer echten Lösung. Sie schürt nur Wut.«

			Wir machen uns auf den Weg zurück zu Diana Lehmann. Sie sitzt zwischenzeitlich in ihrem Büro, das auch in dieser Einkaufsstraße liegt. Ein mit viel Liebe vollgestopfter Raum mit unterschiedlichen Möbeln, Wahlkampfwerbung und Dutzenden Stapeln von Flyern. In einem Schrank an der Wand sieht man altes Porzellan. Jeweils eine Tasse mit Untertasse mit unterschiedlichen Blumenmustern. Sie winkt ab, die bekomme sie immer geschenkt hier im Ort, weil sie mal nebenbei erwähnt habe, dass sie schönes Porzellan mag. »Die Leute merken sich hier alles.«

			Pia und ich bekommen Kaffee und einen Stuhl angeboten. Da geht die Tür auf, und eine Frau erscheint im Türrahmen: »Kann ich heute noch in die SPD eintreten?«

			Sie erzählt, dass sie früher schon einmal Mitglied war und bei der Entscheidung zur Großen Koalition ausgetreten ist. Aber jetzt? Was bleibe einem noch anderes übrig, als sich politisch einzubringen gegen die Rechtsextremen im Ort? Sie füllt einen Mitgliedsantrag aus, lässt ihre Tasche im Büro stehen, nimmt sich ein Bündel Flyer und stellt sich nach draußen unter den roten Sonnenschirm.

			Ein Auto fährt vor, und Carsten Schneider steigt aus. Er ist Ostbeauftragte der Bundesregierung, SPD-Bundestagsabgeordneter30 und kommt, um Diana kurz vor der Wahl noch mal zu unterstützen. Sein Wahlkreis in Erfurt liegt direkt nebenan. Etwas ungläubig über diese geballte politische Präsenz in Suhl frage ich Carsten Schneider, ob das Zufall sei. Er schaut mich länger an und lacht, gegen Björn Höcke wollten eben alle gerade kämpfen. Dann schnappt auch er sich ein paar Jutebeutel und Flyer und geht auf die Menschen in Suhl zu. Ich frage ihn, was die Leute ihm erzählen würden.

			Er setzt sich in einer kleinen Pause mit mir auf die Parkbank nebenan. Meine Warum-Frage, warum die Menschen die AfD wählten, auf die gebe es keine einfache Antwort, sagt er. Schade, denke ich. Manche seien einfach Rechtsextremisten, ganz bewusst. Und manche wüssten gar nicht so genau, in welchem Spektrum sie sich da eigentlich gerade bewegten. Sie sähen sich immer noch als die Mitte der Gesellschaft. Ein paar seien überfordert mit den vielen Veränderungen in der Welt. Und manche wollten sich nur mal bemerkbar machen. Das sei aber nur ein Anfang einer Erklärung.

			Ich frage ihn, was er dagegen tue. Er antwortet, dass viele misstrauisch sind, ein Misstrauen gegen den Staat, das von Populisten gesät worden sei. Das Auftreten der Bundesregierung und deren Politik seien transparent. Man könne alles nachschauen und überprüfen lassen. Carsten Schneider erzählt, wie er aus dem Erfurter Plattenbau heraus Mitglied der Bundesregierung wurde – so durchlässig sei die Politik. Man müsse eben aber auch durch die Tür gehen. Und das fehle bei vielen – selbst die Initiative zu ergreifen. Es sei einfacher, Menschen zu glauben, die Fake News und Verschwörungsmythen verbreiten würden, als auf komplexe Problemlösungen zu setzen und Statistiken zu vertrauen. Man habe dann schneller eine Antwort auf eigene Probleme.

			Ich schaue mich wieder auf der Einkaufsstraße um und frage ihn, was er jetzt hier und heute einem Passanten sagen würde, der überlege, die AfD zu wählen.

			Einen Tag zuvor, sagt er, habe er eine Frau getroffen, die ihm erzählte, sie gehe nicht mehr auf Volksfeste. Aus Angst vor Messerattacken. Und das sei kein Einzelfall. Es gebe eine tiefe Verunsicherung, meint er. Viele erlebten die Welt über Ausschnitte in den Sozialen Medien und hielten das für die Realität. Und sobald man frage, ob die Person so etwas schon mal in ihrem Umfeld erlebt habe, verneine sie. Der syrische Nachbar sei doch ganz nett.

			Seine These ist, der Draht zu diesen Menschen sei gerissen. Und auch er hat einen Gedanken, der mich weiter begleiten wird: »Wie kommt man an die Menschen wieder heran? Gerade vor Ort ist das ein Problem. Wenn da einfach niemand mehr ist, der dagegenhält. Weil es vielleicht einfach keinen mehr gibt, der sich für eine demokratische Partei engagieren möchte. Oder sich traut. Und dann ist da eben nur noch die AfD …«

			Wir gehen durch die Einkaufsstraße zurück zu unserem Auto, um weiterzufahren. Ein Mann steht am Blumenladen und unterhält sich ganz entspannt mit einer älteren Frau. Auf seinem T-Shirt der Aufdruck »N.A.Z.I. – Natürlich, anständig, zuverlässig, intelligent«. Ein Shirt, das man im Onlineshop Ostfront-Versand eines bekannten Neonazis bestellen kann. Auch in diesem Zusammenhang denke ich wieder über die Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen nach.

			Die Frau ihm gegenüber trägt kein rechtsextremes Erkennungszeichen und ist scheinbar hier, um ihre Wocheneinkäufe zu erledigen. Die beiden kennen sich, scherzen, es sieht aus wie eine normale Begegnung … Wenn da nicht dieses T-Shirt wäre … Und wenn da nicht die Tatsache wäre, dass sich die Frau anscheinend nicht daran stört.

			An einer Laterne hängt ein Plakat: Markus Söder, der bayerische Ministerpräsident der CSU, ist heute Abend auf dem Marktplatz in Suhl. Den werden wir wohl verpassen.

			Der Nachbar von unten

			An diesen Tagen in Thüringen und Sachsen habe ich so viel erlebt, dass es das ganze Buch füllen könnte. Es ist schwierig zu entscheiden, welche Geschichte ich erzählen möchte. Ob es das Sommerfest mit Björn Höcke in Nordhausen ist, wo uns ein Mann erzählte, dass er die AfD wähle, weil nur sie seine Rente sichern könne. »Die CDU hat das nicht mehr im Griff!«

			Oder die Krankenschwester, die bei derselben Veranstaltung mit uns darüber spricht, dass sie schon öfter die AfD gewählt hat. Für sie sei Gerechtigkeit wichtig. Als Mutter sei sie dankbar für die Lebensweise, die ihre Vorfahren mit ihrer deutschen Kultur erschaffen hätten, das wolle sie sich nicht nehmen lassen. Sie möchte, dass es ihr und ihren Kindern gut gehe – 2022 habe sie zu Beginn des Ukraine-Kriegs mitgeholfen, Sachspenden zu sortieren. Aber sie möchte verhindern, dass ihre Kinder im Krieg kämpfen müssen. Sie träumt von einer guten Zukunft für ihre Kinder. Ohne Angst. Sie fragt: »Wann wird es denn endlich besser?« Diese Frage kann ihr die CDU nicht mehr beantworten. Bei der AfD fühlt sie sich verstanden. Die CDU wieder wählen? Nur wenn die sie nicht mehr anlüge.

			Was denn diese Lüge sei, möchte ich wissen. Die Frage bleibt unbeantwortet.

			Ich könnte auch ausführlicher darüber berichten, wie wir in Zwickau auf der einen Seite einen Christopher Street Day begleitet haben mit Menschen, die von der Polizei vor einer Kundgebung des Dritten Wegs geschützt werden mussten. Vor größtenteils jungen Menschen und Jugendlichen, die an ein neonazistisches Weltbild glauben. Frauen und Männer mit teils abgeklebten Tattoos, mit rechtsextremen Botschaften auf ihren Shirts, mit Wut im Blick, mit dem Gefühl, dass diese Demokratie abgeschafft werden muss. Mit dem Wunsch, dass unsere Welt wieder aussieht wie 1933. Wie Pia und ich dort unter Polizeischutz standen und auch von der Gegenseite gefilmt und beobachtet wurden. Von Personen, die unser Staat im Auge behält. Ein mulmiges Gefühl.

			Oder der Wahlkampfabschluss der AfD in Erfurt mit Björn Höcke und Alice Weidel. Auf dem Domplatz. Die eine Seite – Deutschlandfahnen, Jugendliche der Jungen Alternative, Familien, Rechtsextreme – ein ähnliches Bild wie in Görlitz. Und die andere Seite – Gegendemonstrant*innen, die im Chor rufen: »Höcke ist ein Faschist.« Was sie trennt – ihre gegensätzliche Haltung und 100 Meter Polizeibarriere.

			Menschen, die mir von der AfD-Demo zurufen, dass ich doch auf der anderen Seite mit den Menschen sprechen müsse – sie selbst seien doch nicht der Feind. Und das Gefühl, danach in einem Restaurant zu sitzen und wieder nur Gespräche über die AfD zu hören. Egal wo wir an diesen Tagen waren, es gab fast kein anderes Thema.

			Oder wie wir am Wahlsonntag mit Menschen vor den Wahllokalen gesprochen haben. Mit einer älteren Frau, die angefangen hat zu weinen, weil sie sich solche Sorgen mache wegen der AfD. Mit einer jungen Familie, die die AfD wegen ihrer Kinder wählt, für ihre Zukunft. Oder mit einem Mann mit Migrationshintergrund, der demokratisch wählt, weil es auch um sein Zuhause gehe.

			Und eine Gruppe von Ladenbesitzer*innen auf der Krämerbrücke in Erfurt, die am Abend vor der Wahl mit uns zusammen vor einer Weinbar sitzen und uns erzählen, dass Erfurt so viel Widerstand gegen die AfD zu bieten hat. In ihren Läden: klare Haltung gegen rechts.

			Aber eine Geschichte, die hat mich ganz besonders berührt:

			Wir waren jeden Tag von früh bis spät unterwegs, um ein Gefühl dafür zu bekommen, was die Menschen hier vor Ort denken. Wir hatten eine kleine Ferienwohnung in der Erfurter Innenstadt. Jeden Abend und jeden Morgen haben wir uns da mit unserem Nachbarn unterhalten. Nennen wir ihn Frank.

			Frank muss um die 55 Jahre alt sein, ein kleiner, etwas untersetzter Mann mit kurzen braunen Haaren und goldener Kette um den Hals. Er war die meiste Zeit des Tages, so schien es, auf seinem Balkon, zusammen mit seinem kleinen Hund, der mich an Struppi erinnerte, das Herrchen nur barfuß unterwegs, eine selbst gedrehte Zigarette nach der anderen rauchend und immer daran interessiert, was wir vorhatten.

			Am ersten Morgen saß ich mit meinem Kaffee auf unserem Balkon und habe von oben beobachtet, wie er sich über den Zaun hinweg mit einer Nachbarin unterhielt, der er erklärte: »Sonntag zwei blaue Herzen.« Für mich war da direkt klar – ich möchte mit ihm sprechen.

			In den nächsten Tagen initiierte ich im Vorbeigehen Small Talk zum Aufwärmen – welche Sehenswürdigkeiten gibt es in Erfurt, wo kann man gut essen gehen? Zwischendurch hat er uns die anderen Nachbarn aus dem Haus vorgestellt – zwei Studenten aus Indien. Er könne sich nicht wirklich mit ihnen unterhalten, aber sie kämen öfter zum Essen vorbei.

			Als wir uns dann am Wahlsonntag, im Schlepptau unsere Koffer, verabschiedeten, sprach ich ihn an.

			Frank aus Erfurt

			Frank steht in seiner Küche, die man aus dem Garten über seinen niedrigen Erdgeschossbalkon einsehen kann. Eine kleine weiße Küchenzeile, ein Holztisch mit vier Plastikstühlen. Es riecht nach Mittagessen: Schnitzel und Möhrengemüse. Ich rufe hinein, ob er schon wählen gewesen sei. Er schaut aus der Tür, kommt strahlend heraus auf den Balkon, zeigt stolz auf sein blaues Polohemd, das er heute extra angezogen hat. »So blau wie meine Entscheidung«, meint er.

			Wir setzen uns mit ihm auf seinen Balkon. Er stellt uns einen Kaffee vor die Nase, sein kleiner Hund legt sich dazu, die Sonne scheint uns ins Gesicht. Frank macht sich eine der selbst gedrehten Zigaretten an und atmet den Rauch tief ein. »Ein guter Tag«, sagt er.

			Die Ausgangslage: für mich perfekt. Nur was dann passiert, ist nicht das, was ich mir erhofft hatte. Wie eine Welle überrollen uns Verschwörungsmythen, rechtsextreme Quellen und Fake News aus seinem Mund. Geschichten, die ich aus den Sozialen Medien kenne, die so abstrus sind, dass ich mich frage, wer das eigentlich glauben kann. Frank glaubt es.

			Meine Frage, warum er die AfD gewählt habe, wirkt wie ein Funke, der das Feuer in ihm entfacht.

			Er spricht von Überwachung, Corona-Manipulation, Anti-Russland-Propaganda und dass bald alle Männer in den Krieg gegen Russland ziehen müssten. Von seiner Arbeitslosigkeit nach der Wende, von Hoffnungslosigkeit seit dem Mauerfall. Von Björn Höcke, der von Linksextremen bedroht werde.

			Frank wird lauter, steht auf, geht im Kreis auf dem Balkon herum. Seine Miene verzerrt – ein Frank, den wir bislang nicht kannten. Ich hatte gehofft, dass man mit ihm sprechen könne. Dass wir ein Gespräch führen könnten. Und ja, auch das gehört zur Wahrheit dazu – wir haben Frank die letzten Tage so wahrgenommen, dass wir ihn irgendwie als liebenswerten Menschen in unser Herz schlossen. Und nun sitzen wir einem verzweifelten und gleichzeitig so wütend wirkenden Menschen gegenüber, der auf keine meiner Fragen zugänglich reagiert. Der nicht mehr in der Realität lebt. Der seine eigene Realität wie eine Festung um sich herum erbaut hat. Sein Rückzugsort, seine Erklärung für alles, was ihm im Leben passiert ist.

			Seine einzige Hoffnung heute an diesem Tag ist die AfD. Die werde ihm sein altes Leben zurückbringen. Das Leben, wie es war, als es die DDR noch gab. Nach seinen Worten. Seinen Job, seine Frau, sein soziales Leben.

			Frank ist kein Mensch, der sich weiter in der politischen Mitte verortet. Er sieht sich außerhalb des Systems. Und so versuche ich, nachdem die Strategie der offenen Fragen zwar dazu geführt hat, dass er mir alles erzählt und noch viel mehr, als ich jemals face to face von einem Menschen an Verschwörungsmythen gehört habe, ihn mit Gegenfragen aus seiner Vorstellungswelt zu holen.

			Ohne Erfolg. Entweder überhört er meine Argumente, oder er nimmt an, dass ich lügen würde.

			Heute bin ich mir im Nachgang sicher, dass diese Situation ein Schlüsselmoment für mich war. Denn eine Frage, die ich mir seit Beginn meiner Recherche stelle, ist: Wie gehe ich mit Menschen um, die sich in den Fängen der Fake News befinden. Sind sie wieder auf den Boden der Demokratie zurückholbar? Kann man sie mit Fakten überhaupt noch erreichen? Oder gibt es tatsächlich Menschen, die nicht bereit sind, ihre Ansichten infrage zu stellen?

			Nun ja, die gibt es. Und Frank ist einer davon. Es fühlt sich eben nur schwieriger an, wenn man sie kennenlernt. Wenn es mal nicht die jungen gewalttätigen Männer auf einer neonazistischen Kundgebung sind, sondern Frank. Ein Mann, der nicht viel Glück im Leben hatte.

			Der mir nun in seinem blauen Polohemd gegenübersitzt und seine Zukunft der AfD in die Hände geben will.

			Einer AfD, die sich nach meinen Recherchen nicht im Geringsten um Frank schert, sondern ihn schlichtweg für die eigenen Zwecke benutzt.

			Frank sieht das nicht. Die etablierten Parteien, aber auch die Gesellschaft haben Frank verloren.

			Während wir uns dann von ihm verabschieden, kommen die beiden indischen Studenten durch die Haustür in die Küche – sie haben einen eigenen Schlüssel, setzen sich zum Mittagessen an den Tisch, bringen noch einen Salat mit. Frank geht wortlos wieder zurück in die Küche, lässt uns sitzen. In meinem Hals steckt ein dicker Kloß. Wir stehen auf, verlassen den Balkon und gehen durch den Garten weg. Lassen die Haustür ins Schloss fallen und fragen uns, wie wir an diesem Punkt weitermachen wollen.

			Da läuft eine Frau in einem Fan-T-Shirt von Bodo Ramelow, dem damaligen Ministerpräsidenten der Linken, in mich hinein. Gerade kreisten meine Gedanken, getrieben von Unverständnis über Franks Entfremdung von allem, was für mich die Gesellschaft ausmacht, noch in meinem Kopf, und nun bin ich mit einer ganz anderen Situation konfrontiert. Ich stehe wortwörtlich mit dem Rücken an der Hauswand und frage mich, wie das alles gleichzeitig geschehen kann.

			Die AfD auf der Überholspur

			Drei Wochen nach den Landtagswahlen in Thüringen und Sachsen hat auch Brandenburg gewählt. Mit Blick auf die Ergebnisse der AfD in diesen drei östlichen Bundesländern kann man sagen, dass sie erfolgreich war. In Thüringen hat erstmals seit 1933 mit Björn Höcke ein Faschist eine Wahl gewonnen.31 In Brandenburg und in Thüringen hat die AfD eine Sperrminorität erreicht.32 Eine Sperrminorität besitzt eine Partei, wenn sie mehr als ein Drittel der Sitze im Parlament erhält. Damit kann sie Entscheidungen im Landtag verhindern, für die es eine Zweidrittelmehrheit braucht. Zum Beispiel die Wahl von Verfassungsrichter*innen. Oder sie kann Entscheidungen über Verfassungsänderungen an eigene Forderungen knüpfen: Wenn ihr das eine wollt, dann gebt uns etwas anderes, das wir wollen.33

			Die AfD hat also Macht und Einfluss ohne eigene Regierungsbeteiligung. Egal wie wir es drehen und wenden – das ist eine Zäsur in der deutschen Nachkriegsgeschichte.

			In Brandenburg auf der Wahlparty der AfD wird bei der Verkündung des Ergebnisses der »Abschiebesong« gespielt. Mitglieder der rechtsextremen Jungen Alternative tanzen und singen den von ihnen KI-generierten Song auf der Basis von »Das geht ab (Wir feiern die ganze Nacht)« der Atzen: »Hey, was geht ab, wir schieben sie alle ab.«

			Dazu wird geklatscht, und ein junger Mann hält ein Banner hoch, auf dem steht: »Millionenfach abschieben«.

			Niemand von der AfD greift ein, sie lassen es zu, zeigen sich offen extremistisch. Von der ARD angesprochen, sagte René Springer, Vorsitzender der AfD Brandenburg, das Singen sei doch harmlos im Vergleich zu Forderungen der SPD-Parteijugend zu Abtreibungen.34 Extremismus, der normalisiert wird.

			Über 30 % der Menschen haben eine rechtsextreme Partei gewählt. Eine Partei, von der sie hoffen, dass sie ihr Leben zum Besseren wendet.35

			Der AfD-Wählerschaft war es laut den Wahlumfragen von Infratest dimap zum überwiegenden Teil egal, dass die Partei in Teilen als rechtsextrem gilt. Hauptsache, sie spreche die richtigen Themen an.36

			Und was gerade auch für uns spannend ist: Die große Mehrheit der Wähler*innen sieht die Partei in der politischen Mitte und nicht rechts.37

			Die anderen politischen Parteien ringen in den Ländern um den richtigen Umgang mit dieser auch für sie neuen Situation. Mit wem koalieren? Mit wem sprechen? Wie mit dem Willen der Wählerschaft umgehen? Eine Analyse dazu ginge hier zu weit, nur eins sei dazu gesagt: Allein die SPD in Brandenburg hat am Wahlabend verlauten lassen, dass sie sich stark von der AfD abgrenzt. Ministerpräsident Dietmar Woidke sagte, wie so oft in der Geschichte »seien es Sozialdemokraten, die Extremisten auf ihrem Weg zur Macht gestoppt haben«.38

			Das ist vielleicht eine eingängige Botschaft, doch zur Realität gehört auch dazu, dass viele Menschen eine Partei, wie hier die SPD oder in Sachsen die CDU, insbesondere auch gewählt haben, um die AfD zu verhindern. Nicht allein wegen ihrer Inhalte.

			Man merkt es nach diesen Wahlen sehr deutlich: Das Land könnte sich verändern. Nur wird es sich für diejenigen, die ihre Hoffnung in die AfD gesetzt haben, zum Besseren verändern?

			Zurück auf Anfang

			Angesichts der vielen Begegnungen, Gespräche, kleinen Einblicke in das Leben der Menschen und der abstrakten Vorstellung dessen, wie sich Meinungen durch unterschiedliche Erfahrungen prägen, können wir an diesem Punkt ein erstes Resümee ziehen und daraus vier Erkenntnisse ableiten:

			1. Ängste, Sorgen, Unsicherheiten – das ist das Leitmotiv unserer Gespräche. Die Menschen berichten über Erfahrungen in diesem Rahmen, die nicht immer selbst gemacht worden sind, sondern die man von anderen gehört hat. Die aber alle an die Argumente der AfD anschließen. Oft habe ich auch Geschichten wiedererkannt, die mehrfach über Soziale Medien verbreitet worden sind und von den Menschen geglaubt werden, ohne dass Quellen hinterfragt oder auf Plausibilität überprüft werden. Sie stützen das Gefühl, das man vorher schon hatte, und werden als wahr verbucht – als gefühlte Wahrheiten.

			2. Im Vordergrund stehen zumeist das eigene Selbst und die Familie. Ganz nach dem Motto: Wenn kein anderer an uns denkt, dann müssen wir es tun. Das »Wir« ist die deutsche Identität. Ausgehend von einer gefühlten Gefahr, dass sie bedroht wird. Und als müsste man priorisieren. Als hätten wir begrenzte Plätze in dem »Wir«. Nicht jeder kann dazugehören.

			3. Es wird über offensichtliche Widersprüche hinweggeschaut. Dabei bleibt die Frage, ob sie stillschweigend geduldet oder einfach nicht wahrgenommen werden. Rechtsextremismus, Menschenfeindlichkeit, Wut und Aggression – dazwischen Familien mit Kindern, normaler Alltag. Die besagte Gleichzeitigkeit des Unterschiedlichen. Ein vermeintlich normales Nebeneinander. Ob es auf einer AfD-Veranstaltung ist, bei der unsere Gesprächspartnerin Lea nicht bemerkt hat (oder dies gar nicht wollte, es ihr egal war), dass Rechtsextreme und Neonazis neben ihr auf der Demo standen. Oder ob es die Teilnehmerinnen eines Junggesellinnenabschieds in Zwickau sind, die, mit Blumenkränzen geschmückt, zwischen der Gefolgschaft einer neonazistischen Kundgebung einerseits und den Teilnehmer*innen am CSD andererseits hindurchzuschlüpfen versuchen, um die Braut mit Prosecco bei einer Stadtrallye zu feiern – ohne Kenntnis davon zu nehmen, wo sie sich gerade befinden und was um sie herum geschieht. Das, was in mir ein Unbehagen auslöst, lässt viele Menschen vor Ort einfach kalt.

			4. Menschen fühlen sich weiter zur Mitte der Gesellschaft zugehörig, wenn sie die AfD wählen. Normalisiert sich die AfD so weit, dass sie für viele bereits in der Mitte angekommen ist?

			Ich möchte betonen, dass ich meine besagten Eindrücke teilweise ungefiltert und subjektiv wiedergegeben habe. Ich möchte euch daran teilhaben lassen, um euch einen unmittelbaren Eindruck von meinen Gesprächen und dem, was diese in mir auslösen, geben zu können.

			Gleichzeitig möchte ich nichts vorschnell verallgemeinern. Deswegen werden im Folgenden nun meine Eindrücke mit einem Experten eingeordnet und mit dem Stand der Wissenschaft abgeglichen.

			So stehe ich eine Woche nach der Reise wieder in Bielefeld. Meinen Koffer voller Puzzleteile, die zu einem Bild zusammengesetzt werden wollen. Für diese Aufgabe trage ich ihn auf den Campus der Bielefelder Universität. Für ein ganz besonderes Gespräch.

			Die 100 000-Dollar-Frage

			Der Soziologe Wilhelm Heitmeyer hat 1996 an der Universität Bielefeld das Institut für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung gegründet. Bis 2013 war er dort Direktor.39 Inzwischen ist er Seniorprofessor des Instituts. Wenn man über Rechtsextremismus und die AfD forscht, kommt man an ihm kaum vorbei. Schon 2002 sagte er, dass es eine Repräsentationslücke gibt, Menschen sich nicht wahrgenommen fühlen, und wenn man dagegen nichts unternehme, die Lücke von rechts gefüllt werde.40 Auf dem Weg zu seinem Büro kommt mir dieser Satz von ihm vor wie eine Schicksalsprophezeiung.

			Es ist der Mittwoch nach den Landtagswahlen in Thüringen und Sachsen, und ich laufe durch die Gänge der Bielefelder Universität. Hinter jeder Ecke gibt es kleine Erinnerungen, meine Masterarbeit habe ich hier in der Bibliothek geschrieben, und trotzdem verlaufe ich mich in den verschachtelten Fluren.

			Dann bin ich da, schaue durch das kleine Fenster in der Tür und sehe ein fast leeres Büro. Im selben Moment biegt ein älterer Mann mit Hornbrille auf der Nase und einem Stapel Bücher unter dem Arm um die Ecke. Er schließt die Tür auf und bittet mich in den Raum.

			Wir setzen uns gegenüber, er holt ein Blatt Papier aus dem obersten Buch seines Bücherstapels, und ich erkenne meine Mail an ihn – ausgedruckt und mit farbigen handschriftlichen Sätzen von ihm versehen. Ich bemerke, wie ich der Beobachtung kurz Raum gebe, mich fühle wie damals als Studentin – nervös und gleichzeitig gespannt, was als Nächstes passiert.

			Ich überlege gerade, wie ich ihm am besten von meinen Begegnungen erzähle, da beginnt er bereits zu sprechen, und ich bin sofort wieder in der Rolle der Journalistin: »Wissen Sie, ich vertrete die These, dass man die AfD erst mal politisch einordnen muss, jenseits der demokratischen Rechten. Wir reden immer noch über Rechtspopulismus. Das ist erstens eine völlige Verharmlosung, und zweitens wissen Menschen auf der Straße doch nicht, was das bedeutet.«

			Er erklärt mir, dass nach seiner Meinung der Begriff schlicht ein »Wir gegen die« bedeute und ansonsten eine leere Hülle sei: Man kippe alles rein, was einem nicht passe. Die AfD als rechtsextreme Partei? Dazu brauche es Ungleichwertigkeit und Gewalt. Er lacht und meint, man könne ja viel über die AfD behaupten, aber »Gewalt machen die nicht. Dafür sind die viel zu clever.«

			Wilhelm Heitmeyer lehnt sich zurück und führt seine These aus: Sie hätten Verbindungen zu gewalttätigen Rechtsextremen, aber sie hielten sich in der Öffentlichkeit davon fern und seien in erster Linie Legitimationsbeschaffer für die Gewalt dieser Extremisten. Und das sei das eigentlich Gefährliche an der AfD.

			Das, was also gerade in den Medien und der Politik passiere, wie versucht werde, mit der AfD umzugehen, sie als rechtsextremes »Gruselbild« darzustellen, damit komme man nicht weiter. Das sei nicht abschreckend für die Wähler*innen oder für die Sympathisant*innen. Die Leute seien nicht erschreckt, die Leute seien angesichts dessen auch nicht abgeneigt, die Partei zu wählen.

			Man müsse sich also fragen, wenn man etwas gegen die AfD unternehmen oder verstehen wolle, wie sie zu ihrem Status gekommen sei, welche Attraktivität die AfD gerade habe.

			Und dazu hat er seit Jahren eine Erklärung, die sich um den Begriff des autoritären Nationalradikalismus zentriert.

			Schwieriges Wort – aber einfach erklärt kann man drei Elemente darin erkennen, die die AfD so attraktiv machen:

			Das Autoritäre als zentraler Aspekt: ein Gesellschaftsmodell mit traditionellen Lebensweisen und ethnischer Homogenität im Gegensatz zu Vielfalt.

			Das Nationale: Die deutsche Kultur ist anderen Kulturen überlegen. Harte Gruppengrenzen mit Ausgrenzung. Diese Haltung wird oft exzessiv vertreten und ist tief in einer neuen Interpretation der deutschen Geschichte verwurzelt – bis hin zur Relativierung historischer Fakten. Ein zentraler wirtschaftspolitischer Bestandteil des Nationalismus ist die Forderung nach »Deutschland zuerst« bis hin zur Überlegung, die EU zu verlassen und einen sogenannten Dexit durchzuführen.

			Das Radikale: Das zeigt sich besonders in der Kommunikations- und Mobilisierungsstrategie. Hier wird massiv mit aggressiven Feindbildern gearbeitet, die als Werkzeuge genutzt werden, um zu spalten und zu mobilisieren. Diese Kommunikationsstrategien sind stark von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit geprägt, was bedeutet, dass Personen allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu bestimmten Gruppen abgewertet, diskriminiert oder gar mit Gewalt bedroht werden – unabhängig von ihrem individuellen Verhalten.

			Diese drei Elemente hätten die AfD auf die Erfolgsspur gebracht. Heitmeyer meint, dass Menschen zurück in ein autoritäres System wollen.41

			Genau deswegen schrecke es dann eben auch nicht ab, wenn die Partei in mehreren Bundesländern als rechtsextrem gesichert gelte. Menschen im Dunstkreis der AfD sähen sich nicht als rechtsextrem. Rechtsextreme sehen für sie völlig anders aus, eher wie die Nazis von früher.

			Ich frage ihn, warum Menschen also die AfD wählen würden. Weil sie zurück in ein autoritäres System wollten? In ein System mit weniger Freiheit und mehr Sicherheit? Gelenkt von einer bestimmten Gruppe?

			Er schaut mich einen Augenblick über den Rand seiner Hornbrille hinweg an und sagt: »Das ist eine Ihrer 100 000-Dollar-Fragen.«

			Was er damit meint, ist wichtig für das Buch. Meine Begegnungen seien Einzelfälle, die natürlich Rückschlüsse auf ein Meinungsbild in der Gesellschaft geben könnten. Sie gäben Meinungen wieder, nur, wir könnten sie eben nicht repräsentativ für eine gesamte Gruppe verstehen. Das leuchtet ein. Er meint, ich würde durch diese Recherchen den einzelnen Menschen in einer großen grauen Menge sichtbar machen. Etwas, das sonst viel zu selten passiere. Seine Antworten auf meine Fragen seien jedoch allgemeiner Art. Die Wissenschaft lebe von Verallgemeinerung. Er könne mir erklären, was Studien zu meinen Fragen sagen würden. Und welche Rückschlüsse wir aus den einzelnen Aussagen ziehen könnten.

			Ich denke, dass wir genau das brauchen. Um Gesagtes zu verstehen und die Puzzleteile richtig zusammenzusetzen.

			Wilhelm Heitmeyer ist davon überzeugt, dass man bei der Erklärung des Phänomens AfD früher ansetzen müsse, als nur die letzten zehn Jahre zu betrachten. Die AfD sei kein Unwetter, das einfach nur kurz vorbeiziehe; die Partei sei das Ergebnis von sozialer Ungleichheit beginnend schon in den 80er- und 90er-Jahren.

			Heitmeyer hat bereits zur Jahrhundertwende darauf hingewiesen, dass sich eine gesellschaftliche Konstellation abzeichnet, in der sich neoliberale Wirtschaftspolitik – eine politische Ausrichtung, die auf die Förderung freier Märkte, Privatisierung und den Rückbau staatlicher Regulierung abzielt – in Verbindung mit Deregulierungsprozessen durchsetzt. Deregulierung bezieht sich hierbei auf den Abbau von staatlichen Vorgaben und Kontrollen in der Wirtschaft, um Marktkräfte stärker wirken zu lassen. Dies habe dazu geführt, dass die nationalstaatliche Politik Kontrollverluste erlitt, also ihre Fähigkeit, auf wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen Einfluss zu nehmen, geschwächt wurde. Dadurch sei es ihr nicht mehr möglich gewesen, aktiv gegen die wachsende Ungleichheit vorzugehen.

			In der Folge hätten sich soziale Desintegrationsprozesse entwickelt, die zunächst nur Teile der Gesellschaft betroffen hätten. Solche Prozesse beschreiben den Verlust von Zusammenhalt und sozialer Integration innerhalb einer Gesellschaft, was häufig zu Marginalisierung und sozialer Isolation führt. Laut Heitmeyer habe dies zu einer »Demokratieentleerung« geführt – ein Zustand, in dem die staatlichen Institutionen zwar weiterhin funktionierten, jedoch das Vertrauen der Bevölkerung in die politischen Strukturen und ihre repräsentative Funktion zunehmend geschwunden sei.

			Er habe früh gewarnt: Wenn die genannten Muster – wie der autoritäre Kapitalismus, eine Wirtschaft, die stark auf Wettbewerb und Hierarchie setzt, die sozialen Desintegrationsprozesse sowie das Aufkommen von Repräsentationslücken, bei denen bestimmte Teile der Gesellschaft von politischer Wahrnehmung und Entscheidungsfindung ausgeschlossen werden – nicht wirksam bekämpft würden, sei eine breite Rechtsentwicklung unausweichlich. Repräsentationslücken bedeuten dabei, dass die Interessen bestimmter Gruppen nicht mehr in politischen Prozessen berücksichtigt werden, was deren Entfremdung und Misstrauen verstärkt.

			Es folgten Krisenjahrzehnte, beginnend mit 9/11 und der Ausweitung der Islamfeindlichkeit. Dann 2005 Hartz IV und die Angst vor Statusverlusten. 2008 folgte die Finanz- und Wirtschaftskrise, 2015 die sogenannte Flüchtlingskrise, 2020 Corona. Und heute? Die Krisen überlappen sich: Klima, Ukraine-Krieg, Inflation, Naher Osten. Krisen, die sich nicht einfach beseitigen lassen. Das gehört nach Heitmeyer nicht zuletzt zu den Kennzeichen von Krisenjahrzehnten.

			Zwei Kriterien, die zu einer umfassenden Krise führen, folgen daraus: Erstens funktionieren Routinen des politischen oder ökonomischen Agierens zur Beherrschung oder zur Lösung der Krise nicht mehr, nicht sofort oder nicht kostenlos. Zweitens sind die Zustände vor den Krisen nicht wiederherstellbar. Daraus entstehen Kontrollverluste, die man wahrnimmt, die man erfährt oder die man befürchtet. Kontrollverluste bedeuten, dass man die Verfügungsgewalt über die eigene Biografie verliert und dadurch in massive Unruhe versetzt wird.

			Für Wilhelm Heitmeyer gibt es einen Zusammenhang zwischen dem Gefühl oder der Erfahrung von Kontrollverlusten und dem Ansteigen von Verschwörungsideologien, bei denen es im Kern doch darum gehe, irgendeinen Verursacher für die Kontrollverluste zu finden. Das Gefühl von Stabilität habe sich mehr und mehr aufgelöst. Und an dieser Stelle griffen die politischen Strategien der AfD: »Wir stellen die Kontrolle wieder her« und »Wir werden dafür sorgen, dass wir euch wieder sichtbar machen«.

			Gerade in Ostdeutschland wurden in vielen ländlichen Gebieten bestimmte Bevölkerungsgruppen von den etablierten Parteien nicht wahrgenommen. Diese Parteien konzentrierten sich stärker auf liberale Kontexte in den städtischen Regionen sowohl in West- als auch in Ostdeutschland.

			Bereits vor Gründung der AfD waren bestimmte Einstellungsmuster, die heute einen großen Teil ihrer Wählerschaft prägen, in der Bevölkerung vorhanden. Langzeitstudien von Heitmeyer aus den Jahren 2002 bis 2012 belegen, dass viele Menschen, die diese Ansichten vertraten, vor 2013 keine klare politische Heimat hatten. Sie wählten teils die CDU oder SPD oder zogen sich in die Nichtwählerschaft zurück. Die AfD nutzte diese Nichtwählerschaft geschickt aus und machte sie wieder sichtbar.

			Besonders deutlich zeigte sich das bei der Bundestagswahl 2017, als die AfD vor allem aus dieser Gruppe die meisten Zugewinne verzeichnete. Mit Versprechen wie »Wir machen euch wieder sichtbar« und der Instrumentalisierung von Themen wie Migration, Kriminalität und Überlegenheitsgefühlen, verbunden mit markanten Kommunikationsstrategien wie Ordnungsrufen im Bundestag, gelang es ihr, diese Wähler zu mobilisieren.

			Eine weitere langfristige Entwicklung, die oft vernachlässigt wurde, ist die Sozialisation in der DDR. Lange wurde der Einfluss dieser autoritären Prägung auf heutige politische Einstellungen bestritten, doch die Wende brachte einen fundamentalen Bruch mit sich. In der DDR war das Leben von mehr Sicherheit und weniger Freiheit geprägt. Nach der Wiedervereinigung änderte sich dies zu mehr Freiheit, aber weniger Sicherheit – eine Zäsur, die viele erst verarbeiten mussten.

			Wenn dann noch Krisen hinzukommen und etablierte Parteien keine zukunftsweisenden Entwürfe bieten, wird die Situation gefährlich. Die AfD hingegen hat einen klaren Entwurf für eine andere Gesellschaft, während die etablierten Parteien oft keine Vision davon haben, wie sich die liberale Demokratie weiterentwickeln könnte.

			Man kann es so herunterbrechen: Keine Ahnung, ob es eine gute Zukunft gibt, die Gegenwart ist jedenfalls unsicher, deshalb bleibt nur die Verklärung der Vergangenheit. Eine Vergangenheit, in der man selbst nichts machen muss und die Verantwortung in machtvolle Hände legt.

			Heitmeyer sagt: »Und dabei bleibt doch die Frage, warum Menschen so sehr gegen ihre eigenen Interessen handeln.«

			Denn für die Wirtschaft würde die Politik der AfD einen Wohlstandsverlust bedeuten. Dann könne es eigentlich nur noch um eine andere Kultur gehen, in der man leben wolle …

			Ganz schön viel Stoff. Mein Kopf ringt um Einordnung. In den Tagen danach bemerke ich, dass sich vieles von dem, was sich für mich in bemerkenswerter Parallelität auf den Plätzen in Görlitz oder Suhl ereignete, langsam setzt. Die sich immer wiederholenden Aussagen von Ängsten und Unsicherheiten haben zwischenzeitlich einen Erklärungsrahmen bekommen. Einen Rahmen, den ich begreifen und nachvollziehen kann.

			Mir brennt die Frage auf der Seele, was wir als Land und Gesellschaft nun machen können und sollen. Aber dafür ist es noch zu früh.

			Wir sind mehr im Osten

			Für ein Zitat von AfD-Co-Chefin Alice Weidel versetzen wir uns noch einmal zurück auf besagten Marienplatz nach Görlitz zur AfD-Veranstaltung kurz vor der Landtagswahl in Sachsen 2024.

			Mitten in ihrer Rede hält sie einen Moment inne und bittet einen Mann aus der Menge auf die Bühne. Sie möchte sein T-Shirt, das er trägt, zeigen. Der Mann tritt nach vorn, Alice Weidel legt ihm eine Hand auf die Schulter und deutet auf eine Abbildung auf dem T-Shirt. Die Menge jubelt. Zu sehen ist eine schwarz gefärbte Deutschlandkarte unterteilt in Bundesländer. Die Bundesländer im Osten heben sich blau ab. Darauf das Zeichen der AfD. Alice Weidel sagt: »Das ist die Wahlkarte nach der Europawahl, nicht wahr?« Der Mann nickt, sichtlich stolz, dort gerade stehen zu dürfen.

			Und Weidel führt weiter aus: »Ein Elitenpolitiker hat irgendwann einmal gesagt, dass der Osten Dunkeldeutschland sei.« Sie wird lauter und ruft: »Diese Karte zeigt genau, wo Dunkeldeutschland ist. Und das ist nicht der Osten.« Später sagt sie noch: »Der Osten ist blau.«

			Auch Björn Höcke in Thüringen hatte eine ganz ähnliche Botschaft. Sein Wahlkampfslogan war: »Der Osten macht’s«.42

			Wir haben es bereits besprochen – die AfD gibt dem Osten vermeintlich seine Identität zurück, spricht Themen an, bei denen sich Menschen bislang abgehängt, nicht gesehen fühlen.

			Die Berichterstattung nach den Landtagswahlen war geprägt von der Frage, warum gerade im Osten so viele Menschen die AfD wählen würden. Jeder dieser Berichte hat in mir immer das Gefühl ausgelöst, dass Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung immer noch unterschieden wird.

			Die Gründerin der Initiative »Wir sind der Osten«, Melanie Stein, meinte in einem Interview, dass es für viele junge Menschen wie ein Outing ist, sich als Ostdeutsche zu erkennen zu geben. Als müsse man sich gut überlegen, was andere dazu zu sagen haben.43

			Und Sabine Rennefanz schreibt in ihrer Spiegel-Kolumne, dass man 34 Jahre nach der Wiedervereinigung feststellen muss, »dass Ost und West so weit auseinanderliegen wie wahrscheinlich nie zuvor«. Sie spricht von einem fehlenden »Wir-Gefühl« im Osten und fragt sich, wann das angefangen habe. Flüchtlingskrise? Wirtschaftskrise? Oder die Folge vieler gleichzeitiger Krisen wie Corona-Pandemie und Ukraine-Krieg, die einen überfordert zurückließen, sodass man sich auf bekanntes Terrain zurückzieht.

			Sie beschreibt Ost und West »wie ein Ehepaar, das nach langer Zerfleischung nicht mehr kann«.44

			Und ich denke weiter: Ein Ehepaar, das sich vielleicht auch gar nicht mehr richtig miteinander beschäftigen will.

			Die Autorin gibt ein Beispiel: Es sei einfach zu sagen, dass in Thüringen und Sachsen Menschen die AfD wählen wegen ihrer Nähe zu Russland. Sabine Rennefanz führt aus, das klinge für viele Politiker*innen aus dem Westen vertraut, man müsse sich dann nicht so viele Gedanken über die eigene Politik machen. Die Angst vor einer Eskalation, dass man die in Ostdeutschland aufgrund der Vergangenheit vielleicht stärker spürt, betrachte man dabei vielleicht zu wenig …45

			Nach der deutschen Wiedervereinigung 1990 war der Wunsch nach Zusammenhalt und einer gemeinsamen nationalen Identität groß. Die Menschen standen vor der Herausforderung, ihre unterschiedlichen Erfahrungen und Welten zu vereinen.

			Dieser Wunsch nach Zusammenhalt war jedoch nicht einfach umzusetzen. Die wirtschaftliche und soziale Kluft zwischen Ost und West war groß, und viele Ostdeutsche fühlten sich von den Westdeutschen nicht als gleichwertige Partner behandelt. Ein kontinuierliches Gefühl der Ungleichbehandlung, das Gefühl, als »Bürger zweiter Klasse« betrachtet zu werden, prägte das Selbstverständnis vieler in den damals »neuen« Bundesländern.

			Die DDR war die Heimat von 17 Millionen Menschen,46 in der es neben diktatorischer Ungerechtigkeit und Willkür natürlich auch Liebe, Freundschaft und Glück gab – wie überall sonst auch. Es haben sich dort Identitäten ausgebildet, es wurden eigene Lebenserfahrungen gemacht und Zukunftspläne geschmiedet. Nach der Wiedervereinigung wurde das Ziel – nämlich die vollständige Integration des Ostens in das westdeutsche Gesellschafts-, Wirtschafts- und Wertesystem – fast ausschließlich vom Westen definiert. Auch das Tempo, mit dem die Transformation erfolgen sollte, wurde vom Westen vorgegeben. Es war ein rasanter Prozess, bei dem der Osten sich schnell anpassen musste, während der Westen seine Strukturen nahezu unverändert beibehielt. Dass das vor allem für den Osten schwierig werden würde, war vorauszusehen.

			Für viele war die Wiedervereinigung mit zahlreichen Enttäuschungen verbunden, insbesondere mit dem Verlust von Arbeitsplatzsicherheit und sozialer Struktur, und oft auch das Resultat unerfüllter Versprechen, die der Westen und das kapitalistische System machten. Hinzu kam das Gefühl, dass das vorherige Leben im Osten pauschal abgewertet wurde – als hätte es keinen Wert oder keine Legitimität gehabt.

			Der Historiker Ilko-Sascha Kowalczuk sagte in einem Interview: »Die Wende war für uns ein großer Umbruch, aber auch eine Chance. Doch was wir nicht bedacht haben, war, dass es für viele von uns ein Verlust war. Ein Verlust an Orientierung und Sicherheit.«47

			Nur – die blau eingefärbte Karte auf dem T-Shirt spiegelt eben nicht den ganzen Osten wider. Die Mehrheit hat die AfD nicht gewählt. Um die Frage dieses Kapitels also zu beantworten: Nein, im Osten herrscht nicht die AfD. Sie ist eine starke Kraft, in Thüringen die stärkste, aber die absolute Mehrheit findet sich bei ihr und ihren Themen nicht wieder.

			Die Journalistin Valerie Schönian, Autorin des Buches Ostbewusstsein, schreibt in der Zeit Online allerdings auch: »Viele Phänomene, die zu Frust führen und unter anderem zur Wahl der AfD, sind keine reinen Ostphänomene – es gibt sie auch in Westdeutschland.« Sie stellt fest, dass in Nordrhein-Westfalen so viele Menschen die AfD zur Europawahl 2024 gewählt haben wie in Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Thüringen zusammen, und kommt zu dem Schluss: »Das bedeutet, einerseits: Ist die Demokratie, wie wir sie kennen, im Osten bedroht, ist sie dies überall. Das bedeutet, andererseits: Man könnte vom Osten auch lernen, wie man sie retten kann.«48

			Ich schreibe Valerie Schönian und frage sie, ob sie mit mir darüber sprechen möchte. Sie stimmt zu, und kurze Zeit später sitzen wir uns bei einem digitalen Treffen gegenüber. Wir beginnen unser Gespräch damit, dass Valerie mir erzählt, dass Ost und West in Deutschland getrennt wahrzunehmen immer noch ein Thema ist. »Einerseits sind die Probleme seit 35 Jahren die gleichen: wirtschaftliche Macht, politische Macht, Diskursmacht, historische Haupterzählung – all das ist seit der Wiedervereinigung westdeutsch geprägt.«

			In den letzten Jahren würden wir aber mehr darüber reden, und das sei gut. Denn das bedeute, dass immer mehr Ostdeutsche, die solche Probleme sichtbar machen, auch in Positionen sind, in denen sie gehört werden. Deswegen werde auch immer mehr Westdeutschen klar, dass es dort noch etwas zu verstehen gibt. Aber trotz der positiven Entwicklungen der letzten Jahre behandle man den Osten immer noch zu oft wie einen Patienten auf der Therapiebank, die Augenhöhe fehle in vielerlei Hinsicht noch immer. Dabei passiere dort so viel, was für Gesamtdeutschland von Relevanz sei.

			Und so kommen wir auch zu ihrer These, dass die AfD kein reines Ostphänomen ist. Valerie meint, das sehe man einerseits eben daran, dass die AfD auch schon Erfolge in Westdeutschland vorzuweisen hat, und auch an den Gründen, warum Menschen sie wählten. Ja, diese seien in Ostdeutschland auch historisch erklärbar – durch Wendeerfahrungen und den persönlichen Umgang mit dem Umbruch. Aber daneben gebe es soziale, ökonomische, demografische, gesellschaftliche Gründe, und die spielten für Westdeutschland genauso eine Rolle wie für Ostdeutschland. Sie nennt beispielhaft Unsicherheit angesichts der vielen Krisen, eine zunehmende Migrationsskepsis, Stadtflucht, schlecht ausgebauter Nahverkehr, Geld, das zum Leben reichen müsse, es aber nicht immer tue. Diese Phänomene gebe es überall, nur seien viele im Osten – noch – etwas drängender. Aber deswegen müsse man eine gemeinsame Antwort auf sie finden und könne nicht so tun, als sei Westdeutschland vor den Entwicklungen wie in Ostdeutschland gefeit.

			Und wie wir nun vom Osten lernen könnten, die Demokratie zu retten – die Antworten darauf würden vor Ort liegen, in der Kommunalpolitik, aber vor allem auch in der ostdeutschen Zivilgesellschaft. Diese Menschen würden dort Überzeugungsarbeit für die Demokratie leisten. Die meisten AfD-Wähler*innen hätten das Vertrauen in etablierte Medien und Parteien und demokratische Institutionen verloren. Man müsse sie also in langwieriger Arbeit vor Ort wieder davon überzeugen, könne das von außen nur schwer tun. Und deswegen sei es wichtig, der engagierten Zivilgesellschaft zuzuhören und sie zu fragen, was sie brauche, um weiter für die Demokratie einzustehen. Was viele von ihnen Valerie erzählt hätten: »Sichtbarkeit und Geld.« Denn auch demokratisches Engagement koste. In Sonneberg habe der erste AfD-Landrat versucht, Fördermittel des Projekts »Demokratie leben« zu streichen. Was ihrer Meinung nach helfen könne, sei das Demokratiefördergesetz, damit der Bund direkt die Zivilgesellschaft vor Ort unterstützen könne. (Wegen koalitionsinternen Streits in der Ampel ist es bislang nicht dazu gekommen.)

			Und sie hat auch eine andere Idee für Stiftungen und Unternehmen parat: »Nur 7 % aller Stiftungen sitzen in Ostdeutschland, und auch die Wirtschaftskraft ist geringer. Umso wichtiger ist es, dass sich westdeutsche Firmen und Stiftungen dessen bewusst sind und deswegen gezielt auch die demokratische Zivilgesellschaft in Ostdeutschland fördern. Gerade jetzt, in einer Zeit, in der es sich anfühlt, als würden manche den Osten aufgeben wollen. Und in der der Druck auf die Engagierten wächst.«

			Ostdeutschland brauche Support. Sie fügt abschließend hinzu: »Es ist nicht nur das Problem der einen. Besser wäre es jetzt, voneinander zu lernen, damit auch Westdeutschland auf die AfD besser vorbereitet ist.«

			Besagte engagierte Zivilgesellschaft haben wir auf unserem Roadtrip auch erlebt. Ich denke an die Krämerbrücke zurück, an die Ladenbesitzer*innen, mit denen wir Wein getrunken haben. Als ich sie fragte, was sie nach den Wahlen tun würden, antworteten sie: »Weitermachen!«

			Und wenn ich eines dort vor Ort gelernt habe, dann ist es die Kunst, immer wieder nicht zuletzt das Gute zu sehen und nach einer Niederlage nicht aufzugeben.

			Ich bin davon überzeugt, dass man von dieser Mehrheit in Ostdeutschland lernen kann, wie man sich für die Demokratie engagiert.

		

	
		
		

		
			5
Als Frau in der AfD

			Rückblende. Im November 2018 sitze ich in Lissabon in einem Straßencafé. Blick auf die belebte Altstadt von Alfama, jeder der runden roten Cafétische ist besetzt, Wagen der Linie 28 rattern vorbei.

			Am Nachbartisch sitzt eine Mutter mit Kind, die sich mit dem wahrscheinlich größten Eisbecher ganz Lissabons drei Minuten Ruhe erkauft hat. Schokolade. Vanille. Bunte Streusel. Mir gegenüber meine Mentorin Elke Ferner. Ich habe mir einen Cappuccino bestellt, Elke trinkt ihren Kaffee tiefschwarz. Dieser Tag heute ist für mich besonders, denn ich habe mich vor wenigen Tagen dazu entschieden, für das Europaparlament zu kandidieren. Und heute erzähle ich es Elke.

			Elke hat eine leicht zu durchschauende Eigenart. Immer wenn jemand etwas Unpassendes sagt, lacht sie kurz, aber laut auf.

			Ich sage ihr, ich hätte Angst, dass es nicht funktioniert, dass ich nicht gewählt werde. Dass ich danach nie wieder etwas anderes machen könnte. Elke lacht auf.

			Sie sagt, das sei Quatsch. Und sie sagt, wir bräuchten mehr Frauen in der Politik. Ein Mann mache sich solche Gedanken nicht – er greife nach der Macht, ohne sich selbst infrage zu stellen oder sich umzuschauen.

			Elke ist seit Jahrzehnten SPD-Politikerin. Sie war lange Bundesvorsitzende der SPD-Frauen, heute ist sie Vorsitzende von UN Women Deutschland. Sie hat einiges erlebt in diesen Jahren. Erfahrungen, von denen sie immer wieder erzählt und die sie geprägt haben.

			2019 habe ich dann tatsächlich für das Europaparlament kandidiert. Erfolglos. Aber das war nicht erst am Wahlabend klar, sondern spätestens bei der Entscheidung der SPD-Delegierten, wer von den Kandidierenden welchen Listenplatz bekommt. Denn in Deutschland hat jede*r nur eine Stimme und wählt eine vorab von der jeweiligen Partei beschlossene Liste.

			Ich habe also zwar keinen Sitz gewonnen, dafür aber viele Eindrücke und mich danach anders orientiert, weg von der Parteikarriere in der SPD – hin zur politischen Bildung und journalistischen Arbeit über die AfD. Das verbindende Element dieser beiden Abschnitte meines Lebens war die Liebe zur Demokratie. Ich mochte damals das Ehrenamt, aber noch viel mehr mochte ich es, politische Zusammenhänge selbst zu verstehen und dann zu erklären. Und so resultierte daraus damals meine Arbeit, dass ich Politik verständlich machen und Populismus etwas entgegensetzen wollte. Wegweisend dafür war genau dieser Wahlkampf 2019. Wie es ist, als junge Frau für ein Amt zu kandidieren. Auf der Bühne damals schon gegen AfD-Kandidaten zu argumentieren. Auf Wochenmärkten mit Menschen über ihren Ärger auf die Politik zu diskutieren. Und zu verstehen, warum sich Menschen in der Politik wirklich engagieren. Warum es dort einfach weniger Frauen gibt.

			Dieser Teil meiner eigenen Geschichte gehört für mich zu diesem Buch dazu, und er gehört vor allem in dieses Kapitel. Um zu verstehen, wie ich als junger Mensch zur Politik gekommen bin, und was mich geprägt hat. Um zu verstehen, warum dieses Kapitel auch sehr persönlich für mich ist. Dass ich mich seit Beginn meines politischen Engagements immer für Gleichberechtigung eingesetzt und auf dem Parkett der SPD damals tanzen gelernt habe. Nicht sonderlich elegant, aber immerhin Standard. Und auch wenn meine Tanzpartner heute anders aussehen, die Grundwerte sind doch dieselben: Freiheit, Gleichheit, Liebe zur Demokratie. Die Frage, warum gerade Frauen mehr zweifeln, und auch, wie man sie empowern kann, an dieser Demokratie durch ein politisches Mandat mitzuwirken – darüber habe ich mir schon das eine oder andere Mal den Kopf zerbrochen.

			Heute, einige Jahre später, kann ich behaupten, dass ich ohne Elke Ferner nicht so viel über Politik gelernt hätte. Sie hat mich nach Singapur auf eine internationale Frauenkonferenz geschickt, mich mit ins Europäische Parlament genommen und auf internationale Treffen nach Lissabon. Wir haben gemeinsam politische Anträge für die Gleichstellung verfasst. Kampagnen zum Internationalen Frauentag gestaltet. Ich habe lernen dürfen, was es heißt, wenn Menschen über Parteiarbeit sprechen. Ich habe verstanden, wie die Strukturen einer Partei funktionieren, dass es bei allem natürlich auch um die eigene, kurzfristige und immer nur zeitlich geliehene Macht geht und warum der Politikbetrieb so eine Männerdomäne ist.

			Was ich aber auch verstanden habe: Wie wichtig eigene, belastbare Netzwerke innerhalb der Politik sind und dass gerade Frauen und marginalisierte Gruppen in der Politik gebraucht werden, damit alle Lebensrealitäten einer Gesellschaft dort abgebildet werden. Das alles steht aber in einem gänzlich anderen Buch.

			Was ich jedoch unterstreichen möchte: Mein damaliges Engagement hat mich geprägt und lässt mich heute mit besonderem Interesse auf das Thema schauen, warum sich Frauen von der AfD angesprochen fühlen, obwohl diese im Prinzip gegen sie arbeitet.

			Echte Frauen sind rechts

			In meiner politischen Arbeit 2019 habe ich mich für den Gegenentwurf zu AfD-Narrativen eingesetzt. Für Lohngerechtigkeit, gegen Gewalt an Frauen, für mehr Sichtbarkeit von marginalisierten Gruppen. Für Empowerment von Frauen. Für eine Gesellschaft, in der es keinen Unterschied macht, für welches Geschlecht man sich entscheidet, um frei und mit fairen Chancen leben zu können.

			Und nun ist da eine Partei, die sich für ein rückwärtsgewandtes Frauenbild starkmacht. Und dieses Frauenbild und die dahingehenden Themen der AfD schauen wir uns nun genauer an:

			Maximilian Krah, ehemaliger Spitzenkandidat der AfD zur Europawahl 2024, sagte bei seiner Rede auf einer AfD-Veranstaltung zum Aschermittwoch in diesem Jahr: »Echte Männer sind rechts. Und als echte Männer wollen wir echte Frauen haben.«1

			Nur, wer sollen diese echten Frauen sein? Sind es die KI-Bilder der Jungen Alternative in den Sozialen Medien, die blonde, für sie normschöne Frauen abbilden, die, wie es die JA selbst beschreibt, »heimatverbunden« sind und ihre »Weiblichkeit bejahen«?2

			Die sich nach den Narrativen der AfD darauf zurückbesinnen, was wirklich wichtig sei: die traditionelle Familie als »Keimzelle der bürgerlichen Gesellschaft«.3 Eine Geschichte, die mit demselben Begriff bereits in der NS-Zeit erzählt wurde. Mehr Geburten von »Deutschen«, mehr traditionelle Aufgabenteilung zwischen Mann und Frau – für die AfD die einzig zulässigen Geschlechter –, in einer Heteroehe natürlich.

			Fast meint man, diese Darstellung schon aus der dystopischen Serie The Handmaid’s Tale zu kennen bzw. aus Margaret Atwoods Roman Der Report der Magd, der ihr als Vorlage diente, aber es steht genau so in den Wahlprogrammen der Partei in Bund und Ländern.

			2017 warb die Partei mit dem Slogan: »Neue Deutsche? Machen wir selber«,4 und auch Björn Höcke rief 2024 auf dem Sommerfest in Nordhausen vor der Landtagswahl in Thüringen: »Unsere Fachkräfte machen wir selbst.«

			Die AfD vertritt die Ansicht, dass die traditionelle Familie zu einer höheren Geburtenrate führt.5 Laut statistischem Bundesamt liegt diese pro Frau im Jahr 2023 bei 1,35 Kindern.6 Die These der AfD: Mehr Kinder, dann brauchen wir auch keine Einwanderung. Es erinnert an einen Satz des Rechtspopulisten Viktor Orbán aus Ungarn: »Gebären statt zuwandern.«7 Das statistische Bundesamt gibt an, dass die Geburtenrate auf 2,1 Kinder pro Frau steigen müsste, damit die Gesellschaft nicht schrumpft. Aber auch das würde nicht ausgleichen, dass die Zahl der Erwerbstätigen ohne Zuwanderung stetig weiter sinkt.8

			Vor allem sieht man in den Statistiken eben auch sehr klar: Nicht alle jungen Menschen haben einen Wunsch nach mehreren Kindern oder überhaupt nach Kindern. Die Forderung der AfD würde damit massiv ins Privatleben der Menschen einschneiden.

			Und sie würde eine Kettenreaktion auslösen: Frauen würden weniger arbeiten, weniger Geld verdienen, abhängiger und armutsgefährdeter sein. Die AfD von NRW schreibt in ihren Grundsatzpositionen zum Thema Familie: »Der ideale Betreuungsplatz für ein Kleinkind ist auf Mamas Schoß.«9 Ergo: Weniger Kitas und weniger erwerbstätige Mütter.

			Lohngerechtigkeit ist für die AfD deswegen auch kein Thema.

			2023 sagte die AfD-Bundestagsabgeordnete Dr. Eva Maria Schneider-Gärtner: »Der ›Equal Pay Day‹ und die Lohngleichheits-Debatte stempeln Frauen als Arbeitskraft ab, ohne deren herausragender gesellschaftlicher Bedeutung als fürsorgliche Mutter Rechnung zu tragen.«10 Gleichwohl ist die AfD nun auch nicht dafür bekannt, Erziehungszeiten und Care-Arbeit sonderlich zu honorieren. Passend dazu auch die Aussage der AfD-Bundestagsabgeordneten Nicole Höchst im Jahr 2018, dass es strukturelle Benachteiligung nicht gibt. Das sei »wie ein Yeti. Jeder redet darüber, aber keiner hat sie je gesehen.«11

			Maximilian Krah bezeichnete in einem Post auf X Feminismus als »Krebs« und weiter: »Er bedeutet, dass Männer in Mädchentoiletten dürfen. Er vernichtet die Weiblichkeit, zerstört junge Menschen und verhindert Kinder.«12 Soso.

			Oder auch seine Aussage beim politischen Aschermittwoch 2024: »Feministinnen sind alle hässlich und grässlich.«13

			Dazu passt ein Bild, das die AfD in Sachsen 2022 in den Sozialen Medien verbreitet hat und das mir bei meiner Arbeit immer wieder begegnet. Die Gegenüberstellung einer »modernen und befreiten Feministin« und einer »traditionellen Frau«. Die traditionelle Frau überzeichnet als schlanke, »natürlich« hübsche Frau, die ihre Familie und Heimat liebe – sie »hält Erziehung und Bildung ihrer Kinder für ihre erste Pflicht«. Sie »unterstützt ihren Mann mit Liebe«. Dagegen die Feministin, die »ungepflegt« sei, »häufig wechselnde Beziehungen« habe und Make-up nur trage, weil sie geringes Selbstbewusstsein besitze. Ein Satz auf diesem Bild sticht mir besonders ins Auge: »Schon ihre dritte Abtreibung mit 22 und stolz darauf«.14

			Womit wir zum nächsten Thema kommen: Schwangerschaftsabbrüche. Für die AfD müssen sie weitgehend eingeschränkt werden.15 Der Körper der Frau gehöre nicht ihr selbst, sondern dem Staat, könnte man meinen. So sieht es zum Beispiel Erik Ahrens. Er hat Verbindungen zur rechtsextremen Identitären Bewegung und steht der AfD sehr nah – für Maximilian Krah hat er einige TikTok-Videos verantwortet.

			Auf X schrieb er 2023 im Zusammenhang mit einer möglichen Wehrpflicht: »Ebenso könnten junge Frauen gemustert und bei Eignung zur Abgabe von Eizellen verpflichtet werden, um die Demografie zu stabilisieren.«16

			Auch wenn er diese Aussage später als »nicht so gemeint« abgetan hat, kann man erstens dadurch erahnen, was bei manchen in den Reihen der AfD gedacht wird, und zweitens, dass auch in diesem Themenbereich eine Diskursverschiebung stattfindet. Auf Erik Ahrens’ besondere Rolle für die AfD und ihren Auftritt in den Sozialen Medien kommen wir später noch mal zurück.

			Man kann es an diesem Punkt vorerst so zusammenfassen: Rechtsextremen Kräften geht es um Herrschaft und Macht über Frauen. Über ihren Körper. Über die Ausgestaltung ihres Lebens.

			Das ist kein alleinig deutsches Phänomen, so wie es auch bei den meisten anderen rechtsextremen Thesen nicht der Fall ist. In Spanien fordern Rechtsextreme, dass Frauen sich die Herztöne des Embryos vor der Abtreibung anhören müssen.

			»Your body, my choice.« Nach dem Wahlsieg von Donald Trump im November 2024 ging diese Aussage des rechtsextremen Influencers Nick Fuentes viral und wurde laut Medienberichten auf amerikanischen Schulhöfen im ganzen Land von Jungen wiederholt.17

			In einem Interview mit der Zeit sagt die Kulturwissenschaftlerin Gabriele Dietze, die Kontrolle über Reproduktionsrechte sei ein entscheidender Weg für die völkisch-nationalen Parteien, um die nationale Identität zu stärken. Wenn Abtreibungen verboten oder eingeschränkt würden, dann gäbe es für das eigene Volk auch mehr Kinder.18

			Und das Leben muss ja geschützt werden. Also, zumindest das, was die AfD als schützenswert bezeichnet.

			Die AfD-Erzählung zur Rolle der Frau, die wirkt, als wäre sie direkt aus dem Jahre 1933 zu uns gereist, wird auch mit Vorbildern ausgeschmückt. In den Sozialen Medien wächst der Trend der sogenannten Tradwife. Ein Begriff, der den Gegensatz zur modernen Gleichberechtigung aufzeigen soll, ursprünglich von Rechtsextremen in den USA genutzt, wie der Alt-Right-Bewegung. Seit ein paar Jahren wird er auch bei uns propagiert für ultratraditionelle Geschlechterrollen. Frauen präsentieren sich als traditionelle Hausfrauen, oft mit perfekter Frisur und sauberer Schürze. Zuständig für Kochen und Kinder. Im besten Falle auch noch für Kirche. Ein Bild, wie aus der Frauengold-Werbung der 50er-Jahre. Nur ist dieses Bild dann doch eben mehr Schein als Sein. Die »Tradwives« demonstrieren anderen Frauen das angeblich erstrebenswerte Leben einer devoten und fürsorglichen Familienmutter, die ganz in ihrer Rolle aufgeht. Gleichzeitig verdienen sie dabei zumeist Geld als Content-Creatorinnen. Alles Fake also? Ja, sehr oft zumindest inszeniert und einer der vielen Widersprüche in der Szene. Denn auch diese Frauen müssen Job und Privatleben miteinander vereinen, suggerieren aber etwas völlig anderes.19

			So wie auch die rechtsextremen Influencerinnen, die sich mit langen geflochtenen Zöpfen und radikalen Botschaften auf TikTok präsentieren. Sie haben Macht und Einfluss in der Partei und verbringen die meiste Zeit nun mal nicht hinter dem Herd.

			Das rückwärtsgewandte und reaktionäre Frauenbild der AfD manifestiert sich schließlich auch in der Diskussion ums Gendern und die von der Partei sogenannte »Genderideologie«. Im Grundsatzprogramm der AfD steht: »Die Genderideologie und die damit verbundene Frühsexualisierung, staatliche Ausgaben für pseudowissenschaftliche ›Gender-Studies‹, Quotenregelungen und eine Verunstaltung der deutschen Sprache sind zu stoppen.«20 Die Partei will hart erkämpften frauenpolitischen Fortschritt zurückdrehen und die patriarchale Kleinfamilie mit männlichem Oberhaupt reinstallieren – unter der Annahme eben, dass es nur zwei Geschlechter gibt. Zum Zweck der Definitionsmacht über das Geschlecht und als vermeintliche Lösung für ein homogenes Volk ohne Durchmischung qua Einwanderung.

			Ich fasse zusammen: Frauen-, Geschlechter- und Familienpolitik werden von der AfD instrumentalisiert, um die vermeintlich »deutsche Leitkultur« zu betonen, in der Frauen in eine Zeitmaschine gesteckt werden und eine genau definierte Rolle unter der Dominanz des Mannes in einem rückwärtsgewandten Familienbild einnehmen müssen.

			Frauen in der AfD fürs Image

			Im Juni 2024 hatte die AfD um die 50 000 Mitglieder, 21 % von ihnen Frauen. Im ersten Moment könnte man denken: Klar, Männer engagieren sich eher in einer in weiten Teilen rechtsextremen Partei. Doch auch in der CDU liegt der Frauenanteil im Sommer 2024 nur bei 26,5 % – in der CSU sogar nur bei 21,9 %. In der FDP bei rund 20 %. Um das Bild zu vervollständigen: Die höchste Frauenquote finden wir bei den Grünen mit 42,5 %, es folgen die Linken mit 38,1 % und die SPD mit 33,6 %. Beim BSW sind keine Zahlen abrufbar.21

			Politik ist also tatsächlich in großen Teilen eine männlich dominierte Welt – vor allem in den konservativen bis rechten Parteien. Dafür gibt es verschiedene Gründe, die sich im Endeffekt alle in der strukturellen Benachteiligung von Frauen und anderen marginalisierten Gruppen finden lassen.

			In der AfD liegt der Frauenanteil im Bundestag 2024 bei 11,7 %, womit sie die geringste Quote aufweist.22

			Doch Frauen an der Spitze, wie Alice Weidel oder auch Beatrix von Storch – und wenn man weiter in die Vergangenheit schaut Frauke Petry –, die verleihen der Partei ein freundliches Antlitz. Man könnte deshalb annehmen, dass Frauen in der Partei nicht unterrepräsentiert wären. Und auch das ist kein Alleinstellungsmerkmal deutscher Rechtsextremer.

			Denken wir an Marine Le Pen als zentrale Figur des französischen Rechtspopulismus in der Partei Rassemblement National, die schon mehrfach Kandidatin bei den französischen Präsidentschaftswahlen war. An Beata Szydło von der rechtskonservativen Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS). Sie war von 2015 bis 2017 Premierministerin Polens. Oder Ildikó Pelczné Gáll, die von 2010 bis 2014 Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments war und Mitglied der rechtskonservativen Partei Fidesz unter Viktor Orbán ist.23

			Untersuchungen aus Dänemark haben zudem gezeigt, dass weibliche Parteispitzen einer rechtsextremen Partei dabei helfen, Wählerinnen stärker anzusprechen. Frauen sind in diesen Parteien sichtbarer, damit sie auch von Frauen gewählt werden. Sie verfolgen, jeweils auf unterschiedliche Weise in ihren Ländern, eine klare antifeministische Politik und agieren in Parteien oder Gruppierungen, die überwiegend von Männern dominiert werden. Dabei kann man annehmen, dass ihre Funktion vor allem darin besteht, dass die AfD – oder entsprechende andere rechtsextreme Parteien – nicht als »rechte Partei von gestern« wahrgenommen wird.24

			Diese Frauen können zum Beispiel pauschale Ängste gegen Geflüchtete leichter schüren. Die Journalistin Jana Hensel schrieb 2017 in der Zeit, dass Frauke Petry ein Deutschland früherer Tage als Land »ohne islamischen Terror und explodierende Gewalt«, als ein Land, »in dem es undenkbar war, dass Frauen und Mädchen massenhaft sexuell belästigt und vergewaltigt wurden«, beschrieb.25

			Geschlechterstereotype als Grundlage für rechtsextreme, rassistische Menschenfeindlichkeit, Geflüchtete und Menschen mit Migrationshintergrund als Feindbild – Frauen machen genau das nahbarer. Ist es wegen des Klischees der Frau, die vertrauenswürdiger scheint und die Gesellschaft und »ihre Kinder« schützen will?

			Zwei Gedanken noch dazu, bevor wir uns wieder auf die Reise machen: Jana Hensel schreibt in ihrem Artikel einen Satz, der für mich zum Merksatz geworden ist: »Frauen eignen sich hervorragend als Postergirls dieses Imagewandels, sie spielen ihre Rollen überzeugender – auch weil es von Frauen ohnehin erwartet wird, zwischen Alltag, Familie und Beruf stets mehrere Rollen einzunehmen.«26

			Bei Alice Weidel haben wir genau das in Görlitz erlebt. Ihre Stimme wechselte zum einen von der einer umsorgenden Mutter und Frau hin zu der einer tonangebenden Führungsperson, als sie fragte, was Frauen in diesem Land »angetan wird«, und sie gleich danach die anderen Parteien aggressiv ansprach.

			Und ein Zweites: die Widersprüchlichkeit zwischen der AfD-Bundessprecherin Alice Weidel und der Privatperson Alice Weidel. Sie lebt mit einer aus Sri Lanka stammenden Schweizerin in einer Lebenspartnerschaft mit zwei Kindern. Im ARD-Sommerinterview 2023 sagte Weidel: »Ich bin nicht queer, sondern ich bin mit einer Frau verheiratet, die ich seit 20 Jahren kenne.«27 Sie ist eine lesbische Frau, aber stellt traditionelle Familien in den Vordergrund, »für eine echte Familie braucht es Vater und Mutter«. Von ihren Ansichten zum Selbstbestimmungsgesetz ganz zu schweigen.

			Und das zeigt im Kern eigentlich genau eines auf: Jede Diskriminierung funktioniert am besten in der Verallgemeinerung. Migrant*innen werden abgewertet. Aber der Kioskbesitzer mit Migrationshintergrund von nebenan, der ist nett und nicht mitgemeint. Den einzelnen Menschen kann man trotz aller Widersprüche aus der großen entmenschlichten Gruppe bei Diskriminierungen herausnehmen, wenn man ihn kennt. Als Teil einer Gruppe ist er wiederum abstrakt zu sehen.

			Und: Die Identität einer Person bestimmt nicht über ihre politischen Einstellungen.

			Um all das besser verstehen zu können, machen wir uns nun wieder auf den Weg.

			Emilia nachts allein unterwegs

			»Aber du kannst mir doch nicht erzählen, dass du dich nachts noch allein hinaustraust!« Ein ungläubiges Paar Augen schaut mich direkt an. Ich bin abends auf der Geburtstagsfeier einer Bekannten, vor der Haustür hat sich das für so eine Party typische Grüppchen von rauchenden Personen zusammengefunden. Es ist wie oft: Small Talk. Woher kennst du das Geburtstagskind? Was arbeitest du? Im schlimmsten Fall noch: Ganz schön heiß der Sommer. Ich bin an sich ein gesprächiger Typ, aber allein auf Partys gehen, das war noch nie meine Stärke. Vor allem dann nicht, wenn man fast niemanden kennt. Zu oft passiert es mir, dass ich mich in politischen Gesprächen wiederfinde, obwohl ich bei einem Wein manchmal nur abschalten möchte.

			Nur, in der Zeit meines Schreibprozesses für dieses Buch, da war ich anders unterwegs. Geburtstage, Feiern, Veranstaltungen – ich habe sie alle mitgenommen. Ich war die Erste, die »Ja« gesagt hat, wollte überall dabei sein, mich in die Menge stürzen, mit Menschen sprechen. Gefühlt habe ich mich dabei wie ein kleines Trüffelschwein auf der Suche nach dem Sechser im Lotto: Immer mit dem Ziel vor Augen, Menschen zu finden, die die AfD wählen und mit mir darüber reden möchten.

			Die erste Hälfte des vorangegangenen Satzes 2024 in Deutschland in die Tat umzusetzen, war nicht allzu schwer. Für die zweite Hälfte galt das allerdings nicht. Vor allem nicht unabhängig von Wahlen und auf der Suche nach einer ganz bestimmten Person: einer Frau, die mir erzählt, warum sie sich mit der AfD identifiziert. Und so habe ich mich bei jeder Gelegenheit rausgewagt, mich auf Veranstaltungen zu mir fremden Personen gestellt, mich in der Deutschen Bahn immer ins Bordbistro gesetzt und drei Monate lang draußen keine Kopfhörer getragen, damit ich die Gespräche neben mir aufschnappen und mich, wenn es in Richtung AfD ging, einbringen konnte.

			Man könnte jetzt denken, wie soll das funktionieren? Sprechen Menschen in ihrem normalen Alltag offen über die AfD? Ich kann euch versichern – sie tun es. Es gab im Sommer 2024 genug Gründe dafür. Europawahl, Landtagswahlen, Sylt, Solingen, die Migrationsdebatte – um nur ein paar Anhaltspunkte zu nennen.

			In meiner Freizeit bewege ich mich in einer sehr politisierten Bubble, diese Gespräche sind für mich also nichts Ungewöhnliches. Nur dass ich in meinem eigenen Freundes- und Bekanntenkreis eher wenige bis gar keine Menschen finde, die die AfD wählen.

			Und das ist der »Normalfall«. Die sogenannten Filterblasen gibt es nicht nur in der digitalen Welt, sondern auch im realen Leben. Menschen bewegen sich allzu oft in homogenen Netzwerken, die gleich denken und handeln. Der Soziologe Prof. Olaf Groh-Samberg erforscht solche Blasen und spricht in einem Interview mit der taz darüber, dass soziale Netzwerke und Bekanntschaften in Deutschland stark durch den Arbeitsplatz und Bildungseinrichtungen geprägt sind. Das deutsche Bildungssystem ist dabei besonders stark segregiert und filtert vor. Heißt, du lernst Menschen dort kennen, die ähnliche Bildungsvoraussetzungen haben wie du. Hinzu kommt die natürliche Tendenz von Menschen, sich mit anderen zu vernetzen, die ihnen ähnlich sind – ein Phänomen, das als (soziale) Homophilie bekannt ist. Groh-Samberg betont zudem, dass es häufig eine Abgrenzung zwischen sozialen Gruppen gibt, die er als Distinktionsstrategie beschreibt. Diese Abgrenzung kann in manchen Fällen sogar zu offener Feindseligkeit führen, besonders entlang politischer Konfliktlinien in Deutschland.28

			Aber gerade in Arbeitssituationen, in der Familie oder im erweiterten Bekanntenkreis trifft man dann doch auf Menschen, die sich vielleicht in derselben Filterblase befinden, aber am Ende zu einem anderen Ergebnis kommen. Denn wie wir bereits besprochen haben, die AfD zieht sich durch alle Gesellschaftsschichten.

			Aber das nur als kleiner Exkurs. Zurück zu der Situation, von der ich euch erzählen möchte: vor der Haustür in der Gruppe der rauchenden Menschen, dort, wo man einfach ins Gespräch kommt. Auf der Party kenne ich niemanden so wirklich, das Geburtstagskind ist eine Bekannte, die Freunde vor der Tür sind mir alle unbekannt.

			Ich stelle mich zu der Gruppe dazu und merke schnell: Auch sie kennen sich untereinander nicht allzu gut. Ein Mann, mittleres Alter, um die 45 Jahre, zwei Frauen, Mitte 30, schätze ich, und eine Frau um die 50. Sie unterhalten sich über ihre Jobs, über Kinder und über ein Konzert, das der Mann besucht hat: Rammstein. Ich schalte mich ein und frage nach, ob er Fan sei.

			Er schaut mich an, überlegt nicht lange und sagt: »Na ja, es geht. Ich hab die Karte ehrlicherweise geschenkt bekommen.« Eine der beiden jüngeren Frauen reagiert direkt und fängt an, über Till Lindemann und den Fall aus dem Sommer 2023 zu sprechen. Über sexualisierte Gewalt, darüber, dass das alles kein Einzelfall ist, ein asymmetrisches System von Machtausübung.

			Ich nippe an meinem Glas Wein und versuche, mich erst mal nicht einzumischen. Mal schauen, wie dieses Gespräch weitergeht. Der Mann zuckt mit den Schultern, sagt, er habe sich zu wenig damit beschäftigt, und na ja, die Musik sei auch nur so »okay«. Er würde nicht noch mal hingehen.

			Die jüngere Frau lässt ihn nicht aus der Situation, diskutiert weiter.

			Kurz bevor ich der Frau beipflichten und meinen Senf zu strukturellen Problemen gerade bei sexualisierter Gewalt gegenüber Frauen dazugeben will, sagt die bisher stille andere junge Frau: »Aber so Männer wie Till Lindemann, die find ich jetzt nicht so bedrohlich wie manch andere, die ich nachts auf der Straße treffe.«

			Stille. Mit dieser Wendung habe ich an diesem Abend nicht mehr gerechnet. Ich befinde mich von einem auf den anderen Moment in einer Situation, in der ich ganz genau hinhören und ein Gespräch aufbauen möchte – genau mit dieser jüngeren Frau.

			Ich erinnere mich in diesem Moment an die Worte der Psychologin Miriam Junge und frage offen und mit neugieriger Haltung: »Was meinst du damit?«

			Die 50-jährige Frau murmelt, ihr Wein sei alle, und sie geht zurück in die Wohnung. Der Mann mustert mich, dreht sich zu der anderen jungen Frau unserer Raucher-Connection und fragt sie, welche Konzerte sie denn sonst gern besuche.

			Genau diese Reaktion gibt mir das Gefühl, dass keiner der anderen bereit ist, diese Diskussion, die jetzt entstehen könnte, zu führen. Ich merke mir das für später, um vielleicht zumindest eine der Personen darauf anzusprechen.

			Die Frau, mit der ich mich dann unterhalte, nennen wir sie Emilia, fängt an zu erzählen:

			Man merke es doch schon, wenn man in Köln am Hauptbahnhof über die Domplatte gehe. Fühle sich nicht mehr an wie Deutschland. Und wenn sie da abends langgehe, habe sie Angst.

			Ob ihr schon einmal etwas passiert sei, frage ich. Sie antwortet, sie sei schon einmal angesprochen und bedrängt worden. Und sie kenne die ganzen Geschichten aus den Sozialen Medien. Und vor allem: »Wer tut denn heute noch etwas für Frauen?«

			Wir setzen uns auf die Bordsteinkante gegenüber den anderen Partygästen – ein Stück weg für ein kleines bisschen Ruhe. Es ist ein lauer Herbstabend. Ich beobachte, wie die Musik aufgedreht, der »Pur Hitmix« gespielt wird und die meisten Menschen Spaß haben möchten. Raus aus dem Alltag, bitte nicht über die Arbeit sprechen und schon gar nicht über Politik. Nur Emilia, sie möchte in diesem Moment mit mir darüber reden.

			Wie wir da so sitzen und über den Stand der Gleichberechtigung heute sprechen, fragt sie mich, warum mich das alles so interessiere. Ich erzähle ihr von diesem Buch, dass ich mit Menschen spreche, die die AfD wählten oder zumindest darüber nachdächten. Ich erzähle ihr von meinen Gesprächen in Thüringen und Sachsen. Von den vielen Frauen, die auf AfD-Veranstaltungen die gleiche Geschichte erzählt haben, von Angst und Unsicherheit.

			Eine bestimmte Situation kommt mir wieder in den Sinn. Wir stehen in Nordhausen, die Rede von Björn Höcke auf seinem Sommerfest ist gerade vorbei, und ich spreche zwei Frauen mit Kinderwagen an. Die eine trägt ein Kleinkind auf dem Arm, an der Hand ein vielleicht achtjähriges Mädchen. Sie wollen eigentlich nicht mit mir reden, weil sie immer wieder hören, dass man der Presse nicht trauen kann. Aber ich sehe dann wohl doch ganz nett aus. Auch sie erzählen mir, dass sie nachts nicht mehr rausgehen würden – aus Angst vor Geflüchteten, die durch die Straßen zögen. Die Tochter gehe auch nicht mehr allein zur Schule oder fahre allein mit dem Bus.

			Das Mädchen schaut ihre Mutter ärgerlich an und sagt: »Mama, das stimmt doch gar nicht. Gestern bin ich doch Bus gefahren. Und Hanna fährt sogar mit der Straßenbahn!« Pause. Die Mutter meint, ja manchmal ließe es sich dann doch nicht vermeiden.

			In Nordhausen hat mir fast jede Frau die Geschichte von »Nachts gehen wir hier nicht raus« erzählt. »Die Flüchtlinge.«

			Ich berichte das Emilia, und sie sagt: »Vielleicht haben all diese Frauen ja auch einen Punkt.« Ja, meiner Meinung nach die berechtigte Angst vor Männern, egal woher sie kommen. Das Argument schauen wir uns später noch genauer an.

			Auf der Party denke ich in diesem Moment zuerst daran, wie Pia und ich nach der Veranstaltung in eine Gruppe von jugendlichen Rechtsextremen geraten sind. Die vor uns auf den Boden gespuckt haben und mit Drohgebärden durch die Stadt gelaufen sind. Nachts allein in Nordhausen war das eher mein Angstfaktor.

			Emilia hat die AfD noch nicht gewählt, Stand jetzt wäre das aber ihre Wahl. Da gebe es wenigstens Lösungen. Die beschützten Frauen noch.

			Ich frage sie, ob sie denn beschützt werden möchte. Ja, antwortet sie. Sie hat Wirtschaftswissenschaften studiert, einen festen Job. Kommt damit über die Runden. Nur kann sie keine großen Sprünge machen. Einen Urlaub im Jahr gönnt sie sich, ein Auto besitzt sie auch. Aber Eigentum? Oder einen Sparplan? Für sie gerade kein Thema, da nicht realistisch. All das zerreißt sie. Kinder kriegen? Wie – in dieser Gesellschaft? Es kümmere sich doch keiner um ihre Zukunft. Und für sie selbst, was bleibe am Ende noch? Rente unsicher. Leben in Frieden? Auch unsicher. Sie wünscht sich, dass jemand ihr diese ganze Verantwortung abnimmt und ihre Ängste gesehen werden.

			Ich frage sie, wie ihr das genau helfen würde. Sie rutscht auf dem Bordstein etwas nervös hin und her, zündet sich eine Zigarette an und bläst den Rauch aus.

			Ihre Eltern hätten auch nie wirklich was Gutes erleben können. »Leben wir denn alle nur, um zu arbeiten? Für eine Gesellschaft, die wir am Ende gar nicht mehr wiedererkennen? Es verändert sich einfach zu viel zum Schlechten. Im Laden ist alles teurer, es kommen immer mehr Menschen her. Die Mieten steigen. Und wo sind die Lösungen dafür? Kann man das heute denn alles überhaupt noch ansprechen?«

			Sie ist frustriert. Und als Frau, sagt sie sich manchmal, wäre das Leben doch auch oft okay, wenn man sich einfach auf seine Aufgaben zu Hause zurückziehen könnte. Sie kann sich eine solche Zukunft vorstellen. Viel besser als das, was ihr das eigene Leben gerade bietet. Und sie glaubt, dass die AfD gut für Frauen wäre. »Die sprechen doch genau das alles an. Dann kann ich doch nicht so falschliegen, oder?«

			Wir schauen uns gemeinsam Accounts an, denen sie folgt auf Instagram. Frauen, die sich für die AfD dort zeigen. Die hinter der Partei stehen. »Das sind Mütter, ganz normale Frauen wie du und ich.« Wenn die da sind, wie kann die Partei dann frauenfeindlich sein?

			Sie zeigt mir eine Rede von Nicole Höchst, der AfD-Abgeordneten im Deutschen Bundestag. Ihr erinnert euch, die mit dem Yeti-Beitrag. Die Rede hier ist schon einige Jahre alt, stammt aus dem Jahr 2019. Höchst redet davon, dass die AfD das Privatleben respektiere. Man müsse das nicht ständig ins Rampenlicht zerren. Sie hätten in ihren Reihen doch auch Homosexuelle ohne viel Getöse. Eben ohne das ganze Gendern. Das sei doch alles längst in der Normalität angekommen – Verweis auf die Ehe für alle.

			Emilia sagt, so sei es doch auch mit der Gleichberechtigung. Wir hätten doch alles, was wir als Frau eigentlich bräuchten. Sie würde so gern auch genauso leben können. Wo wollten die heutigen Feministinnen und anderen Aktivistinnen denn noch hin?

			Sie fährt fort: Regenbogenflaggen überall, wo seien denn die Fahnen für Familien? Ich denke an den Satz, den ich gerade von Nicole Höchst in dem Videobeitrag gehört habe: »Mit ihren unwissenschaftlichen Lügen über angebliche Vielfalt und Beliebigkeit legen sie [die Abgeordneten anderer Parteien] […] nur die Axt an die Keimzelle unserer Gesellschaft der Familie.«

			Ein Ausspielen von queerer Vielfalt und Familie gegeneinander.

			In einem Gespräch mit einer Arzthelferin vor einigen Tagen kam mir der gleiche Gedanke. Sie erzählte mir zwar nicht, was sie wähle, sagte mir aber, dass Familien doch gegenwärtig gar keinen richtigen Wert mehr haben. Wer denke an ihre Kinder? »Alle streiten sich in der Politik, und für uns wird wenig gemacht.« Da müsse man sich nicht wundern, wenn Leute die AfD gut fänden. Die Grünen seien doch eine Gefahr für alle.

			Während ich auf dem Behandlungsstuhl saß, merkte ich an dieser kleinen, aber feinen Aussage, wie sie sich als Mutter mit ihren Problemen ungesehen fühlt. Dass das in letzter Konsequenz vielleicht für sie nicht bedeutet, dass sie auch bei der AfD ihr Kreuz machen würde – aber die Möglichkeit war zumindest gegeben …

			Emilia und ich holen uns ein neues Getränk, und ich bedanke mich bei ihr für ihre Ehrlichkeit. Da ich das Gefühl habe, dass wir unser Gespräch auf einer vertrauensvollen Ebene führten und sie auch an meiner Meinung interessiert war, erzähle ich ihr auf Nachfrage beim Hineingehen, dass ich denke, dass sie bei der AfD keine Lösungen für ihre Punkte findet. Und zähle ihr auf, weshalb die AfD wohl nichts für sie tun werde.

			Sie bleibt stehen, reckt die Nase etwas hoch und sagt: Wie könne man das wissen, wenn die Partei noch nie regiert habe? Ich spreche über das Wahlprogramm zur Europawahl. Lese ihr auf dem Handy den Absatz zu mehr Kindern pro Frau vor. Ich erzähle ihr, dass man beim Thema Gewalt gegen Frauen – auf was sie ja mit ihrer Aussage, »sie traue sich nachts nicht mehr raus«, angespielt habe – nicht pauschal auf Nichtdeutsche als Täter abstellen kann, da die meisten Übergriffe auf Frauen im eigenen Umfeld passieren würden und die Politik genau da auch ansetzen müsse und eben nicht alles immer mit »Migration ist das Problem« beantwortet werden könne. Ich sage ihr, dass ich Angst um Frauenrechte und Vielfalt habe, wenn die AfD Macht bekäme.

			Sie zuckt mit den Schultern und geht zur Toilette. Ich stehe in der Wohnung, im Wohnzimmer, schaue ihr nach, während um mich herum die Menschen zu Shirin Davids »Bauch, Beine, Po« tanzen. Es fühlt sich augenblicklich an, als würde ich mich aus der Vogelperspektive beobachten und erkennen, dass Emilia mir die letzten 30 Minuten nicht zugehört hat. Als wären meine Worte an ihrem imaginären Schutzschild vor anderen Meinungen oder gar Fakten abgeprallt.

			Da sehe ich den »Rammstein ist nur okay«-Fan, wie er in der Ecke des Raumes an der Wand lehnt und mit einer Frau spricht. Er bemerkt meinen Blick, schaut mich an und zuckt mit den Schultern. Als würde er mir sagen wollen: Schwamm drüber. Hab Spaß und vergiss das Gespräch.

			Wenn das Leben in allerletzter Konsequenz doch tatsächlich so einfach wäre.

			Gegen die Sprachlosigkeit

			»Wenn man Frauen an die AfD, an eine antifeministische Partei verliert, müssen wir doch schauen: Was haben wir für Versprechen als Feministinnen für diese Frauen? Und wie kommunizieren wir das eigentlich? Wie sind denn unsere Visionen in der Gleichstellung? Wir können doch nicht nur gegen die Untergangsfantasien der AfD sein.«

			Judith Rahner sitzt mir gegenüber in ihrem Büro in Berlin. Ein kleiner Tisch, Wasser, eine Schale Nüsse. »Der Kaffee ist noch nicht der beste. Meine nächste Amtshandlung wird auf jeden Fall eine neue Maschine sein.« Judith ist erst seit ein paar Wochen in diesem Büro auf ihrer neuen Position. »Na ja, eingerichtet bin ich auch noch nicht wirklich«, sagt sie entschuldigend.

			Ich finde es gemütlich. Judith Rahner ist Expertin für Antifeminismus. Bei der Amadeu Antonio Stiftung war ihr Thema vor allem auch Rechtsextremismus-Prävention. Daher kennen wir uns auch schon einige Jahre. Und nun, seit August 2024, ist sie Geschäftsführerin des Deutschen Frauenrats.

			Nach meinem Gespräch auf der Party habe ich kurzerhand bei ihr angerufen und sie gefragt, ob ich sie besuchen dürfe. Einige Tage später sitze ich im Zug auf dem Weg nach Berlin mit Fragen im Gepäck. Welche Antworten kann man Frauen wie Emilia geben? Antworten, die sie auch wirklich anhören würde. Warum suchen und finden Frauen Anschluss an die AfD?

			Es ist Zeit für neue Erkenntnisse. So sitze ich Judith gegenüber mit zwei Stunden Zeit.

			»Erst mal kann man sagen: Es wählen immer noch weniger Frauen als Männer die AfD.« Sie spricht vom sogenannten Radical Gender Gap. Der Radical Gender Gap bezieht sich auf die Geschlechterunterschiede im Wahlverhalten, insbesondere bei der Unterstützung radikal rechter Parteien. Studien zeigen, dass Männer in der Regel eher dazu neigen, solche Parteien zu wählen als Frauen. Die Financial Times kam 2024 auf Basis von Wahlergebnissen und Umfragen zum Beispiel zu dem Ergebnis, dass sich Männer zwischen 18 und 29 Jahren in eine konservative bis rechte Richtung bewegen und Frauen im selben Alter linker wählen. In den USA, Südkorea und Deutschland. Wobei es beim Unterschied im Wahlverhalten von konservativ zu links eher um den »Modern Gender Gap« geht. In den 80ern wählten Frauen eher konservativ – von der Politikwissenschaft als »Traditional Gender Gap« bezeichnet.

			Das ZDF zitiert die Politikwissenschaftlerin Prof. Simone Abendschön in einem Beitrag über diese Umfrage wie folgt: »Frauen wählten in der Vergangenheit konservativer, weil für sie Religion und traditionelle Werte wichtig waren. Mit dem Eintritt in den Arbeitsmarkt interessierten sie sich stärker für sozialdemokratische und sozialstaatliche Fragen.«29

			Es gibt also eine ideologisch-politische Kluft, kann man sagen. Eine Studie aus dem Jahr 2009 über europäische Parteien mit autoritären und populistischen Tendenzen fand heraus, dass Männer generell etwa doppelt so häufig für diese Parteien stimmen wie Frauen.30

			»Echte Männer sind rechts. Dann klappt’s auch mit der Freundin«, sagt Maximilian Krah in einem seiner TikTok-Videos.31 Und bringt das Phänomen damit auf den Punkt. Botschaften, mit denen gerade auch junge Männer gezielt angesprochen werden. Geltung, Macht, Kontrolle. Geht es also um Privilegien, die Männern abhandengekommen sind und die sie wieder zurückerlangen möchten? Es passt zumindest ins Bild der »Rolle rückwärts« der AfD mit ihrer Untergrabung jeglicher gleichstellungspolitischen Forderung. Vielleicht fehlt aber auch einfach nur ein Zukunftsentwurf für das eigene Leben.

			In Deutschland würden Ergebnisse der AfD wahrscheinlich höher ausfallen, wenn Frauen ebenso häufig wie Männer eine rechtsgerichtete Partei wählten, meint Judith.

			Bei den Landtagswahlen in Thüringen haben 27 % aller Wählerinnen und 38 % aller Wähler die AfD gewählt.32

			Der Soziologe Dr. Ansgar Hudde sagte im Interview mit dem MDR: »Wenn wir international schauen, sehen wir in den Ländern, wo rechtspopulistische oder rechtsradikale Parteien eine gewisse gesellschaftliche Normalisierung erreicht haben, wird der Gender Gap geringer. In Italien, den Niederlanden oder Frankreich wählen fast genauso viele oder gleich viele Frauen die rechten Parteien wie Männer. Innerhalb von Deutschland sehen wir diese gesellschaftliche Normalisierung am stärksten in Sachsen und Thüringen.«33

			Es gibt ihn noch, den Radical Gender Gap. Nur, je mehr Normalisierungsgewinn die AfD verbucht, desto geringer wird der Abstand.

			Doch zurück zu unserem Gespräch.

			Judith spricht von Frauen an der Spitze in weiten Teilen rechtsextremer Parteien wie der AfD, dass sie Wählerinnen überzeugen sollen. Damit die AfD sagen kann: »Schaut her! Wir sind doch nicht so radikal, wie andere sagen. Wir haben hier doch sogar Frauen.« Das erinnert mich an eine von Emilias Aussagen. Gleichzeitig bedeuten sichtbare Frauen in der AfD, dass sie damit den Eindruck erwecken möchte, sie kümmere sich um Frauen. Und das verfängt.

			Judith Rahner erzählt von einer Erfahrung, die für sie sehr eindrücklich gewesen sei. Bei einem Workshop zu Geschlecht und Radikalisierung mit einer Jugendorganisation einer Partei haben sie über Alice Weidel gesprochen. Da seien Äußerungen gekommen wie: Die sei doch lesbisch, eine Frau, mit einer Frau of Color verheiratet. Die könne doch privat gar nicht so schlimm sein. Judith lacht fast entgeistert auf: »Und das haben die wirklich geglaubt.«

			Judith erklärt es mir so: Frauen gälten in der Gesellschaft »von Natur aus« als ungefährlicher und nicht so radikal. Alice Weidel spiele diese Rolle auch sehr gut. Und es sei eben kein Widerspruch. Wenn eine Alice Weidel mit einer Frau verheiratet sei, könne sie trotzdem homophob sein. Sie könne als Frau trotzdem frauenfeindlich sein. Und ja, sie könne eben auch radikal sein und wirklich hinter den rechtsextremen Ideen stehen.

			Die Frauen, die die AfD wählen und Alice Weidel als Kanzlerkandidatin gut finden, die sehen die Partei wahrscheinlich nicht als eine frauenfeindliche Partei an. Sie glauben eher an das Narrativ, dass die AfD Frauen schützen würde.

			Die AfD inszeniert sich auch dadurch als Partei der Frauen, indem sie das Thema Gewalt an Frauen instrumentalisiert. Sie stellt es so dar, als käme die Gewalt nur von bestimmten Gruppen oder Ethnien, insbesondere von Migranten. Dadurch wird das Problem auf »die Fremden« verschoben und nicht als gesamtgesellschaftliches Phänomen erkannt. Diese Darstellung verknüpft Gewalt mit bestimmten Kulturen, statt anzuerkennen, dass Gewalt gegen Frauen in allen Gesellschaften und sozialen Schichten vorkommt.

			Judith Rahner bricht es auf ein einfaches und rassistisches Fazit herunter: »Wenn Geflüchtete dann abgeschoben würden – so versuchen sie uns glaubhaft zu machen –, dann habe man auch kein Problem mehr mit prügelnden Ehemännern.«

			Ich denke an Solingen, an TikTok-Videos der AfD, an Wahlplakate. Wie einfach kann die Welt doch sein, wenn man die Urängste bespielt, um zu gewinnen.

			Eine Taktik, die sich übrigens nicht die AfD allein ausgedacht habe, erzählt Judith. Vorfeldorganisationen der AfD hätten dieses Narrativ auch schon vorher verbreitet.

			Zur Einordnung: Unter Vorfeldorganisationen der AfD versteht man Gruppierungen, die ideologisch oder praktisch eng mit der AfD verbunden sind, aber nicht direkt als Parteiorganisationen auftreten. Diese Organisationen unterstützen die AfD, indem sie politische, gesellschaftliche oder kulturelle Themen aufgreifen, die der Partei nützen. Sie mobilisieren Anhänger, verbreiten rechtspopulistische Ideen und tragen zur Stärkung des rechtsextremen Milieus bei. Dabei agieren sie häufig in Bereichen wie Jugendorganisationen, Medien oder auch in bestimmten Vereinen, die für die AfD als Plattform dienen können.34

			Als Beispiele seien hier die rechtsextreme Identitäre Bewegung oder das Frauennetzwerk Lukreta genannt. Auf Letzteres will ich kurz eingehen: gegründet 2019 von Reinhild Boßdorf, einer Mitte 20-jährigen rechtsextremen Aktivistin, die sich nach eigener Aussage für Frauen einsetzen will. Ihr Markenzeichen: zwei lange geflochtene Zöpfe. Tochter der AfD-Europaabgeordneten Irmhild Boßdorf, die auf Parteitagen der AfD von »millionenfacher Remigration« spricht. Reinhild ist mir im übertragenen Sinn das erste Mal auf Instagram über den Weg gelaufen, als sie sich mit einem rot befleckten Handtuch und einem blau geschminkten Auge vor dem Düsseldorfer Rheinbad inszenierte, um an einen Vorfall aus dem Jahr 2019 zu erinnern, bei dem es zu Übergriffen kam. Sie wollte mit der Aktion auf die von ihr wahrgenommene Gefahr für Frauen aufmerksam machen, in ein Schwimmbad zu gehen. Und kommt zu dem Schluss: »Masseneinwanderung« sei die Wurzel allen Übels.35

			Auch auf der Seite von Lukreta finden wir Aussagen wie »Remigration schützt Frauen« oder »Ich liebe den Abend, aber nicht den Nachhauseweg«.36

			Es passt also genau in das von Judith skizzierte Bild. Die Rechtsextremen, die sich um die Frauen kümmern. Eine historische Linie, die immer wieder bespielt wird. Zentral ist das Feindbild »übergriffiger Fremder«. Die Frauen müssen vor ihm geschützt werden.

			Bei diesem Bild möchte ich für einen Moment bleiben und mir aktuelle Zahlen dazu anschauen, um zu erfahren, welche Gesichter Gewalt an Frauen in unserer heutigen Gesellschaft haben kann und was Kriminalitätsstatistiken faktisch zum »übergriffigen Fremden« sagen.

			Der »übergriffige Fremde«

			Die Polizeiliche Kriminalstatistik erscheint jedes Jahr, beruht auf den Daten der Landeskriminalämter, gibt Auskunft über die der Polizei bekannt gewordenen Straftaten und Verdächtigen und macht ferner weitere Angaben zu Fällen und auch Opfern. Die Zahl der Straftaten insgesamt ist 2023 um 5,5 % gestiegen. In der Gewaltkriminalität wurde mit 214 100 Delikten der höchste Stand seit 15 Jahren ermittelt, was vor allem an mehr gefährlichen und schweren Körperverletzungen liegt.

			Wenn man auf alle 2,2 Millionen erfassten Tatverdächtigen schaut, dann sind davon 923 000 ausländische Staatsbürger zu verzeichnen. Diese Zahl ist im Vergleich zum Vorjahr um 17,8 % gestiegen. Nimmt man die ausländerrechtlichen Verstöße heraus, sind 34,4 % der erfassten Tatverdächtigen nicht deutsch. Zum Vergleich: Der Anteil ausländischer Menschen in der Gesamtbevölkerung in Deutschland lag 2023 bei 15,2 %. Also sind nicht deutsche Personen in der Statistik der Tatverdächtigen im Vergleich zu ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung überproportional häufig vertreten.

			Eine höhere Zuwanderungsrate wird vom BKA als einer von mehreren Faktoren für die Zunahme von Delikten genannt.37

			Im Interview mit dem NDR äußerte Tobias Singelnstein, Professor für Kriminologie und Strafrecht an der Universität Frankfurt am Main, 2024, dass junge Männer immer die Gruppe sind, die am meisten Straftaten begehe, nur: »Die Frage, ob man Straftaten begeht oder nicht, hat nichts mit der Staatsangehörigkeit oder dem Pass zu tun, sondern mit den sozialen Lebenslagen, dem Alter und dem Geschlecht.«38

			Auch Gina Rosa Wollinger, Professorin für Kriminologie und Soziologie, sagt in einem Interview im April 2024 mit dem Mediendienst Integration, eine überproportionale Repräsentation von ausländischen Tatverdächtigen ließe sich nicht durch die Kategorie »Ausländer« selbst erklären, sondern vielmehr durch kriminologische Faktoren wie den sozioökonomischen Status, Bildung oder eigene Gewalterfahrungen. Studien zeigen, dass Armut und mangelhafte Bildung entscheidende Faktoren für kriminelles Verhalten sind.

			Die Menschen, die mit Migrationshintergrund in Deutschland leben, sind überproportional von solchen Umständen betroffen, was die Kriminalitätsstatistiken beeinflusst.

			Auch die Flucht- und Migrationserfahrungen spielen eine Rolle, aber entscheidender sind die Bedingungen, unter denen Migrant*innen in Deutschland leben. Eine Studie nach den Fluchtbewegungen 2015/2016 zeigte, dass Geflüchtete mit einer klaren Bleibeperspektive – wie zum Beispiel Syrer – weniger kriminell wurden, da sie Planungssicherheit hatten und sich in die Gesellschaft integrieren konnten. Unsicherheiten wie Duldungen hingegen fördern kriminelles Verhalten, da den Menschen die existenzielle Sicherheit fehlt.

			Zusätzlich ist laut Prof. Gina Rosa Wollinger wichtig zu betonen, dass »Ausländerkriminalität« kein aussagekräftiges Konstrukt ist. Die Kategorien »deutsch« und »Ausländer« umfassen zu unterschiedliche Lebensrealitäten. Es gebe keine Homogenität innerhalb der Gruppe »Ausländer«, die als Erklärung für Kriminalität herangezogen werden könne. Vielmehr suggeriere diese Kategorie eine Verbindung zwischen Herkunft und Kriminalität, die nicht existiere.

			Um es noch einmal einfach, aber deutlich zu sagen: Kriminalität passiert wegen ungerechter Chancen, mangelnder Bildung, eigener Gewalterfahrungen oder Armut. Es könnte also jedem so ergehen, der so aufwachsen ist oder leben muss.39

			Wenn die AfD also sagen will: »Die Migranten sind schuld«, dann kann man entgegnen: Es kommt nicht darauf an, wo du herkommst, sondern es kommt auf die Umstände an, die dazu führen. Und das ist doch der eigentliche Skandal, dass es diese Umstände auch in Deutschland gibt.

			Es braucht also Lösungsansätze, die sich genau damit befassen und eben nicht nur laute Politiker*innen, die allein über Migration sprechen wollen.

			Und dass sich Menschen, die in schwierigen Milieus groß werden, auf der Suche nach einem besseren Leben auf den Weg machen, ist für mich sehr nachvollziehbar. Auch Deutschland hat eine Auswanderungsgeschichte, als Menschen hier wenig Hoffnung auf ein gutes Leben hatten.

			Ein weiteres Argument finden wir bei Prof. Dirk Baier. Er meint, die höhere Statistik erkläre sich nicht allein durch das tatsächliche Vorkommen von Straftaten, sondern spiegele auch die Tätigkeit der Polizei wider, also gegen wen Ermittlungen aufgenommen würden.

			Studien zeigen, dass Menschen, die als »fremd« wahrgenommen werden, häufiger angezeigt würden als Deutsche. Bei jugendlichen Gewaltdelikten wird beispielsweise in 17,4 % der Fälle die Polizei gerufen, wenn das Opfer deutsch und der Täter nicht deutsch ist. Wenn sowohl Täter als auch Opfer deutsch sind, liegt diese Rate nur bei 10,5 %.40

			Ein weiterer Einflussfaktor sind die Tatkontexte. Das berichtet auch Prof. Gina Rosa Wollinger. Sie sagt, in bestimmten Umgebungen wie etwa Flüchtlingsunterkünften werde die Polizei schneller gerufen, da dort viele Menschen unter schwierigen Bedingungen auf engem Raum zusammenlebten. Dies führe nicht nur zu mehr Konflikten, sondern auch dazu, dass die Polizei häufiger involviert wird als bei privaten, häuslichen Streitigkeiten.41

			Abschließend muss auch erwähnt werden, dass Ausländer und Menschen mit Migrationsgeschichte nicht nur als Täter, sondern auch als Opfer überproportional betroffen sind. Laut der PKS sind 24,8 % der Opfer von Straftaten nicht deutsch,42 obwohl ihr Anteil an der Bevölkerung nur 15,2 % beträgt.43 Besonders Straftaten mit rassistischen Motiven – sogenannte Vorurteilskriminalität – sind derzeit auf einem historischen Höchststand.44

			Die Polizeiliche Kriminalstatistik sei im Übrigen kein Pauschalbild der Kriminalität in Deutschland, da sind sich Expert*innen einig. Es gebe ein Dunkelfeld, das je nach Delikt unterschiedlich groß sein kann, es zeige also nicht die tatsächliche Wirklichkeit.

			Gewalt gegen Frauen

			2023 führte das Landeskriminalamt Niedersachsen eine Befragung zum Sicherheitsgefühl der Menschen durch, und über ein Drittel der Befragten gab an, abends öffentliche Verkehrsmittel zu vermeiden oder anderen Personen im Dunkeln aus dem Weg zu gehen – eine deutliche Steigerung im Vergleich zur Befragung im Jahr 2021.45

			Das Gefühl von Emilia und anderen Frauen, sich nachts allein unwohl zu fühlen, passt also ins Bild, nur dass pauschal Männer mit Migrationshintergrund die Täter seien, eben nicht.

			Es handelt sich dabei meiner Meinung nach um eine klare Diskursverschiebung. Denn der gefährlichste Ort für eine Frau ist ihr eigenes Zuhause. Das Lagebild zu »Geschlechtsspezifisch gegen Frauen gerichtete Straftaten 2023« zeigt, dass fast täglich ein Femizid stattfindet, also eine Frau getötet wird, weil sie eine Frau ist. Die meisten Frauen werden durch Partnerschaftsgewalt oder innerfamiliäre Gewalt getötet.

			Alle drei Minuten wird eine Frau Opfer von häuslicher Gewalt. 5,6 % mehr weibliche Opfer als im Jahr zuvor. Frauen erleben Gewalt durch Männer. Das Lagebild geht auf Ursachen ein und zeigt auf, dass gesellschaftliche Veränderungen der Grund seien: »Die zunehmende Emanzipation von Frauen kann für Männer aufgrund der nach wie vor in unserer Gesellschaft verankerten patriarchalen Strukturen als Bedrohung ihrer männlichen Position bei traditionellen Rollenbildern aufgefasst werden. Die Ablehnung dessen kann letztlich auch in Gewalt münden.«46

			Gewalt an Frauen ist ein gesamtgesellschaftliches Problem. Es passiert zu jeder Zeit, und vor allem in Partnerschaften, im häuslichen Umfeld. Von Männern.

			Die Journalistin Elisa von Hof schreibt überspitzt in einem Spiegel-Artikel dazu: »Solange es Männer gibt, gibt es keine sicheren Orte. Nirgendwo.«47

			Sie bezieht sich mit diesem Kommentar, der so manche Gemüter aufgewühlt hat, auf den Hashtag #notallmen, den Männer häufig verwenden, wenn sie sagen wollen, dass nicht alle Männer gewalttätig sind. Stimmt. Aber es sind eben immer Männer.

			Der Autor Fikri Anıl Altıntaş bringt es in der Sendung »hart aber fair« Anfang Dezember 2024 so auf den Punkt: Wir leben in einem Land, »das Gewalt gegen Frauen normalisiert hat. Und gleichzeitig (leben) wir Männer in einem Land […], in dem wir uns an eine Schweigekultur gewöhnt haben. Wir nehmen uns selbst nicht in die Verantwortung.«48

			Und deswegen ist es an dieser Stelle umso wichtiger, dass Männer sich gemeinsam mit Frauen dafür einsetzen, dass rückwärtsgewandte Politik keinen Platz findet und Gewalt an Frauen bekämpft wird.

			Fakt ist, dass Ansätze wie das Gewalthilfegesetz schon viel zu lange auf dem Tisch der Bundesregierung liegen (Stand Dezember 2024).49 Demokratische Kräfte dürfen der AfD nicht die Deutungshoheit bei zentralen Themen wie diesen überlassen.

			Mehr Frauen machen Karriere, mehr Mädchen machen ein gutes Abitur. Elisa von Hof führt es in ihrem Artikel treffend aus: Frauen sind in vielen Bereichen besser aufgestellt. Sie schaffen all das trotz der strukturellen Benachteiligungen. Frauen werden unabhängiger, ziehen an Männern vorbei. Marcel Fratzscher vom DIW beschreibt im genannten Artikel, dass der Verlust männlicher Privilegien von einigen als Benachteiligung empfunden wird, was zu Frustration und Hass führe.50

			Diese Gefühle lassen sich in den Lösungen der AfD kanalisieren. Männer, die sich von dieser Gesellschaft nicht mehr gesehen oder auch abgehängt fühlen, Wut entwickeln, vor allem auf Frauen, die finden ihre Wertschätzung bei der AfD wieder.

			Diese Männer wollen vielleicht beschützen, auf jeden Fall aber ihren Status der Macht ausbauen – vor allem den über Frauen. Die AfD hat genau das erkannt, und aus diesem Grund ein »Geheimrezept« an die Frau gebracht: »Geh nachts nicht mehr raus.«

			Obwohl es drinnen doch viel gefährlicher ist.

			Eine Frau ist eine Frau

			Ich sitze im Zug Richtung Schwerin. Es ist der 2. Oktober 2024, und in der Landeshauptstadt von Mecklenburg-Vorpommern findet die nächsten drei Tage das Bürgerfest zum Tag der Deutschen Einheit statt. Ich darf es als rasende Reporterin für die Stadt Schwerin begleiten und freue mich sehr darauf.

			Die Wiedervereinigung ist für mich bis heute mit Gänsehaut verbunden. Friedlich ist da die Mauer gefallen, die Ost und West in ganz Europa voneinander getrennt hat, was Freiheit für Millionen von Menschen bedeutete.

			Roland Kaiser bezeichnet den Tag der Deutschen Einheit in unserem Interview vor seinem Konzert als »Tag der Herzen«. Was für eine schöne Charakterisierung.

			Aber Geschichte hat kein Happy End, sondern sie wird jeden Tag geschrieben. Und nach den großen Emotionen hat sich auch Frust eingestellt bei Ostdeutschen und Westdeutschen. Aus unterschiedlichen Gründen.

			Doch bevor ich neben dem Kaiser im Backstage stehe und zuschaue, wie Ministerpräsidentin Manuela Schwesig und Bundestagspräsidentin Bärbel Bas ihren Fangirl-Moment mit ihm teilen, habe ich noch einen anderen Termin.

			Ich habe eine Nachricht bekommen. Eine Frau möchte mit mir sprechen. Sie verfolgt mein Buchprojekt in den Sozialen Medien und möchte mir ihre Sichtweise erzählen. Und so verabreden wir uns in einem kleinen Café auf einem Marktplatz einer noch kleineren Stadt im benachbarten Niedersachsen, wohin ich zwischendurch kurz fahre.

			Der Ort, an dem wir uns treffen, bleibt ungenannt, denn »ich bin hier in der AfD aktiv und möchte nicht erkannt werden«, hat sie mir vorab mitgeteilt.

			Ich ziehe nach meiner Ankunft also meinen Koffer hinter mir her über die Pflastersteine der Kleinstadt und schaue mich suchend auf dem Marktplatz um. Es ist nicht viel los an diesem Vormittag, vor dem Café steht eine Frau und winkt mir zu. Sie ist 47 Jahre alt, trägt einen karierten Mantel, hat eine rote Handtasche in der Armbeuge baumeln und in der Hand eine Leine. Neben ihr ein kleiner weißer wuscheliger Hund.

			Sie macht eine ausschweifende Handgeste und zeigt über besagten Marktplatz. Das hier ist ihre Heimat. Wir gehen ins Café, suchen uns einen Platz in einer Ecke ganz hinten und bestellen zwei Cappuccini.

			Ich bin nervös, das kann ich zugeben. Dieses Gespräch ist anders als bisher. Es ist Zeit und Raum für mehr, es ist von beiden Seiten gewollt, aber vor allem ist meine Interviewpartnerin, wie bereits erwähnt, Parteimitglied. Ohne offizielles Amt zwar, aber eben mit ganz viel Herzblut im Ehrenamt.

			Die AfD zu wählen, kann ein Entschluss sein, den man vielleicht nicht mit allen offen teilt. Aber in eine Partei einzutreten, dafür braucht man noch einmal eine Schippe mehr an Überzeugung. So würde ich zumindest annehmen. Man wird dann Teil einer Gruppe, mit der man sich identifiziert. Einfach gesagt: Ich gehe davon aus, dass sich diese Frau damit auseinandergesetzt haben muss, dass es Rechtsextreme in ihrer Partei gibt. Wir werden sehen.

			Nach ihrer ersten Nachricht habe ich lange überlegt, ob sich ein Treffen im Rahmen dieses Buches lohnen kann. Ich möchte mit Menschen sprechen, die wir wieder durch eine Tür in der Brandmauer zurückholen, mit denen wir wieder diskutieren können. Meine Sorge: dass das mit dieser Frau gar nicht möglich sein wird.

			Vor unserem Treffen schreibt sie mir, dass sie die Gemeinschaft der AfD schätzt, dass sie selbst nicht rechtsextrem ist, aber wisse, was das bedeute. Dass sie eher ein konservativer Mensch ist. Sie war schon immer parteipolitisch aktiv, vorher in der CDU. Und darüber möchte sie berichten.

			Das ist der Punkt, der mich neugierig macht. Sie hat die Partei gewechselt, und die Gründe können spannend für unsere Recherche sein. Ich entscheide mich für ein Gespräch, denn ich habe mir ja vorgenommen zuzuhören.

			Jetzt nippe ich an meinem Cappuccino und schaue meine Gesprächspartnerin an. Nennen wir sie Inge. Inge räuspert sich, streichelt ihren Hund unterm Tisch, der sich dort gemütlich zusammengerollt hat, und fängt an zu sprechen, ohne dass ich viel aus ihr herauskitzeln muss oder wir uns mit anfänglichem Small Talk abmühen.

			Inge ist verheiratet und hat eine Tochter. Sie besitzt eine Wohnung hier im Ort. Eigentum, das sie noch abbezahlt.

			Zur CDU ist sie vor gut 20 Jahren gekommen, weil ihre Nachbarin von damals dort auch aktiv war. Da habe es immer so schöne Treffen mit den Frauen im Ort gegeben. Man backte zusammen für Feste, machte Ausflüge und besuchte Museen. Bei den Themen ging es oft um den eigenen Ort. Um einen Spielplatz, eine Unterkunft für Geflüchtete oder um neue Radwege.

			Aber ihr hat was gefehlt in der CDU: Familienpolitik.

			»Die CDU hat ja ein C im Namen für christlich. Und das war auch immer meine Überzeugung mit Blick auf die Familie. Christliche Werte. Aber was hat Merkel dafür gemacht? Wenig.«

			Dann kam die AfD. Auch in ihrem Ort hat sich ein Ortsverband gegründet. »Die hatten so tolle Familienfeiern und offene Treffen. Da bin ich dann hin und hab mich mehr gehört gefühlt. Da waren mehr Menschen, die auch Familien hatten und das so wichtig fanden.«

			Ich frage sie, was sie dort genau gefunden habe. Was dieser Oberbegriff »Familien zuerst« für sie bedeute.

			Einfach, meint sie: Vater, Mutter, Kind als Keimzelle der Gesellschaft. Der Staat sehe das doch nicht mehr. Die Deutschen müssten doch wieder zuerst kommen. Die Zukunft ihrer Tochter. Und vor allem, man müsse sie ja auch bewahren vor all der Umerziehung da draußen. Ich solle sie nicht falsch verstehen, sie habe nichts gegen Ausländer und auch nichts gegen gleichgeschlechtliche Paare »und so was«. Aber unsere Werte müssten doch vorn stehen. Das finde sie dann eben doch nur bei der AfD.

			Es fühlt sich an, als würde sie aus dem Parteiprogramm zitieren.

			Sie hat Angst, erzählt mir, dass ihre Tochter in der Schule umerzogen wird. »Von wem denn?«, möchte ich wissen. »Na, vom Lehrer!« Da könne er alles »Linke« erzählen, was er wolle. Und da gebe es auch einen schwulen Lehrer. Das sei an sich kein Problem, aber warum müsse er drüber sprechen? Sei doch Privatsache.

			Sie winkt ab, will es nicht weiter vertiefen. Murmelt nur noch: »Ich muss ja nicht halb nackig auf so einem CSD rumtanzen, nur damit alle wissen, dass ich meinen Mann liebe. Ist doch okay, aber macht das doch zu Hause.«

			Sie sei eine Frau und nichts weiter. Und sie möchte auch, dass das bei ihrer Tochter so bleibe.

			Ich möchte fragen »Warum?« und »Vielleicht sollte Ihre Tochter irgendwann selbst entscheiden können?«, aber ich frage nicht. Ich habe das Gefühl, das wäre zu viel und zu viel Contra zu früh im Gespräch. Denn sie will ja von sich erzählen, und ich bin neugierig, was da noch kommt.

			Sie nimmt ihren Hund auf den Schoß, schaut aus dem Fenster. Worum es ihr eigentlich gehe: Geld für Familien. Sie zählt auf: fehlende Kitaplätze, marode Schulen. Und vor allem auch ihr Wert als Mutter. Die AfD würde das anerkennen. Sie selbst arbeite halbtags im Einzelhandel. »Ich würde auch gern ganz zu Hause sein bei meiner Tochter, aber wie sollen wir uns das leisten können?« Ihr Mann sei Lagerarbeiter, ihre Tochter gerade 13 Jahre alt. Sie brauche ihre Mutter noch.

			Sie schaut mich herausfordernd an und fragt, was die Ampel oder auch die CDU in den letzten Jahren denn wirklich für Familien gemacht hätten. »Wir haben hier doch gar keinen Wert mehr.« Und in der AfD, da finde sie ihre Heimat. »Da denken viele so.«

			Ich frage sie noch einmal nach dem genauen Unterschied zwischen CDU und AfD und lese ihr einen Satz der CDU vor, den ich auf der Internetseite relativ prominent platziert finde: »Der Staat muss Familien unterstützen, sie stärken und fördern – das ist CDU. Konkret: Mehr Zeit füreinander, bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Entlastung bei Steuern und Abgaben und Kitas weiter stärken.« Das sei doch genau das, was sie suche.

			Sie setzt den Hund wieder auf den Boden, wird etwas lauter: Viel reden, aber nichts machen, so sei die Politik doch gerade. Und dann verabschiede sie doch lieber noch mehr Hilfen für die Ukraine oder finanziere Radwege in Peru – und die Familien hier? Da blieben nur leere Worte.

			»Die Menschen haben eben erkannt, dass die anderen Parteien sie nur am Nasenring durch die Manege ziehen!« Die AfD, die kümmere sich wirklich. Gerade hier bei ihr im Ort, da spreche die Partei die richtigen Sachen an.

			Ich wechsle auf die Bundesebene: Ob sie damit hinsichtlich der AfD auch einverstanden sei damit, was da so gesagt werde? Sie winkt ab. Klar, die würden manchmal übers Ziel hinausschießen. Aber sie denke, die missverstehe man ja auch oft. Es gehe doch nicht darum, dass jetzt alle Menschen mit Migrationshintergrund das Land verlassen müssen. Es gehe doch nur darum, dass es hier zu voll wird. Auch hier wieder die Geschichte, nachts als Frau nicht allein hinauszukönnen.

			Ich frage sie nach Björn Höcke. Sie sagt, eine Person könne ja nicht für die ganze Partei sprechen. Ich werfe ein, die AfD insgesamt werde vom Verfassungsschutz als rechtsextremer Verdachtsfall gewertet. Sie antwortet, aber die Menschen hier im Ort kenne sie ja, und das seien alles gute Menschen. Sie kümmerten sich hier um die Leute vor Ort. Da frage doch keiner danach, was in Berlin passiere.

			Auf meinen Hinweis, dass Familienpolitik schon in Berlin gemacht werde, fällt sie mir ins Wort. Ja, aber da könne ich ja nun wirklich nicht den Vorwurf »rechtsextrem« bringen. Ich würde doch auch für meine Eltern eine gute Politik wollen.

			Sie muss dann zur Arbeit, und ich frage sie, ob sich das Gespräch für sie gelohnt habe. Sie bejaht. Sie würde sich freuen, wenn mehr Menschen sie fragen würden und nicht alle gleich ein Urteil über sie parat hätten.

			Wir verabschieden uns vor dem Café, gehen in entgegengesetzte Richtungen davon.

			Ich denke darüber nach, was Inge in der AfD gefunden hat, was ihr anscheinend keine andere Gemeinschaft bieten konnte. Und dass sie dafür über für sie unangenehme Themen hinwegsieht. Oder sie nicht als für sich wichtig empfindet, weil es sie nicht betrifft? Oder sympathisiert sie am Ende doch auch damit, einen Schuldigen zu finden?

			Ich habe verstanden, dass für sie ihre Familie als Erstes kommt. Sie möchte sie beschützen und hat Angst vor der Zukunft. Als bliebe für sie eben in allerletzter Konsequenz keine andere Möglichkeit, sich selbst und ihre Bedürfnisse in den Vordergrund zu stellen.

			Wieder denke ich: Sie fühlt sich nicht gesehen, benachteiligt, perspektivlos. Ich frage mich, wann unserer Gesellschaft der gemeinsame Zukunftsentwurf abhandengekommen ist. Und auch ein bisschen, warum Inge gar nicht sieht, dass dieses Land trotz aller Kritik eine ganze Menge für sie und andere bereithält.

			Jeder Mensch hat das Recht, ein Mensch zu sein

			Ich möchte einen weiteren Punkt von Inges Erklärungen aufgreifen: »Eine Frau ist eine Frau.«

			Wenn wir über Diskriminierungen und Gleichstellung sprechen, reden wir auch über queere Vielfalt.

			Die AfD nutzt ihr Dogma über Frauen und Familien dazu, andere Lebensrealitäten auszuschließen und diese für sie im besten Fall als Bedrohung der »Kernfamilie« darzustellen.

			Die AfD möchte zum Beispiel die »Ehe für alle« abschaffen.51 Sie nennt es ein rot-grünes Ideologieprojekt. Der Verband Queere Vielfalt (LSVD+) erläutert in einer Stellungnahme dazu, dass die AfD ein sehr enges Familienbild propagiert, in dem die heterosexuelle Ehe zwischen Mann und Frau als einzig wahre Lebensform dargestellt werde. Diesem Konzept zufolge wird die Familie als Keimzelle von Reproduktion und Erziehung definiert. Im Wahlprogramm betont die Partei, dass sie Hindernisse beseitigen möchte, um stabile Ehen und Familien zu fördern. »Anerkannte Regeln« zu Partnerschaft, Familienführung, Kindererziehung und »Lebensschutz« sollen dabei bereits in Schulen verankert werden.

			Der LSVD+ kritisiert, dass die Partei nicht ausführt, was genau diese »anerkannten Regeln« beinhalten würden. Es deutet vieles darauf hin, dass diese auf ein veraltetes Familienbild aus den 1950er-Jahren abzielen, in dem die Ehe primär der Reproduktion und traditionellen Rollenbildern dient. In diesem Sinne sollen Kinder und Jugendliche auf dieses Lebensmodell konditioniert werden, die heterosexuelle Ehe wird zum Ideal erhoben, das in Schule und Gesellschaft vermittelt werden soll.52 Aber warum? Und ist es das, was die AfD meint, wenn sie sagt »Deutschland – aber normal«?

			Aber der AfD geht es augenscheinlich um anderes: Im Grundsatzprogramm der Partei kritisiert sie eine vermeintlich »einseitige Hervorhebung der Homo- und Transsexualität im Unterricht« und möchte Kinder vor »Frühsexualisierung« bewahren.53 Letzterer Begriff kommt aus der Kinderpsychologie, wo er verwendet wurde, um die Frage zu thematisieren, in welchem Alter und in welchem Umfang ein Kind die erste sexuelle Aufklärung erhalten soll. Inzwischen gilt der Begriff jedoch als veraltet und wird in der modernen Kinder- und Jugendpsychologie nicht mehr in dieser Weise verwendet. Die wissenschaftliche Diskussion hat sich weiterentwickelt, und es wird heute davon ausgegangen, dass eine altersgerechte, kontinuierliche Aufklärung wichtiger ist, um Kinder und Jugendliche in ihrer sexuellen Entwicklung zu unterstützen und sie auf ein verantwortungsbewusstes und gesundes Sexualverhalten vorzubereiten.54

			Die AfD benutzt ihn nun als ihren eigenen Kampfbegriff fernab wissenschaftlicher Einordnung. Der rbb berichtet, wie der brandenburgische AfD-Abgeordnete Volker Nothing kritisiert: »Unter dem Deckmantel einer sogenannten sexuellen Bildung und einer angeblichen Missbrauchsprävention vollzieht sich weitgehend ohne Kenntnis und Einflussmöglichkeit der Eltern eine zweite, stille sexuelle Revolution, die dieses Mal Kinder ins Visier nimmt.«55

			Die AfD skandalisiert Programme, die darauf abzielen, Akzeptanz zu fördern und LSBTIQ*-Themen unvoreingenommen in den Schulalltag zu integrieren, und diffamiert diese als »Umerziehung«.

			Grundlage für die AfD-Bildungspolitik ist die »Magdeburger Erklärung zur Frühsexualisierung« aus dem Jahr 2016. Darin steht: Lesbische und schwule Partnerschaften oder Regenbogenfamilien seien nicht als gleichwertig anzusehen. Allein die »traditionelle Familie« gehöre zum »Kern der deutschen Leitkultur«. »Wir bekennen uns zu einem Schulunterricht, der auch die Botschaft vermittelt, dass nicht Triebbefriedigung, sondern eine intakte Familie primäres Ziel sein sollte.« Kinder und Jugendliche sollen sich an einer Vater-Mutter-Kind-Familie orientieren und damit auch »dem Erhalt unseres Volkes, unseres Staates und unserer Nation« dienen.56

			Ein Beispiel dazu vom September 2024 aus dem Schweriner Landtag. Die Grünen brachten einen Antrag für »polizeiliche Absicherungskonzepte für CSD-Demonstrationen« ein. Grund dafür waren Auseinandersetzungen bei CSDs, rechtsextreme Aufmärsche und die möglichen Gefahren für die queere Community.

			Der AfD-Abgeordnete Horst Förster sprach über CSDs und Pädophilie, was für ihn auch unter »sexueller Orientierung« zu verstehen sei, im selben Atemzug.57

			Queere Menschen werden als Gefahr für Kinder dargestellt. In einem Satz mit sexueller Gewalt und Pädophilie genannt.

			Es ist eine Taktik, um Desinformationen zu verbreiten, sagen Cecilia Strand und Jakob Svensson, schwedische Wissenschaftler, in einem Briefing für das Europäische Parlament und zeigen damit einmal mehr, dass auch diese Geschichte keine allein deutsche ist. In dem Briefing heißt es weiter, dass Kinder als durch Indoktrination, Sexualisierung oder Kontakt zu übersexualisierten Erwachsenen bedroht gesehen werden. Das Bild des unschuldigen und gefährdeten Kindes löst besonders wirkungsvoll eine »moralische Panik« aus. Dieses Narrativ ist eng verknüpft mit der Vorstellung, dass es das Vorrecht von Familien sei, ihre Kinder nach ihren moralischen und religiösen Überzeugungen zu erziehen.

			Svensson und Strand betonen, dass die Akteure von Desinformationskampagnen gegen queere Menschen ein globales, vielschichtiges Netzwerk bilden. Dieses reiche von Familienorganisationen bis hin zu Antiabtreibungsgruppen, religiösen Fundamentalisten, Nationalisten und rechtsextremen Gruppierungen. In Deutschland sind es vor allem rechtskonservative und rechtsextreme Parteien sowie fundamentalistische religiöse Organisationen, die gezielt Desinformation über LSBTIQ*-Personen verbreiten. Sie richten sich häufig an Menschen, die sich noch unsicher sind oder wenig Berührungspunkte mit der LSBTIQ*-Community haben. Diese Menschen sind anfälliger für Ideologien der Ungleichwertigkeit.

			Die Desinformationen erreichen jedoch auch breite gesellschaftliche Schichten, die durch soziale Netzwerke oft unbewusst diese Inhalte weitergeben. Dadurch entsteht ein gesellschaftliches Klima, das queerfeindliche Einstellungen verstärkt und letztlich sogar zu Hassverbrechen gegen die LSBTIQ*-Community führen kann.58

			Die AfD widerspricht den Grundwerten einer freiheitlichen Gesellschaft, in der Menschen selbst über ihre Form des Zusammenlebens entscheiden dürfen.

			Ich denke darüber nach, was Veuve Noire am Tag der Deutschen Einheit auf dem Podium zur queeren Bildung gesagt hat. Sie ist die offizielle Botschafterin der Olivia Jones Familie und geht für die Initiative »Olivia macht Schule« an Schulen und Kitas, um über Vielfalt und Toleranz aufzuklären. »Jeder Mensch hat das Recht, ein Mensch zu sein.«

			Und ich denke auch an Luna Möbius. Wir haben uns in Zwickau auf dem CSD getroffen und darüber gesprochen, wie es gerade ist, als queere Person zu kämpfen, wenn auf der anderen Seite der Straße ein Aufmarsch des Dritten Wegs stattfindet. Luna erzählt, dass es wichtig ist, stark zu bleiben und für die eigene Freiheit zu kämpfen. »Das deutsche Antidiskriminierungsgesetz ist eines der schwächsten in Europa, die Zahlen zur Hasskriminalität aufgrund der geschlechtlichen Identität sind gestiegen, der Schutz sexueller Identitäten steht nicht im Grundgesetz. All das sollte uns mehr zu denken geben.«

			Für mich ist eines ganz klar: Die AfD betreibt systematisch Ausgrenzung. Es geht ihr nicht nur um Frauen, um Menschen mit Migrationshintergrund, es geht auch um jede Gruppe, die für sie nicht in das traditionelle Schema Vater-Mutter-Kind einzuordnen ist. Das Andersartige ist fremd und gefährlich.

			Es geht um marginalisierte Gruppen.

			Und es geht auch um Menschen mit Behinderung. Björn Höcke bezeichnete 2023 in einem MDR-Interview Inklusion als »Ideologieprojekt« und »Belastungsfaktor«.59 Im März 2018 stellte die AfD im Bundestag eine Kleine Anfrage zur Zahl von Menschen mit Behinderung in Deutschland. Sie wollte wissen, wie sich die Zahl der Behinderten in Deutschland seit 2012 entwickelt habe, und zwar »insbesondere die durch Heirat innerhalb der Familie entstandenen«. Daran schloss sie die Frage an, wie viele dieser Fälle einen Migrationshintergrund hätten. Sie verknüpfte Behinderung mit Inzucht und Migration.60

			Hier wird deutlich, was Wilhelm Heitmeyer zuvor erklärte. Zusammengefasst ist das gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit. So geht die AfD vor.

			Vorurteile und abwertende Einstellungen sind oft nicht nur gegen eine Gruppe, sondern gegen mehrere Gruppen gleichzeitig gerichtet. Diese Abwertungen sind miteinander verknüpft und bilden eine gemeinsame ideologische Grundlage, die von sozialer Ungleichwertigkeit geprägt ist. Heitmeyer betont, dass diese Feindseligkeit nicht zwangsläufig mit extremistischen Einstellungen verbunden sein muss, sondern auch in breiteren Bevölkerungsschichten vorkommen kann.

			Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit basiert auf der Annahme, dass bestimmte Gruppen weniger wert sind und daher diskriminiert oder sozial ausgegrenzt werden dürfen.

			Das lässt die Aussagen von Inge in einem anderen Licht erscheinen. Denn sie reproduziert diese Diskriminierung, um sich und ihre Familie in den Vordergrund stellen zu können. Sie reproduziert dieses völkisch-nationale Bild, ob sie es weiß oder nicht. Doch sie hätte eigentlich die Verantwortung, sich damit zu beschäftigen. Ob sie rechtsextreme Einstellungen, die gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit der AfD offen unterstützt oder, um ihre Zwecke durchzusetzen, nur stillschweigend hinnimmt, macht eigentlich keinen Unterschied. Sie stellt sich und ihre Familie an die erste Stelle, und durch ihre Parteimitgliedschaft und das, was sie erzählt, trägt sie eine Mitverantwortung. Sie wird wahrscheinlich nicht sagen können: Ich habe es nicht gewusst.

			Sie wird eher sagen können: Ja, ich habe es unterstützt. Oder: Es war mir egal.

		

	
		
		

		
			6
Der TikTok-Tanz biegt rechts ab

			Je tiefer meine Recherchen in die Gedankenwelt der AfD und die Überzeugungen ihrer Sympathisant*innen eindringen, desto nachdenklicher werde ich. Ich bemerke, dass mir vieles von den Erkenntnissen, die ich aus der Reise ziehe, auf der ihr mich begleitet, nahegeht.

			Bei der Recherche zu diesem Kapitel habe ich noch einmal eindrücklich gemerkt, dass ich viele ganz unterschiedliche Menschen kennenlerne und wir AfD-Wähler*innen eben nicht über einen Kamm scheren dürfen, wie es viel zu oft passiert. Der signifikanteste Unterschied ist hierbei für mich das Alter: Menschen, mit denen ich spreche, die älter sind oder schon auf einen großen eigenen Erfahrungsschatz zurückgreifen können, die haben noch einmal eine andere, ganz eigene Verantwortung, sich für diese Gesellschaft einzusetzen oder auch das eigene Handeln zu reflektieren. Aber bei jungen Menschen, bei Jugendlichen, um die es hier gehen soll, da fängt das Leben erst an. Meinungen und Erfahrungen fangen an, prägend zu werden. Diese Menschen haben noch so viel Zukunft vor sich.

			Das spiegelt sich auch in neuen Studien wider, die veröffentlicht werden, denn die Welt da draußen dreht sich natürlich weiter.

			Zudem: Mit Blick auf die Wahlergebnisse bei den Landtagswahlen in Thüringen, Sachsen und Brandenburg zeigt sich: Junge Menschen wählen häufiger rechts als zuvor. Die Gründe? TikTok – aber auch andere Soziale Medien, die sie beeinflussen, denn die pädagogische Einordnung fehlt. Oder der Umstand, dass sie subjektiv in einem Leben, das sich von Krise zu Krise hangelt, feststecken. Jugendliche, die sich fragen, worauf sie sich bei der ständig im Wandel begriffenen Welt noch verlassen können. Wo und bei wem sie Halt und Sicherheit finden können. Das gilt nicht verallgemeinernd für alle. Es ist eher eine Momentaufnahme.1

			Wie spreche ich also mit den jungen Menschen, die im Zentrum dieses Kapitels stehen? Wo finde ich sie? Wo kann ich mit ihnen in einem geschützten Rahmen eine Unterhaltung führen?

			Die Antwort darauf habe ich gefunden: in Schulen. Und so schrieb ich also weiterführende Schulen an mit der Idee, einen Workshop zum Thema Fake News anzubieten. Wir könnten dann darüber sprechen, wie Desinformation, Lügen, Halbwahrheiten verbreitet werden und wie man sie erkennt. Gerade rechtspopulistische und rechtsextreme Inhalte bieten gehörig viel Anschauungsmaterial. Und mit viel Glück kommen wir dann auch über die AfD ins Gespräch, und ich höre, was die Schüler*innen denken.

			Gesagt, getan. Ich bekam drei Zusagen für Fake-News-Workshops. Die Eltern wurden vorab von der Schule informiert, und ich durfte loslegen.

			Folgt mir also zurück in den Schulalltag. Auch hier ist meine Erzählung so anonymisiert und aus verschiedenen Workshops zusammengefasst, dass sie keine Rückschlüsse auf Schüler*innen oder Schulen zulässt.

			Wer die AfD wählt, der brennt

			Ich stehe etwas verloren auf dem Schulhof und schaue mich um. In einer Ecke spielen Kinder Fußball. Hinter mir teilt sich eine kleine Gruppe Jugendlicher eine Zigarette. Ein paar Mädchen, schätzungsweise aus der fünften Klasse, spielen unbeschwert Fangen. Andere machen Überschläge an einer Turnstange. Ob ich das wohl auch noch kann? Sofort habe ich das Gefühl, in einer Zeitkapsel zu sitzen, 20 Jahre zurück in die eigene Vergangenheit zu reisen und auf meinem Schulhof zu stehen. Jedes dieser Kinder hätte ich sein können: die Gedanken im Hier und Jetzt. Mit wem ist man befreundet? Wer mag einen vielleicht nicht? Ist man verliebt? Und dann vielleicht auch: Habe ich die Matheprüfung verhauen?

			Nein, dieses Mal nicht. Also, los! Zielstrebig gehe ich auf eine erwachsene Person zu und frage, wo ich denn das Lehrer*innenzimmer finden würde. Sie zeigt mir den Weg, und ich bewege mich im Zickzack durch die lärmende Menge in die Schule hinein. Der Geräuschpegel ist enorm. Ob man sich als Kind und Lehrer*in daran gewöhnt hat?

			Drinnen werde ich sehr freudig begrüßt: »Wir freuen uns so, dass Sie diesen Workshop mit uns machen.« Ich bin allerdings nervöser als sonst, spüre, dass meine Verantwortung hier größer ist. Aber auch, dass Jugendliche oft ehrlich sind und ungefiltert ihre Meinung sagen. Oder reden sie gar nicht mit mir?

			Von außen könnte man denken, dass die Reise nach Thüringen und Sachsen oder auch das Café-Date mit der Frau aus der AfD mehr an meinen Nerven gekitzelt hätte, aber gleich einer Horde Jugendlicher gegenüberzustehen, lässt mich aus meiner eigenen Komfortzone hinauskommen.

			Ich bekomme einen Filterkaffee angeboten und gehe gleich in den ersten Kurs. Ich folge einem Lehrer und einer Lehrerin, die heute ihren Sozialkundeunterricht zusammengelegt haben. Unterwegs erzählen sie mir, was mich erwartet. 45 Jugendliche zwischen 16 und 18 Jahren. Viele von ihnen haben schon an den Europawahlen teilgenommen – unser Gespräch findet im Oktober 2024 statt.

			Im Laufschritt erzählen sie mir, dass sie vor der Europawahl eine Juniorwahl hatten.

			Die Juniorwahl in Deutschland ist ein Projekt zur politischen Bildung des Kumulus e. V., das Schüler*innen den Wahlprozess auf praxisnahe Weise vermittelt. Im Rahmen des Projekts, das von verschiedenen Bundes- und Landesministerien gefördert wird, nehmen Schulen an einer Wahlsimulation teil, die parallel zu einer echten Bundestags-, Landtags- oder Europawahl stattfindet. Ziel ist es, Jugendliche frühzeitig für demokratische Prozesse zu sensibilisieren und ihr Interesse an politischer Partizipation zu wecken.2

			Das Ergebnis der Juniorwahl hat zwar keinen Einfluss auf die tatsächliche Wahl, bietet aber wertvolle Einblicke in das politische Stimmungsbild der Jugendlichen und wird oft als Indikator für zukünftige Wahltrends gesehen.3

			Betrachtet man die Ergebnisse der Juniorwahl vor der Europawahl 2024, so lag die AfD bundesweit mit 14,5 % auf dem dritten Platz hinter der CDU (20,9 %) und der SPD (14,7 %).4 An den von mir besuchten Schulen lag die AfD zwischen 4 und 7 %.5

			Wir öffnen die Tür des Klassenzimmers, treten ein, und ich schaue in Gesichter, die mich aufmerksam beobachten.

			Und dabei sind diese Gesichter ganz unterschiedlich. Würde ich heute eine Peergroup-Analyse machen, hätte ich sicher erste Ansätze.

			Rechts von mir in der ersten Reihe sitzen drei Jungs, unauffällig gekleidet, die still darauf warten, dass ich anfange.

			Ganz hinten sitzen die Typen in Lederjacken. Daneben zwei Mädchen, Kaugummi kauend, die zur Clique gehören. Freundesgruppen sind sofort zu erkennen. Und auch, wer wirklich mit den Gedanken in diesem Klassenzimmer ist und wer was anderes zu tun hat.

			Ich klappe meinen Laptop auf, und die Lehrerin versucht, die Verbindung zum Internet herzustellen. Neueste Technik, hier funktioniert alles mit AirPlay. Nach drei Minuten eilt eine Schülerin zu Hilfe. Es kann losgehen.

			Ich setze mich vorn auf die Kante des Pults in dem Versuch, locker rüberzukommen, und erzähle den Jugendlichen, wer ich bin und was ich heute vorhabe. Sie können mich alles zu meiner Arbeit fragen, mich jederzeit unterbrechen.

			Auf der großen Leinwand hinter mir lasse ich verschiedene Fake News aufblitzen, die wir gemeinsam erkennen wollen. Und uns fragen, warum Menschen so etwas verbreiten.

			Einen Fall möchte ich wegen seiner allgemeinen Brisanz auch hier erzählen.

			»Habt ihr eigentlich die Berichte von den Bettwanzen in Paris mitbekommen?« Alle nicken und fangen an zu murmeln. Eine Schülerin meldet sich und erzählt, dass sie im Januar 2024 dort war und immer ganz genau danach Ausschau gehalten hat, aber nie auch nur eine einzige sah. Andere nicken, denn dieser Fall ist allgemein bekannt. Die Videos mit Bettwanzen in den öffentlichen Verkehrsmitteln in Paris oder auch von Menschen, die ihre Matratzen hochgehoben haben und es darunter nur so wimmelte. Auch in Hotels. Sogar die Medien berichteten darüber. Der BR titelte im Oktober 2023: »Bettwanzen in Paris: Was Urlauber beachten sollten«. Im Artikel ist beschrieben, wie die kleinen Biester aussehen und dass sie gerade eine echte und nur schwer zu bekämpfende Plage in Paris sind. Der französische Verkehrsminister Clément Beaune wird in dem Artikel folgendermaßen zitiert: »Es gibt keine erneute Zunahme an Fällen.« Auch die französische Bahngesellschaft SNCF habe die Präsenz von Bettwanzen in Zügen nicht bestätigt. Und weiter steht im Artikel: »Fakt ist aber: Nach einer im Juli veröffentlichten Studie sind 11 % aller Haushalte in Frankreich betroffen – unabhängig vom sozialen Milieu.« Das alles klingt unschön.6

			Mitte März berichteten die Medien dann im Nachgang darüber, dass die Bettwanzen-Story eine Desinformationskampagne aus Russland gewesen sein könnte.7

			Frankreichs Europaminister Jean-Noël Barrot wird in der Süddeutschen Zeitung wie folgt zitiert: »Die Polemik um die Bettwanzen ist künstlich verstärkt worden von Konten in den Sozialen Medien, von denen wir wissen, dass sie russisch inspiriert oder russisch sind.« Sie hätten dafür auch Presseartikel gefälscht. »In einem wurde die falsche Korrelation abgehandelt, dass die Ausbreitung der Bettwanzen zeitlich mit der Ankunft ukrainischer Flüchtlinge zusammenfalle.«8

			Ich schaue mich um und merke, wie es alle irgendwo kribbelt. Mich eingeschlossen.

			»Warum erzähle ich euch das?«, frage ich.

			»Weil wir alle darauf hereingefallen sind«, kommt es aus der letzten Reihe. So ist es. Die Bettwanzen aus Paris kennt jeder. Die Geschichte hat sich verbreitet wie ein Lauffeuer und hält sich bis heute. Fake News, die gar nicht so leicht zu erkennen waren, auf die sogar die Medien hereingefallen sind. Ein interessanter Aspekt dabei: Wenn es sich um Halbwahrheiten handelt, wird es meist noch mal schwerer. Es gab mehr Bettwanzen nach der Corona-Pandemie, weil Menschen wieder reisen konnten und sie so mehr übertragen wurden – eben die genannten 11 %. Aber es war kein ungewöhnlicher Anstieg, doch gerade die Videos aus den öffentlichen Verkehrsmitteln sind den meisten Menschen im Kopf geblieben. In Paris Urlaub machen? Oder 2024 zu Olympia hinfahren? Viele haben vielleicht auch wegen der Wanzen zweimal überlegt, das zu tun.

			Die Schüler*innen jedenfalls können das nachempfinden, denn alle haben es gesehen, auch auf TikTok.

			Ich frage, ob sich jemand vorstellen könne, dass es auch in Deutschland Akteure gibt, die so agierten. Wahrheiten und Lügen so zu vermischen, dass sie zum eigenen Vorteil genutzt werden können, ist erstaunlich leicht, aber ziemlich schwer zu durchschauen.

			»Klar, die AfD«, höre ich aus der ersten Reihe. Ein Mädchen mit Plüschkugelschreiber in der Hand und langen schwarzen Haaren. Ich frage sie, wie sie das finde.

			Sie schaut mich an, dann ihre Freundin neben sich. Ein Mädchen mit Hidschab. Sie schaut nach hinten zu zwei schwarzen Jungs, schaut dann wieder mich an, fast herausfordernd, als ob sie mir sagen wollte, sie alle hier wüssten wohl, wie menschenfeindlich die AfD sei, und meint: »Das macht mich wütend. Die sind einfach lächerlich.« Zustimmendes Gemurmel erreicht mich.

			Zwei Jungs in der dritten Reihe tuscheln. Kopfschütteln.

			Ich klicke eine Folie weiter, und auf dem Bildschirm erscheint ein Wahlwerbespot der AfD Brandenburg.9

			Ein Film, der vollständig mit künstlicher Intelligenz erstellt wurde. Blonde, fröhliche Familien in idyllischer Umgebung, hell erleuchtet, von der Sonne geküsst. Das Leben scheint leicht, einfach, geordnet. Demgegenüber eine Straße voller Frauen in Nikabs, einer schwarzen Vollverschleierung, die nur die Augen frei lässt. Schwarze Männer mit Messern, die auf die Passanten herabblicken. Verwüstete dunkle Straßen.

			Das Gefühl, das uns dieses Video vermitteln soll? Wir haben die Wahl. Zwischen der einfachen, fröhlichen Zeit auf der Sonnenseite des Lebens. Oder der Verrohung, Überforderung und Aggression des bösen »Unbekannten«. So überspitzt wie im Video.

			Im Spot fällt das Wort »Talahon«.10 Im Raum wird es augenblicklich laut. Ein Junge rempelt seinen Sitznachbarn an und sagt: »Hey, das sind wir.« Sie lachen. Ein Mädchen dreht sich zu ihnen um und erhebt die Hand in ihre Richtung: »Was lacht ihr denn? Denkt doch mal nach.« Mehrere Diskussionen kommen gleichzeitig in Gang, und ich lasse es eine Weile laufen. Das Mädchen mit Hidschab schaut mich unverwandt an.

			Zur Erklärung: »Talahon« kommt vom arabischen »Ta’al La’hon« und bedeutet »Komm mal her«. Der WDR schreibt dazu: »Auf TikTok inszenieren sich unter dem Hashtag #talahon seitdem meist junge Einwanderer. Einige spielen mit einem Augenzwinkern den halbstarken Gangster, andere zeigen aggressives Verhalten, blicken grimmig in die Kamera oder boxen in die Luft.«11

			Eine Selbstbezeichnung, ein TikTok-Trend, den die AfD aufgegriffen hat, um junge Männer mit Migrationshintergrund zu diskreditieren.

			Ich frage: »Würdet ihr das Video euren Freund*innen schicken?« Wir machen eine anonyme Umfrage mit einem Datentool. Ergebnis: Nur vier würden es nicht tun. Ich frage weiter anonym nach ihren Gefühlen dabei: »Welches Wort kommt euch als Erstes in den Sinn, wenn ihr das seht?«

			Immer mehr bunte Wörter erscheinen auf der Leinwand. »Wut. Scham. Enge. Lächerlich. Ekel. Angst.«

			Und dann kommt das: »Richtig. Ja. AfD ist super.«

			Ich schaue auf. Das habe ich erwartet. Ich sage, dass wir nicht werten, sondern heute nur verstehen wollen, wie Fake News funktionieren und warum sie dann doch so verfangen können. Worauf ich hinauswill: Wenn dieses Video weiterverbreitet wird, weil man es lustig findet, weil man es vielleicht nicht ernst nimmt, dann kann es passieren, dass wir unterschätzen, welche Wirkung Worte, Sprache und Bilder haben können. Es kann Menschen erreichen, die es anspricht, die sich bestätigt fühlen. Es normalisiert. Egal wie falsch eine Aussage ist, wenn sie oft genug wiederholt wird, setzt sie sich fest.

			Eine Studie, die 2017 in der Fachzeitschrift Psychological Science veröffentlicht wurde, beschäftigt sich mit der Frage, wie sich falsche Informationen im Gedächtnis verankern. Laut Forschungsteam, das zahlreiche Studien zu diesem Thema ausgewertet hat, ist das Gedächtnis nicht einfach ein Speicher, aus dem alte und falsche Informationen spurlos gelöscht werden können. Vielmehr bleiben sie bestehen, unabhängig davon, ob sie wahr oder falsch sind. Sie nisten sich dauerhaft im Gehirn ein und beeinflussen so das Denken und Erinnern.12 Stephan Lewandowsky von der Universität Bristol geht in einer anderen Studie sogar noch einen Schritt weiter und weist darauf hin, dass Lügen und Fake News selbst dann einen nachhaltigen Einfluss auf das Gedächtnis haben, wenn sie eindeutig widerlegt wurden. Diese Prozesse erschweren es, Falschinformationen vollständig aus dem Bewusstsein zu löschen.13

			Im Klartext: Jedes Gehirn ist ziemlich faul. Wenn wir Lügen häufiger hören, kommt es im Gehirn zu sogenannten Einschlafprozessen und Wiedererkennungseffekten. Etwas wird oft gesagt und dadurch als wichtig abgespeichert. Lügen können so als Wahrheit verarbeitet werden. Und wenn dann noch Erzählungen bedient werden, mit denen wir sozialisiert wurden, zum Beispiel Rassismus, dann speichern wir das ab. Und Fakten, die das widerlegen, die kommen nur schwer durch. Viele sind dafür gar nicht mehr zugänglich.

			Um eine effektive Strategie gegen die Macht von Falschinformationen zu entwickeln, reicht es also nicht aus, sie bloß als falsch zu deklarieren. Als wäre es unter dem Hinweis darauf dann nicht schlimm, weiter darüber zu sprechen: Man wisse ja, dass sie falsch sind, und könne sich ja deswegen auch darüber lustig machen. Nur, das Gehirn hat die Tendenz, den Mythos erneut zu aktivieren, sobald er wieder erwähnt wird, selbst im Kontext seiner Widerlegung. Deshalb, so die Psychologen, ist es entscheidend, nicht nur »Das stimmt nicht!« zu sagen. Vielmehr sollte man die falsche Information durch eine neue, kohärente Geschichte ersetzen. Diese alternative Erzählung muss stärker und überzeugender sein, um den Mythos im Gedächtnis zu verdrängen und die falsche Vorstellung zu ersetzen. Neurowissenschaftler Henning Beck erwähnt in einem Beitrag von Deutschlandfunk Nova, dass Studien gezeigt haben, Menschen seien weniger verführbar für so eine Wiederholungsmanipulation, wenn sie über mehr Allgemeinbildung verfügten.14

			Das erkläre ich den Schüler*innen. Sie haben sich über den Begriff »Talahon« in dem Video aufgeregt, hitzig diskutiert. Die AfD hat es geschafft, damit ordentlich zu polarisieren. Zumindest beim ersten Mal.

			Wir bräuchten also eine andere Erzählung, eine, die den Wahlwerbespot ersetzt.

			Eine Schülerin meldet sich und sagt, sie würde ja so was erkennen in den Sozialen Medien, aber ja, es stimme, dass sie sich so etwas schicken würden, um darüber zu lachen. Wie bei Tiervideos. Und dann hält sie inne und meint: »Aber jetzt verstehe ich, warum wir alle diese Geschichten kennen und die Storys erzählen. Und warum Leute hier AfD-Zeug nachplappern.«

			Sie haben es begriffen. Langsam schleicht sich die Erzählung in unser Leben. Einmal, zweimal – drin.

			Botschaften verfangen.

			Die Schüler*innen und ich haben ca. 60 Minuten gebraucht, um das gemeinsam zu verstehen und dekonstruieren zu können. Wie aber von hier aus weiter?

			Ich berichte über meine Arbeit, lasse persönliche Fragen zu. Zeige ihnen ein Fake-Profil, das über mich auf TikTok erstellt wurde und anderen Menschen in meinem Namen Nachrichten schickt. Dass mein Anwalt sich deswegen mit TikTok auseinandersetzen musste. 

			Dass Geschichten in unseren Köpfen bleiben. Dass die Sozialen Medien der einfachste Ort dafür sind. Der Ort, an dem wir uns alle jeden Tag befinden.

			Wir sprechen über unsere Bildschirmzeiten. Bei den Jugendlichen lag die Dauer im Schnitt zwischen vier bis fünf Stunden. Viel Zeit, damit die AfD in deinen Kopf kommt. Viel Zeit, in der sich Geschichten einnisten können.

			Ein Junge fragt nach meinen Erlebnissen mit rechtsextremen Jugendlichen.

			Ich zeige ihnen Fotos der Kundgebung des Dritten Wegs in Zwickau. Erzähle ihnen von meinen Gesprächen. Vom Normalisierungsprozess rechtsextremer Botschaften. Dass dort auch Soziale Medien ein Sprachrohr sind, aber eben auch die soziale Gruppe, mit der man sich umgibt. Ich betone, dass es meine Recherche ist. Dass dabei meine Meinung dargestellt wird. Ich ziehe den Stuhl vom Lehrerpult nach vorn, setze mich näher an die Klasse heran und frage nach ihrer Meinung, wie es gerade in ihren sozialen Gruppen, hier auf dem Schulhof zugehe. Welche Geschichten erzählt würden.

			In diesem Moment bin ich mir bewusst, dass ich mich in eine heikle Situation begebe. Ich möchte keinen vorführen oder auf ein Podest stellen. Ich betone diesen Aspekt. Ich versuche, ihnen zu vermitteln, dass sie nichts sagen müssen. Aber ich ihnen Raum und Gelegenheit bieten könne.

			Ein Junge meldet sich und erzählt über eine Situation vor der Europawahl. Sein Onkel wähle die AfD, und das habe er Freunden erzählt. Und dann sei er bedroht worden von anderen Mitschüler*innen. »Wer die AfD wählt, brennt.« Er fragt, ob das nicht auch schlimm sei.

			Ein Mädchen zeigt auf und ruft mir laut zu, wer sich denn heute um ihre Sorgen kümmere? »Hab ich überhaupt ’ne Zukunft in diesem Land?«

			Und dann sagt sie etwas, das mich nachdenklich gemacht hat: Sie seien alle zu Hause gewesen bei Corona, hätten keinen treffen dürfen, keine Ahnung gehabt, was als Nächstes passieren könne. Kämen da noch mehr Pandemien? Und dann gebe es gleichzeitig da draußen eine Klimakrise, und da fragten sie sich doch: Wie sieht die Welt denn bald aus? Und was kommt da alles auf uns zu? Die Erde wird es doch so wie heute nicht mehr geben. Und immer wenn sie Nachrichten schaue, dann sehe man da Kriege. Und dann hätten alle noch Ansprüche an sie: Entscheide dich, was du studieren willst, was du arbeiten willst. Wo du hinwillst mit deinem Leben. Aber die älteren Generationen beschwerten sich so viel über sie. Und nun sollen sie auch noch alle rechts sein. Überall könne man das lesen, und sie selbst sei auch schon darauf angesprochen worden.

			»Aber fragen sie auch«, sie meint die Politiker, »was junge Leute gerade brauchen? Die Eltern-Generation hat vielleicht früh Kinder bekommen, geheiratet und dann immer denselben Job gemacht. Doch die Welt heute sieht so düster aus. Was sind denn das für Aussichten?«

			Ich verstehe sie. Sehr gut sogar. Und ich verstehe, dass diese Jugend so politisiert ist wie lange nicht.

			Eine weitere Hand geht in die Höhe, und ein Junge sagt: »Und dann lügt uns Olaf Scholz immer an …«

			Ich frage, was er genau meine. Er berichtet, dass Olaf Scholz Bürger*innen zu einer Veranstaltung eingeladen hat, die mit ihm über ihre Probleme sprechen durften. Nur seien die alle bezahlt gewesen. Das habe er so auf TikTok erfahren.

			Ich bitte ihn, für seine Annahme einmal nach Quellen zu recherchieren. Gleichzeitig suche ich dazu einen Faktencheck heraus: Es handelt sich bei seiner Geschichte um die Meldung einer Fake-News-Seite. Der Junge weicht jedoch trotzdem nicht von seiner Haltung ab. Sein Vater habe ihm das auch gezeigt. Er redet weiter von den »Altparteien«. Erzählt, es tue sich nichts. »Die sind uninteressant, sehen uns nicht.« Die AfD habe wenigstens Ideen. Die wollten sich kümmern. Gäben einen Weg vor.15

			Ich frage ihn, wie sich das anfühle. Er meint, nach Sicherheit und Zukunft.

			Ich bitte ihn, noch einmal darüber nachzudenken, wer von so einer Meldung wie der, die er am Anfang erwähnt habe, profitiere. Aber er hört nicht weiter zu. Ich frage ihn noch einmal, ob er mit mir weiter darüber sprechen wolle. Er gibt mir keine weitere Antwort mehr.

			Ein Mädchen sagt, sie könne verstehen, dass viele gerade unzufrieden sind. Nur nütze die AfD das eben aus. Und dann sagten immer alle nur, sie seien gegen die AfD. Aber sei das alles? Was seien denn ihre Themen? Ihre Sitznachbarin ergänzt, dass sie ja eben auch viel von der AfD sehen und mitbekommen würden. Vom »Rest«, sie meint die anderen Parteien, bekomme sie wenig mit.

			Der Workshop endet, die Lehrerin und der Lehrer bedanken sich bei mir.

			Gern hätte ich dem Jungen, der Olaf Scholz ins Spiel brachte, noch Fragen beantwortet, mit ihm weiter gesprochen, aber er verlässt schnell den Raum. An ihm bin ich gescheitert.

			Die Lehrerin berichtet mir hinterher von anderen Schüler*innen, die auch offen darüber sprächen, dass sie die AfD wählen. Bei manchen habe sie das Gefühl, sie suchten nach Aufmerksamkeit, wollten provozieren. Lauter sein. Andere orientierten sich an ihren Eltern, und wieder andere seien tatsächlich überzeugt und artikulierten sich auch ganz bewusst rassistisch. Ihr fehle manchmal die Kraft, aber auch das Wissen, dagegen zu argumentieren. Oder mit den richtigen Fragen neue Gedanken hervorzurufen. Sie glaubt auch, dass die Jugendlichen das Gefühl haben, in vielen Krisen gleichzeitig zu leben. Sie würden oft von Hoffnungslosigkeit und Unzuverlässigkeit sprechen. Und wen gebe es da mit klaren Vorstellungen? Die AfD. Mit ihr finde man eine vermeintliche Stabilität.

			Sie selbst hat keinen Account bei TikTok, die meisten ihrer Kolleg*innen auch nicht. Sie kennen die Welt der Sozialen Medien wenig, in der sich die Schüler*innen bewegen. Ihr Trend- und Meinungsradar ist eingeschränkt.

			Wenn sie aber nicht wissen, was dort passiert, wie sollen sie dann darauf reagieren können, geht es mir durch den Kopf. Lassen wir Jugendliche dort einfach allein?

			Beim Verabschieden werde ich nach meiner Präsentation gefragt. Vielleicht könne man auch in anderen Klassen über Fake News sprechen. Sie müssten sich ihr Material immer selbst zusammensuchen …

			Auch das lässt mich nachdenken: Egal wie engagiert eine Lehrkraft am Ende ist, muss es nicht die Aufgabe der Universitäten sein, angehende Lehrer*innen auch auf solche Situationen und somit für den Job vorzubereiten?

			Eine Schülerin wartet am Tor des Schulhofs und spricht mich an. Sie fragt nach einer Praktikumsstelle bei mir.

			Das lässt mich hoffen.

			Die Jugend von heute

			Nach den Workshops habe ich viel darüber nachgedacht, wie man das Thema weiterverfolgen kann. Dabei kam mir eine Situation aus Erfurt in den Sinn. Am ersten Tag haben meine Mitarbeiterin Pia und ich eine Weile einen AfD-Wahlkampfstand beobachtet. Dort sahen wir die AfD-Landtagsabgeordnete Corinna Herold, die Menschen auf der Straße ansprach und Flyer verteilte. Zu Corinna Herold muss man wissen, dass sie 2015 eine Kleine Anfrage im Thüringer Landtag stellte, in der es um eine statistische Erhebung von Homo-, Bi- und Transsexuellen im Bundesland ging. In der Anfrage hieß es, dass sie wissen wolle, wie sich die Diskriminierung von queeren Menschen darstelle und dass konkrete Fälle aufgelistet werden sollten. Unter Punkt 3 fragte sie schließlich nach der Einordnung der sexuellen Orientierung: »Wie viele Homosexuelle, Bi- und Transsexuelle, Transgender und intergeschlechtliche Menschen leben in Thüringen (bitte nach einzelnen Gruppen aufschlüsseln) und wie viel Prozent der Bevölkerung Thüringens entspricht dies jeweils?« Damals und heute erinnert uns das an vergangene Zeiten.16

			Pia und ich beobachteten, wie sie freundlich lächelnd mit Menschen sprach. Drei junge Mädchen kreuzten ihren Weg und unterhielten sich mit ihr. Später trafen wir die Gruppe an der Eisdiele auf der Krämerbrücke wieder, und die Mädchen hielten AfD-Flyer in den Händen, worauf ich sie ansprach.

			Sie waren 16 Jahre alt, noch nicht wahlberechtigt für die Landtagswahl, fanden die Frau aber »cool«. Eine schaute mich herausfordernd an: »Werde ich jetzt geköpft, wenn ich die AfD gut finde?« Sie habe das Wahlprogramm der AfD gelesen, sich intensiv damit beschäftigt und finde sehr gut, was die machten. Sie kümmerten sich um Deutschland. Viele sagten, das seien Nazis. Aber sie wollten nur, dass es hier wieder ordentlich zugeht und die Deutschen an erster Stelle stehen.

			Dieses Erlebnis ist mir aus zwei Gründen im Gedächtnis geblieben: Zum einen habe ich mich gefragt, wie sehr ihre Meinung durch die Sozialen Medien geprägt ist, welchen Einfluss ihre Peergroup auf sie hat und warum wir als Gesellschaft so überrascht sind, dass auch Jugendliche rechts wählen. Denn genau das war ich in dem Moment: überrascht.

			Das Mädchen sah modebewusst aus, trug ein kurzes Top kombiniert mit Baggy Jeans, sah aus wie aus einer amerikanischen Highschool-Serie und sagte gleichzeitig, dass die Deutschen erst mal Vorrang haben sollten.

			Wie passt das zusammen?

			Dafür habe ich mich noch einmal in das Thema hineingegraben und mit Expert*innen gesprochen.

			Drei Fragen haben mich dabei begleitet: Wie rechts ist die Jugend wirklich? Wie können wir mit Bildungsarbeit gegensteuern, und was ist dran am Hype um TikTok und die AfD?

			Rechts und jung

			Im vorigen Kapitel haben wir bereits darüber gesprochen, dass es ein unterschiedliches Wahlverhalten bei den Geschlechtern gibt. Und zwischen den Generationen?

			Schon vor der Europawahl 2024 wurde immer wieder über die Jugend und ihr Wahlverhalten diskutiert.

			Beginnen wir mit der »Trendstudie Jugend in Deutschland«, die im April 2024 von den Jugendforschern Simon Schnetzer und Klaus Hurrelmann sowie weiteren Kollegen veröffentlicht wurde. Sie basiert auf einer Onlinebefragung von 2042 jungen Menschen im Alter zwischen 14 und 29 Jahren. Seit 2020 wird diese Erhebung in regelmäßigen Abständen durchgeführt, um ein aktuelles Bild der Lebenssituation und Einstellungen dieser Altersgruppe in Deutschland zu zeichnen. Bei der Auswahl der Stichproben wird darauf geachtet, dass sie der soziodemografischen Struktur der Gesamtbevölkerung innerhalb dieser Altersgruppe entspricht. Der Erhebungszeitraum für die aktuelle Befragung erstreckte sich vom 8. Januar bis zum 12. Februar 2024.17

			Die Studie wurde in den Medien breit diskutiert, und für einen kurzen Moment hatte man das Gefühl, die Gesellschaft sei kollektiv geschockt. Ich für meinen Teil konnte das nachvollziehen. Bei der Bundestagswahl 2021 waren es noch die Grünen, die bei der Jugend gewonnen hatten.18 Besagte Studie sagt uns nun aber, dass diese Zeiten erst einmal vorbei sind. 22 % der befragten Jugendlichen würden die AfD wählen.19

			Es ist wichtig, in diesem Zusammenhang einige weitere Punkte zu betrachten. Solche Onlinebefragungen können nach Meinung einiger Statistikexpert*innen verzerrte Daten wiedergeben, da nicht alle Jugendlichen aufgrund von Bildung, Interesse oder Technikaffinität den gleichen Zugang zu einer solchen Befragung haben. Die Teilnehmer*innen wurden nicht per Zufallsauswahl kontaktiert, sondern haben sich dafür selbst angemeldet. Das könne auf der einen Seite dazu führen, dass sich nur junge Menschen mit einer starken Meinung melden.20 Auf der anderen Seite sind »nur« 16 % der Gesamtbevölkerung als Jugendliche anzusehen, was es schwieriger macht, eine große Masse für zufällige Umfragen zu erreichen.21 In solchen Fällen müsse man mehrere Optionen der Befragung wählen. Ferner sei es schwierig, die Ergebnisse mit denen der Vorjahre zu vergleichen, weil über einen längeren Zeitraum nicht dieselben Personen befragt wurden.22

			Dies waren dann auch immer wiederkehrende Kritikpunkte an der Studie. Andererseits gaben 35 % der Jugendlichen an, entweder nicht wählen zu gehen (10 %) oder keine Partei zu bevorzugen (25 %). Die 22 % setzen sich somit nur aus den Jugendlichen zusammen, die wählen gehen würden und auch wüssten, wer das wäre. Und somit überhaupt eine Partei nannten. Betrachtet man alle Befragten zusammen, so kommt man nur noch auf 14,3 %, die AfD wählen würden. Wobei auch diese Zahl nicht wirklich gering ist, aber vielleicht mehr im Durchschnitt der Gesamtbevölkerung liegt.23

			Anlässlich der Veröffentlichung der Studie sagte Klaus Hurrelmann: »Wir können von einem deutlichen Rechtsruck in der jungen Bevölkerung sprechen.« Er benennt die Sorgen der Jugendlichen: Inflation (65 %), teurer Wohnraum (54 %), Altersarmut (48 %), Spaltung der Gesellschaft (49 %), die Zunahme der Flüchtlingsströme (41 %) – das führe zu einer hohen Unzufriedenheit nicht nur mit der eigenen Lebenssituation, sondern auch mit den politischen Verhältnissen.24

			In ihrer Studie wollten die Forscher auch wissen, wie die Befragten zu rechtspopulistischen Thesen wie »Der Staat kümmert sich mehr um Flüchtlinge als um hilfsbedürftige Deutsche« oder »Man darf nichts Schlechtes über Ausländer sagen, ohne gleich als Rassist beschimpft zu werden« stehen. Mehr als die Hälfte der Befragten stimmte diesen Aussagen zu. Für Hurrelmann ist es ein »Gefühlsgemisch, das seit der Corona-Pandemie nicht abgeklungen ist«. Eine Gemengelage, die es für rechte Parteien leichter gemacht hat.25

			Ist die AfD also zur Problemlösepartei der Jugend geworden?

			Eine These, die wir mit den folgenden Wahlergebnissen diskutieren können. Im Juni 2024 die Europawahl. Erstmals waren in Deutschland 16- und 17-Jährige bei einer Europawahl wahlberechtigt,26 was das öffentliche Interesse auf ihr Wahlverhalten lenkte. Nach den Ergebnissen der Wahlforscher von Infratest dimap erreichten die Union und die AfD in der Altersgruppe der 16- bis 24-Jährigen die höchsten Stimmenanteile. Die Union kam hier auf 17 %, dicht gefolgt von der AfD mit 16 %. Der eigentliche Gewinner war aber der Block der Sonstigen mit 28 %. Dahinter verbergen sich Parteien wie Volt mit 7 %. Ja, die Jugend wählt rechter als früher, aber sie verteilt sich auch auf Parteien, die bisher keine große Rolle spielten. Treffender ist also die These: Die Jugend wählt vielfältig. Eine Tatsache, die in den Diskussionen nach der Wahl oft unter den Tisch gefallen ist.27

			Dann die Landtagswahlen in Thüringen, Sachsen und Brandenburg. Die AfD gewinnt bei den Jungen. 31 % der 18- bis 24-Jährigen wählten in Sachsen AfD, 38 % in Thüringen.28 Dort, wo die AfD als gesichert rechtsextrem eingestuft ist. In Brandenburg haben 32 % die AfD gewählt.29

			Gleichzeitig zeigen uns die Zahlen aus der Nachwahlbefragung von Infratest dimap, dass die AfD gerade dort in allen Altersgruppen zugelegt und die ältere Generation die AfD als Wahlsieger verhindert hat. Am Wahlabend, 22. September 2024, lieferten sich SPD und AfD ein Kopf-an-Kopf-Rennen. Die über 60-Jährigen entschieden sich jedoch deutlich häufiger für die SPD als für die AfD und gaben damit den Ausschlag. Sind am Ende Erfahrungen dafür ausschlaggebend, die sie nicht wiederholen wollen?30

			Der Generationenforscher Rüdiger Maas hat noch eine weitere Erklärung für das Wahlverhalten, die es wert ist, erwähnt zu werden: Die AfD habe sich normalisiert. In einer kurz vor den Landtagswahlen veröffentlichten Jugendwahlstudie beschreibt er, dass Jugendliche das Links-Rechts-Spektrum nicht mehr wahrnehmen.31

			Zur Erklärung: Das Modell des Links-Rechts-Spektrums wird häufig verwendet, um politische Positionen in Parteien und Parlamenten zu kategorisieren. Im Bundestag sitzt aus Sicht des Präsidiums das BSW und dann die Linke ganz links, gefolgt von der SPD, den Grünen und der CDU. Weiter rechts sitzen die FDP und zuletzt – am rechten Rand – die AfD. Diese Sitzordnung ist nicht gesetzlich festgelegt, sondern beruht auf historischen und symbolischen Traditionen, die bis zur Französischen Revolution zurückreichen. Damals saßen in der Nationalversammlung links die Revolutionäre, die eine Republik forderten, rechts die Anhänger des Königs und des alten Regimes. Diese einfache Sitzordnung spiegelte die politischen Ideologien wider: Links stand für Veränderung und Gleichheit, rechts für die Beibehaltung der bestehenden Ordnung und Hierarchien. Progressiv gegen Konservativ.

			Heute ist diese Einteilung nicht mehr so eindeutig. Zwar orientieren sich viele Parlamente und politische Akteure nach wie vor daran, doch vertreten politische Strömungen und Parteien oft auch Positionen, die sich nicht eindeutig in dieses eindimensionale Schema einordnen lassen. So wollten die Grünen ursprünglich nicht links oder rechts sitzen, sondern »vorn« – ein symbolischer Ausdruck der Ablehnung dieser traditionellen Kategorien.

			Auch die FDP, die lange als rechtsliberal galt, versteht sich selbst zumindest heute als Partei der Mitte. Die Frage ist, inwieweit das Links-Rechts-Schema heute noch eine sinnvolle und zutreffende Unterscheidung für die komplexe politische Landschaft darstellt.32

			Um besser zu verstehen, was heute als »rechts« oder »links« angesehen wird, erläuterte die Meinungsforscherin Elisabeth Noelle-Neumann die Grundwerte, die Menschen mit diesen politischen Richtungen verbinden. Zu den linken Werten gehören Gleichheit, Gerechtigkeit, Nähe, Wärme, Formlosigkeit, das »Du«, Spontaneität sowie das Internationale und Kosmopolitische. Auf der rechten Seite stehen Werte wie die Betonung von Unterschieden, Autorität, Distanz, geregelte Umgangsformen, das »Sie«, Disziplin und das Nationale.33

			Diese Kategorien sind kontextabhängig, bieten aber eine nützliche erste Einordnung.

			Zurück zur Maas-Studie: Diese Dynamik betrifft auch die Wahrnehmung rechtsextremer Parteien. Und da sind wir wieder bei unserer Aussage – manche sehen die AfD in der Mitte der Gesellschaft. Und das kommt uns mehr als bekannt vor.

			Im ZDF-Interview sagte Maas, dass andere Parteien selbst zur Stärkung der AfD beigetragen haben könnten. Vor allem Bundeskanzler Olaf Scholz habe, ähnlich wie die CDU, AfD-Themen übernommen, als er sich für »Abschiebungen im großen Stil« aussprach. Dieses Verhalten habe den Nährboden für die AfD bereitet, so Maas. Durch das Aufgreifen dieser Themen durch die etablierten Parteien fühle sich ein wachsender Teil der AfD-Wähler bestätigt, im »richtigen Spektrum« zu stehen. Diese Dynamik sei besonders bei den jüngeren Wähler*innen zu beobachten, die zunehmend das Gefühl hätten, dass die AfD ihre politischen Überzeugungen repräsentiere.

			Eine Zahl, die zum Nachdenken anregt: 70 % der jungen AfD-Wähler*innen sind der Meinung, dass die derzeitige Regierung gegen sie arbeitet und sich nicht um sie kümmert. Und auch hier das Bild: Die AfD beschütze und sehe sie. Maas sagt: »Die AfD hat sich da reingesetzt, wo diese Ängste sind.«

			Hat man den Jugendlichen nicht richtig zugehört? Themen wie die Corona-Pandemie nicht richtig aufgegriffen? Maas bejaht das. Und er fügt hinzu, es bleibe das Gefühl, dass man die Verantwortung an den Staat abgeben will.34 Ist das der Wunsch nach einem autoritären System, wie Wilhelm Heitmeyer es beschreibt?

			Im Gespräch bei Lanz im ZDF im Oktober 2024 meinte Maas: »Wir unterschätzen, dass ich, wenn ich mein Leben lang in die Schule gefahren werde, wenn mir mein Leben lang alles abgenommen wird, nie gelernt habe, mein Handlungsspielfeld wahrzunehmen.«

			Junge Menschen würden »an Kleinigkeiten zerbrechen«, weil sie nie gelernt hätten, selbst Bewältigungsstrategien zu entwickeln.

			Der damalige Generalsekretär der SPD, Kevin Kühnert, sagte in derselben Talkshow zu dem Thema, die AfD scheine das große Rad drehen zu wollen als ob nur sie handeln würde, wenn man sie ließe: »Wenn man uns [der SPD] jetzt vorwerfen will, das verkörpern wir nicht, muss ich sagen: Ja, das stimmt.« Für einen jungen Menschen, »der vor Kraft kaum laufen kann und alles verändern will«, klinge es zunächst nicht lohnenswert, das zu wählen, während die AfD ein Ermächtigungsgefühl für junge Menschen vermittle.35

			Noch einen Schritt weiter gehen wir mit der im Oktober 2024 veröffentlichten Shell Jugendstudie. Sie trägt den Untertitel »Pragmatisch zwischen Verdrossenheit und gelebter Vielfalt«. Bevor wir auf die etwas differenzierteren Zahlen eingehen, einige interessante Fakten zur Shell-Studie. Sie basiert auf einer repräsentativen Stichprobe von 2509 jungen Menschen im Alter von 12 bis 25 Jahren. Diese wurden von Interviewer*innen persönlich zu ihrer aktuellen Lebenssituation, Ansichten über Politik, ihren Einstellungen sowie ihren gesellschaftlichen Orientierungen befragt. Die Datenerhebung erfolgte von Januar bis Ende März 2024 mittels eines standardisierten Fragebogens. Die erste Shell Jugendstudie, finanziert vom Mineralölkonzern Shell, erschien 1953. Seitdem untersuchen Forscher alle fünf Jahre, welche Einstellungen Jugendliche und junge Erwachsene in Deutschland haben.36

			Wir beginnen mit dem für uns wichtigsten Zitat. Mathias Albert, Professor für Politikwissenschaft an der Universität Bielefeld und einer der Leiter der Shell Jugendstudie, sagt: »Wir beobachten keinen allgemeinen ›Rechtsruck‹ der jungen Generation.« Er meint, es gebe zwar »einen erheblichen Anteil verdrossener, unzufriedener Jugendlicher«, vor allem viele junge Männer, »die sich abgehängt fühlen, die sich klar rechts und gegen alles, was modern erscheint, positionieren« – er liegt bei 12 % –, »aber diese eher kleine Gruppe prägt keinesfalls eine ganze Generation«.37

			Die Studie bestätigt, dass Krisen viele Jugendliche verunsichern. Corona-Pandemie, Krieg in der Ukraine und in Gaza, Klimakrise, Inflation oder eben auch ein Rechtsruck in der Gesellschaft. Aber eine ganze Generation wird dadurch nicht von Grund auf erschüttert, und »viele Krisen machen noch keine ›Generation Krise‹«, heißt es in der Studie.38

			Dringen wir noch etwas tiefer in die Studie vor: Das Interesse der Jugendlichen an Politik ist in den letzten Jahren deutlich gestiegen. Aktuell geben 55 % an, sich für Politik zu interessieren – ein starker Anstieg im Vergleich zu den 1990er- und 2000er-Jahren, als diese Werte deutlich niedriger lagen. Im Jahr 2002 lag das Interesse nur bei 34 %. Interessant ist, dass sich das Interesse von Mädchen und Jungen kaum noch unterscheidet und Politik nicht mehr als reine »Männersache« wahrgenommen wird. Auch das politische Engagement der Jugendlichen hat zugenommen: 2002 waren es 22 %, 2024 37 %.39

			Bei der politischen Orientierung zeigen die aktuellen Ergebnisse eine stabile Selbstverortung auf einer Skala von 1 (links) bis 11 (rechts) bei 5,3 – ähnlich wie 2019 (5,1). Es gibt also keine Anzeichen für einen deutlichen Rechtsruck: 14 % der Jugendlichen sehen sich eindeutig links, weitere 32 % eher links. 26 % sehen sich in der Mitte, 14 % eher rechts und nur 4 % eindeutig rechts. Auffallend ist, dass nur 10 % der Jugendlichen keine politische Positionierung angeben können oder wollen – das ist der niedrigste Wert seit 2002.40

			Vor allem bei den männlichen Jugendlichen ist der Anteil derer, die sich eher rechts einordnen, seit 2019 jedoch gestiegen. Mittlerweile zählt sich jeder Vierte (25 %) zu dieser Gruppe, während es 2019 noch weniger als ein Fünftel war. Bei den weiblichen Jugendlichen bleibt der Anteil derjenigen, die sich eher rechts einordnen, mit 11 % stabil. Gleichzeitig zeigt sich bei beiden Geschlechtern eine stärkere Positionierung im linken Spektrum: 41 % der männlichen Jugendlichen bezeichnen sich als eher links (2019: 38 %), bei den weiblichen Jugendlichen stieg dieser Anteil von 44 % auf 51 % im Jahr 2024.

			Die Mehrheit der jungen Menschen im Alter von 15 bis 25 Jahren hat eine positive Einstellung gegenüber Staat und Gesellschaft. Etwa drei Viertel sind überzeugt, dass Deutschland ihnen die Möglichkeit bietet, ihre Ziele zu erreichen (76 %), und sie vertrauen darauf, dass die Gesellschaft gemeinsam eine lebenswerte Zukunft schaffen kann (71 %). Trotzdem gibt es Kritik: 57 % der Jugendlichen bemängeln, dass vieles in Deutschland nicht so reibungslos funktioniert, wie es in anderen Ländern der Fall ist. Diese Kritik greife häufig populistische Vorwürfe staatlichen Versagens auf.41

			Obwohl die Mehrheit der Jugendlichen dem Staat positiv gegenübersteht, sprechen sich 44 % für eine stärkere Führung aus, die »wieder Ordnung in den Staat bringt«, und 22 % unterstützen nationalpopulistische Aussagen wie die Kritik an der EU. Extreme Positionen werden von der Mehrheit (81 %) abgelehnt, doch immerhin 18 % glauben, dass Konflikte in einer Gesellschaft manchmal nur mit Gewalt gelöst werden können.

			Insgesamt sind 86 % der Jugendlichen der Meinung, dass eine bessere Welt möglich ist, und 70 % sind überzeugt, dass sie durch ihr eigenes Engagement die politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse beeinflussen können. Jedoch fehlt mehr als der Hälfte der Jugendlichen (56 %) das Vertrauen in die Einsicht anderer Menschen, und sie fühlen sich mit ihren »richtigen« Ansichten oft allein. Zudem berichten 51 % von einem Gefühl des Kontrollverlustes, und 40 % fühlen sich häufiger benachteiligt.

			Das Vertrauen in die Demokratie ist bei den Jugendlichen nach wie vor hoch. Drei Viertel (75 %) sind mit der Demokratie in Deutschland zufrieden. Allerdings gibt es einen Unterschied zwischen West- und Ostdeutschland: Während die Zufriedenheit im Westen stabil bei 77 % liegt, ist sie im Osten nach längerem Anstieg wieder auf 60 % gesunken.42

			Und welches Bild entsteht nun auf Basis dieser Prozentwerte? Und was hat sich eigentlich wann verändert?

			Lassen wir die Zahlen vielleicht erst einmal sacken.

			Und ich hole euch an dieser Stelle wieder mit einfachen Botschaften ab: Man kann davon ausgehen, dass männliche Jugendliche rechter wählen. Man kann aber auch davon ausgehen, dass es keinen allein bei den Jugendlichen auffälligen Rechtsruck gibt. Sie wollen sich engagieren, aber sie fühlen sich häufiger benachteiligt und spüren einen Kontrollverlust.

			Was wir aber vor allem sagen können: Es gibt nicht DIE Jugend. Sie ist vielfältig, divers und eben auch unzufrieden.

			Und nun spannen wir den Bogen zurück – zu unserer Schule. Dazu zitiere ich aus der Studie: »90 % der Jugendlichen finden es (sehr) wichtig, dass der Umgang mit digitalen Medien und das Erkennen von Fake News in der Schule verpflichtend unterrichtet werden. Dieser Wunsch zieht sich durch alle Altersgruppen, West und Ost, alle sozialen Schichten und ist auch keine Frage des Geschlechts.«43

			Und genau darüber habe ich mit einem weiteren Experten gesprochen.

			Es gibt kein Neutralitätsgebot

			Junge Leute sind heute einer riesigen Informationsflut ausgesetzt und manchmal auch verständlicherweise orientierungslos. Ihnen fehlen Wegweiser im Mediendschungel. Auch hier ist offensichtlich eine weitere Ausdifferenzierung der Gesellschaft entstanden. Und damit sind wir bei der zweiten großen Frage in diesem Kapitel: Was lässt sich mit politischer und medienpädagogischer Bildung überhaupt erreichen? Wie kann sie bei Populismus oder Extremismus gegensteuern?

			Immer wieder sehe ich das Gesicht des Jungen vor meinem geistigen Auge, der sich von mir nicht hat abholen lassen. Der die Ideen der AfD geglaubt hat. Wie reagiert man da als Lehrkraft? Was darf man und was nicht? Und was fehlt uns da eigentlich?

			Unsicher, wie ich diese Frage beantworten kann, greife ich zu meinem Handy und rufe Prof. Karim Fereidooni an. Er ist Professor an der Ruhr-Universität Bochum, wo er künftige Lehrer*innen in Politikwissenschaft ausbildet. Er forscht und lehrt vor allem zu Themen wie Rassismus und Bildung und ist Teil der Fakultät für Sozialwissenschaften sowie der Fakultät für Philosophie und Erziehungswissenschaft.44 Er sitzt gerade im Auto auf dem Weg zu einem Termin, und ich erzähle ihm von meinen Gedanken. Einige Tage zuvor hatte ich ihm geschrieben, ob wir über mein Erlebtes sprechen könnten. Er hat sofort zugestimmt.

			»Es gibt kein Neutralitätsgebot. Das will uns die AfD einreden.« Mit dieser Aussage sind wir direkt im Thema drin. Ich frage ihn nach dem Beutelsbacher Konsens. Denn auch dieser begegnete mir in einem der Workshops, als eine Lehrerin zu mir meinte, dass ich neutraler über die AfD sprechen müsse. Karim Fereidooni sagt, sie hätten es immer noch nicht geschafft, obwohl verschiedene Stellungnahmen geschrieben worden seien, den Lehrern, insbesondere den Politik- und Geschichtslehrern, beizubringen, dass der Beutelsbacher Konsens nicht Neutralität bedeutet. Wenn menschenfeindliche, menschenverachtende Sprache von Schüler*innen oder Kolleg*innen verwendet werde, dann müsse man sich als Lehrkraft im Sinne des Grundgesetzes positionieren. Natürlich dürfe man Schüler*innen nicht vorschreiben, was sie wählen sollten oder nicht. Aber man müsse dagegen vorgehen, wenn menschenverachtende Dinge geäußert würden.

			Schauen wir noch einmal genauer hin. Die Grundsätze der politischen Bildung sind im sogenannten Beutelsbacher Konsens festgehalten. 1976 haben sich Fachleute der politischen Bildung zusammengetan und über die Notwendigkeit der Trennung von Politik und politischer Bildung diskutiert. Dabei herausgekommen sind diese drei Prinzipien: Überwältigungsverbot (Meinungen von Lehrer*innen dürfen Schüler*innen nicht aufgezwungen werden), Kontroversität (Themen, die in Politik und Wissenschaft kontrovers diskutiert werden, müssen auch von Lehrer*innen kontrovers dargestellt werden) und Schülerorientierung (Schüler*innen sollen zur Analyse politischer Situationen und ihrer eigenen Interessen angeregt werden).45

			Seit 2015 werden diese Grundsätze, an die sich Menschen im Bereich der politischen Bildung halten sollen, demnach auch Lehrer*innen, durch die Frankfurter Erklärung ergänzt, die eine »kritisch-emanzipatorische politische Bildung« anstrebt. Bereits im ersten Punkt geht es darin um politische Bildung in Zeiten von Umbrüchen und Krisen. Hier sei es wichtig, als Lehrkraft die Kompetenzorientierung didaktisch auf Gegenwarts- und Zukunftsfragen zu beziehen und nicht an starren Modellen festzuhalten. Auch die Landtagswahlen in Thüringen, Sachsen und Brandenburg oder das Aufkeimen von einer in weiten Teilen rechtsextremen Partei wie der AfD können als solche Krisen verstanden werden, die somit von Lehrer*innen im Unterricht angesprochen werden sollten. Es geht im Kern darum, dass sich politische Bildung zur Demokratie positionieren solle.46

			Die Schulkassen, die ich besuchte, sind »in a nutshell« ein Abbild unserer Gesellschaft. Auch wir als Gesellschaft insgesamt diskutieren zumindest in Deutschland nicht sehr freudig und halten Meinungsverschiedenheiten nicht gern aus. Sie bedingen aber geradezu den Kompromiss, und dieser ist zentrales Element unserer demokratischen Kultur. Nach der Frankfurter Erklärung sollen Meinungsverschiedenheiten und Streitpunkte in der Bildungslaufbahn aufgezeigt und kritisches Denken gefördert werden. Dabei soll auch Raum für Alternativen gelassen werden. Der demokratische Rahmen ist zu beachten, aber die verschiedenen demokratischen Parteien mit ihren unterschiedlichen Schwerpunkten könnten hier thematisiert werden.

			Karim Fereidooni sitzt immer noch im Auto, über die Freisprechanlage höre ich das Rauschen der Autobahn, und ich erzähle ihm, was in den Workshops gesagt worden sei, und frage ihn, wie er es erlebe, warum junge Leute heute öfter rechts wählen würden. Er meint, dass die Jugendlichen das Gefühl haben, dass Politik von Älteren für Ältere gemacht wird. Sie würden sich in einer alternden Gesellschaft von älteren Politiker*innen gar nicht gesehen fühlen. In einer alternden Gesellschaft sei es schwierig, die Interessen der Jugend zu vertreten, wenn es auf die Stimmen der Älteren ankomme.

			Und vielleicht noch etwas, sagt er: »Wir sollten nicht skandalisieren oder relativieren. Aber ich frage mich, wie kann man heute in unserer Gesellschaft als weißer Deutscher provozieren? Indem man sich vielleicht rechtsextrem äußert. Punk sein oder kiffen lockt heute niemanden mehr aus der Reserve. Aber rechts sein könnte eine neue Widerständigkeit bedeuten.« Ja, auch das sei mir in der Schule begegnet, vermute ich.

			Wir sprechen über die Wahlergebnisse in Thüringen, Sachsen und Brandenburg. Dass dort mehr junge Leute AfD gewählt haben. In Westdeutschland werde weniger AfD gewählt, könnte man meinen, sagt Fereidooni. Er macht eine Pause – und fügt hinzu: Aber im Ruhrgebiet, in Bochum, Gelsenkirchen, Dortmund, da gebe es Stadtteile, da habe er sein Referendariat gemacht, da wählten fast 28 % AfD. »Wir brauchen uns woanders keinen schlanken Fuß zu machen und zu sagen, das ist der ›Osten‹.« Aber Tatsache sei, dass es Studienergebnisse gibt, die zeigen, dass zum Beispiel die Gefahr oder die Wahrscheinlichkeit für Flüchtlinge, Opfer von Rassismus zu werden, in Ostdeutschland zehnmal höher ist als in Westdeutschland. Da gebe es Unterschiede.

			Manche Jugendliche hätten bei ihren Eltern und Großeltern vielleicht auch so etwas wie Hoffnungslosigkeit erlebt. Erwerbsbiografien, Lebensbiografien spielten nach der Wende plötzlich keine Rolle mehr – die Entwertung der DDR-Biografien. Viele junge Menschen haben den sozialen Abstieg ihrer Eltern oder Großeltern miterlebt. Heute sei es so, dass die Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die 14- bis 26-Jährigen, von diesem Wohlstandsversprechen, das in der Bundesrepublik eigentlich immer gegolten habe, nicht profitieren könnten. Wir hätten immer eine Generation gehabt, sagte Fereidooni, der es besser ging als ihren Eltern. Und dieses Versprechen könnten wir nicht mehr einlösen. Was folgt, sei Unsicherheit: Was kommt in der Zukunft? Und dann sähe man auf TikTok, auf Social Media einfache Antworten, gut gemachte Werbung, Parteiwerbung – das verfange.

			Ein weiterer Aspekt von Karim Fereidooni, der mich zum Nachdenken anregt: Er sagt, wir könnten das für die Jüngeren nicht mehr so greifbar machen, dass man immer eine bestimmte Partei wählt, weil man zum Beispiel in einem bestimmten Milieu aufgewachsen sei oder weil die Eltern in der Gewerkschaft seien. Gerade bei den Jüngeren sei die Parteibindung massiv zurückgegangen. Das erkläre auch, dass bei der vorletzten Landtagswahl in Brandenburg die Grünen noch die stärkste Partei waren und 2024 nur noch auf dem vierten Platz landeten.

			Ich springe gedanklich zurück zu den Schüler*innen. Erzähle ihm, dass sie alles auf TikTok kennen, was ich ihnen gezeigt hätte. Erzähle ihm von einem persönlichen Gespräch mit einer Freundin, die einen 14-jährigen Sohn hat und ihm TikTok verboten habe. Da hätte ich mich gefragt, ob das der richtige Weg sei. Sehen die Jugendlichen das nicht trotzdem auf dem Schulhof? Und sollten wir nicht eher bei den Lehrkräften ansetzen, die lernen sollten zu verstehen, wie Social Media funktionieren?

			»Nein, TikTok verbieten, das ist doch Nonsens. Das kann man doch nicht machen. Das ist ein Stück Lebenswirklichkeit.«

			An dieser Stelle möchte ich einen kleinen Einschub machen: Einige Wochen nach unserem Gespräch hat der australische Senat Eltern die Entscheidung abgenommen und einen bislang weltweit einmaligen Gesetzentwurf verabschiedet, der Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren die Nutzung von Social Media verbietet: Plattformen wie TikTok oder Instagram müssten die unter 16-Jährigen an der Nutzung hindern und Altersprüfungen durchführen. Begründet hat der Senat das Verbot mit zu hohen Risiken für die körperliche und geistige Gesundheit der jungen Menschen.47

			In Deutschland gibt es keine vergleichbare Regelung, hier kann man nur auf die Datenschutz-Grundverordnung abstellen, dass Daten von Jugendlichen unter 16 Jahren nur mit Zustimmung der Eltern verarbeitet werden dürfen.48 Eine repräsentative Onlineumfrage von YouGov stellte zeitnah zu diesem Verbot heraus, dass von 2000 Befragten 77 % ein Verbot wie in Australien auch hier in Deutschland befürworten würden.49 Ich frage mich jedoch, wie man Kinder im Umgang mit Social Media stärken kann, wenn man sie davon fernhält. Und wie man sie bei einem Verbot auf eine spätere Nutzung vorbereiten würde. Wie lernen sie so mit Risiken umzugehen? Und finden Jugendliche nicht immer einen Weg, um solche Regelungen zu umgehen? Social Media ist meiner Meinung nach nichts per se Schlechtes, es kann Interessen fördern, Peergroups herausbilden, und Onlinekommunikation ist Teil unserer digitalen Welt. Man muss das eben nur richtig begleiten.

			Auf diesen Punkt kommt auch Karim Fereidooni im Verlauf unserer weiteren Unterhaltung zu sprechen und stellt dabei auf die Lehrkräfte ab.

			Er spricht über Fortbildungen. Und meint, die Lehrkräfte müssten selbst bei TikTok angemeldet sein. Sie müssten wissen, was diese Lebensrealität der Schüler*innen bedeute. Aber oft sei es so, dass sie eben keinen Account haben und nicht wissen, was in der Schule passiere. Er macht wieder eine Pause und sagt etwas leiser, vielleicht habe man auch etwas versäumt. Was Demokratiebildung angehe, was den Umgang mit Menschenfeindlichkeit angehe. Man sei sehr gut aufgestellt, was Klassenmanagement und individuelle Förderung oder Förderkonzepte, Diagnosekompetenz angehe, aber was Ungleichheitsstrukturen angehe, die Thematisierung und die eigene Verstrickung darin, da gebe es einen großen Nachholbedarf.

			Letztlich müsse man die Systemfrage stellen, so Fereidooni. Das deutsche Schulwesen sei derzeit weder für die Lehrer*innen noch für die Schüler*innen gut. Die Lehrer*innen müssten zu viele Stunden in der Woche unterrichten. Wenn sie weniger unterrichten würden, in kleineren Klassen, dann könnten sie zum Beispiel auch Fortbildungen besuchen und selbst Materialien entwickeln.

			Lehrer*innen bräuchten Anschauungsbeispiele, und das müsse einfach in der Grundausbildung, in der Lehrer*innenausbildung mitbedacht werden. Das sei zumindest sein Wunsch.

			Und das führt mich irgendwie auch wieder zu dem Punkt, den wir schon mit der Shell-Studie angesprochen haben. So einen Unterricht wünscht sich auch die Mehrheit der Schüler*innen.50 Ihr politisches Interesse steigt, auch darauf sollte man im Unterricht mit aktuellen Themen und der Auseinandersetzung mit dem, was sie privat erleben, reagieren. Schließlich ist die Schule der Ort, an dem wir alle zu einem großen Teil geprägt werden. Warum aber sprechen wir dennoch oft pauschalisierend von der »Jugend von heute« und schauen zu wenig auf die systemischen Strukturen? Das ist zumindest mein Eindruck.

			Ebenfalls Teil des Interviews war ein Gespräch zu Rassismus in unserer Gesellschaft und rassismuskritischer Bildung. Diese Aspekte werde ich im nächsten Kapitel noch ausführlich aufgreifen.

			Nun vertiefen wir aber zuerst noch das Thema Medienkompetenz. TikTok, Social Media als Unheilbringer für die Jugend. Ist es wirklich so, wie immer gesagt wird?

			Im Funnel

			AfD-Mann Maximilian Krah steigt aus seinem Auto, lächelt in die Runde, winkt, eine große Gruppe Jugendlicher hat auf ihn gewartet, er geht auf sie zu, sie machen gemeinsame Selfies. Ein Junge trägt die Deutschlandfahne wie ein Cape, lässt sich ein Autogramm geben. Er plaudert kurz mit ihnen. Geht weiter zu einer Wahlkampfveranstaltung im brandenburgischen Oranienburg.

			RTL interviewt ein paar dieser jungen Menschen: »Das, was er sagt, ist die pure Realität.« Oder: »Was die AfD in ihrem Wahlprogramm sagt, klingt für mich plausibel. Bildungssystem, die Sicherheit in Deutschland, das ist nicht mehr gegeben.«51

			Man kann Krah als eine Art Popstar bezeichnen, seine TikTok-Videos haben ihn dazu gemacht, ihm diese Reichweite verschafft, ihn zu einer prominenten Figur unter Jugendlichen werden lassen. Seine Botschaften, die er auf TikTok verbreitet, bleiben im Kopf. »Echte Männer sind rechts«.52 »Unsere Vorfahren waren keine Verbrecher«53 – um nur zwei bekannte Beispiele zu nennen. Dass diese Videos verfangen, ist kein Zufall, sondern durchdachte Strategie der AfD. Dahinter steckt nicht nur Maximilian Krah, sondern federführend ein Mann, der in der rechtsextremen Identitären Bewegung zu Hause ist und vom Brandenburger Verfassungsschutz als Rechtsextremist geführt wird: Erik Ahrens.

			Über ihn haben wir bereits auf den vorhergehenden Seiten berichtet. Er ist der Mann, der 2023 auf X vorgeschlagen hat, Frauen zur Abgabe von Eizellen zu verpflichten, um die Demografie zu stabilisieren.54

			Nur ist er nicht nur einer mit eigenen Fantasien, die er verbreiten will, sondern er hat einige der Videos von Krah mitverantwortet, die diesen über Nacht zum TikTok-Star haben werden lassen.

			Ahrens wurde laut Spiegel-Berichten durch diesen Coup zu einem TikTok-Berater der AfD und hielt auch im sogenannten Vorfeld Vorträge darüber. Zur Erinnerung, das »Vorfeld der AfD« bezeichnet das Netzwerk und die Unterstützer außerhalb der eigentlichen Parteistruktur, die der AfD ideologisch nahestehen oder sie aktiv unterstützen. Dazu gehören neurechte Medien, rechtsextreme Organisationen und Influencer, die versuchen, Ressentiments in der Gesellschaft zu verstärken und junge Menschen zu beeinflussen. Es ist auch eine Selbstbezeichnung.

			Im Herbst 2023 hielt Ahrens auf einer Veranstaltung des neurechten Verlegers Götz Kubitschek in Schnellroda (Sachsen-Anhalt) einen Workshop zum Thema »TikTok und rechts«.

			Auch hier sollten wir eine Schleife ziehen: Götz Kubitschek ist eine prominente Figur der Neuen Rechten in Deutschland, bekannt als Verleger und Ideengeber. Er ist Gründer des Instituts für Staatspolitik, das bis zu seiner Auflösung als Denkfabrik der Neuen Rechten fungierte.55 Kubitschek hat zahlreiche Bücher zu zentralen Themen konservativer und rechter Ideologie veröffentlicht. Er wird oft als Schlüsselfigur zwischen AfD und Identitärer Bewegung bezeichnet. Er hat eine besondere Beziehung zu Björn Höcke, sie teilen nicht nur gleiche Ansichten, sondern Kubitschek unterstützt Höcke auch in seinem Bestreben, die AfD als Plattform für die Neue Rechte zu etablieren.56

			Ahrens sagte in diesem Vortrag: »So wie man sich 1923 gefühlt haben muss, als man das Radio für sich entdeckt hat, so fühle ich mich, wenn ich auf meine TikTok-Accounts schaue.« Er verweist auf eine Statistik, nach der 55 % der TikTok-Nutzer*innen in Deutschland zwischen 14 und 19 Jahre alt sind und im Schnitt anderthalb Stunden täglich mit der App verbringen: »Das heißt, man hat eigentlich 90 Minuten am Tag ein Fenster in deren Gehirn, wo man reinschauen kann.«57

			Nach Recherchen des Recherchenetzwerks Correctiv war Ahrens auch bei dem Geheimtreffen in Potsdam im November 2023 dabei, bei dem es um die »Abschiebepläne« ging, und sprach dort von rechten Kanälen als Werbeplattform.58 Später schrieb er in einem Beitrag auf Kubitscheks Onlineblog über Krahs Popularität und wie er das mit der »Ökonomie der Aufmerksamkeit« geschafft habe. »Wir sehen an diesen Erfolgen, dass die alten Medien ihr Monopol auf die Aufmerksamkeit verloren haben. Umgekehrt kann man sich mit einfachen Mitteln selbst eine große Reichweite aufbauen, wodurch die Medien irgendwann gezwungen werden, über einen zu berichten.«59

			Wir sehen hier verschiedene Punkte, auf die ich eingehen möchte. Beginnen wir mit der Marketingstrategie. Die hat sich Ahrens nicht selbst ausgedacht, sondern dahinter steckt allgemeines Wissen, das auch jedes Start-up für sich nutzt. Schauen wir uns das genauer an.

			Kennt ihr den Ausdruck »im Funnel zu sein«? Wenn ihr aus der Marketingbranche kommt, habt ihr ihn vielleicht schon einmal gehört. Wenn mich Leute fragen, wie sie mehr Sichtbarkeit für sich, ihr Thema oder ihr Produkt in den Sozialen Medien schaffen könnten, dann ist der Funnel der absolute »place to be«. Man kann sich den Funnel wie einen Trichter vorstellen, der sich nach unten verjüngt, um darzustellen, wie potenzielle Kunden durch die verschiedenen Phasen eines Entscheidungsprozesses geführt werden, wie viele Menschen am Anfang damit in Berührung kommen und wie viele am Ende in der Verjüngung bleiben.60

			Lasst uns dies anhand eines Produktes durchspielen. Stellen wir uns kurz vor, wir entwerfen einen neuen Newsletter und möchten diesen unter die Leute bringen und Abonnent*innen gewinnen. Zuerst braucht man ein gewisses Bewusstsein am Eingang des Trichters. Manche werden auf den Newsletter aufmerksam und sehen – aha, das klingt interessant. Sie schauen sich das genauer an, lesen vielleicht mehrere Artikel. Dann überlegen sie, ob sie den kompletten Newsletter lesen wollen, wägen ab, und im letzten Schritt abonnieren sie ihn.

			Was kann man mit seinem Produkt auf TikTok noch machen? Man kann die Sichtbarkeit erhöhen, indem man Geld in die Hand nimmt, sich professionalisiert und den Algorithmus versteht. Inhalte, die geteilt werden können, die verbinden und im besten Fall dazu führen, dass andere mit neuen Videos ihre Meinung dazu sagen. Das kann Menschen binden und für den Newsletter begeistern. Et voilà – der Newsletter wird ein voller Erfolg.

			Dazu kommt ein zweiter wichtiger Punkt: die Aufmerksamkeitsökonomie. Aufmerksamkeit ist in der digitalen Welt zu einer knappen und begehrten Ressource geworden. In einer Zeit, in der unzählige Informationen, Inhalte und Plattformen um die Zeit und Aufmerksamkeit der Nutzer*innen konkurrieren, ist die Fähigkeit, Aufmerksamkeit zu gewinnen und zu halten, erfolgsentscheidend. Aufmerksamkeit kann ökonomisch genutzt werden, zum Beispiel in Form von Klicks, die wiederum zu Werbeeinnahmen oder größerer Reichweite führen.

			TikTok, ihr erinnert euch, funktioniert so: eine Plattform, die darauf ausgelegt ist, die Aufmerksamkeit der Nutzer*innen durch kurze, visuell ansprechende Videos immer wieder auf sich zu ziehen. Der Algorithmus von TikTok passt sich kontinuierlich den Vorlieben der Nutzer*innen an und empfiehlt Inhalte, die sie länger auf der Plattform halten. Dadurch ist TikTok in der Lage, große Mengen an Aufmerksamkeit zu binden.

			Das hat die AfD besser als jede andere Partei erkannt. Der Kommunikationsberater Johannes Hillje hat untersucht, wie aktiv die einzelnen Bundestagsfraktionen auf TikTok sind. Im Untersuchungszeitraum vom 10. März 2023 bis 10. März 2024 hatte die AfD durchschnittlich 458 195 Aufrufe pro Video, die SPD 72 358, dahinter die CDU mit 56 553, die FDP mit 38 510, die Linke mit 30 550 und die Grünen mit 23 984 Aufrufen. Eine einfache Rechnung – ein einzelnes Video der AfD-Fraktion wird im Durchschnitt doppelt so oft aufgerufen wie die Videos der Fraktionen von Union, SPD, Grünen, FDP und Linken zusammen. Auch bei der Zahl der Follower liegt die AfD im Oktober 2024 bei 480 000. Die anderen Parteien tummeln sich zusammen im unteren fünfstelligen Bereich. Lediglich die SPD sticht etwas heraus. Das BSW wurde in der Untersuchung noch nicht berücksichtigt, hier kann man aber sehen, dass Sahra Wagenknecht ca. 470 000 Follower hat und Maximilian Krah nur ca. 74 000 (Stand Ende November 2024). Das BSW – eine nicht zu unterschätzende Größe also in den Sozialen Medien? Das schauen wir uns später an und behalten die Frage im Hinterkopf.61

			Resümierend kann man festhalten, dass der Plan der AfD aufgegangen ist und sie die Plattform TikTok dominiert. Wie Ahrens bereits sagte, junge Leute verbringen dort viel Zeit, für sie ist es die Suchmaschine Nummer eins. Sie informieren sich auf TikTok statt bei der Tagesschau. Im deutschsprachigen Raum hat TikTok 20,9 Millionen Nutzer*innen.62 Jugendliche verbringen durchschnittlich 224 Minuten auf Social Media.63

			In einem Spiegel-Interview erzählte Erik Ahrens, dass er die geschnittenen Videos über die Messenger-App Telegram an seine »TikTok-Guerilla« schickt, die sich dann um die Verbreitung kümmere. Im Frühjahr 2024 schränkte TikTok die Reichweite von Krah ein, weil er gegen Flüchtlinge hetzte. So werden seine Videos nur noch seinen Followern angezeigt, und dagegen versucht Ahrens eine neue Taktik, eine »Guerilla«-Taktik, die von rechts beeinflusst und die so von jedem rechtsextremen Influencer übernommen werden kann.

			Der Spiegel schreibt: Er [Ahrens] könne »jeden Rechten, der nicht abgrundtief hässlich ist«, viral gehen lassen, »und wenn der dann zensiert wird, kommt die Guerilla«. Insofern sieht Ahrens seine Telegram-Gruppe auch als Investition in die eigene Zukunft: Die Gruppe soll eine Aufmerksamkeitsmaschine sein, die für jeden angeworfen werden kann – egal »ob das Maximilian Krah ist oder später mal Erik Ahrens selber«.64

			Kurz nach diesem Interview veröffentlichten im Oktober 2024 der britische Guardian, der Spiegel und der österreichische Standard eine Recherche, die ein internationales rassistisches Netzwerk aufdeckt. Mittendrin Erik Ahrens. Seine Vision ist es, »eines Tages in Deutschland zur Wahl anzutreten – in Trump-Manier«. Dafür sucht er international Geld. Er provoziert mehr, zeigt offen, was er von »genetischen Völkern« und »Rassenkunde« hält. Die AfD distanziert sich von ihm – der brandenburgische Verfassungsschutz findet das nicht sehr überzeugend.65

			Klingt das nach einer Propagandamaschine? Oder nach geschicktem zielgruppenorientiertem Marketing?

			Im Sommer 2024 kam der Film Führer und Verführer in die Kinos. Ein Blick in die Köpfe Hitlers und seines Propagandaministers Goebbels. Ein Zitat von Goebbels blieb mir dabei in Erinnerung: »Wir sind so wahrheitsgetreu, dass es uns nützlich ist. Propaganda ist eine Kunst wie die Malerei. Wir schaffen die Bilder, die bleiben.«66

			Die Anziehungskraft von Populismus und Algorithmus

			Ich dränge mich durch beeindruckende Menschenmengen auf der Frankfurter Buchmesse 2024. Es ist Samstag, der 19. Oktober, und jede Halle ist gefüllt mit Büchern und Menschen. Ersteres fast bis unter die Decke, Letzteres so sehr, dass man wirklich kontaktfreudig sein muss, so oft hat man einen Ellenbogen in der Seite. Da ich neben diesem Projekt drei Kinderbücher zusammen mit meiner Kollegin und Freundin Tina Ruthe über Politik geschrieben habe, ist die Buchmesse nicht nur spannend, um in neuen Büchern zu stöbern, sondern auch ein Arbeitstermin mit Signierstunde. Was ich hier aber auch noch vorhabe: ein Interview mit dem Kommunikationsberater Johannes Hillje. Mit ihm möchte ich über TikTok und dessen Anziehung auf junge Menschen sprechen.

			Johannes Hillje sitzt aber noch auf der Bühne und erzählt einem gespannten Publikum, wie BookTok gegen Populismus helfen könne. Unter dem Begriff BookTok findet man auf TikTok Buchrezensionen von Nutzer*innen, was zu einem wahren Trend geworden ist.

			Das Zelt ist gut gefüllt, manche stehen. Ich sichere mir im hinteren Bereich schnell ein Plätzchen und höre zu. Johannes hat bereits angefangen zu erzählen.

			»Die AfD hat die Plattform TikTok schnell strategisch genutzt, auch aus der Analyse heraus, dass sie bei Jungwähler*innen traditionell schlecht abschneidet. Dieses Problem haben sie erkannt und auf TikTok Strategien entwickelt, die funktioniert haben.«

			Er spricht über die Netzwerke der AfD – die Junge Alternative, die Identitäre Bewegung –, sie hätten bei der Multiplikation geholfen. Und: Die Abgeordneten der AfD halten im Bundestag Reden, die genau auf TikTok zugeschnitten sind, damit man sie direkt veröffentlichen kann. Wenn andere Abgeordnete fünf Minuten brauchen, um ihren Punkt zu machen – einen abgeschlossenen Sinnabschnitt vortragen –, schaffen die AfD-Politiker*innen das in 30 bis 60 Sekunden. Sie halten ihre Reden also für TikTok. Alles vorbereitet in einem Videostudio, das die AfD für ihre Bundestagsabgeordneten eingerichtet hat. Aus Sicht der Partei eine perfekte Verbindung zwischen Parlament und Plattform.

			Emotionalisierung, Provokation, Vereinfachung. Johannes Hillje meint, es gebe einen Magnetismus zwischen Populismus und Algorithmus. Man entscheidet in Bruchteilen von Sekunden, ob ein Video, das man sieht, interessant ist – das ist eine emotionale und keine reflektierte Entscheidung. Und das ist genau der Grund, warum Populismus so leicht verfängt. Die AfD, Krah zum Beispiel, hat das perfektioniert. Hillje erzählt von den Videos, die Krah zusammen mit Ahrens gemacht hat. Geschrieben von Jugendlichen, umgesetzt von Krah mit einem gewissen »Psycho-Effekt«: »Wenn Krah sagt, deine Mutter wird im Alter arm, dann schaue ich natürlich weiter. Ich will nicht, dass meine Mutter im Alter arm ist.«

			Ich fühle mich ertappt, denn auch ich reagiere beinahe jeden Tag auf diese Art von Videos – und zwar emotional.

			TikTok müsse als Türöffner zur jungen Zielgruppe verstanden werden, meint Johannes Hillje. Man könne dort mit den Jugendlichen über Politik ins Gespräch kommen, aber man dürfe es nicht dabei belassen. Man müsse sie auf andere politische Kanäle führen und für mehr politische Substanz sorgen. Als Beispiel nennt er ein Video der damaligen FDP-Spitzenkandidatin Marie-Agnes Strack-Zimmermann, die ein »Kartoffelranking« veröffentlicht hat: zehn Kartoffelgerichte und welches man am liebsten mag. Die Gnocchi landeten auf Platz 10 und gingen damit viral.67 Jetzt könne man denken: Was habe das mit Politik zu tun, sagt Johannes, aber die Leute würden sich das Video merken und sie am nächsten Tag auf Wahlplakaten wiedererkennen. Man erreicht also damit Menschen, die sich vorher vielleicht noch nicht für Politik interessiert haben.

			Wenn dann das Argument kommt, man könne dort in der kurzen Zeit keine politischen Inhalte vermitteln, dann verweist er auf den Marktplatz-Wahlkampf. Die Leute kämen auch nicht dorthin, um sich von einem Politiker einen Flyer in die Hand drücken zu lassen, sondern um einzukaufen. Nebenbei gebe ein paar Inhalte und eher selten eine längere Diskussion. Die Kommunikationssituation sei also ähnlich wie bei TikTok. Das leuchtet ein. Das Analoge, bloß im Digitalen.

			Miriam Fendt stellt eine Nachfrage zu den Wirkungsmechanismen von TikTok, ob es denn nicht auch gefährlich sei, dass wir durch Social Media darauf trainiert würden, immer kürzere und emotionalisierte Inhalte zu sehen. Pause. Und dann folgt ein Ja von Johannes Hillje. Die Zuschauenden lachen.

			Er glaubt, dass Aufmerksamkeitsspannen reduziert werden, auch wenn er hinzufügt, dass er kein Neurowissenschaftler sei. Er bleibt dabei: Social Media solle als politischer Snack, als Vorspeise gesehen werden. Die Hauptspeise seien dann längere Formate, wie zum Beispiel die Tagesschau. Wir müssten also parallel längere Inhalte haben. Es müssten Verbindungen geschaffen werden.

			Ein weiteres Thema ist für ihn die »Ohrwurmpolitik«. Die AfD und ihr Vorfeld versuchten, Einfluss im vorpolitischen Raum zu gewinnen – Literatur, Musik, Mode. Hier können politische Einstellungen geformt werden. Denken wir an das Partyvideo aus Sylt im Sommer 2024 oder auch an den Abschiebesong der Jungen Alternative in Brandenburg. Lieder, die rechtsextrem umgedichtet werden. Und die bleiben im Kopf. Für ihn eine Form von Metapolitik.

			Die Diskussion ist dann vorbei, die Anwesenden klatschen lange und laut, unterhalten sich über das Gesagte. Ich gehe nach vorn zur Bühne, winke Johannes zu, er kommt lächelnd herunter zu mir. »Hast du etwa schon zugehört?«, fragt er. Wir verlassen das Zelt auf der Suche nach einem stillen Ort und finden ihn in einer Messehalle, fernab vom Geschehen auf einem Sofa. Wir setzen uns, und ich beginne mit meinen Fragen.

			TikTok sei nicht die Ursache, sondern das Mittel zum Zweck. Das hat Johannes vor unserem Gespräch in einem Beitrag auf X geschrieben. Was meint er damit?

			Er lächelt und erklärt, dass er damit eine verkürzte Wahrnehmung beschrieben habe. Viele denken, dass Wahlverhalten etwas mit Sozialen Medien zu tun hat. »Als würde man auf Facebook wählen.« Dafür sei der Prozess der Wahlentscheidung viel zu komplex. Natürlich könne man davon ausgehen, dass die Informationen, die man über Social Media aufnehme, einen Einfluss hätten. Aber was viel stärker wirke, sei das soziale Umfeld. Die Eltern, die AfD gewählt hätten, der Freundeskreis, der über die AfD spreche. Die seien politisiert und sozialisiert worden in der Zeit, als die AfD schon da war – das sei auch wichtig zu wissen.

			Denn andersherum betrachtet müssten dann ja alle anderen Parteien einfach nur eine bestimmte Reichweite erreichen, um wiedergewählt zu werden. Johannes macht eine Pause. Das sei viel zu einfach gedacht. Er fügt hinzu, dass man damit nur einer inhaltlichen Auseinandersetzung ausweiche, die Stimmungsmache der AfD treffe gerade auf eine Stimmung unter jungen Menschen. Die Interessen junger Menschen kämen in der Politik kaum vor. Das sei das Problem – und darüber müssten wir reden. Erasmus, Deutschlandticket, das seien gute Projekte. Aber man habe schon den Eindruck, dass gerade bei der Jugend mehr gespart wird. Und wenn junge Menschen erst mal merkten, dass diese Demokratie ihnen auf den ersten Blick zu wenig bringt, dann könne das eine emotionale Distanzierung erzeugen. Völlig egal, ob berechtigt oder nicht.

			Das Gespräch kommt wieder auf den Umgang mit Social Media zurück. Ähnlich wie Karim Fereidooni meint auch Johannes: »Wir brauchen einen Algorithmusunterricht.« Algorithmus sei nicht nur ein Schlagwort, sondern als Mechanismus zentral für das Verständnis, wie Inhalte heute sortiert und priorisiert werden. Das heißt: Er entscheidet darüber, was wir sehen und was nicht. Wenn wir wollen, dass die nächste Generation Social Media durchdringt, dann gehört diese Wissensvermittlung in die Schulen. Die digitale Revolution, von der alle reden, darf nicht an den Lehrplänen vorbeigehen – hier liegt das Problem oft auf Länderebene, in der Bildungspolitik. Strukturelle Veränderungen sind notwendig.

			Die digitale Revolution in den Lehrplänen zu berücksichtigen, bedeutet nicht nur, digitale Themen aufzunehmen, sondern auch, die Lehrpläne selbst an die beschleunigte Digitalisierung anzupassen.

			Und ein wichtiger letzter Punkt von ihm lautet: Es sei falsch, die Verantwortung allein den Schulen und damit der Lehrerschaft zu übertragen. Auch ältere Menschen fielen leicht auf Fake News herein, zeigt er sich sicher. Deshalb sei Medienkompetenz eine Aufgabe für alle, und es brauche zum Beispiel auch Angebote für Unternehmen, damit sich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiterbilden könnten. Medienkompetenz ist demnach eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Es geht darum, digitale Mündigkeit zu schaffen.

			Die Pauschalisierungen mit Blick auf junge Menschen / junge Erwachsene führt also in die falsche Richtung.

			TikTok ist nur ein Mittel zum Zweck, nicht der Ursprung von etwas – eine Plattform, die politische Botschaften verstärkt und zugänglich macht. Aber welche Inhalte auf diesen Plattformen dominieren, ist kein Zufall. Wie Johannes Hillje in unserem Gespräch betonte, träfen die Strategien der AfD auf bestehende gesellschaftliche Stimmungen, die unter anderem von einem Gefühl des Abgehängtseins und einer wachsenden Distanz zur Politik geprägt seien. Diese emotionale Grundlage wird von der AfD gezielt genutzt, um Ängste zu schüren und Narrative zu etablieren, die tief in die gesellschaftliche Wahrnehmung eindringen.

			Eines dieser Narrative hat Deutschland im Januar 2024 beschäftigt: der sogenannte Geheimplan gegen Deutschland. Es war ein Ereignis, das die Normalisierung der menschenfeindlichen Politik der AfD in aller Deutlichkeit vor Augen führte. Die Correctiv-Recherche zeigte nicht nur auf, wie weit die Netzwerke der AfD reichen, sondern auch, welche konkreten politischen Ziele sie verfolgen könnten – insbesondere gegenüber Menschen mit Migrationshintergrund.68

			Und genau hier setzt die nächste Frage an: Warum wählen Menschen mit Migrationshintergrund trotz dieser menschenfeindlichen Politik die AfD?
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Mit Abschieben sind die anderen gemeint

			Am 10. Januar 2024 schrieb mir mein Kollege Daniel Bröckerhoff eine SMS: »Das geht heute viral«, mit dem Link zum Text des Recherchezentrums Correctiv – »Geheimplan gegen Deutschland«.1

			Ich öffnete die Recherche und las sie – konnte das wirklich wahr sein? Dass ich schockiert war, würde ich nicht sagen. Man hatte damit gerechnet, dass AfD-Funktionäre so etwas besprechen könnten – »Remigration« war auch schon vor der Correctiv-Recherche ein Begriff, den die AfD immer wieder gebrauchte. Ich denke da an Irmhild Boßdorf, wir haben bereits in einem vorigen Kapitel über sie gesprochen. Sie forderte auf der Europawahlversammlung der AfD 2023, als sie selbst als Europakandidatin nominiert wurde, die »millionenfache Remigration«.2 Und auch im Bundestagswahlprogramm von 2021 schreibt die AfD auf Seite 95 über »eine nationale und supranationale Remigrationsagenda«.3

			Nur ein solcher »Masterplan«, wie die Ideen aus dem Zusammentreffen von Rechtsextremen, AfD-Funktionären, Mitgliedern der Werteunion und der CDU sowie Unternehmern im November 2023 im Potsdamer Landhotel von Correctiv tituliert wurden, das war zumindest eine neue Wendung.4

			Die Zuspitzung von Correctiv als ganz eigenes Storytelling, als »Geheimplan«, hatte dazu geführt, dass am Abend des 10. Januar fast jede Person in meinem Umkreis davon erfahren hatte, ob sie politisch informiert war oder auch nicht.

			Viele wurden schlagartig aus ihrem Alltag herausgeholt, zumindest für einige Wochen, haben darüber nachgedacht, in welcher Welt sie hier gerade leben, wie wichtig die Demokratie ist und wie sich Personen, die von der Menschenfeindlichkeit der AfD konkret betroffen sind, in diesem Land fühlen müssen. Menschen mit Migrationshintergrund haben sich zu Wort gemeldet, ihre Ängste geteilt, und die deutsche Mehrheitsgesellschaft hat besser verstanden, was die AfD im Grunde in diesem Land vorhätte, wenn man sie denn lassen würde, wenn sie ausreichend Macht bekäme. Millionen von Menschen sind daraufhin von ihrem Sofa aufgestanden, um für die Demokratie auf Demonstrationen einzustehen. Es gab eine der größten Demonstrationswellen in der deutschen Geschichte.

			Was haben diese Demonstrationen und die Recherche in unserer Gesellschaft ausgelöst? Wie tief ist Rassismus in ihr verwurzelt? Wie geht es Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland mit einer erstarkenden rechtsextremen Kraft? Wie hat die AfD auf die Recherche reagiert, und wie steht Correctiv nach einigen Gerichtsprozessen wegen dieser Recherche heute da?

			Damit beschäftige ich mich in diesem Kapitel, um schlussendlich die Frage beantworten zu können, wie sich ein weiteres Paradox erklären lässt: Menschen mit Migrationshintergrund, die die AfD wählen oder sich gar in ihr engagieren.

			Denn eigentlich zeigte sich in den letzten Jahren ein anderes, aber klares Muster: Migrant*innen aus Osteuropa tendierten bei Wahlen zu konservativen Parteien wie der CDU und bevorzugten ein eher rechtes Spektrum. Im Gegensatz dazu entschieden sich türkeistämmige Wähler*innen überwiegend für die SPD und später zunehmend auch für die Grünen sowie die Linke. Dieses traditionelle Wahlverhalten hat sich jedoch in den vergangenen Jahren deutlich gewandelt.5

			Die AfD hat es sich zur Aufgabe gemacht, Menschen mit Mi-grationshintergrund für die Partei zu gewinnen. Nur warum? Und wie passt das alles zusammen?

			Um genau das ergründen zu können, beginnen wir mit einem weiteren Besuch am rechten Rand bei einer Person, der ich diese Fragen gestellt habe.

			Die AfD braucht Menschen mit Migrationshintergrund

			Es war nicht einfach, Interviewpartner*innen für dieses Kapitel zu finden. Ich kam das eine oder andere Mal mit Migrant*innen ins Gespräch, nur hörte ich öfter etwas gegen die AfD als für sie.

			Mit Blick auf die Statistik und auf Studien kann man sagen, dass meine Erfahrung vielleicht kein Einzelfall ist. In Deutschland haben laut Mediendienst Integration 17 % der Wahlberechtigten einen Migrationshintergrund (Stand Ende 2023). Das sind etwa neun Millionen Menschen. Bei den minderjährigen Wahlberechtigten zur Europawahl 2024 hatte von ihnen fast die Hälfte einen Migrationshintergrund.6

			Laut der Studie einer Forschungsgruppe der Universitäten Duisburg-Essen, Bamberg und Düsseldorf wählten 2021 zur Bundestagswahl 2 % der türkischstämmigen Wähler die AfD und 6 % der Russlanddeutschen. Für diese Zahlen wurden 1500 Personen in Duisburg befragt.7

			Die Zahl der Menschen, die derzeit nicht wählen dürfen, aber dauerhaft hier leben, liegt laut Zensus 2022 bei den Drittstaatsangehörigen, also Ausländer*innen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Landes besitzen, bei 6,3 Millionen, das sind 8,8 % der Bevölkerung in Deutschland. Nimmt man die nicht wahlberechtigten EU-Ausländer*innen in Deutschland dazu, kommen wir auf insgesamt 12,6 %.8

			Zur Erklärung: An deutschen Wahlen können nur deutsche Staatsbürger*innen im Wahlalter teilnehmen. Für EU-Ausländer*innen, die seit mindestens drei Monaten in Deutschland leben, gibt es Sonderregelungen: Sie dürfen an den Wahlen zum Europaparlament auf Bundesebene sowie an den Kommunalwahlen auf lokaler Ebene teilnehmen.9

			Wenn wir nun nach einer Person mit Migrationshintergrund suchen, die sich der AfD verbunden fühlt und sie überhaupt wählen darf, kann das auf den ersten Blick scheinen wie die sprichwörtliche Suche nach der Nadel im Heuhaufen. Ich habe sie jedoch gefunden: Menschen, die sich in der AfD engagieren und offen sagen, dass sie einen Migrationshintergrund haben. Und es war letztlich dann auch keine schwierige Sache, denn es gibt einen AfD-nahen Verein »Mit Migrationshintergrund für Deutschland e. V.«, der sich genau damit beschäftigt und öffentlich agiert.

			Gleichzeitig gab es dann zudem eine private Begegnung, die mir nachdrücklich in Erinnerung geblieben ist und die uns in diesem Kapitel weiterhelfen kann.

			Die Geschichte beginnt auf einem Marktplatz in einer mittelgroßen Stadt in Hessen:

			Es ist Freitag, kurz vorm Wochenende, um mich herum geschäftiges Treiben und kleine Marktstände. Es gibt nordhessische Spezialitäten, Obst und Gemüse, und ich sehe sogar eine mobile Kaffeebar und einen Stand mit Oliven und wundervoll aufgetürmten Frischkäsedips in allen Farben und Varianten. Ich hatte mich am Morgen in den Zug gesetzt mit dem Ziel, an diesem Tag mit einer passenden Person ins Gespräch zu kommen. Auf den ersten Blick mag das ungewöhnlich erscheinen, aber auf der Suche nach Begegnungen wollte ich vieles ausprobieren. Und so waren eben auch einige spontane Besuche in anderen Städten und kleineren Gemeinden dabei. Falls es nicht klappen sollte, dann hätte ich wenigstens ein paar schöne neue Gegenden kennengelernt. Ich schaute mich in den Städten meist nach belebten Orten um, dort, wo Menschen etwas mehr verweilen, nicht besonders in Eile sind und vielleicht auch Interesse an einem Gespräch haben.

			Im Unterschied zu meiner Reise anlässlich der Wahlen in Thüringen und Sachsen stand hier in Hessen keine politische Wahl an, die das Gesprächsthema etwas einfacher vorgegeben hätte. Was bedeutete, dass ich die Menschen unvorbereiteter mit meiner Frage ansprechen müsste und sie eventuell auch noch keine klare Meinung zum Thema hätten.

			Ich schlenderte also an den Ständen vorbei und hörte bei Gesprächen zu.

			Vor besagter Kaffeebar standen zwei Männer, die sich über Friedrich Merz unterhielten. Seit ungefähr einer Woche war klar, dass er der Kanzlerkandidat der Union für die Bundestagswahlen 2025 sein würde. Was zu diesem Zeitpunkt noch nicht absehbar war: dass bald Neuwahlen anstehen würden, da die Ampelregierung zerbrach – für unsere Situation spielt das aber keine große Rolle.

			»Der ist doch gut der Typ. Der will auch die ganzen Flüchtlinge abschieben«, meint einer der beiden.

			Ich stelle mich für einen Kaffee in die Schlange, die beiden setzen sich an einen kleinen Tisch direkt daneben. Ich blicke zu ihnen rüber und mische mich ein: »Na ja, die CDU denkt über eine härtere Migrationspolitik nach und es soll abgeschoben werden, das kann theoretisch nur Menschen ohne rechtlichen Anspruch auf Asyl und Straftäter betreffen.« Vereinfacht dargestellt, aber ein Anfang in dieser Situation, denke ich.

			Zugegeben, ich komme mir selbst etwas penetrant vor, aber ich will ja ins Gespräch kommen. Für mich als Ostwestfälin ist es immer wieder eine Überwindung, fremde Menschen in ungewohnten Situationen anzusprechen. Den beiden Männern scheint es ähnlich zu gehen, denn sie schauen mich nur verdutzt an. Ich nehme meinen Cappuccino to go über den Tresen entgegen, entschuldige mich, als eine Antwort der beiden weiter ausbleibt, für meine Einmischung und erzähle ihnen, dass ich Journalistin bin und für mein neues Buch über die AfD mit Menschen sprechen möchte. Deswegen würde ich an jeder Ecke auch immer ganz genau hinhören.

			Sie schauen mich weiterhin stumm an. Da denke ich mir: schnell raus aus der Situation und weiter, bevor es noch unangenehmer wird.

			Als ich mich umdrehe, sagt jedoch einer der beiden, derjenige, der den Satz über Abschiebungen verlauten ließ: »Also ich habe die AfD bei der Europawahl gewählt.« Ich bleibe in meiner Bewegung stehen, drehe mich um und frage ihn sofort, ob er mit mir darüber reden wolle. Ich habe das drängende Gefühl, mich direkt an den kleinen Tisch zu setzen, aber halte mich zurück.

			Er nickt. Und dann setze ich mich doch. Sein Freund verschränkt die Arme, schüttelt den Kopf. Er blickt in seine leere Kaffeetasse, steht auf und verabschiedet sich, er wolle damit nichts zu tun haben, er würde »die Rassisten« niemals wählen und seinem Freund müsse man mal den Kopf waschen. Dann umarmen sich die beiden und sagen, dass sie sich beim Fußballtraining sehen würden, am nächsten Tag. Ich beobachte weiter und lächle mein Gegenüber an. Nennen wir ihn Cem.

			Cem ist nach meiner Schätzung Anfang 40, trägt eine schwarze Lederjacke, blaue Jeans und weiße Sneaker. Ein Bein ist über das andere geschlagen, er hat einen schwarzen dünnen Schnäuzer und freundliche Augen.

			Ich frage ihn nach seinem Freund, er winkt ab. Sie würden sich von klein auf kennen, seien in Wohnungen nebeneinander aufgewachsen, ihre Eltern würden beide aus der Türkei kommen, und sie stritten sich manchmal – aber »kein Stress«.

			Ich nippe an meinem Cappuccino, frage, ob er zehn Minuten Zeit habe für ein Gespräch, und erzähle ihm mehr von meinem Projekt. Und auch von diesem Kapitel und meiner Schere dazu im Kopf.

			Er zuckt mit den Schultern. Er sei stolzer Türke, aber eben auch Deutscher. Auf Nachfrage erzählt er, dass er allein die deutsche Staatsbürgerschaft besitzt. Seine Eltern seien damals nach Deutschland gekommen, hätten sich »den Arsch aufgerissen«, damit für ihn und seine Geschwister Mittagessen auf dem Tisch stehe, und sie hätten eben was geleistet, um dazuzugehören.

			»Und alle, die jetzt gerade kommen? Die ziehen uns doch durch den Dreck. Können sich nicht benehmen, begehen Straftaten, machen Frauen hier an und sitzen uns auf der Tasche.« Er habe nie Geld vom Staat bekommen, sich alles selbst erarbeitet. Zur Europawahl habe er die AfD gewählt, weil Maximilian Krah einer sei, der endlich mal die Wahrheit sage. Vor allem sei Krah es ja auch gewesen, der gemeint habe, dass Türken die AfD wählen sollten.

			Cem hat recht, denn Krah veröffentlichte vor der Bundestagswahl ein Video, in dem er sagte: »Türken in Deutschland sollten AfD wählen. Türken in Deutschland sollten eine Partei wählen, die nicht will, dass ihre Kinder in der Schule umgedreht werden. Sie sollten eine Partei wählen, die dafür sorgt, dass man Vater und Mutter ehrt.«10

			Ich frage nach, ob er die AfD noch mal wählen würde, weil ich ja gehört hatte, was er über die CDU sagte. Die seien sich ja gar nicht so unähnlich, meint Cem daraufhin. Es gehe ihm im Prinzip darum, dass alle gleichbehandelt werden sollten. Er und seine Eltern hätten hart für alles gearbeitet, und er sehe jetzt, dass viele ins Land strömen, nichts in die Sozialsysteme einzahlen und dann alles hier bekommen. Wenn Merz das weiter auch als Problem darstelle, dann könne er auch ihn wählen. Aber sonst sehe er sich bei der AfD.

			Ich frage ihn, was seine Eltern dazu sagen würden. Oder ob sein Freund der Einzige sei, der ihn nicht verstehe. Er lacht auf. Seine Eltern wählten nicht – er ließ offen, ob sie die türkische oder deutsche Staatsbürgerschaft besitzen oder eben beide. Der Rest seiner Familie wähle Erdoğan in der Türkei.

			Dazu als Hintergrundinformation: In Deutschland leben rund 1,5 Millionen wahlberechtigte Türk*innen, die durch ihre Stimme aktiv Einfluss auf die politischen Resultate in der Türkei nehmen. Bemerkenswert ist dabei das Ergebnis der Wahl 2023: Hätten allein die Stimmen aus Deutschland gezählt, wäre Erdoğan bereits aus der ersten Wahlrunde mit einer überwältigenden Mehrheit von 65 % als Sieger hervorgegangen.11 Damals sagte der Grünen-Politiker und Landwirtschaftsminister der Ampelregierung Cem Özdemir in einem Interview in der Kölnischen Rundschau, der Wahlerfolg Erdoğans lasse sich darauf zurückführen, dass er vielen Türk*innen ein neues Selbstbewusstsein vermittele. Erdoğan habe das Gefühl geschaffen: »Wir sind wieder wer!« Nach einer langen Phase, in der die Türkei als »kranker Mann am Bosporus« gegolten habe und vor allem durch wirtschaftliche Probleme aufgefallen sei, sei es ihm gelungen, das Land zu stabilisieren und eine Aufbruchstimmung zu erzeugen. Doch nicht nur in der Türkei, sondern auch in der deutschen Politik gebe es Versäumnisse. Zu lange sei den Menschen hier das Gefühl vermittelt worden, dass sie nicht wirklich dazugehören.12

			Ein Aspekt, der auch in der Auseinandersetzung mit der AfD wichtig sein könnte. Vor allem im Hinblick darauf, dass Krah in einem weiteren Video sagt: »Präsident Erdoğan ist nicht dein Feind.«13 Als würde sich Erdoğan um die Interessen der Menschen hier kümmern und die deutsche Politik eben nicht. Und als würde sich das mit der AfD ändern. Es ist das gleiche simple Spiel, das die AfD immer spielt: Ihr werdet nicht gesehen, und wir machen euch wieder sichtbar und geben euch eure Identität und euren Wert zurück. Jedenfalls vermeintlich.

			Doch zurück zu unserem Gespräch: Cem versteht das Argument mit dem Migrationshintergrund nicht. Warum solle er deswegen die AfD nicht wählen können? Die Partei habe nichts gegen ihn. Sie sei eben auch gegen den Islamismus und gegen die Leute, die hier »ihr Leben lang auf der faulen Haut liegen«. Er spricht über Menschen aus Afghanistan und Syrien, die sich nicht benehmen würden, und glaubt, dass die AfD die Ordnung wiederherstellen wird. Es könne nicht jeder ins Land kommen.

			Ich frage ihn, ob er glaube, dass die AfD unterscheide bei Menschen mit Migrationshintergrund. Er lacht auf und ruft: »Na klar! Ich bin ja fast deutscher als die Deutschen.«

			Dann zitiert er den AfD-Chef Tino Chrupalla, der Ende März 2024 sagte: »Auch diese Menschen mit Migrationshintergrund gehören zu Deutschland. Sie gehören auch zu unserer Partei. Wir können nur gemeinsam Wahlen gewinnen.«

			Cem sagt: »Es macht doch einen Unterschied, dass ich quasi Deutscher bin, hier von Geburt an lebe, hier arbeite, und auch meine Eltern haben so viel für Deutschland gegeben. Wir wollen etwas zurückbekommen und geachtet werden. Wir gehören dazu. Es geht dabei auch um unsere Arbeitsplätze und Wohnungen. Die lassen wir uns nicht von den Neuen wegnehmen.«

			Auch diese Aussage erinnert mich an eine weitere Passage aus einem TikTok-Video von Maximilian Krah: »Wem nehmen sie denn die Wohnung und die Arbeitsplätze weg?«14

			Gibt es für Cem also die Unterscheidung? Zwischen Menschen, die so integriert sind wie er, und solchen, die es vermeintlich noch nicht sind?

			»Ich habe keine Lust, dass dieses Land vor die Hunde geht, weil wir hier eine neue Gesellschaft mit Flüchtlingen aufbauen. Dann ist es hier nicht besser als in Syrien oder Afghanistan. Ich will mein Leben hier einfach normal leben können. Ohne dass wer denkt, ich sei auch ein Messerstecher …«

			In diesem Gespräch passiert so viel auf einmal. Und ich kann an dieser Stelle nur Vermutungen aussprechen: Ist es die Angst vor Verlust des eigenen Status? Ist es ein Gefühl von Ungerechtigkeit, fußend auf dem Gedanken, dass er viel für seine Integration tun musste? Ist es die Angst, mehr Rassismus zu erfahren? Oder ist es schlichtweg eigener Rassismus gegen andere Menschen mit Migrationshintergrund? Vielleicht ist es ja auch eine Mischung aus verschiedenen Gesichtspunkten.

			Ich erinnere mich, dass die Migrationsforscherin Naika Foroutan, Professorin in Berlin, in einem WDR-Interview Anfang Januar 2024 sagte: »Die AfD braucht Menschen mit Migrationshintergrund.« Sie brauche neues Wähler*innenpotenzial, um Prozentpunkte dazuzugewinnen. Bei Nichtwähler*innen und Wechselwähler*innen habe die AfD bereits einen großen Zuwachs verzeichnen können. Naika Foroutan sagt, dass dieses Potenzial Anfang Januar 2024 mit 23 % in den Umfragen schon relativ ausgeschöpft zu sein scheint. Und die AfD sich deshalb überlegen müsse, wie sie weiterwachsen könne. Eine Volkspartei mit 30 % zu werden, dafür brauche sie mehr Wähler*innen. Sie müsse also bei Gruppen fischen, die auf den ersten Blick vielleicht gar nicht in ihr Profil passten.

			Und so kämen Migrant*innen ins Spiel. Eine Wähler*innengruppe, die mit den Themen der AfD ansprechbar sei, wenn man den Rassismus gegen sie selbst eben ausklammere. Und genau diese Strategie konnte man gerade vor der Europawahl und auch vor den Landtagswahlen 2024 sehen. Denken wir an die Videos von Krah oder auch an das Zitat von Tino Chrupalla.

			Die AfD setzt nach Foroutan auf Konkurrenz und Abgrenzung. Es gehe um die zweite und dritte Generation von Eingewanderten, die mit der Ankunft der Geflüchteten 2015 zum Beispiel das Gefühl gehabt haben könnten, dass es einen Diskurswechsel gibt und sie, die schon mehrere Generationen hier sind, wieder als Ausländer deklariert werden. Naika Foroutan nennt dies das »Power-Spiel von gutem Migranten gegen schlechten Migranten«.

			Weiter meint sie, man müsse aber auch in Betracht ziehen, dass sich manche angesichts der eigenen chauvinistischen Denkweise der AfD-Rhetorik eher verbunden fühlen könnten – denkt man an Antifeminismus, Nationalismus, das Eintreten gegen Queer- und Genderpolitik. Und gleichzeitig müsse man auch darüber nachdenken, dass es gegenwärtig einen Assimilationsdruck gebe. Die AfD sage – dabei bezieht sie sich anscheinend auf die Correctiv-Recherche –, die schlecht Assimilierten müssten gehen. Und man könne dem vermeintlich entgegenwirken, indem man sich als einer der ihren, als AfD-kompatibel verkaufe. Nach dem Motto: »Wenn wir genauso sprechen wie die, dann werden die uns schon nicht ausweisen.«

			Foroutan wird in dem Interview gefragt, ob ihr das alles Sorge bereite. Sie führt dazu aus, dass sie bei der Bundestagswahl 2025 mit einem gesamten Wähler*innenpotenzial von 15 % bei Menschen mit Migrationshintergrund rechnet. Was nicht bedeute, dass alle von diesen 15 % die AfD wählen werden, sondern nur, dass die Möglichkeit besteht, dass sich ein großer Teil für sie entscheiden könnte. Was sie damit aber gleichzeitig auch sagt, das ist, dass Migrant*innen die nächsten Wahlen rund um die AfD bedeutend beeinflussen könnten.15 All das passt für mich zu den Gedanken von Cem.

			Er muss nun los, noch etwas Gemüse und Obst für seine Eltern einkaufen. Ich begleite ihn ein Stück über den Wochenmarkt und frage ihn, ob er manchmal ganz still und heimlich nicht doch darüber nachdenke, was wäre, wenn er sich irre und die AfD alle Menschen mit Migrationshintergrund über einen Kamm schere.

			Er sagt: »Ich glaube, dass es fast eher die anderen Parteien sind, die mich nicht sehen. Die haben sich doch jahrelang nicht um mich geschert. Die AfD hört mir zu. Warum sollten sie um mich werben, nur um mich später rauszuschmeißen?«

			Und die Correctiv-Recherche? Ja, er habe einige Bekannte, die danach Angst gehabt hätten, aber »komm, das ist doch wie aus einem schlechten Film – alles Quatsch«.

			Ich bedanke mich bei ihm, er gibt mir noch einen Tipp, wo man hier gut mittagessen gehen kann, und wir verabschieden uns. Ich schaue ihm lange hinterher und frage mich, wie es ihm wohl gehen wird, wenn seine Hoffnungen in die AfD nicht aufgehen.

			Und ein weiterer Gedanke bleibt hängen: Die Correctiv-Recherche – »alles Quatsch«? Es ist Zeit, dass wir uns den »Geheimplan gegen Deutschland« näher anschauen, auch um unser Paradoxon besser verstehen zu können.

			Geheimplan gegen Deutschland

			Nach Angaben des Recherchezentrums Correctiv trafen sich am 25. November 2023 gut zwei Dutzend Personen zu einem Geheimtreffen im Landhaus Adlon bei Potsdam. Ich beziehe mich in den weiteren Ausführungen auf die Angaben in der Recherche:16

			Eingeladen hätten unter anderem Gernot Mörig, ein langjähriges Mitglied der rechten Szene, und Hans-Christian Limmer, ein Investor im Gastronomiebereich, der selbst nicht anwesend gewesen sei und sich später von dem Treffen distanzierte. Voraussetzung für die Teilnahme war eine empfohlene Spende von 5000 Euro – Geld, das zur Förderung rechtsextremer Projekte verwendet werden sollte.

			Anwesend waren unter anderem Martin Sellner, ein prominenter Vertreter der rechtsextremen Identitären Bewegung, ein Referent der AfD-Politikerin Alice Weidel, andere Vertreter der AfD, Mitglieder der Werteunion und der CDU, Neonazis und finanzstarke Unternehmer. Ziel des Treffens sei letztlich die Entwicklung eines Plans zur massenweisen Abschiebung und Verdrängung von Menschen aus Deutschland gewesen.

			Correctiv schreibt: »Was dort an diesem Wochenende entworfen wird, ist ein Angriff auf die Existenz von Menschen. Und es ist nicht weniger als ein Angriff auf die Verfassung der Bundesrepublik.«17

			Die Geheimhaltung des Treffens wurde durch verschlüsselte Kommunikation und nur über Briefe gewahrt, doch Recherchen von Correctiv und Greenpeace brachten Details ans Licht. Correctiv setzte Undercoverjournalisten ein, die verdeckt filmten und Dokumente sammelten. Sie rekonstruierten in ihrem Text die Vorgänge im Potsdamer Landhotel als eine Art Schauspiel:

			Sellner eröffnete die Veranstaltung und stellte die »Remigration« als zentrales Thema vor. Nach einer Erklärung der Bundeszentrale für politische Bildung bedeutet das Wort »Remigration« die Rückkehr von Migrant*innen in ihr Herkunftsland. Der Begriff wird von rechtsextremen Kräften genutzt und in der Vergangenheit insoweit von ihnen umgedeutet, dass er die massenhafte Ausweisung von Menschen mit Migrationshintergrund meint.18 Dieser Begriff ist ein Beispiel dafür, wie unter anderem auch die AfD versucht, unter dem Deckmantel vermeintlich wissenschaftlicher Begriffe Rassismen salonfähig zu machen. Aus diesem Grund versuche ich, den Begriff nur zu benutzen, wenn es für den Kontext notwendig erscheint.

			Zurück zur Recherche.

			Geplant sei ein »Musterstaat« in Nordafrika als Ziel für Abschiebungen und Verdrängungen. Dabei hat Sellner drei Gruppen im Sinn: Asylbewerber*innen, Ausländer*innen mit Bleiberecht und »nicht assimilierte Staatsbürger«. Die letztgenannte Gruppe stelle laut ihm das größte Problem dar. Auf sie müsse man Druck ausüben, einen »hohen Anpassungsdruck« über, wie er laut Correctiv sagte, »maßgeschneiderte Gesetze«. Diese Menschen aus Deutschland zu verdrängen, sei »ein Jahrzehnteprojekt«.

			Seine Strategie, um diesen Plan in die Tat umzusetzen: Er liefere die Idee, und die anwesenden AfD-Mitglieder trügen sie in die Partei. Im Hintergrund kümmerten sich andere um die Vernetzung mit Vermögenden, Mittelständlern und bürgerlichen Kreisen.

			Aus der Idee solle eine politische Strategie werden. Nach Sellner brauche es dazu »metapolitische, vorpolitische Macht«, die man aufbauen müsse. Wie? Indem man das »Meinungsklima« durch Lautsprecher*innen ändere und Geld in die Hand nehme – für Influencer-Projekte, Propaganda, Aktionsbewegungen, universitäre Projekte – der Aufbau einer rechtsextremistischen Gegenöffentlichkeit. Sein wichtigster Punkt: die Schwächung der Demokratie. Wahlen anzweifeln, Meinungen zurückdrängen, Verfassungsgericht diskreditieren und öffentlich-rechtliche Medien bekämpfen.

			Einige AfD-Vertreter fühlten sich durch das Treffen bestätigt. AfD-Abgeordnete wie Gerrit Huy unterstützten das Ziel der Abschiebepläne, und Ulrich Siegmund, AfD-Fraktionsvorsitzender in Sachsen-Anhalt, meinte, Sachsen-Anhalt könne den Plan umsetzen, indem es unattraktive Bedingungen für Migranten schaffe. Gleichzeitig sammelten die Anwesenden Geld für den Ausbau rechter Netzwerke, um politischen Einfluss zu gewinnen und die Demokratie zu destabilisieren.

			Die Enthüllungen zum Treffen am 10. Januar lösten heftige Reaktionen aus: Alice Weidel trennte sich von ihrem Referenten.19

			Die CDU leitete ein Ausschlussverfahren gegen das CDU-Mitglied Wilhelm Wilderink ein.20 Silke Schröder trat als Vorstandsmitglied des Vereins Deutsche Sprache zurück.21

			Parallel dazu forderte eine Bürgerinitiative mit über 800 000 Unterschriften ein mögliches Verbotsverfahren gegen rechtsextreme Gruppen.22 Auch die Berlinale reagierte und lud fünf AfD-Politiker*innen wieder aus.23

			Es kam zu einer der größten Demonstrationswellen gegen Rechtsextremismus in Deutschland, die Bundeskanzler Olaf Scholz als ein »starkes Zeichen« für Demokratie und das Grundgesetz bezeichnete.24

			Fast vier Millionen Menschen haben bis Ende Februar 2024 gegen Rechtsextremismus demonstriert. Die taz rechnete die Zahlen der Demonstrationen zwischen dem 12. Januar und dem 25. Februar 2024 zusammen und kam auf 1250 Veranstaltungen.25 Erwähnt werden muss an dieser Stelle aber auch, dass die Demos oftmals den Titel »gegen rechts« trugen. Was einige Politiker*innen aus der Union davon abhielt, ein Teil davon sein zu wollen.26 Besser und richtig wäre der Name »gegen Rechtsextremismus« gewesen.

			Im Nachgang war es spannend, die Reaktionen in der AfD auf die Veröffentlichung zu beobachten. Viele AfD-Abgeordnete und auch die AfD-Bundestagsfraktion nahmen Stellung und teilten in den Sozialen Medien Bilder mit dem Schriftzug »Remigration«.27

			Auf Anfrage von ZDF heute antwortete ein Sprecher von Parteichefin Alice Weidel: »Die AfD wird ihre Haltung zur Einwanderungspolitik, die im Parteiprogramm nachzulesen ist und die vollständig im Einklang mit dem Grundgesetz steht, nicht abändern.«28

			Und der damalige sozialpolitische Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion René Springer schrieb auf X: »Wir werden Ausländer in ihre Heimat zurückführen. Millionenfach. Das ist kein #Geheimplan. Das ist ein Versprechen.«29

			Die AfD selbst stufte Correctiv als unglaubwürdig ein.30 Das Recherchenetzwerk selbst schreibt dazu, dass immer wieder behauptet wird, es habe gelogen.31

			Gespeist wurde diese Darstellung dadurch, dass das ZDF und weitere Medien im Zusammenhang mit der Recherche nicht über »Deportation« sprechen durften und diese Passage streichen mussten. Hintergrund: Am 10. Januar 2024 berichtete das ZDF heute Journal über den Geheimplan. In der Anmoderation wurde davon gesprochen, dass laut Correctiv-Bericht »die Deportation von Millionen Menschen, auch solcher mit deutscher Staatsbürgerschaft« geplant sei. Im Beitrag dazu hieß es außerdem, dass es bei dem Treffen auch um die Idee von Abschiebungen von Menschen mit deutschem Pass gegangen sei. Der Staatsrechtler Ulrich Vosgerau, Teilnehmer des Treffens, sagte, dass beide Behauptungen nicht stimmen. Da sich das ZDF weigerte, eine strafbewehrte Unterlassungserklärung abzugeben, kam der Fall vor das Landesgericht Hamburg. Das Landesgericht entschied, dass der durchschnittliche Rezipient der Äußerung des ZDFs entnimmt, dass es im Rahmen des »Masterplans« auch um die Deportation von Menschen mit deutschem Pass geht. Der NDR tätigte ebenfalls solche Aussagen und verlor vor Gericht.32

			Correctiv musste nach eigenen Angaben an seiner Berichterstattung im Kern allerdings nichts ändern. Man distanzierte sich dennoch selbst vom Wort »Deportation«.33

			An dieser Stelle kann man kritisieren, dass Correctiv das Wort »Deportation« bei einer vorläufigen Beschreibung eines Buches im Correctiv-Verlag benutzte. Dies wurde im Nachhinein geändert. Auch ist die Art und Weise der Erzählung bei aller Dramatik des Inhalts für manche zu dramatisch gehalten. Ein Text wie ein Theaterstück – und er wird so auch für szenische Lesungen in Theaterhäusern genutzt. Und auch die Kritik, dass im Text, um ein ganz bestimmtes Narrativ zu insinuieren, der Umstand Erwähnung fand, dass der Ort der Wannseekonferenz nur acht Kilometer entfernt sei, kann valide sein. Denn ist die sachliche Berichterstattung an sich nicht schon dramatisch genug? Wie viel Storytelling braucht eine Recherche, wo ist die Grenze? Eine Grenze, die jede*r anders versteht. Und demnach auch anders kritisiert.

			Doch zwei Fakten sollten an dieser Stelle erwähnt werden:

			Ulrich Vosgerau, der in diesem Zusammenhang hauptsächlich gegen Correctiv vorging, war selbst bei dem Treffen in Potsdam dabei. Der Tagesspiegel zitiert ihn dabei wie folgt: »Ich hatte gehört, dass der Martin Sellner persönlich ein angenehmer Typ sein soll, der nicht fanatisch wirkt. Also habe ich gerne die Gelegenheit wahrgenommen, ihn persönlich kennenzulernen.«34 Vertreten von Rechtsanwalt Carsten Brennecke aus der Anwaltskanzlei Höcker ging Vosgerau gegen Details des Berichts, die ihn persönlich betrafen, vor und unterlag vor dem Oberlandesgericht in Hamburg. Es ging in diesen Gerichtsurteilen allerdings nicht um die zentralen Fragen aus dem Bericht.35

			beck-aktuell schrieb in einer Erklärung vom 28. Oktober 2024, dass sich die Vereinigung deutscher Staatsrechtler von Vosgerau aufgrund seiner Nähe zur AfD distanziert. Es heißt: »Wir distanzieren uns davon, dass ein Mitglied der Staatsrechtslehrervereinigung seine Expertise jenen Kräften zur Verfügung stellt, die dieses Wissen dazu nutzen, die freiheitlich-demokratische Verfassungsordnung im rechtsextremen Sinne zu unterminieren.«36

			Und zweitens: Die Berichterstattung von Correctiv wurde inhaltlich, wie bereits erwähnt, nicht verändert.

			Vor Gericht konnte Correctiv zudem folgende Erfolge erzielen: Das Landgericht Hamburg hat erstens eine einstweilige Verfügung erlassen, die Björn Höcke untersagt, weiterhin zu behaupten, Correctiv habe eine »Deportationslüge« verbreitet, die »von den etablierten Medien begierig aufgenommen« worden sei.

			Das Gericht hat zweitens festgestellt, dass die Aussage des AfD-Abgeordneten Bernd Baumann, Correctiv »musste vor Gericht […] zurücknehmen. Sie behaupten nicht, dass irgendwie, dass Deportation, darüber geredet worden sei oder die Abschiebung deutscher Staatsbürger. Das war hohl durch und durch und durch«, falsch ist, da Correctiv vor Gericht nichts zurücknehmen musste.

			Drittens siegte Correctiv auch gegen AfD-Mann Jörg Urban, der mit seiner Aussage, es sei »gerichtsfest nachgewiesen, es wurde gelogen von Correctiv, die Deportationen, die da ins Spiel gebracht wurden, sind weder angedacht noch angesprochen worden«, gelogen hatte, was durch das Landgericht Dresden bestätigt wurde.37

			Die Erzählung, dass Correctiv gelogen oder die Recherche vor Gericht keinen Bestand hat, hält sich dennoch hartnäckig. In einem Gespräch mit der Spiegel-Journalistin Ann-Katrin Müller diskutierte ich genau über diesen Punkt. Sie sagte zu mir, es sei wichtig zu sehen, wer auf dem Treffen in Potsdam gesprochen habe. Martin Sellner habe in einem Text auf X im Oktober 2024 bestätigt, was er in Potsdam gesagt habe. Der Blog Volksverpetzer veröffentlichte diesen Screenshot, in dem Sellner schrieb: »Schweden setzt meinen Remigrationsvorschlag um! Die Regierung plant, ihre Politik der Remigration auch auf nichtassimilierte Staatsbürger auszuweiten. Wie von mir in Potsdam und in meinem Buch vorgeschlagen, sollen sie finanzielle Anreize zur Ausreise bekommen.«38

			Sellner spricht in seinem Text nun von »finanziellen Anreizen« und nicht von »Anpassungsdruck«. Doch es bleibt, dass auch nicht assimilierte Staatsbürger nicht »willkommen« sind und verdrängt werden sollen.

			Und ein weiterer Punkt: Ende November 2024 beschloss die AfD in Bayern auf ihrem Landesparteitag eine »bayerische Resolution für Remigration« und spricht sich in dieser für die massenhafte Rückkehr von Ausländern in ihre Herkunftsländer aus. Asylsuchende sollen Deutschland nicht mehr betreten dürfen – »Schutz vor Krieg und Verfolgung wird völkerrechtskonform gewährt, aber nicht mehr auf deutschem oder europäischem Territorium für außereuropäische Schutzsuchende. Der Freistaat drängt darauf, dass Bundesregierung und EU Schutz- und Entwicklungszonen außerhalb Europas einrichten.«

			Und dann dieser Satz: »Personengruppen mit schwach ausgeprägter Integrationsfähigkeit und -willigkeit sollen mittels obligatorischer Rückkehrprogramme in ihre Heimat rückgeführt und bei der dortigen Reintegration in ihre Herkunftsgesellschaft sowie beim (Wieder-)Aufbau ihrer Heimat unterstützt werden.«

			Die AfD Bayern normalisiert hier nicht nur weiter den Begriff »Remigration«, sondern nennt offen das verfassungsfeindliche Ziel der »umfassenden Remigration im Millionenbereich«. Dabei geht sie sogar noch einen Schritt weiter und fordert, es »müssen grundgesetzkonforme Wege geschaffen werden, eine bereits zuerkannte deutsche Staatsbürgerschaft einfacher wieder abzuerkennen«.39

			Wie hat die Correctiv-Recherche Deutschland jetzt also verändert?

			»Natürlich hat niemand damit gerechnet, wie wichtig diese Recherche am Ende sein würde. Es ist ein bisschen so, als würdest du einen Low-Budget-Film herausbringen, wie damals ›Blair Witch Project‹. Mit ziemlich wenig Geld ist da was viral gegangen.« Vor mir sitzt digital Anette Dowideit, die stellvertretende Chefredakteurin von Correctiv, und lächelt mich vom Bildschirm meines Laptops aus an. Ich habe ihr kurzerhand eine Mail geschrieben, ob sie nicht ein paar Minuten Zeit habe, um meine Fragen zu beantworten. Sie hatte Zeit, und besagte Antwort war ihr erstes Beispiel, was ich sehr gut nachvollziehen konnte. Dieser günstig produzierte Film wurde damals auf jedem Kindergeburtstag gezeigt, sozusagen als Mutprobe, und ich habe heute noch schlimme Erinnerungen daran.

			Correctiv habe mit Aufmerksamkeit gerechnet, dass es vielleicht in die Tagesschau kommt, aber nicht in diesem Ausmaß. Was sie als kleine Redaktion letztlich auch überrollt habe, sagt Anette mir – im Positiven wie im Negativen.

			Ich spreche mit ihr noch darüber, wie sich die Migrationsdebatte in Deutschland seitdem verändert habe. Sie meint, es habe vor allem die Wahrnehmung der AfD beeinflusst. Viele Menschen hätten sich nach den Demonstrationen weiter in Demokratieprojekten engagiert. Natürlich sei die AfD immer noch stark, aber man wisse auch nicht, wie es ohne diese große Empörungswelle und die Recherchen aussehen würde, sagt sie. Auch Menschen aus der Mitte der Gesellschaft hätten in vielen Fällen erst durch die Recherchen so richtig mitbekommen, was die AfD mache. Und dass das etwas mit dem eigenen Leben zu tun haben könne.

			Wir diskutierten dann auch, inwiefern die Recherche die weiteren Migrationsdebatten beeinflusst habe. Anette erzählt von ihrem Gefühl, dass der Begriff »Remigration« in den normalen Sprachgebrauch übergegangen ist. »Ist die Botschaft damit vielleicht noch nicht in der Politik angekommen?«, fragt sie.

			Ich frage mich, wer am Ende darüber nachdenkt, dass Sprache auch zu Handlung werden kann, je mehr so etwas normalisiert wird …

			Die Autorin und Aktivistin Tupoka Ogette schrieb auf Instagram: »Seid nicht überrascht. Seid nicht schockiert. Bitte. Seid ready. Seid ready im wahren Leben. Und zwar abseits von Social Media. Sprecht mit Kolleg*innen, in der Familie, mit Freund*innen, mit Nachbarn. Lasst nicht locker. Übt es zu argumentieren, habt eure Fakten parat, bildet euch. Bleibt im Kontakt, auch wenn Meinungen mal auseinanderdriften. Stärkt Allianzen. Führt die schwierigen Gespräche. Lest die Bücher, gebt sie weiter. Check-in bei den BIPOC um dich herum. Geht wählen, wenn es an der Zeit ist.«40

			Seid ready. Wie sieht das bei Menschen mit Migrationshintergrund aus?

			Eine Alice aus Pappe im Urlaub

			»Top 3-Verstecke, wenn du abgeschoben wirst« – wenige Tage nach der Veröffentlichung der Correctiv-Recherche lud Tashim Durgun ein Video in den Sozialen Medien hoch, in dem er die AfD anrief und fragte, ob ihn eine Mitgliedschaft in der Jungen Alternative vor einer Abschiebung schütze. Die AfD selbst als perfektes Versteck inszeniert. Und die anderen beiden Verstecke? »Hans im Glück oder Backwerk – am besten bestellt ihr was mit Schweinefleisch« oder »Bei meiner Mutter – die AfD hat Angst vor ihr«.41

			Es war witzig, nahbar, und man musste schmunzeln über seine überaus charmante Art und vor allem über die Beziehung zu seiner liebenswerten Mutter in dieser doch so ernsten Situation. Mit seiner satirischen Art, über »Abschiebepläne« zu sprechen, erreichte er viele Menschen mit Migrationshintergrund. Sein Video schaffte es sogar in eine Rede des SPD-Abgeordneten Takis Mehmet Ali im Bundestag.42 In der NDR-Talkshow deep und deutlich erzählte Tashim, dass er sich im ersten Moment geschämt hat. »Und wenn ich das jetzt so sehe, ist das eines der wenigen Dinge, die ich nicht realisiert habe, weil vor dem Hintergrund, wo ich herkomme, wie ich aufgewachsen bin, wer meine Eltern sind, ist das eine unglaubliche Errungenschaft für mich.«43

			Und auch das Netz reagierte: »Danke, dass du uns zum Lachen bringst in diesen Zeiten! Uns die Angst, die Resignation und die Ohnmacht kurz nimmst.«

			Und auch solche Kommentare: »Die letzten Tage war es mir echt schwer ums Herz bei diesem Thema. Dank dir konnte ich endlich mal wieder ein bisschen über dieses Thema lachen. Danke.«

			Aber es gab auch solche Reaktionen: »Ich finde, jeder sollte das Recht haben, hierzubleiben unter zwei Bedingungen. Lebe unsere Kultur und komm damit klar, dass wir im Jahre 2024 leben. Und zweitens, mach was für die Gesellschaft. Diejenigen, die das nicht unterstützen, haben in meinen Augen dann auch kein Recht, hierzubleiben und unsere Kultur, Rechte und die Freiheit von uns zu zerstören.«44

			Auf einen anderen Kommentar reagierte er in einem Video. Jemand schrieb ihm: »Ich freue mich, wenn endlich härter durchgegriffen wird.« Er sagt darauf, der Kommentator habe recht und deshalb »wollen wir uns auch einbringen, und mein Neffe und ich gehen jetzt Ostereier auspusten«.

			Sein Neffe antwortet im Video auch auf die Frage nach seiner Nationalität: »Kindergarten«.45

			Ich denke an dieser Stelle, wie einfach es ist, den Hass von Menschen zu entlarven und ad absurdum zu führen. Und nach meinem persönlichen Empfinden hat Tashim genau das professionalisiert.

			Social Media als Mittel, sich sichtbar zu machen. Viele Menschen mit Migrationshintergrund haben sich positioniert, über ihre Situation berichtet und ihre Gefühle geteilt, sodass man sie nachempfinden konnte.

			Neben Tashim werden mir auch immer öfter die Beiträge von Elisa Gez angezeigt, die es sich zur Aufgabe gemacht hat, Beiträge der AfD mit etwas Witz zu kommentieren. In einem Video spricht sie darüber, dass ihre Kommentare auch von AfD-Anhängern gesehen und beantwortet werden. Sie sagt: »Das Beste sind die Leute, die genau das kommentieren und dabei aussehen wie die Leute, die die AfD auf dem Radar hat.«46

			In einem anderen Video erzählt sie, dass ein Uber-Fahrer ihr erzählt hat, dass sein Vater »keine Ausländer mehr hasst, seit er in die Türkei gefahren ist«. Das nimmt sie zum Anlass, mit einer kleinen Alice Weidel aus Pappe in die Türkei zu fliegen, um ihr bei diesem »Problem« zu helfen.47

			Für mich hat das alles viel mit Empowerment zu tun. Sich den Raum zurückzuholen und die Deutungshoheit über die eigene Identität zu behalten. Das hat mich gerade nach den Demonstrationen zum Nachdenken gebracht, wie es um das Thema Migration in unserer Gesellschaft steht.

			Eine im September 2024 erschienene Studie des Deutschen Zentrums für Integrations- und Migrationsforschung besagt, dass ein Viertel der befragten Menschen mit Migrationshintergrund über eine Auswanderung zumindest grundsätzlich nachdenken würde. Fast jede zehnte Person hat bereits konkrete Pläne. Warum? Die strengere Migrationspolitik, die Gewinne der AfD in den ostdeutschen Bundesländern, die »Abschiebepläne«.48

			Und so möchte ich an dieser Stelle noch einmal auf mein Gespräch mit Prof. Karim Fereidooni von der Ruhr-Universität Bochum zurückkommen, mit dem wir im vorigen Kapitel bereits über die Lehrer*innenausbildung und die Situation in den Schulen in Bezug auf Rassismus gesprochen haben. In diesem Gespräch, als Karim Fereidooni im Auto saß und mit mir telefonierte, stellte ich ihm eine weitere Frage.

			Der Rassismus in uns

			Rassismus ist in unserer Gesellschaft und in unserer Geschichte tief verwurzelt. Das bedeutet, dass natürlich nicht nur allein die »Geheimplan«-Berichterstattung eine rassistische Wegmarke in unserer Gesellschaft ist, sondern er tagtäglich passiert. Um das besser verstehen zu können, habe ich genau darüber mit Karim Fereidooni gesprochen. Wie konnte Rassismus so ein stark verankerter Teil unserer Gesellschaft werden?

			Seiner Meinung nach funktionieren Ungleichheitsstrukturen, egal ob Rassismus, Sexismus oder auch Queerfeindlichkeit, nach einem ähnlichen Prinzip: »Teile und herrsche.«

			»›Wir‹ sind die Guten, die Demokraten, wir sind die Aufgeklärten, und die anderen sind das negative Gegenteil.«

			Er gibt ein Beispiel: »Wir« unterdrückten unsere Frauen nicht. Bei den anderen aber – das ist die einfache Erklärung für viele –, bei denen liege es in ihrer Kultur, weil sie eine Machokultur hätten und ihre Frauen unterdrückten. Eine Geschichte über den Islam, über muslimische Männer, die immer wieder erzählt werde.

			»Also ich glaube, es ist von Anfang an so angelegt, dass auf komplexe Fragen einfache Antworten gefunden werden.«

			Er fügt hinzu, dass es natürlich in muslimischen Familien Frauenunterdrückung gibt, aber wenn wir immer nur über muslimische Familien im Zusammenhang mit Frauenunterdrückung reden würden, dann laufe das ins Leere, weil wir eigentlich immer nur eine Geschichte über muslimische Männer hätten.

			Und: »Außerdem äußern solche Vorurteile oft Menschen, die gar keinen Kontakt zu muslimischen Familien haben.«

			Zudem spiele die Medienrezeption eine wesentliche Rolle: In einer Studie habe er nachweisen können, dass die mediale Darstellung von Muslimen und des Islams allgemein erstens männlich und zweitens fast immer negativ geprägt ist. Da könne es niemanden verwundern, meint er: Wenn man erstens keinen Kontakt zu muslimischen Menschen habe, aber in den Medien immer nur Negatives über sie höre und sehe, würden rassistische Bilder reproduziert.

			Er macht eine kleine Denkpause und sagt, man könne eben alles mit rassistischen Denkmustern erklären. Das sei das Einfache für uns.

			»Wenn muslimische Menschen arbeitslos sind, sind das Sozialschmarotzer*innen, wenn muslimische Menschen Gewerbetreibende sind, ist die Straße in türkischer Hand.«

			Rassismus, so Fereidooni, sei ein universelles Werkzeug, um Verhalten zu erklären. Dieses vereinfachte Denkmuster sorge dafür, dass Rassismus als schnelle Lösung für komplexe gesellschaftliche Fragen dient. Es gehe nicht um das Individuum, sondern um das Kollektiv. »Ich bin dann nicht mehr Karim mit meinen Stärken und Schwächen, sondern ich bin der Muslim.«

			Sozialpsycholog*innen sagen, wir würden unsere Welt mit Hilfe von Vorurteilen strukturieren, erklärt Fereidooni. Das stimme, und er fügt hinzu, dass Rassismus uns auch gelehrt hat, Angst vor bestimmten Menschen zu haben.

			Emotionen verfangen, damit lasse sich die Angst anderer besser steuern, und man brauche nicht unbedingt komplexe Lösungen, wenn man auch einfach sagen könne: »Mit Abschiebungen lösen wir nicht nur Probleme, sondern wir brauchen auch keine Angst mehr zu haben.«

			Das sei so viel einfacher, als zu erklären, es gebe komplexe Probleme und wir müssten aushalten, dass die Politik nicht alles in den Griff bekomme.

			Rassismus habe eine Funktion, zum Beispiel die eigene Gruppe aufzuwerten und andere Gruppen abzuwerten. »Wenn ich sage: ›Die muslimischen Männer sind das Problem‹, heißt das: Ich als deutscher Mann bin der Beschützer der deutschen Frauen, und von mir geht keine Gefahr aus. Das heißt, wenn Sie sich rassistisch äußern, sagen Sie gleichzeitig etwas über sich selbst.«

			Und Fereidooni erzählt weiter: »Manche Rassismusforscher*innen sagen ja deswegen auch, dass weiße Menschen gar nicht gewusst haben, wer sie sind, bevor sie den Rassismus erfanden. Sie brauchten das Negative, um zu wissen, wer sie sind.«

			Die erste Person, von der wir historisch wüssten, dass sie über Rassen gesprochen hat, sei im späten 15., frühen 16. Jahrhundert Königin Isabella I. von Spanien gewesen. Sie behauptete, so erzählt Fereidooni, dass jüdische Menschen ein anderes Blut, eine andere Rasse haben.

			Diese Behauptung ist immer noch aktuell, denn laut Rassismusmonitor glauben 49 % der deutschen Bevölkerung an Rassen.49 Es ist ein einfaches Konstrukt, aber eine so unschlagbare Waffe, weil wir damit vieles erklären und unsere Angst kanalisieren können. Was Karim Fereidooni hier andeutet, sind die historischen Vorläufer des Rassismus, wie wir ihn heute kennen.

			Der heutige Begriff stammt aus den frühen 1930er-Jahren und diente als Sammelbezeichnung für jene extremen Bewegungen und Regime, die in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts eine Politik betrieben, die nicht nur auf Ausgrenzung und Feindseligkeit abzielte, sondern auch die physische Vernichtung bestimmter Bevölkerungsgruppen beinhaltete. Der Begriff fokussierte sich insbesondere auf Ideologien, bei denen die Vorstellung natürlicher »Rassen«, »Rassenunterschiede« und »Rassenkämpfe« im Mittelpunkt stand, wie etwa beim Imperialismus, Faschismus, Antisemitismus und Nationalsozialismus. Doch zeigt die Geschichte, dass Rassismus keine Erscheinung ist, die ausschließlich mit rechtskonservativen und rechtsradikalen Strömungen verbunden ist. Vielmehr stellt er eine eigenständige ideologische Denk- und Verhaltensweise dar, die sich auch im linken oder liberalen Spektrum und sogar unabhängig von einer spezifischen politischen Orientierung manifestieren kann.50

			Nach einer Definition der Amadeu Antonio Stiftung ist Rassismus eine Ideologie, die Menschen aufgrund ihres Äußeren, ihres Namens, ihrer (vermeintlichen) Kultur, Herkunft oder Religion abwertet. Wenn Menschen – in Deutschland betrifft das nicht-weiße Menschen – als Teil einer homogenen Gruppe beurteilt oder abgewertet werden und nicht mehr als Individuum mit eigenen Fähigkeiten oder Eigenschaften betrachtet werden.

			Menschen in »Rassen« einzuteilen, ist eine Ideologie, die sich Menschen ausgedacht haben, um andere und sich selbst zu hierarchisieren. Um Menschen im 16. Jahrhundert in Kolonien versklaven zu können, da sie in Europa als »unterentwickelt« eingestuft wurden. Rassismus ist damit auch eine Legitimation für ein Ungleichgewicht beim Zugang zu Ressourcen und Menschenrechten. Eine Begründung also für »bessere« und »schlechtere« Menschen. Und damit wären wir auch wieder bei der Erklärung von Fereidooni: Die Abwertung anderer diene der eigenen Aufwertung.

			Rassismus entlang solcher »Rassen«, wie wir ihn aus der NS-Zeit kennen, also ein vermeintlicher »biologischer Unterschied«, wurde später immer weniger gesellschaftsfähig und entwickelte sich in den letzten Jahren zu einem Rassismus aufgrund kultureller Unterschiede. Er spricht Menschen die Fähigkeit ab, ihre »Kultur« zu verändern. Nach dieser Vorstellung hat jedes »Volk« eine vermeintlich unveränderliche kulturelle Identität, die vor »fremden« Einflüssen geschützt werden muss. Kultur wird dabei als Synonym für »Rasse« verstanden.

			Mit dieser Ideologie werden ungleichwertige soziale und ökonomische Lebensverhältnisse, Ausschlüsse von Menschen oder sogar Gewalt gerechtfertigt. Rassismus ist dabei kein »einfaches« Mobbing, denn er beruht auf einem realen Machtunterschied in unserer Gesellschaft. Voraussetzung dafür ist, dass Menschen nach äußerlichen oder (vermeintlichen) kulturellen Merkmalen in »Wir« und »andere« eingeteilt werden. Die »anderen« werden dabei als weniger wert oder weniger gut als das »Wir« eingestuft.

			Die Amadeu Antonio Stiftung schreibt auch darüber, dass Rechtspopulist*innen und Akteur*innen der »Neuen« Rechten nicht mehr von »Rassen« sprechen, sondern von »Völkern«, »Ethnien« oder »Kulturen«. Der Begriff »Rasse« werde hier durch »Kultur« oder »Volk« ersetzt. Die Analyse des eigenen Rassismus und was Rassismus in unserer Gesellschaft auslöst, hat zwischenzeitlich zahlreiche sehr schlaue Bücher von Expert*innen gefüllt. Mit einer dieser Expert*innen kommen wir an späterer Stelle noch einmal ins Gespräch.51

			Nach meinem Verständnis fehlt uns zu diesem Zeitpunkt nun noch ein weiteres Puzzleteil. Dafür gehen wir zurück zu unserer Unterhaltung mit Karim Fereidooni. Er fragte mich: »Kennen Sie die Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung?«

			Im ersten Teil dieses Buches wurde sie bereits erwähnt, und an dieser Stelle schauen wir noch einmal gemeinsam hinein. Diese Studie beleuchtet rechtsextreme und demokratiegefährdende Einstellungen und Hintergründe, wobei man auf über zehn Jahre Forschung insgesamt zurückgreifen konnte.

			Die Ergebnisse 2022/2023 haben uns ziemlich deutlich vor Augen geführt, dass nicht nur ein erheblicher Teil der Befragten verschwörungsgläubige (38 %), populistische (33 %) und völkisch-autoritär-rebellische (29 %) Positionen vertritt, sondern Rassismus in unserer Gesellschaft tief verankert ist. Einen Schritt weiter: Es geht im Grunde auch um gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit.

			Obwohl Rassismus ein zentrales Thema ist, möchte ich an dieser Stelle auch den Begriff der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit einführen, der eine breitere Perspektive auf gesellschaftliche Abwertungsmechanismen bietet. Dieser Begriff umfasst nicht nur Rassismus, sondern auch Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht, sexueller Orientierung, sozialem Status oder anderen Merkmalen, die in einer Gesellschaft als »anders« wahrgenommen werden.

			Schauen wir auf die Zahlen: 34 % der Befragten glauben, dass Flüchtlinge nur nach Deutschland kommen, um das Sozialsystem auszunutzen. 17 % machen die Identität von Trans*personen schlecht, und rund 11 % fordern, dass sich Frauen wieder stärker auf ihre Rolle als Ehefrau und Mutter besinnen sollen. Klassismus (eine Form der Abwertung von Menschen aufgrund ihres sozioökonomischen Status) als Abwertung aufgrund des sozialen Status von Menschen ist ebenfalls weit verbreitet. Etwas mehr als ein Drittel teilt beispielsweise die Meinung, dass Langzeitarbeitslose sich auf Kosten der Gesellschaft ein bequemes Leben machen (35 %).

			Die gruppenbezogenen Abwertungen wurden in der aktuellen Erhebung in einer neuen Form systematisiert, die es erlaubt, vier grundlegende Abwertungsmuster bzw. Dimensionen von Menschenfeindlichkeit zu unterscheiden: Rassismus, Antisemitismus, Hetero-/Sexismus (Abwertung von LSBTIQ*-Personen und Befürwortung traditioneller Geschlechterrollen) sowie Klassismus. Die Zustimmung zu rassistischen, hetero-/sexistischen und antisemitischen Aussagen steigt insbesondere mit einer höheren Krisenwahrnehmung, während klassistische Einstellungen unabhängig von einer solchen Krisenwahrnehmung weit verbreitet sind.52

			Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit ist ein umfassenderes Konzept, das verschiedene Formen der Abwertung und Diskriminierung gegenüber unterschiedlichen sozialen Gruppen umfasst. Dazu gehören neben Rassismus auch Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus, Sexismus, Homophobie sowie die Abwertung von Menschen aufgrund ihrer Behinderung, Religion oder sozialen Stellung. Sie beschreibt eine allgemeine Einstellung, die bestimmte Gruppen als »anders« oder »minderwertig« ansieht und eine feindliche Haltung gegenüber diesen Gruppen einnimmt.53

			Fereidooni meint, nun kämen wir zu dem für mein Kapitel springenden Punkt: Auch Menschen mit Migrationshintergrund stimmten diesen Punkten zu, weil gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit eben ein globales Phänomen sei. Rassismus sei eine Ideologie, die auf Vorurteilen, Diskriminierung und Abwertung basiere und unabhängig von der Herkunft oder dem Hintergrund einer Person auftreten könne. »Jeder Mensch kann rassistische Vorurteile verinnerlichen und gegenüber anderen Gruppen anwenden. Dies ist oft eine Folge gesellschaftlicher Strukturen und sozialer Prägungen, die rassistische Denkmuster verstärken und verbreiten, unabhängig von der eigenen ethnischen Zugehörigkeit.«

			Ein wichtiger Aspekt ist dabei der sogenannte kulturelle Rassismus, bei dem, anstatt Menschen in vermeintlich »biologische Rassen« einzuteilen, kulturelle Merkmale, wie etwa Religion oder Lebensweisen, zum Anlass für eine Abwertung genommen werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass bestimmte Kulturen, wie etwa die muslimische, unveränderlich sind und nicht mit der modernen westlichen Welt in Einklang gebracht werden können. Auch innerhalb und zwischen verschiedenen migrantischen Gemeinschaften können rassistische und diskriminierende Haltungen existieren.54

			Ist das möglicherweise ein Ansatz für die Erklärung dessen, dass Menschen mit Migrationshintergrund wie Cem die AfD wählen? Und bereitet ihnen das im zweiten Schritt auch den Weg in die Partei hinein?

			Mit Migrationshintergrund für Deutschland

			Ich sitze an meinem Laptop im Co-Working-Space. Es ist später Nachmittag, die Plätze um mich herum sind leer, und ich schaue auf meinen Bildschirm auf der Suche nach einem Volltreffer. Ich recherchiere nach Menschen in der AfD mit Migrationshintergrund, die sich offen dazu bekennen und vielleicht auch darüber sprechen möchten.

			Wenige Minuten später lande ich auf der Seite des Vereins »Mit Migrationshintergrund für Deutschland e. V.«.55 Auf der Startseite ein Bild einer Gruppe freundlich lächelnder Menschen jeden Alters, weiße Menschen und People of Color. Ich finde einen Gründungsaufruf und lese: »Es ist ein in Deutschland weit verbreiteter Irrtum, dass Menschen mit Migrationshintergrund grundsätzlich politisch links stehen. Viele Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland wünschen sich vielmehr eine authentische freiheitlich-konservative Politik. Vor diesem Hintergrund ist es kaum verwunderlich, dass in der Alternative für Deutschland (AfD) bereits jetzt schon viele Menschen mit Migrationshintergrund mitwirken und die Partei auch zu dem machen, was sie ist: eine Volkspartei.«56

			Womit wir wieder bei einem uns wohlbekannten Bild wären, dass sich einer in großen Teilen als rechtsextrem gesicherten Partei nahestehende Personen in der Mitte der Gesellschaft wiederfinden möchten. Ich fühle mich, als hätte ich ein imaginäres Wollknäuel in der Hand und würde versuchen, es zu entwirren. Schauen wir uns das Konstrukt weiter an.

			Der Verein wurde am 18. Juni 2023 in Gießen gegründet, mit 36 Personen. Aktuelle Mitgliederzahl: 119.

			Die Webseite ist klar und verständlich gestaltet, man kann die Ziele des Vereins direkt nachlesen. Dort steht geschrieben, man wolle die Werte der AfD an Menschen mit Migrationshintergrund vermitteln, Ansprechpartner für sie sein und sie an einer Mitarbeit begeistern. Der Großteil der Gruppe sei auch Mitglied in der Partei – das sei aber keine verpflichtende Voraussetzung.

			Ich schaue mir weitere Bilder und Social-Media-Posts an und merke, dass das Storytelling ähnlich ist.

			In einem Video auf Instagram ist vor der Kamera von AfD TV Robert Lambrou zu sehen, er ist der Vorsitzende des Vereins, derzeit Chef der AfD in Hessen, und er hat einen griechischen Migrationshintergrund. Er steht der Moderatorin Mary Khan in diesem Video gegenüber, es wirkt professionell, wie in einem echten Fernsehstudio aufgenommen. Moderationskarten in der Hand, Redepult und gute Kameraführung. Ein echtes Image-Video eben.

			Es beginnt mit einem Zitat Lambrous: »Die häufigste Frage, die war, wie eigentlich unser Verhältnis zu Ausländern ist, oder noch direkter gefragt, warum seid ihr ausländerfeindlich? Und ich habe dann immer klargemacht, dass wir das nicht sind. Dass ich zum Beispiel selber einen Migrationshintergrund habe.«

			Ein wiederkehrendes Argument: Wenn in den eigenen Reihen Menschen mit Migrationshintergrund sind, dann kann die AfD ja nicht rassistisch oder ausländerfeindlich sein. Das würde sich ja widersprechen.

			Wir schauen weiter. Mary Khan erzählt, dass sie Menschen eine Plattform bieten wollen, für die Deutschland eine Heimat geworden sei, die sich mit Deutschland identifizierten.

			Robert Lambrou ist eines der bekannten Gesichter des Vereins. Er gehört zur »alten Riege« der Partei, war bei der Gründung bereits dabei und hat sich seinen Posten erarbeitet. Lambrou zählt sich selbst zu den gemäßigten Mitgliedern, kritisiert andere für nach seiner Meinung über das Ziel hinausgeschossene Erzählungen, war nicht einverstanden mit »dem Abschiebesong« der AfD in Brandenburg zur Landtagswahl. Und er war 2021 auch an den Verhandlungstagen vor dem Oberverwaltungsgericht Münster zu der Frage, ob die AfD als rechtsextremer Verdachtsfall eingestuft werden könne, anwesend. Denn wenn dort Menschen mit Migrationshintergrund saßen, wie könne die Partei dann rassistisch sein? So das Storytelling der AfD.

			Diese Erzählung klingt einfach und plausibel. Jedenfalls für Robert Lambrou, der sich mit der AfD identifiziert und anscheinend von seinen Äußerungen überzeugt ist:

			Er hat mit 18 Jahren für sich entschieden, nur die deutsche Staatsbürgerschaft weiterzuführen. In dem Interview erzählt er, er sei der Meinung, dass man sich für eine Kultur entscheiden müsse. Er definiere sich als Deutscher, aber eben mit griechischen Wurzeln. Lambrou erzählt, dass er die Sommer vor allem als Kind in Griechenland verbracht habe, aber sich den Rest des Jahres als »durch und durch Deutscher« fühle.

			Vor seinen Jahren in der AfD habe er die SPD gewählt, als Student sei er sogar Mitglied der Partei gewesen – aber nur für anderthalb Jahre. Dann sei die Eurokrise gekommen, Merkels »alternativloser Weg« (ihr erinnert euch an das erste Kapitel) der Eurorettung, und 2012 habe er nicht mehr gewusst, wen er wählen sollte, mit Aufkommen der AfD als eurokritische Partei sei er dann direkt eingetreten.

			Die Moderatorin des Interviews wechselt dann relativ schnell das Thema und spricht ein »ganz neues Problem« an, das dann auf »Deutschland zukam«. 2015 ein Jahr mit völlig neuen Herausforderungen. Wie habe er das denn wahrgenommen?

			Lambrou geht direkt auf seinen eigenen Migrationshintergrund ein und meint, man sei damals »völlig naiv an das Thema Migration rangegangen«. Und seitdem würden »mehr und mehr Leute aufwachen«.

			Wie Menschen aus Griechenland seine Kandidatur in der AfD damals aufgenommen hätten? Er berichtet, dass bei seiner Spitzenkandidatur für die AfD in Hessen zur Landtagswahl 2023 viele griechische Zeitungen auf ihn zugekommen sind und sich gefragt haben, wie das denn zusammenpasse.

			Beide lachen darüber. Als wäre es eine Frage, die völlig leicht zu beantworten sei. Mary Khan fragt so auch weiter, wie sein Umfeld auf sein Engagement reagiert habe. Er antwortet: »Unterschiedlich.« Die meisten hätten es akzeptiert, aber es habe auch welche gegeben, die seien damit nicht klargekommen. Zu einem seiner besten Freunde habe er seit 2014 deswegen keinen Kontakt mehr, weil dieser die Freundschaft über die Mitgliedschaft definiert und seine Entscheidung nicht akzeptiert habe.

			An späterer Stelle sprechen sie noch über die Bedeutung von Heimat. Er sagt: »Heimat ist da, wo ich mich zu Hause fühle. Wo um mich herum Menschen und eine Landschaft ist, die mir die Sicherheit gibt, dass ich hier Wurzeln schlage und dass ich hier zu Hause bin.«

			Dann geht es um seinen Verein, er erzählt, dass es nach seiner Erfahrung in der Partei völlig egal ist, ob man einen Migrationshintergrund habe oder nicht. Es sei ein unberechtigter Vorwurf, dass die AfD ausländerfeindlich sei, aber viele Menschen würden es glauben. Und er wolle etwas dagegen machen. Deshalb habe er den Verein gegründet.

			Dann scherzen die beiden, die Gründungsveranstaltung habe in einem griechischen Lokal stattgefunden. »Ein kleiner Scherz, das musste einfach sein. An der Stelle bin ich vielleicht nicht ganz integriert, ich hätte es eigentlich in einem deutschen Restaurant machen sollen …«57

			Der Witz hat mich nicht zum Lachen gebracht.

			Robert Lambrou ist nicht der einzige Interviewpartner, der im AfD TV für den Verein »Mit Migrationshintergrund für Deutschland« auftritt. Sieben Videos sind es insgesamt, alle im gleichen Stil, mit unterschiedlichen Akteuren.58 Da ist etwa Catherine Schmiedel, die 2021 in die AfD eingetreten ist. Sie hat einen nigerianischen Migrationshintergrund und ist 2013 nach Deutschland gekommen. Die AfD sei ihr »Safe Space«. Zuerst habe sie Deutschland als einen schönen Ort angesehen, sich wohlgefühlt. Doch das habe sich verändert. Nach 2015, nach »der Masseneinwanderung«, habe sie sich zunehmend unsicher gefühlt, die Werte seien nicht mehr wichtig gewesen.

			Und dann habe sie von der AfD gehört. Sie habe sich informiert, sei auf vielen Veranstaltungen gewesen und sei dann »ein stolzes Mitglied der AfD« geworden.

			Die Moderatorin fragt wieder danach, wie ihr Umfeld reagiert habe. Sie lacht auf, sagt: »Ganz schrecklich.« Sie werde beleidigt, aber jeder habe doch das Recht auf freie Meinungsäußerung, Artikel 5 Grundgesetz. Doch wenn sie etwas sage, was andere nicht in Ordnung fänden, würde das anscheinend nicht mehr gelten. Die Moderatorin ergänzt, das komme auch viel aus der »linken Ecke«.

			Dann reden sie über Geflüchtete, die in Deutschkursen nicht mitmachen wollten. Catherine Schmiedel findet es unfair, dass sie sich eingebracht hat und andere, die gerade erst gekommen seien, Deutschland als »Sozialhängematte« benutzen würden.

			Auch sie fühlt sich auf Nachfrage in Deutschland verheimatet. Ihre Kultur sei eine andere gewesen. Aber mit einem starken Willen könne man die deutsche Kultur annehmen und respektieren. Sie liebe Deutschland. Sie wisse, wie hart es sei, sich hier zu integrieren, aber es lohne sich.59

			Bei mir bleibt das Gefühl, dass man sich Mühe geben muss, sich an die deutsche Kultur anpassen muss, vielleicht seine eigene ablegen sollte und dankbar zu sein hat. Dann kann Deutschland Heimat sein. Das gilt allerdings nicht für alle, sondern nur für diejenigen, die sich besonders viel Mühe geben und schon länger hier sind.

			Die AfD-Mitglieder aus dem Verein wirken nahbar, erreichbar, wie eine Gruppe, die sich dessen ganz klar ist, dass sich die Mitglieder abgrenzen können. Zu anderen Menschen mit Migrationshintergrund, die erst jetzt ins Land kommen. Sie seien anders, sie machen da einen Unterschied. Sie sind die Gegenerzählung, ein Leuchtturm inmitten der »Abschiebepläne«.

			Und sie werben offensiv um Gleichgesinnte. In einem weiteren zweiminütigen Image-Video der AfD stellen sich sechs Personen vor, die sich in der AfD engagieren und einen Migrationshintergrund haben. Es sind keine neuen Argumente, es geht immer wieder um die »Flüchtlingskrise 2015«. Von »Kriminellen und Mördern, die hier reingekommen sind« bis hin zur »Remigration« ist die Rede. Nur die AfD sorge dafür, dass Deutschland wieder sicher werden würde. Deswegen sollten Menschen mit Migrationshintergrund in die Partei eintreten.60

			In einem Interview mit der Zeit sagt Jannes Jacobsen vom Deutschen Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung: »Es ist ein Irrglaube zu denken, dass Menschen allein aufgrund ihrer Migrationsgeschichte signifikant anders wählen würden. Gründe dafür sind etwa Verteilungskämpfe um vermeintlich knappe Ressourcen und Transferleistungen oder die Tatsache, dass Wahlberechtigte mit Migrationshintergrund die deutsche Staatsbürgerschaft haben, sich als Deutsche sehen und nicht mehr durch die Linse des Migrationshintergrunds auf Zuwanderung blicken.«61

			Ich habe das Gefühl, dass wir hier noch einmal mit einer Expertin zum Abschluss bestimmte Aspekte vertiefen müssen. Und so klappe ich den Laptop zu und mache mich auf den Weg nach Berlin, um mich mit der Autorin Gilda Sahebi zu treffen.

			Der Schatten der Gesellschaft

			Ich treffe Gilda in einem Straßencafé mitten in Berlin. Die Sonne scheint, es ist zu warm für Oktober, und weder Gilda noch ich sind in unseren dicken Jacken auf dieses schöne Wetter vorbereitet. Und doch zaubert uns die Sonne ein Lächeln ins Gesicht.

			Wir suchen uns einen etwas abseits gelegenen Platz im Außenbereich des Cafés, und ich beginne Gilda von meinen Gedanken zu erzählen. Sie hat gerade ein neues Buch über Rassismus veröffentlicht, sitzt in Talkshows, bietet Politiker*innen Paroli und erklärt ihre Ansichten so, dass man sie verstehen kann, wie ich finde.

			Wir nippen an unserem Cappuccino, lehnen uns ein bisschen zurück, damit wir die Sonnenstrahlen im Gesicht spüren, und ich frage: »Was glaubst du, warum und wie kann man als Mensch mit Migrationshintergrund unterscheiden zwischen Menschen, die schon lange hier sind, und solchen, die gerade erst angekommen sind?«

			Sie schaut mich an und erwidert: »Es gibt verschiedene Erklärungen.« Man wolle dazugehören, das sei ihr erster Punkt. Besagter Verein sei eine Möglichkeit, das eigene Bedürfnis nach Zugehörigkeit zu befriedigen. »Das haben wir doch alle«, meint Gilda. »Und eine Doppelmoral haben wir auch alle.« Sie gibt ein Beispiel. Als Mentorin in einer Schule ohne Rassismus habe sie eine Rede gehalten und gesagt, dass wir alle rassistische Denkmuster in uns tragen. Über diesen Satz hätten die Jugendlichen anscheinend so lange nachgedacht, dass sie ihr einen Brief geschrieben haben: Sie seien vielfältig, kämen aus allen Ecken der Welt, gingen auf eine englischsprachige Schule und seien doch selbst von Rassismus betroffen. Wie könne Rassismus dann auch auf sie zutreffen?

			Und so ging Gilda noch einmal in die Schule und fragte: »Wart ihr schon einmal gemein zu jemandem?« Die Schüler*innen bejahten die Frage. Daraufhin fragte sie weiter: »Und waren andere jemals gemein zu euch?« Dann fiel der Groschen. Gilda erklärte: »Nur weil du etwas erleidest, heißt das nicht, dass du es nicht auch tust. Man kann seinen Schmerz automatisch auf andere projizieren.«

			Die AfD helfe diesen Menschen dabei, dass sich ihre Wunde kleiner anfühlt. Natürlich würden sie Rassismus spüren, der sich gegen sie richte, und vielleicht würden sie aus diesem Grund ebenso handeln, um sich zugehörig fühlen zu können.

			»Der zweite Punkt ist dann, dass Rassismus auch normalisiert wird. Je mehr man rassistische Denkmuster verbreitet oder Sätze sagt oder Wörter umdeutet, desto mehr normalisiert sich die Diskriminierung. Und das bedeutet, dass Menschen, die AfD wählen, sich selbst nicht für rassistisch halten. Denn die AfD sagt ja auch von sich, dass sie nicht rassistisch ist.« Einfache Erklärung.

			Ihr dritter Punkt, der ihre Argumente zusammenführt – Rassismus werde auch fast nie benannt. »Er findet statt, wenn Leute sagen: ›Ich habe nichts gegen Ausländer, aber … die sollen arbeiten, nicht faul sein, den Leuten nichts wegnehmen, sich integrieren.‹« Die Medien und auch die Politik würden ihrer Meinung nach viel zu wenig darauf reagieren, sie reproduzierten diese Bilder eher noch. Was in der Folge dazu führen könne, dass sich Menschen mit Migrationshintergrund zugehörig fühlen wollen und sich Rassismus normalisiert.

			Sie betont noch einmal, dass sie das Grundproblem nicht allein darin sieht, die AfD zu wählen oder sich in ihr zu engagieren. »Denn was ist mit dem Rest der Gesellschaft? Es geht im Kern doch nicht nur um individuellen Rassismus. Wenn Menschen an sich arbeiten wollen, ist es ihre Entscheidung. Man kann sie nicht dazu zwingen. Aber es geht doch um Medien und Politik. Wie sie Rassismus reproduzieren. Menschen haben gerade Angst, etwas zu verlieren. Die Sorge ist echt. Die Armutsquote liegt bei 14 %. Und anstatt sich um diese echten Sorgen zu kümmern, hetzt man Menschen gegeneinander auf. Und dann findet man einen Schuldigen für die eigene Situation. Die Narrative in Deutschland sitzen einfach so tief.«

			Für sie gebe es einen Weg da raus. »Menschen helfen sich gegenseitig, fühlen sich verbunden.« Das müsse die Geschichte sein. »Man sollte nicht ständig an den Schatten der Gesellschaft appellieren, an die Angst und die Wut, sondern an das Bedürfnis der Verbundenheit, an das Bedürfnis, einander zu helfen.«

			Wo wir stehen

			Die Enthüllung des sogenannten Geheimplans gegen Deutschland durch Correctiv war ein Wendepunkt im Diskurs über Rassismus in der Gesellschaft und dem, was die AfD dazu beiträgt. Dieses Narrativ, das von der AfD und anderen rechten Gruppen verbreitet wurde und wird, spielt gezielt mit Ängsten und Unsicherheiten in der Bevölkerung und präsentiert klare Schuldige: Migrant*innen. Gerade in Krisenzeiten entfaltet eine solche Erzählung ihre volle Wirkung, da sie das Bedürfnis nach Kontrolle und Orientierung anspricht.

			Doch warum sind solche Narrative so wirkmächtig? Sie greifen tief sitzende Ängste auf und verbinden sie mit bestehenden Ressentiments. Sie bieten einfache Antworten, wo die Realität kompliziert ist, und schaffen damit ein Gefühl von Ordnung in einer unsicheren Welt.

			Und dann: Die Rhetorik der AfD funktioniert nach einem klaren Muster: Sie spricht gezielt Gruppen an, die sich selbst benachteiligt fühlen, und verstärkt deren Gefühle von Ungerechtigkeit. Ein zentraler Bestandteil dieser Strategie ist das Narrativ, dass die AfD sich für »die, die schon länger hier sind«, einsetzt.

			Ja, in Deutschland sind rassistische Narrative tief verankert. Ich denke dabei auch noch mal an die Ergebnisse der »Mitte-Studie« der Friedrich-Ebert-Stiftung.

			Aber die AfD zu wählen, hat oft in erster Linie auch etwas mit einem selbst zu tun. Weil man sich etwas Besseres erhofft, eine bessere Zukunft, jemanden, der eine vermeintlich nicht existente Ordnung wiederherstellt oder einem das Gefühl von Zugehörigkeit vermittelt.

			Dabei ist es ein einfaches Narrativ, weil es in unserer Gesellschaft kein neues ist, auf Menschen abzustellen, die »fremd« sind, die sich einem »Wir-Gefühl« nicht zugehörig fühlen. Und warum sollten Menschen mit Migrationshintergrund nicht auch auf ein eigenes »Wir-Gefühl« hinarbeiten wollen? Manche finden es anscheinend in der AfD.

			Und genau aus diesem Grund sollte es uns nicht verwundern oder auch naiverweise denken lassen, dass Menschengruppen, die von der AfD eigentlich nichts erwarten können, nicht doch darauf hoffen, etwas zu bekommen, und es vielleicht auch ganz individuell für sich finden.
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Rein in den Protestwähler, raus aus der Parole

			Ein oft gehörter Erklärungsversuch, warum Menschen die AfD wählen, lautet: Das sei aus Protest gegen die aktuelle Regierung, das politische Establishment oder aus Unzufriedenheit sowie als Provokation. Diese Annahme ist mir immer wieder begegnet.

			Doch was ist da wirklich dran?

			»Wählen aus Protest«, das suggeriert im ersten Moment doch, Menschen wollten die AfD gar nicht aus Überzeugung wählen, sie wollten nur den anderen Parteien einen Denkzettel verpassen. Demnach fände gar keine ernsthafte Auseinandersetzung mit den Themen statt, und die Inhalte müssten dann auch nicht zwingend mit ihrer Meinung korrelieren.

			Ergo: Die AfD kann nur eine Protestpartei sein, langfristiger politischer Erfolg ist unwahrscheinlich, die Wähler*innen sind eben nur ein »bisschen wütend«.

			So einfach ist es nur leider nicht. Das wissen wir aus den vorigen Kapiteln. Doch warum hält sich der Mythos des »Protestwählers« trotzdem so hartnäckig, und welche Vorteile konnte die AfD daraus bislang ziehen?

			Das will ich mir genauer anschauen – und wie kann man hier besser beginnen als am Anfang?

			Der nette Stefan

			2013, da bin ich gerade 22 Jahre alt, sitze ich bei Freunden zu Hause im Wohnzimmer. Wir haben uns eine Weile nicht mehr getroffen und dann zu einem dieser Spieleabende verabredet, auf den ich eigentlich keine richtige Lust hatte: Spiele werden enthusiastisch vorgestellt, Regeln erklärt, und ich … werde müde. Warum können wir nicht einfach miteinander reden und uns miteinander auseinandersetzen? Stattdessen ärgere ich mich bei Mensch ärgere Dich nicht.

			Das befreundete Paar, nennen wir die beiden Clara und Pascal, hat eine gemischte Truppe eingeladen, wir kennen uns untereinander nicht und sollen nun die Gelegenheit bekommen, uns bei einer Runde Skip-Bo näherzukommen.

			Neben mir sitzt ein etwa Mitte dreißigjähriger Mann – Jeans, weißes Hemd, schlaksige Figur und kurze dunkelbraune Haare –, und wir kommen ins Gespräch: »Was machst du beruflich? Woher kennst du die Gastgeber*innen?« Zugegeben, wir sind beide etwas gelangweilt. Bis Clara ihn quer über den Tisch hinweg anspricht und ihn fragt: »Hey, Stefan, wie ist eigentlich die neue Partei so, du bist da doch jetzt eingetreten, oder?«

			Ich blicke neugierig zu ihm hin. Am ganzen Tisch wird es still.

			Genau da kam ich mit der AfD zum ersten Mal in Berührung.

			Er nippt an seinem schalen Bier, verschränkt die Arme und sagt nüchtern: »Ja, bin in diese neue Partei eingetreten, die Alternative für Deutschland. Und bin auch gleich in den Vorstand gewählt worden.«

			»Warum? Also, warum?«

			Ich stammle. Was ich eigentlich wissen will: Warum die AfD? Warum bist du denn europakritisch?

			Stefan ist Familienvater, hat drei Kinder und gerade ein Haus auf dem Grundstück seiner Eltern gebaut. Und nun spüre er Verantwortung für seine Familie. Er sei neugierig gewesen. Und irgendwie habe er das Gefühl gehabt, etwas machen zu wollen.

			Was er meine mit »etwas machen wollen«, frage ich zurück.

			»Die Altparteien haben doch keine Ahnung, was sie da alles verbockt haben. Und bei der AfD sind ja auch ganz viele aus den anderen Parteien, die ausgetreten und jetzt bei uns sind. Da können wir jetzt was ganz Neues machen.«

			Im August 2013 hatte die AfD bereits 10 000 Mitglieder. Im Kreisverband vor Ort engagierten sich seit zwei Monaten 40 Personen.

			»Merkels Politik ist nicht alternativlos. Ich habe es satt, immer nur wütend zu sein und nichts zu tun. Ich finde es richtig gut, dass die Alternative genau damit an den Start geht. Wir wollen Merkel pieksen, und ich bin überzeugt, dass wir das schaffen. Das fühlt sich nach Aufbruch an.«

			Er spricht von Europa, für ihn ein Auslaufmodell, das Deutschland nicht mehr brauche. Das Geld zusammenhalten, sich auf die deutschen Interessen besinnen, nicht die Griechen retten, wenn sie ihren Staat nicht in den Griff bekämen. Die Eurokrise habe der Demokratie nur geschadet und zeige, dass die Aufgabenteilung zwischen der EU und den einzelnen Staaten nicht gut genug funktioniere. »Nur bei Problemen, die die Länder allein nicht sinnvoll lösen können, sollte die EU eigene Entscheidungen treffen. Alles andere sollte auf nationaler Ebene bleiben.«

			Ich fragte mich, ob wir da an die gleichen Dinge denken. Wohl eher nicht.

			Aber was ihn gerade noch mehr störe: »Political Correctness.«

			Es spreche doch keiner mehr aus, was er denke, keiner sage mehr, dass er mit der Politik nicht zufrieden ist. Immer mit gezogener Handbremse reden. Man dürfe in diesem Land ja nichts mehr äußern … Darüber wurde im Gespräch schon damals geredet. »Die Politik versagt an so vielen Stellen. Und wir reden jetzt bislang nur über Europa, doch es geht noch weiter, denk an die Migration in diesem Land. Wir müssen unsere Grenzen doch mal dicht machen.« Nur: Keiner spreche es aus, keiner traue sich. »Aber das werden wir tun, das verspreche ich dir.«

			Ich war mir nicht sicher, ob er das Aussprechen oder das Umsetzen seiner Forderung meinte. Und laut die Meinung sagen: Taten sie das zu diesem Zeitpunkt nicht längst?

			Ich denke nach, ob ich so ignorant gewesen bin, dass ich nicht mitbekommen habe, wie manchen Menschen verboten wurde, ihre Meinung zu sagen. Das wäre schrecklich – und nicht vom Grundgesetz gedeckt …

			Aber mal ehrlich: Hatte es ihnen jemand verboten? Nein. Angeblich nicht die eigene Meinung sagen zu »dürfen«, hatte für mich schon immer etwas von vorgetäuschter Opferrolle, die smart gewählt war, wenn man mit Gegenargumenten nicht umgehen wollte oder konnte. Egal was andere antworten, man kann dann immer sagen: »Also nichts darf man mehr sagen.« Dabei ist gerade die Existenz dieser Äußerungen Beweis der inhaltlichen Unrichtigkeit des Behaupteten. Ein performativer Selbstwiderspruch sozusagen.

			Umgekehrt passiert es oft auch ähnlich mit dem Satz: »Das wird man doch wohl noch sagen dürfen.« Hinter der Forderung nach »freier Meinungsäußerung« verbirgt sich oft der Anspruch, rechtsgerichtete Ressentiments ungehindert äußern zu dürfen. Was einem im Endeffekt ja auch freisteht. Man muss dann eben nur auch mit Gegenwind umgehen können.

			Zurück zur geschilderten Situation: Die kollektive Stimmung am Spieletisch war tatsächlich selbst beim Brettspiel besser als nach den Aussagen von Stefan.

			Plötzlich war mir gar nicht mehr so langweilig. Ich hatte das Gefühl, dem Gespräch entfliehen zu wollen, und stand unter dem Vorwand auf, mir ein neues Glas Wasser aus der Küche zu holen. Die Gastgeberin folgte mir und schaute mich in der Küche betreten an. »Das war etwas drüber von Stefan.«

			Sie drückte mir ein Wasser in die Hand und sagte: »Er ist ein Arbeitskollege von Pascal und sonst echt nett und hilfsbereit. Nur manchmal wird er ein bisschen wütend und hat eine starke Meinung.« Aber dafür habe er jetzt vielleicht ein Ventil.

			Als wenige Wochen später der Wahlwerbespot der AfD zur Bundestagswahl 2013 gezeigt wurde und ein Mann, auf einer Autobahnbrücke stehend, fragte, »warum unser ganzes Geld nach Griechenland geht und nicht in kaputte Straßen und Brücken«,1 sah ich gedanklich Stefan dort stehen. Es war zwei Wochen vor der Wahl, die AfD kratzte an der Fünf-Prozent-Hürde,2 und ich fragte mich, ob Stefan sich gerade Hoffnungen machte, während die Mehrheit der Deutschen sich Gedanken darüber machte, wie rechtspopulistisch die blaue Alternative wohl werden würde.

			In den Sozialen Medien war die AfD vor der Wahl ebenfalls schon sehr präsent. Es gab bereits über 40 000 Fans auf ihrer Facebook-Seite.3 Nach kurzer Recherche sah ich, dass auch Stefan dabei war. Einige Beiträge gefielen ihm, weiter auf seiner Seite sah ich geteilte Beiträge der Jungen Freiheit, die Zeitung gilt als Sprachrohr der Neuen Rechten.

			Die AfD verpasste damals den Einzug in den Bundestag,4 doch die Debatten um die Partei rissen nicht ab. Die Abgrenzung nach Rechtsaußen, wie sie sich der damalige Parteichef Lucke vorstellte, klappte nur bedingt.

			Ein Fall, an den ich mich aus dieser Zeit noch sehr gut erinnere, waren Dokumente der AfD Sachsen, die damals über Twitter (heute X) verbreitet wurden und zeigten, mit welchen Themen sich einige in der Partei beschäftigten. Da ging es um Kindergeld für »nicht deutsche Staatsbürger«, das nur in der Höhe gezahlt werden sollte, wie sie es in ihrem Heimatland bekommen würden. In einem anderen Papier hieß es, in den Schulen solle mehr über die deutschen »Befreiungskriege« Mitte und Ende des 19. Jahrhunderts gesprochen werden als über das vorgegebene Thema »Schreckensherrschaft der NSDAP«.5 Und noch ein Fall aus Sachsen: AfD-Mann Detlev Spangenberg, damals 70 Jahre alt, sollte als ältester Abgeordneter die erste Sitzung des neu gewählten sächsischen Landtags eröffnen. Nur hatte er eine ziemlich rechte Vergangenheit. Unter anderem war er Vorsitzender des Bündnis Demokratie und Freiheit, dessen Ziel die »Wiederherstellung der völkerrechtlichen Grenzen von 1937« war. Nur: Dann würde die Grenze wieder durch Russland und Polen verlaufen.6

			Er ist dann zurückgetreten …

			Einige Zeit zuvor, im Frühjahr 2014, hatte ich Clara erneut besucht. Wir saßen draußen in ihrem Garten, und sie zeigte mir ein Foto von einem Plakat. »Erinnerst du dich? Der Stefan von letztem Jahr, der kandidiert jetzt hier für die AfD.«

			Klar erinnerte ich mich. Sein Gesicht poppte ja bei jeder AfD-Meldung in meinem Kopf auf. Die Kommunalwahl stand vor der Tür. Das Plakat: blauer Hintergrund und Stefan im Anzug mit roter Krawatte, er kandidierte für den Kreistag. Ich fragte sie, ob sie immer noch glaube, dass er nur wütend sei. Sie zuckte mit den Schultern. Man wisse ja gar nicht, wie schlimm die AfD jetzt wirklich sei, sagte sie. Klar, das Ganze »mit Europa und so«, das sehe sie anders, aber wenigstens setze er sich für die Gemeinschaft ein. Ihr Argument wirkte auf mich wie eine Ausflucht.

			Den Einzug in den Kreistag schaffte Stefan dann nicht, aber wir haben uns später tatsächlich auf dem Geburtstag meiner Freundin wiedergetroffen. Das war im Sommer 2014, kurz nach der Kommunalwahl. An einem Samstagnachmittag, wieder in besagtem Garten, liefen wir uns über den Weg. Er war mit seiner ältesten Tochter Isabel da. Sie war etwa acht Jahre alt, fröhlich und spielte mit anderen Kindern im Garten.

			Ich sprach Stefan an, begann einen Small Talk über unsere letzte Begegnung und fragte ihn dann frei heraus nach seiner Meinung über die AfD, ob sie sich geändert habe.

			Er streckte die Brust raus und sagte etwas zu laut: »Im Gegenteil! Ich habe dort alles gefunden, was ich gesucht habe.«

			Ich entgegnete, wie das sein könne, in den Kreistag habe er es ja nicht geschafft. Er schaute mich etwas länger an: »Hör mal, das ist schon in Ordnung. Vielleicht beim nächsten Mal. Aber hier habe ich gezeigt, wo ich stehe.« Er machte eine ausschweifende Geste durch den Garten. »Meine Familie ist stolz auf mich. Die AfD wächst, und wir werden größer.«

			Ich erzählte ihm von meinen Beobachtungen zu rassistischen Themen, sprach über die Dokumente der AfD Sachsen.

			Er reagierte etwas gereizt und meinte, wenn es nach ihm ginge, würde es noch strengere Forderungen geben. Er sei Deutscher. Und wir sollten uns alle mal auf unsere Identität zurückbesinnen. Er erzählte, wie wichtig es sei, dass Deutschland sich wieder auf seine eigenen Werte besinne und die Deutschen wieder stolz auf ihr Land seien. Drüben in Sachsen würden sie alles richtig machen. »Da sind auch nicht so viele Ausländer. Da lässt es sich bestimmt besser leben.«

			Das ganze Gespräch war mir unangenehm. Stefan war ein lauter, wild gestikulierender Mann, ich konnte ihn und seine Meinung in diesem Moment nicht richtig einschätzen. Da waren Wut und Unzufriedenheit, aber auch Zusammenhangloses. Aber da war noch mehr. Aussagen, die rassistisch waren und sich am rechten Rand einordnen ließen.

			Im Nachhinein kann ich mich nicht mehr an alle Details dieses Tages erinnern, nur dass Pascal, der Freund meiner Freundin Clara, zu mir sagte, dass Stefan eher so etwas wie ein Protestwähler sei: »Der kriegt sich schon wieder ein. Bei mir in der Werkstatt gibt es einige, die so denken. Aber die sind trotzdem nett.«

			Clara und Pascal waren sich also einig. Stefan war für sie vielleicht ein bisschen zu laut und rechtspopulistisch, aber sonst ein ganz netter Kerl.

			Das eine schließt das andere nicht aus. Nur seine Ansichten verharmlosen, weil man jemanden sonst ganz gern mag? Das konnte ich mir damals nicht vorstellen. Gerade dann müsste man doch in ein Gespräch gehen …

			Lange Zeit hatte ich diese Begegnung vergessen. Als ich mich im Rahmen dieses Buches mit meiner eigenen Vergangenheit und den Berührungspunkten mit der AfD beschäftigte, kam mir die Begegnung mit Stefan, dem angeblichen Protestwähler, dann wieder in den Sinn.

			Was wohl aus ihm geworden ist seit damals?

			Protestiert er immer noch in der AfD gegen den Rest der Parteien?

			Ich rufe Clara kurzerhand an und frage nach.

			Sie freut sich, mal wieder von mir zu hören. Von Stefan hingegen wisse sie nur, dass er weggezogen sei. »Aber seine älteste Tochter, sie wohnt hier ein paar Häuser weiter. Ich spreche sie mal an.«

			Ein paar Tage später erkenne ich das Gesicht des Mädchens aus dem Garten wieder, allerdings nur auf dem Bildschirm, von wo aus mich die mittlerweile 18-jährige Isabel anschaut.

			Die Tochter

			»Mein Vater? Der ist in der AfD stecken geblieben.«

			Isabel ist viel erwachsener, als ich es mit 18 war, so zumindest mein erster Eindruck. Sie drückt sich bedächtig aus, reflektiert ihre Worte und hinterfragt sich. Bevor es zu diesem digitalen Gespräch kam, telefonierten wir ein paarmal, und ich erzählte ihr von meinem Buch und von meinem Interesse zu erfahren, was aus Stefan geworden sei. Sie wollte sehr gern darüber sprechen, weil sie selbst noch so viel aus ihrer Kindheit zu verarbeiten habe und sich heute manchmal frage, ob die Haltung Stefans auch sein Verhalten als Vater mitbestimmt habe.

			Ich freue mich, dass sie ihre Geschichte erzählen möchte:

			Stefan und Isabels Mutter trennten sich, als Isabel 13 Jahre alt war. Ein neues Jobangebot für Stefan folgte, und er zog in ein anderes Bundesland. Isabel blieb bei ihrer Mutter. Sie erinnere sich aber noch gut an Stefan, als sie noch zusammenwohnten.

			Die Familie habe damals die Aufgabe gehabt, ihn in seiner Überzeugung zu unterstützen. Das habe sich zum Beispiel so geäußert, dass Stefan ihr als Kind viel von seinen Gedanken zur AfD erzählte, sie erinnere sich an Sätze wie »Deutschland ist auch nicht mehr das, was es mal war«.

			Als sie deutlich jünger gewesen sei, sollte ein leer stehendes Haus in ihrer Nachbarschaft als Flüchtlingsunterkunft dienen. Ihr Vater sei darüber sehr verärgert gewesen, denn er habe keine Ausländer in seiner Nachbarschaft geduldet. So zog er los, sammelte Stimmen bei den anderen Nachbarn, ging von Haus zu Haus, verteilte AfD-Flyer gegen die Unterkunft. Isabel musste ihn dabei begleiten. Heute mache sie ihm rückblickend Vorwürfe, wie er sie zu so etwas habe mitnehmen können, es sei ihr fast peinlich. Mit seiner Forderung sei er nicht durchgekommen.

			Sie erzählt ferner von einer AfD-Veranstaltung, zu der die ganze Familie habe mitmüssen. Sie erinnere sich bruchstückhaft an die Reden, an Botschaften, die sie heute einordnen könne, nur damals habe sie die Wut ihres Vaters immer wieder überrascht. Im Nachhinein komme es ihr so vor, als habe er ihr schon als Kind eine ganz bestimmte Meinung mitgeben wollen.

			Stefan habe einen Freund gehabt, »der genauso dachte«, der öfter mal zu Besuch gekommen sei und dann viele rechtsextreme Parolen wiedergegeben habe bis hin zu: »Man sollte die alle an die Wand stellen.« Als Kind sei sie verängstigt gewesen, heute denke sie, damit könnte er wohl Ausländer*innen gemeint haben. Oder Politiker*innen.

			Als Stefan dann wegzog, sei sie auf eine gewisse Art erleichtert gewesen, ihre Eltern hätten sich viel gestritten. Als Kind dachte sie im gleichen Moment aber auch viel darüber nach, dass er eben immer so wütend gewesen sei und sie sich damit unwohl fühlte.

			Sie besuchte ihn dann ab und an in seinem »neuen Zuhause«. Sie erzählt, seine Äußerungen seien für sie nach und nach fast unerträglich geworden. Sie als seine Tochter solle sich nicht mit Migranten einlassen. Die deutsche Kultur dürfe sich nicht weiter vermischen, sonst sterbe sie aus.

			Stefan habe sich radikalisiert, meint sie, und ich frage mich, ob es an dem »Ventil« AfD lag oder ob es auch ohne diese Partei dazu gekommen wäre. Und was sein Argument, irgendwann endlich wieder alles sagen zu dürfen, damit zu tun hatte.

			Sie gestikuliert, argumentiert dagegen, sie verstehe ihren Vater nicht. Warum habe er sich in all den Jahren keine Gedanken darüber gemacht, dass er menschenfeindliche Züge an sich hatte? Wieso musste er das alles so sehr mit ihr teilen?

			Isabel erzählt mir, wie schwierig es heute für sie sei, an ihren Überzeugungen festzuhalten und einzuordnen, wie sich ihr Vater in ihrer Kindheit verhalten habe, wie er sich anderen Menschen gegenüber verhalten habe. Und was sie vor allem nicht verstehe, wie er dazu überhaupt gekommen sei. »Wir hatten doch alles.« Seine Wut und seine Menschenfeindlichkeit seien für sie unerklärbar.

			Sie glaubt, dass sie unterbewusst einige seiner Einstellungen übernommen habe, sie erwische sich immer wieder dabei, dass ihr Vorurteile in den Kopf kommen, wenn sie auf Migrant*innen treffe. Es passiere einfach, auch wenn sie es heute besser wisse.

			Sie möchte das nun als erwachsene Frau aufarbeiten.

			Sie glaubt im Übrigen, dass man nicht alle AfD-Sympathisant*innen über einen Kamm scheren darf. Aber was man eben auch nicht vergessen dürfe, seien die nahestehenden Personen. Sie liebe ihren Vater. Sie möchte eine Beziehung zu ihm. Nur: Wie solle sie verarbeiten, dass er versucht hat, seine Wut mit ihr zu teilen? Und habe sie überhaupt die Möglichkeit, ihn als Tochter davon zu überzeugen, dass Menschenfeindlichkeit niemandem etwas bringe?

			Nach diesem Gespräch kann man vermuten, dass Stefan wütend auf andere politische Kräfte gewesen ist, aber hinter all seinen Handlungen steckt dann wohl doch auch eine tiefere Überzeugung. Eine Überzeugung, die ihn – so können wir nur annehmen – schon länger begleitete. Vielleicht war sie schon immer da, resultierend aus seinen Ansichten zu einer überlegenen deutschen Kultur, und die AfD war der Grund, sie nun frei ausdrücken zu können.

			Was ich aber mit völliger Sicherheit sagen kann: Stefan war kein Protestwähler.

			Eine gefährliche Verharmlosung

			Betrachtet man die Geschichte als Ganzes, kann man den Eindruck gewinnen, dass Stefans Überzeugung mit dem Stempel »Protestwähler« heruntergespielt wurde. Aber warum? Wollten seine Mitmenschen, wie Clara und Pascal, nicht wahrhaben, was passiert ist? Oder wollen wir als Gesellschaft nicht begreifen, dass Menschen die AfD nicht nur aus einer Laune heraus wählen, sondern oft dann doch wegen ihrer Inhalte?

			Weil ich diese Frage einmal mehr nicht nur mit meinen Vermutungen beantworten, sondern das Thema mit Expertise untermauern möchte, habe ich mich an Julia Reuschenbach gewandt. Sie ist Politikwissenschaftlerin und forscht über Parteien und politische Kommunikation an der Freien Universität Berlin. Wir kennen uns noch von meinem ersten Podcast »Allgemein gebildet«, und sie ist immer wieder gern gesehener Gast in vielen Talkshows, weil sie – wie ich finde – die Dinge einfach und verständlich auf den Punkt bringt.

			Bei unserem digitalen Treffen ist das Erste, was sie sagt: »Der Begriff nervt mich. Das Erklärmuster dahinter nervt mich noch mehr.« Sie spricht mit viel Energie und zählt mir direkt auf, was sie daran so nerve. Es gebe so viel Forschung, Berichterstattung, Datenanalysen, und trotzdem halte sich das Narrativ des Protestwählers so hartnäckig, dass es immer wieder aus der Tasche gezogen wird.

			Sie erklärt, dass AfD-Wähler*innen bei diesem Narrativ oft in »die Protestwähler*innen« und »die Überzeugten« eingeordnet werden. Grundsätzlich impliziere diese Erklärung aber, dass es einen Gegensatz zwischen Protest und Überzeugung gibt. Und die Protestwähler*innen demnach keine Überzeugungen teilten, für die die AfD stehe. Aber eigentlich sei es doch so: Wenn man für oder gegen etwas protestiere, dann tue man das aus einer persönlichen Überzeugung heraus.

			Sie gibt ein einfaches Beispiel: »Wenn ich jetzt sage, ich wähle AfD aus Protest gegen die Migrationspolitik der Bundesregierung. Ich mache mein Kreuz bei der AfD, weil ich genau damit nicht einverstanden bin. Dann ist damit keineswegs gesagt, dass ich das, was die AfD in der Migrationspolitik propagiert, nicht auch in Einstellungen und gesellschaftlichen Normvorstellungen teile.«

			Kürzer: Ich protestiere gegen etwas, weil ich normalerweise für etwas anderes bin.

			In der Protestwähler-These sieht sie den Wunsch nach Vereinfachung und die berechtigte Hoffnung, dass man Menschen, die »nur protestieren« doch noch erreichen könne.

			Und nach dieser Logik, denke ich, könnte man »die Überzeugten« somit nicht mehr erreichen, vereinfacht ausgedrückt.

			Wenn Menschen von sich selbst sagen oder auch in Umfragen von Meinungsforschungsinstituten so antworten würden, dass sie aus Enttäuschung über die anderen Parteien die AfD gewählt haben, was ja in die gleiche Richtung wie Protest gehe, dann habe das auch etwas mit sozialer Erwünschtheit zu tun, sagt Julia Reuschenbach. Gerade in den letzten Jahren, als die AfD noch nicht so stark gewesen sei, sei diese Geschichte für einen AfD-Wähler leichter zu erzählen gewesen. Gegen etwas zu sein, das könnten eben mehr Menschen nachvollziehen. Aber zu sagen, man habe aus Überzeugung gehandelt, das provoziere Fragen nach den Gründen, die man vielleicht nicht beantworten möchte.

			»Das Gefühl der sozialen Erwünschtheit hat in letzter Zeit etwas abgenommen«, sagt Reuschenbach. »Die Partei hat ein steigendes Selbstbewusstsein, eine größere Relevanz entwickelt, und damit trauen sich AfD-Anhänger*innen auch, offener zu sprechen.«

			Im Sinne des Erkenntnisgewinns sei es misslich, wenn wir AfD-Wähler*innen in Schubladen stecken würden, denn dann würden wir eben weniger darüber erfahren, warum sie diese Partei wirklich wählten.

			Auch ich bin dieser Ansicht und halte es für entscheidend, den Beweggründen der AfD-Wähler*innen möglichst unvoreingenommen auf den Grund zu gehen. Genau deswegen habe ich dieses Buch geschrieben, denn Schublade auf, AfD-Wähler*innen rein und Schublade zu – das funktioniert nicht.

			Zum Abschluss ihrer Argumentation fügt sie hinzu, dass all das nicht heiße, dass es nicht auch Protestwähler*innen gibt. Die gebe es bei Wahlen auch bei anderen Parteien, wenn man von der aktuellen Regierung frustriert sei und eine demokratische Oppositionspartei wähle.

			Sie betont, wie wichtig es sei, immer zu differenzieren. Man müsse Zeit haben, Dinge zu erklären.

			Ein rechtsextremes Weltbild und die AfD

			Ein paar Tage nach meinem Gespräch mit Julia Reuschenbach erschien die Leipziger Autoritarismus-Studie 2024. Sie geht der Frage nach, wie sich rechtsextreme und autoritäre Einstellungen in Deutschland im Jahr 2024 entwickelt haben. Die Studie zeichnet ein Bild der aktuellen Stimmung in der deutschen Gesellschaft und zeigt dabei einmal mehr, dass es verharmlosend ist, von Protest zu sprechen.

			Nach der Studie nimmt die Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland ab. Neun von zehn Deutschen stehen hinter der Demokratie als Idee, jedoch sind nur noch 42,4 % zufrieden mit ihr. Im Gegensatz dazu waren es 2022 noch 57,7 %. In den ostdeutschen Bundesländern liegt der Wert bei 29,7 %. Die Wissenschaftler betonen, dass der Wert insgesamt noch nie so niedrig gewesen ist.

			Die Befragten fühlen eine gewisse Verdrossenheit gegenüber den Parteien und Politiker*innen, ihnen fehlen Möglichkeiten der Teilhabe.

			Der Aussage, dass »unter bestimmten Umständen eine Diktatur die bessere Staatsform sei«, stimmten 0,7 % voll zu, 3,6 % überwiegend zu, und 14,9 % können dieser Aussage teilweise zustimmen.

			4,5 % haben ein »geschlossenes rechtsextremes Weltbild«.

			Die Studie zeigt auch, dass Menschen mit diesem Weltbild immer häufiger die AfD wählen. Im Jahr 2020 waren es noch 20,1 %, 2024 sind es schon 56,8 %. Die AfD habe das Wähler*innenpotenzial also erfolgreich mobilisiert, schreiben die Verfasser der Studie.

			Sie schreiben: »Zwar hat die Verbreitung der rechtsextremen Einstellung nicht in dem Maße zugenommen, wie die Wahlerfolge der extrem-rechten AfD hätten vermuten lassen. Dennoch existiert mit der AfD eine Partei, die den in der Gesellschaft vorhandenen destruktiv-aggressiven Wünschen ein Politikangebot macht: Ihre Bindekraft hat zugenommen, und sie kann sich im Osten auf den Anteil derjenigen stützen, die seit Jahren Ressentiments teilen und nur auf die Legitimation warten, die Wut gegen Migranten, Juden, Homosexuelle oder ›Schwache‹ und ›Abweichende‹ zu richten. Was der AfD dadurch im Osten bereits gelang – neue Wählerschichten anzusprechen und an sich zu binden –, steht in Anbetracht des Anstiegs von Ausländerfeindlichkeit und Antisemitismus auch bei den anstehenden Wahlen im Westen zu befürchten.«7

			Es gibt also kein Grund mehr für eine Verharmlosung. Richtig?

			Ich male mir die Welt, wie sie mir gefällt

			Prof. Matthias Quent strahlt mich über den Bildschirm an und sagt: »Wir neigen dazu, die Welt ein bisschen schöner zu malen, als sie wirklich ist.«

			Nach all diesen Erkenntnissen hatte ich das Gefühl, wir bräuchten eine weitere Einordnung, und Matthias Quent nahm sich die Zeit für ein paar einleuchtende Erklärungen.

			Denn in diesem Zusammenhang ist die Frage doch eigentlich, warum wir die AfD immer und immer wieder verharmlosen, nicht nur indem wir andere Menschen als »Protestwähler« bezeichnen – das kann nur ein Symptom von vielen sein –, sondern auch weil wir im Alltag immer wieder schnell vergessen, wie gefährlich sie mit ihrem Hass und ihrem Gedankengut sein kann.

			Matthias Quent erzählte mir, dass wir manche Probleme nicht sehen wollen. Dass sei nicht nur bei der Politik der AfD der Fall, sondern auch bei anderen Themen wie Klimaschutz zum Beispiel.

			»Man kann das jetzt als Zweckoptimismus, als Naivität, als Hoffnung oder als Ohnmacht erklären. Sich das Gegenteil einzugestehen, würde bedeuten, dass man auch sich selbst, dass man die Gesellschaft und vielleicht auch unsere Geschichte noch einmal anders infrage stellen müsste.« Da sei es einfacher, zu verharmlosen und damit verbunden eventuell der Auseinandersetzung mit uns selbst und auch mit den gesellschaftlichen Problemen aus dem Weg zu gehen.

			Er fügt hinzu, dass es im parteipolitischen Raum dann auch darum geht, Wähler*innen nicht vor den Kopf stoßen zu wollen, wenn man ihnen zum Beispiel die Studienergebnisse der Autoritarismus-Studie vorhalten würde. Man kennt den Satz: »Wir können jetzt ja nicht alle in eine rechte Ecke stellen.« Die Sorge sei zu groß, dass sich die Einstellungen dann eher noch weiter verfestigen, weil die Menschen sich als nicht gesehen und Opfer der Situation fühlen würden.

			»Und da ist was dran«, sagt Quent. Auf jeden Fall insoweit, als dass Menschen, die vielleicht schon länger rechts eingestellt seien, die Reihen schließen und sich auch abschotten und nichts anderes mehr zulassen würden. Soziologisch spreche man davon, dass es so was wie eine Gruppenkohäsion gibt.

			Vielleicht versuche man auch, die Polarisierung abzumildern, indem man eine demokratiefeindliche Grundstimmung in großen Teilen der Wähler*innenschaft nicht benenne, um die Tür offen zu halten, sie zurückzuholen. Das sei ein nachvollziehbarer und auch taktisch sinnvoller Grund, der für ihn als Wissenschaftler allerdings nicht im Vordergrund stehe. Seine Aufgabe sei es, die Situation so zu benennen, wie die Situation wirklich sei.

			Die Analyse zeigt: Das Protestwähler-Narrativ allein greift viel zu kurz. Die Gründe, die Menschen zur AfD treiben, sind tief verwurzelt in Überzeugungen, Identitätsfragen und gesellschaftlichen Dynamiken. Der Begriff »Protest« verharmlost oft die Tragweite der Entscheidung und ignoriert die Ideologien, die Wähler*innen teilen oder unterstützen.

			Das muss Politik in den Blick nehmen. Wie das funktionieren kann, bespreche ich im nächsten Kapitel.
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Das Ende dieser Reise – der Optimismus, der uns bleibt

			Das Wahlverhalten von Menschen zu ergründen, ist sehr komplex. Die Wahlforschung steht vor der Herausforderung, diese Entwicklungen in theoretischen Modellen verständlich zu machen.

			Eine umfassende Analyse des Wahlverhaltens stellt dieses Buch allerdings nicht dar. Im Hinblick auf die gängigen Erklärungsmodelle folgt es jedoch am ehesten der Logik eines individualpsychologischen Erklärungsansatzes:

			Im Mittelpunkt steht die Identifikation mit einer Partei. Diese emotionale und oft langfristig stabile Bindung entsteht durch die Sozialisation in der Familie, im Freundeskreis oder in politischen Gruppen und wird maßgeblich durch die Wahrnehmung und Bewertung politischer Ereignisse geprägt. Neben dieser eher grundlegenden Verankerung spielen auch kurzfristige Faktoren wie die Bewertung von Kandidat*innen und Einstellungen zu aktuellen politischen Streitfragen eine Rolle. Für wen man sich bei einer Wahl entscheidet, ist also ein Zusammenspiel von langfristigen Prägungen und situativen Einflüssen.

			Gleichzeitig sind politische Überzeugungen laut diesem Modell aber auch wandelbar. Neue Begegnungen und alternative Perspektiven können festgefahrene Bindungen aufbrechen – und die Wahlentscheidung neu beeinflussen.1 Diese Hoffnung verfolge ich auch.

			Warum wählen Menschen also die AfD?

			Die Antworten, die ich darauf gefunden habe, sind so vielfältig wie die Geschichten der Menschen, denen ich in den Gesprächen dieses Buches begegnet bin.

			Mit jeder Begegnung öffnete sich für einen Moment ein Fenster – und gab damit die Sicht auf verschiedene und ganz individuelle Lebensrealitäten frei. Diese sind, so mein Eindruck, zumeist geprägt von negativen oder belastenden Gefühlen wie Ängsten, Sorgen, Wut, aber auch empfundenen Unsicherheiten, Ungerechtigkeiten, Identitätsfragen oder eben grundlegenden Überzeugungen. Was sich jedoch wie ein roter Faden durchzieht, ist die jedenfalls für mich wesentliche Erkenntnis, dass es selten nüchtern-rationale Abwägungen sind, die dazu führen, die AfD als Problemlöserin zu akzeptieren.

			In meiner Wahrnehmung sind es emotionale Beweggründe und Argumente, die meine Gesprächspartner*innen für die Erzählungen der AfD empfänglich machen und in deren Zusammenhang sie schlussendlich handeln. Die AfD emotionalisiert stark.

			Und das ist, so meine Schlussfolgerung, auch der Grund, warum rein rational ausgerichtete Argumente bei den potenziellen AfD-Wähler*innen weniger Resonanz entfalten. Diese emotionalen Motive wirken wie ein Filter auf die Realität, durch den Fakten und rationale Argumente kaum hindurchdringen. Es entsteht eine Art Parallelwelt oder zweite Wahrheit.

			Damit scheint auch eine Verschiebung einherzugehen, was als plausibel angesehen wird.

			Gleichzeitig birgt jede der vorgebrachten Erzählungen ihre eigene Logik – und genau das macht es so schwer, eine allgemeingültige Antwort zu formulieren, warum Menschen AfD wählen.

			Was ich jedoch gefunden habe, ist die Möglichkeit, die Perspektive zu wechseln, wenn auch nur für die Dauer eines Gesprächs. Und das ist es, was ich mit diesem Buch anbieten kann.

			Darin liegt auch eine wichtige Erkenntnis: Die Gründe, warum Menschen die AfD wählen, sind ebenso komplex wie die Sichtweisen unserer Gesellschaft. Vereinfacht man diese in zu grobe Einteilungen, verlieren sie erheblich an Aussagekraft. Und diese Sichtweisen sollten wir kennen, um zu begreifen, wie sie entstehen, um dort mit neuen Ideen anzusetzen.

			Es ist für uns Menschen von unschätzbarem Wert, wenn wir Zugang zu den Lebensrealitäten und Bedürfnissen anderer haben. Wenn wir verstehen, wie sie in ihren jeweiligen Lebenslagen, Milieus und sozialen Kontexten geprägt werden, schafft das die Grundlage für ein verbundenes Zusammenleben. Nur wenn wir anerkennen, dass wir alle Teil derselben Gesellschaft sind, verhindern wir, dass wir uns voneinander entfremden, und bleiben offen dafür, die Zukunft gemeinsam zu gestalten.

			Dieses Buch ist deshalb auch eine Einladung zum Nachdenken, wie ein gemeinsamer Zukunftsentwurf aussehen könnte. Es fordert dazu auf, die emotionale Ebene in den Blick zu nehmen, die unsere Debatten prägt, und die Komplexität der Lebensrealitäten anzuerkennen, die hinter jeder Wahlentscheidung steht. Nur so können wir die Ursachen für gesellschaftliche Spaltungen verstehen – und gemeinsam überlegen, wie wir sie überwinden können.

			Mit dieser Einsicht möchte ich euch drei zentrale Erkenntnisse mitgeben. Nicht als abschließendes Fazit, sondern als Anstoß, die Diskussion über unsere Gesellschaft, unsere Demokratie und unser Zusammenleben fortzusetzen – und euch eine eigene Meinung dazu zu bilden.

			1. Erkenntnis: Verdammt viel Glück gehabt

			Ich wurde im Oktober 1990 im Westen Deutschlands geboren. Fließend Wasser, Strom, Krankenversicherung, Gesundheitsversorgung, Zugang zu Bildung, innere Sicherheit und Frieden – all das war einfach da, ohne dass ich dafür einen Finger krümmen musste. Eine Realität, die viele von uns teilen. Und doch ist das keine Selbstverständlichkeit. Wie wir aufwachsen, welche Chancen wir zum Start unseres Lebens haben, ist nicht unser Verdienst. Es ist Zufall – oder, wer das so nennen möchte, Schicksal.

			Dieser Zufall hat aber auch Auswirkungen auf unsere Sozialisation, also die Prozesse, die uns zu dem machen, was wir heute sind. Unsere Sozialisation ist ein Zusammenspiel aus biologischen Anlagen, guten wie schlechten Erfahrungen und sozialen Kontexten, geprägt von Faktoren wie: Sind unsere Eltern reich oder arm? Werden wir als Kind mit ihren Sorgen konfrontiert? Haben wir Freunde im Kindergarten? Unterstützt uns jemand bei den Hausaufgaben? All diese kleinen und großen Einflüsse prägen unser Denken und Handeln.

			Der Soziologe Klaus Hurrelmann versteht darunter »den Prozess, in dessen Verlauf sich der mit einer biologischen Ausstattung versehene menschliche Organismus zu einer sozial handlungsfähigen Persönlichkeit bildet, die sich über den Lebenslauf hinweg in Auseinandersetzung mit den Lebensbedingungen weiterentwickelt. Sozialisation ist die lebenslange Aneignung von und Auseinandersetzung mit den natürlichen Anlagen, insbesondere den körperlichen und psychischen Grundlagen, die für den Menschen die ›innere Realität‹ bilden, und der sozialen und physikalischen Umwelt, die für den Menschen die ›äußere Realität‹ bilden.«2

			Diese Prägung, diese Codierung, ist niemals nur Ergebnis unserer Gene. Sie ist vielmehr das, was unsere Umwelt uns vermittelt: Werte, Normen, Erfahrungen – und nicht zuletzt Herausforderungen, mit denen wir konfrontiert werden. Genau diese Codierung beeinflusst, wie empfänglich wir für bestimmte Weltbilder werden – seien sie offen und demokratisch oder ausgrenzend und populistisch.3

			Also, was heißt das? Die äußere und innere Realität codiert uns Menschen im Laufe des Lebens. Diese Codierung – eine Mischung aus Erlerntem und Erlebtem – beeinflusst, wie wir die Welt wahrnehmen und welche politischen Überzeugungen uns ansprechen.

			Für manche Menschen führt eine bestimmte Codierung dazu, dass sie sich in den Botschaften der AfD stärker wiederfinden als andere. Wer sich abgehängt fühlt, wer Frustration über den Staat empfindet, oder wer seine Identität bedroht sieht, wird wohl empfänglicher sein für einfache Antworten und klare Feindbilder als jemand, der selbstbestimmt und ohne Abstiegsängste durchs Leben geht.

			So zeigen Studien zur Fremdenfeindlichkeit, dass Kinder und Jugendliche, die in einem Umfeld aufwachsen, das von Vorurteilen geprägt ist, solche Einstellungen mit höherer Wahrscheinlichkeit übernehmen. Sozialisation spielt hier eine entscheidende Rolle. In Familien oder sozialen Gruppen, in denen Stereotype und Abwertung verbreitet sind, verfestigen sich diese Denkmuster oft.4

			Die AfD hat verstanden, wie sie diese Unsicherheiten gezielt anspricht. Sie bietet vermeintliche Lösungen, die auf den ersten Blick plausibel wirken, aber oft Ängste verstärken und in der Wirklichkeit sogar gegen die eigenen Interessen gehen würden.

			Denken wir an Stefan zurück, der die AfD zunächst als »Aufbruch« sah, um gegen die vermeintliche Alternativlosigkeit der etablierten Politik zu protestieren. Seine Wut auf das System und die Sehnsucht nach Einfluss und Anerkennung trieben ihn in eine Partei, die sich als Ventil für seine Frustrationen anbot. Doch diese anfängliche Rebellion entwickelte sich weiter: Stefans Engagement bei der AfD verwurzelte sich in Überzeugungen, die zunehmend radikaler wurden – von Kritik an der EU bis hin zu rassistischen und nationalistischen Ansichten. Die AfD vertritt Stefans Interessen nur oberflächlich und in der Rhetorik, nicht aber in der Substanz, denn die AfD bietet kaum tragfähige Konzepte für wirtschaftliche oder gesellschaftliche Probleme.

			Oder Erfahrungen von Menschen wie Frank oder Lea, die in diesem Buch widerspiegeln, dass viele AfD-Wähler*innen ihre Entscheidung oft auch aus spezifischen Ängsten und Wahrnehmungen heraus treffen: wirtschaftliche Unsicherheit, kultureller Wandel oder der Verlust nationaler Identität. Diese Ängste werden von der AfD gezielt aufgegriffen und instrumentalisiert, sei es durch die Konstruktion von Feindbildern oder durch das Angebot vermeintlich einfacher Lösungen für komplexe Probleme.

			Doch Vorsicht, hier liegt die Gefahr der Vereinfachung: Nicht jede Wählerentscheidung ist nur ein Symptom von Angst, Frustration oder Unsicherheit. Manche AfD-Wähler*innen wie Inge fühlen sich bewusst gut in der Partei aufgehoben, weil sie dort eine Heimat für ihre Überzeugungen gefunden haben. Für sie steht die AfD für Werte wie Familie, Ordnung und nationale Identität – und das ist keine bloße Protesthaltung oder Sorge, sondern Ausdruck einer tiefen Identifikation mit etwas, so vermute ich jedenfalls. Ob es am Ende dann wirklich Überzeugungen sind oder sich auch darin ein Wunsch nach Exklusivität oder Abgrenzung zu anderen manifestiert, darüber kann ich nur spekulieren.

			Es gibt aber auch Menschen, die von Unsicherheit betroffen sind, aber andere Wege wählen – sei es, weil sie in einem Umfeld aufgewachsen sind, das Solidarität statt Ausgrenzung gefördert hat, oder weil sie durch Bildung Zugang zu Perspektiven für ein eher selbstbestimmtes Leben erhalten haben. Ich denke dabei an Isabel.

			Die Annahme also, dass diese Codierung immer festgelegt ist, greift zu kurz. Menschen sind keine bloßen Produkte ihrer Umwelt; sie besitzen eigene Handlungsfähigkeit – die Fähigkeit, sich selbst zu reflektieren und zu verändern. Doch diese Veränderung geschieht nicht in einem Vakuum. Sie erfordert, dass Gesellschaft und Politik Räume schaffen, in denen Perspektiven gewechselt, Alternativen aufgezeigt und Ängste ernst genommen werden können. Das bedeutet Arbeit, denn dabei muss man unterdessen die Lügen der AfD entzaubern, um Gehör zu finden.

			Gleichzeitig müssen wir anerkennen, dass Veränderung nicht nur eine Frage von sozialen oder wirtschaftlichen Umständen ist. Manche wählen die AfD aus Überzeugung für ihre Inhalte, andere, weil sie sich durch ihre rechtsextremen Parolen bestärkt fühlen, sich gar mit solchen identifizieren. Auch wenn man allen Menschen Räume für Veränderung anbieten würde, bedeutet das nicht, dass alle diese annehmen wollen oder können. Eine nachhaltige Auseinandersetzung muss beide Gruppen differenziert betrachten.

			Ich möchte noch einen weiteren Punkt anbringen, der mich schon lange umtreibt: Es gibt Menschen, die aus ihrem zufälligen Geburtsort in diesem Land einen Anspruch ableiten, der ihnen angeblich mehr Rechte als anderen einräumen würde – jenen, die von außen kommen und Teil dieser Gesellschaft werden wollen. Das Gefühl, qua Geburt mehr zu verdienen, weil man Teil der jeweiligen nationalen Mehrheitsgesellschaft ist, ist tief in einigen individuellen und kollektiven Denkmustern verwurzelt und wird von extrem rechten Parteien wie der AfD gezielt angesprochen. Sie befeuern die Überzeugung, dass Zugehörigkeit und Rechte nicht durch das Handeln, sondern durch das Herkunftsland bestimmt sind.

			Der Wunsch nach Zugehörigkeit zu einer Gruppe oder Gemeinschaft ist auch historisch verbreitet. Das allerdings an die Zugehörigkeit eines Staates zu knüpfen, ist gar nicht mal so alt, denn Nationalstaaten sind eine recht junge Erfindung, die zu Beginn auch in der Regel nicht durch ein »Volk« mit durchgängig gleicher Kultur bewohnt wurden. Diese Einheitlichkeit wurde meist mit Zwang oder Gewalt hergestellt, basierend auf der erfundenen Vorstellung, was das Volk denn sein solle. Es wurde also nur durch Abgrenzung von anderen überhaupt wahr und sichtbar.5 Das liefert vielleicht die Basis für die These, dass es da draußen die einen gibt, die genau diese Zugehörigkeit zum »deutschen Volk« suchen, und am anderen Ende diejenigen, die kulturell eher die Wahl haben wollen. Das passt nur schwer unter einen Hut.

			Gleichzeitig kann aus dieser Selbstverständlichkeit eine Unsicherheit entstehen: Wenn andere Menschen, die »nicht von hier sind«, ebenfalls Teil dieses Wohlstands werden wollen, den wir oft auch aus guten Gründen als endlich betrachten und nicht für alle ausreichend, wächst bei manchen die Angst, etwas zu verlieren. Diese Ängste, gespeist durch das Gefühl einer besonderen Geburt, machen empfänglich für rechte und rechtspopulistische Ideologien.

			Die Vorteile, die uns durch unsere Geburt in diesem Land zuteilwurden, verpflichten uns, diese nicht nur zu bewahren, sondern auch mit anderen zu teilen. Nach dem Zweiten Weltkrieg waren es internationale Hilfen, demokratische Werte und eine klare Verpflichtung zu Frieden und Menschenrechten, die unser Land wieder auf die Beine brachten. Diese Geschichte und unser Grundgesetz mahnen uns dazu, nicht nur zu bewahren, was wir haben, sondern es aktiv weiterzugeben – sei es durch Offenheit, Gerechtigkeit oder die Bereitschaft, gesellschaftliche Herausforderungen solidarisch anzugehen. In der Bereitschaft, uns als Gesellschaft weiterzuentwickeln – sowohl individuell als auch gemeinsam –, liegt die Möglichkeit, diese Errungenschaften auch für kommende Generationen zu sichern.

			Dazu passt die schöne Beschreibung aus dem Kinderbuch Die Geschichte von Elenis Konfetti von Daniela Leidig:

			»Stell dir vor, du hast beide Hände voll Konfetti. Mach die Augen zu und schmeiß es hoch in den Himmel. Tausende fröhliche Blättchen tanzen knisternd durch die Luft, trudeln, segeln und landen sanft auf dem Boden.

			Überall. Und so ist es auch mit dem ›Aufdieweltkommen‹. Babys werden überall auf der Erde geboren – es ist Zufall, wo man landet.«6

			2. Erkenntnis: Wirf das Stöckchen weg

			Wenn wir verstehen, wie sehr unsere Sozialisation und die Umstände unserer Geburt unser Weltbild prägen, dann wird klar: Das Gefühl von Sicherheit und Zugehörigkeit darf kein Zufall bleiben. Doch genau hier liegt das Problem. Viele Menschen fühlen sich nicht mehr gehört oder gesehen – und wenden sich deshalb einfachen Antworten und populistischen Versprechen zu. Die Zustimmung zur AfD ist also, neben rechtsextremen Überzeugungen, die dort ihre Heimat gefunden haben, auch als Symptom der gesellschaftlichen und politischen Herausforderungen zu sehen. Herausforderungen, die nach den Erzählungen eine andere Umgangsweise und Räume gebrauchen könnten, damit ernsthafte Lösungen für die Gesellschaft besprochen werden und Gegenentwürfe zur AfD-Politik entstehen können.

			Wenn man dem Erklärungsansatz Glauben schenken möchte, dass Menschen ihre Einstellungen ändern könnten, wenn sie sich mehr verstanden und ernst genommen fühlen, dann liegt die Verantwortung besonders bei der Politik. Sie kann zwar nicht alle Krisen heilen, aber sie kann durch bessere Kommunikation Vertrauen aufbauen und proaktiv agieren, anstatt nur zu reagieren.

			Gleichzeitig kommt es auf die richtigen Konzepte an. Denn wenn wir wirklich erreichen wollen, dass Menschen ihre Überzeugungen überdenken, den Draht zur Demokratie nicht verlieren und sich in der Gesellschaft wieder gesehen und gehört fühlen, dann muss die Politik konkrete, tragfähige Lösungen präsentieren.

			Doch wie könnte das aussehen?

			Matthias Quent beschrieb in unserem Gespräch, dass die Demokratie weiterentwickelt werden muss, um wieder integrativer zu sein. Dabei gehe es nicht nur um Rechtsaußenwähler*innen, sondern auch darum, gesellschaftliche Widersprüche und objektive Missstände abzubauen – etwa in den Bereichen Bildung, Verkehr und Klimaschutz.

			Wir würden stark auf die Rechtsaußen schauen, weil die sehr laut seien, aber wenn man noch weiter gucke, dann sähen wir, dass noch viel mehr Leute extrem unzufrieden seien. Und zwar aus allen möglichen berechtigten Gründen.

			Die Aufgabe demokratischer Kräfte besteht also darin, konkrete Lösungen für die Ängste der Menschen anzubieten – Lösungen, die auf einem solidarischen und inklusiven Narrativ aufbauen.

			Es würde bedeuten, dass Politik reale Ängste sehen muss. Die jährliche Studie von »Die Ängste der Deutschen« der R+V Versicherung von 2024 fasst diese noch einmal treffend zusammen: steigende Lebenshaltungskosten, Überforderung des Staats durch Geflüchtete, unbezahlbares Wohnen, Spannungen durch Zuzug von Ausländer*innen und Steuererhöhungen.7 Diese Ängste müssen ernst genommen werden.

			Es lässt sich allerdings beobachten, dass etablierte Parteien diesen Notwendigkeiten nicht ausreichend entsprechen, sondern mit Blick auf den AfD-Erfolg ihre Kommunikation teilweise adaptieren. Damit springen sie gewissermaßen über das Stöckchen, das ihnen die AfD hinhält.

			In Kapitel 2 habe ich bereits über die Angst vor drohendem Machtverlust konservativer Kräfte gesprochen und dass sie versuchen, diesen abzuwenden, indem sie im politischen Diskurs Sachlichkeit immer wieder gegen Populismus eintauschen, was im Endeffekt zur Normalisierung der AfD beiträgt.

			Und dabei ist unter anderem der CDU-Vorsitzende Friedrich Merz mit rechtspopulistischen Aussagen, die ich zuvor schon wiedergegeben habe, nicht allein. Der CSU-Vorsitzende und Ministerpräsident in Bayern, Markus Söder, rief im September 2024 etwa von einer Bühne: »In vielen deutschen Vorstädten fühlt sich der eine gar nicht mehr daheim und nicht mehr ganz sicher, in welchem Land er eigentlich lebt.« Oder auch: »Das ist unser Land, meine Damen und Herren! Und unser Land muss von uns geprägt und geführt werden.«8 Oder Jens Spahn (CDU), der sagte im August 2024 bei Markus Lanz: »Wer halb Kalkutta aufnimmt, der hilft nicht Kalkutta, der wird Kalkutta«, dabei Peter Scholl-Latour paraphrasierend.9 Man hat das Gefühl, da könnte sich Maximilian Krah mit seiner Aussage direkt einreihen: »Wenn man heute in Merseburg umsteigt, von Halle rede ich gar nicht […] ist es noch unsere Heimat?«10

			Ich frage mich, wie lange diese Rhetorik noch trägt. Man stelle sich vor, dass sich freiheitsorientierte Menschen gar nicht der Seite derer zuordnen lassen wollen, die sie versuchen zu umgarnen.

			Georg Restle, der Redaktionsleiter des Magazins Monitor im WDR sagt: »Wer glaubt, durch Verschärfungen in der Migrationspolitik könne man der AfD das Wasser abgraben, hat das Kalkül populistischer Rechtsextremisten noch immer nicht verstanden. Im Zweifelsfall wird einfach die nächste ›Sau durchs Dorf‹ getrieben.« Als Themen dafür nennt er Ukraine, LSBTIQ* oder die EU.11

			Damit meint er, etablierte Parteien würden nicht gewinnen, wenn sie AfD-Rhetorik nachplapperten. Sie stärkten damit eher das Original.

			Das zeigt auch eine Studie der Politikwissenschaftler Denis Cohen (Uni Mannheim), Werner Krause (Uni Wien) und Tarik Abou-Chadi (Uni Oxford) von 2022. Die Wissenschaftler haben anhand von Wahl- und Umfrageergebnissen aus zwölf westeuropäischen Ländern in der Zeit zwischen 1976 und 2017 untersucht, wie erfolgreich etablierte Parteien mit dieser Strategie sind, wenn sie sich extrem rechten Kräften anpassen. Der Wissenschaftler Denis Cohen sagt: »Die Annäherung an rechtsradikale Positionen ist keine gute Idee, weil sie mehr Wähler*innen in die Arme der radikalen Rechten treibt, als etablierte Parteien umgekehrt zurückgewinnen können.«12

			Was sollten sie also stattdessen tun?

			Als ich mit der Journalistin Valerie Schönian darüber sprach, was ostdeutsche Bundesländer jetzt benötigen würden, sagte sie: »Wenn die Menschen in der Demokratie die Wahl haben, brauchen sie zunächst einmal eine Auswahl.«

			Wenn Parteien jedoch die Themen der AfD übernehmen, entsteht das Bild eines politischen Einheitsbreis, in dem Unterschiede verschwimmen. Das führt zu weiterer Enttäuschung und verstärkt das Gefühl, dass nur die AfD echte Alternativen bietet.

			Die Sorgen der Menschen gehen jedoch weit über Migration hinaus. Im ARD-DeutschlandTrend sorgen sich 83 % der Befragten um die wirtschaftliche Lage in Deutschland, und nur 15 % glauben, dass wir in einem Jahr besser dastehen. 37 % sorgen sich darum, sich die Miete ihrer Wohnung nicht mehr leisten zu können. 46 % haben Angst, ihren Lebensstandard nicht halten zu können. Die Sorge um die wirtschaftliche Lage ist auf Platz eins, gefolgt von Flüchtlings- und Asylpolitik und Frieden und Außenpolitik.

			Und was uns der ARD-DeutschlandTrend auch zeigt: Die AfD gewinnt auf allen Politikfeldern an Vertrauen bei Wähler*innen hinzu. Gerade jüngere Menschen trauen der AfD mehr zu, ihre Probleme zu lösen.13

			Sich des Themas Migration und der Sorgen der Menschen anzunehmen, könnte das nicht auch bedeuten, eine Migrationspolitik zu machen, die diese Sorgen ernst nimmt und sich gleichzeitig nicht auf Abschreckung beruft, sondern auch auf Solidarität? Und die Menschen bei ihrer Entscheidungsfindung mitnimmt?

			Zeit Online berichtete, dass Ex-Kanzlerin Angela Merkel den Migrationskurs von Friedrich Merz kritisierte: »Es ist doch eine Illusion, anzunehmen, alles wird gut, wenn wir Flüchtlinge an der deutschen Grenze zurückweisen.« Ohne die Offenheit und Veränderungsbereitschaft der aufnehmenden Gesellschaft könne es keine Integration geben, meint sie.14

			Es braucht bessere Antworten auf die gesellschaftlichen Herausforderungen als die stigmatisierenden, verkürzenden und spaltenden der AfD. Es braucht diese Antworten, um ihr den Nährboden zu entziehen.

			Julia Reuschenbach sagte im Gespräch zu mir, dass die etablierten Parteien lernen müssen, ihre Politik als eigenen Entwurf zu erzählen, die AfD einfach mal zu ignorieren und eigene Zukunftsvisionen anzubieten, die für Menschen programmatisch nachvollziehbar seien, die konsistent seien, die keine Scheinlösungen beinhalten würden, die belastbar seien.

			Zu diesem Buch habe ich mich sehr eng und nah mit der Journalistin Ann-Katrin Müller vom Spiegel ausgetauscht, die mir an der einen oder anderen Stelle auf die Sprünge geholfen hat. Ich schätze ihre Arbeit sehr, und viele ihrer Artikel findet ihr auch in den Endnoten. Anfang Oktober habe ich sie in ihrem Büro in Berlin besucht, und neben einem allgemeinen Gespräch über die AfD fragte ich sie auch, was sie meine, wie Politik sich ändern müsse.

			Sie resümierte, zum einen müsse man mehr Sozialpolitik machen. Themen wie die Wohnungsnot, Gehaltsgerechtigkeit oder der Ausbau von Kitas seien zentrale Baustellen, die spürbar angegangen werden müssten.

			»An allen Ecken wurde im Land gespart«, sagte sie, und das spüre man besonders in Bereichen wie dem öffentlichen Nahverkehr, der Deutschen Bahn oder bei grundlegender Infrastruktur wie Schulen. Wenn der Bus nicht mehr fährt oder Schulklos seit Jahrzehnten ein Problem sind, habe die AfD es leicht zu behaupten, dass »alles den Bach runtergeht« und es radikale Antworten brauche.

			Besonders kritisch sieht Ann-Katrin Müller, wie rechtsextreme Akteure normalisiert werden und ihre Botschaften in den Mainstream gelangen. Über soziale Netzwerke, Medien, aber auch politische Akteure würden immer mehr Themen und zum Teil auch die Sprache der AfD übernommen, das lasse sie weniger radikal erscheinen. »Wenn die CDU behauptet, die Ampel sei eine Gefahr fürs Land, hilft das nur der AfD.«

			Letztlich sei die einzige Lösung, dass die Regierung endlich spürbare Erfolge vorweist. Das müsse kontinuierlich geschehen, angefangen bei kleinen, greifbaren Erfolgen bis hin zu einer grundlegenden Verbesserung der Sozialpolitik. Nur so könne der Diskurs wieder in die Mitte gerückt werden – weg von den extremen Rechten, die zunehmend den Ton angeben würden. Die Botschaft der demokratischen Parteien müsse klar sein: »Die AfD hat keine Lösung, und wir zeigen, dass es anders geht.«

			In eine ähnliche Richtung argumentiert Isabella Weber, Professorin für Ökonomie an der University of Massachusetts Amherst, in einem Gastbeitrag bei Zeit Online. Sie sagt, die Politik und auch die Bundesregierung dürften die finanziellen Nöte der Bürger*innen nicht länger ignorieren, sonst würden die Populisten gewinnen. Sie unterstreicht, dass der Aufstieg rechtspopulistischer Parteien wie der AfD in Deutschland und Donald Trumps erneuter Wahlsieg in den USA auf ein gemeinsames Problem hinweisen: eine verfehlte Wirtschaftspolitik, die die Sorgen der Bürger*innen über steigende Lebenshaltungskosten ignoriert. Weber argumentiert, dass Demokratien ihre Bürger*innen besser vor wirtschaftlichen Krisen schützen müssen, um die politischen Folgen wie die Stärkung populistischer Kräfte zu verhindern.15

			Zusammengenommen deuten die gehörten Aussagen der Expert*innen in die folgende Richtung, die keine neue, aber eine wichtige Erkenntnis ist: Will man den Erfolg der AfD brechen, muss gehandelt werden. Die zentrale Aufgabe der demokratischen Parteien besteht darin, die Ängste und Sorgen der Menschen zu hören. Es geht darum, diese Ängste nicht zu ignorieren oder zu verharmlosen, sondern sie ernst zu nehmen und den Dialog dort zu beginnen, wo die Menschen stehen, und sie dort abzuholen, wo sie sind – in ihren individuellen Lebensrealitäten.

			Stattdessen beobachten wir jedoch häufig den Versuch der etablierten Parteien, die Rhetorik der AfD zu adaptieren in der Hoffnung, verlorenes Vertrauen zurückzugewinnen. Dabei geben die etablierten Parteien ihre eigenen Positionen auf, in der Folge verschiebt sich der Diskurs nach rechts, ohne dass sie dafür den erhofften Zuspruch bekommen. Die Probleme der Menschen bleiben bestehen, und an den Ursachen, die viele in die Arme der AfD treiben – wirtschaftliche Unsicherheit, das Gefühl politischer Ohnmacht oder kulturelle Überzeugungen –, ändert sich dadurch nichts. Und so bleibt die AfD für viele das »Original«.

			Meiner Beobachtung nach dürfen demokratische Parteien nicht bloß reagieren oder kopieren. Sie müssen eigenständige Konzepte entwickeln, die nicht nur Symptome bekämpfen, sondern die strukturellen Ursachen dieser Ängste angehen. Lösungen für wirtschaftliche Sicherheit, Rente, Migration, Identität, Zusammenhalt. Das heißt: Sie müssen diese Buzzwords mit konkreten Zukunftsversprechen füllen.

			Und sie müssen diese Konzepte so präsentieren, dass sie Vertrauen schaffen – durch Klarheit, Konsequenz und eine echte Verbindung zu den Lebensrealitäten der Menschen. Wer weiterhin versucht, die AfD mit ihren eigenen Mitteln zu schlagen, läuft Gefahr, sowohl die Glaubwürdigkeit als auch die eigene politische Identität zu verlieren. Stattdessen müssen demokratische Parteien zeigen, dass sie eine kraftvolle, lösungsorientierte Alternative bieten können, die das Vertrauen in die Demokratie stärkt und den Raum für populistische Erzählungen verkleinert.

			Eine AfD mit mehr Macht oder politischer Verantwortung wäre nicht nur eine Gefahr für Minderheiten und die gesellschaftliche Vielfalt, sondern auch für unsere Demokratie als Ganzes. Ihre Politik basiert auf Ausgrenzung, Vereinfachung und einer Rhetorik, die mehr spaltet, als sie verbindet. Mit realer Macht würde sich diese destruktive Politik in konkrete Entscheidungen verwandeln: ein Rückbau von Rechten, eine Verschärfung gesellschaftlicher Konflikte und eine Isolation Deutschlands in Europa.

			Die Autorin Anne Rabe schreibt, Rechtsextreme täten jeden Tag etwas, um dieses Land zu verändern. »Und so sehr man auch von allen Seiten bemüht ist, sie zu verharmlosen, sie einzuhegen und erträglich zu machen, sie sprechen offen aus, was sie denken, und sie kündigen an, was sie tun werden.«16

			Sie werden jeden Tag ein Stück normaler, ihre Botschaften dringen jeden Tag mehr in unseren Alltag ein. Das ist der Normalisierungsgewinn, von dem Prof. Wilhelm Heitmeyer sprach. Die AfD wird nicht so schnell verschwinden, ihre Wählerschaft wird weiter Teil der Gesellschaft sein.

			Was noch nicht geklärt ist: Wie erfolgreich wird die Partei sein?

			Die AfD ist eine Warnung an uns alle. Ihre wachsende Zustimmung zeigt, wie wichtig es ist, die Ursachen für die gesellschaftliche und politische Unzufriedenheit anzugehen. Ein Verbot der AfD, das zunehmend diskutiert wird, könnte zwar ein deutliches Zeichen setzen, löst aber nicht direkt die Probleme, die Menschen dazu bringen, sie zu wählen.

			Wenn wir verhindern wollen, dass die AfD mehr Macht gewinnt, brauchen wir konkrete Maßnahmen.

			Die zentrale Aufgabe bleibt: Menschen dort abzuholen, wo sie stehen – mit klaren Konzepten, die nicht spalten, sondern eine gemeinsame Zukunft ermöglichen.

			3. Erkenntnis: Das Konzert für die Mitte

			AfD-Wähler*innen zählen sich zu großen Teilen zur Mitte der Gesellschaft. Das habe ich immer wieder in meinen Begegnungen gehört. Nur passt diese Selbsteinschätzung mit der wissenschaftlichen Definition zusammen?

			Der Begriff »Mitte der Gesellschaft« beschreibt eine ideologische Verortung, die mit Stabilität, Demokratie und Normalität assoziiert wird – eine Position, die sich gegen Extremismus wendet. Laut Herfried Münkler, emeritierter Professor für Theorie der Politik am Institut für Sozialwissenschaften an der Humboldt-Universität Berlin, ist das Bild in der politischen Mentalität festgeschrieben. Er erklärt in einem Artikel für die Bundeszentrale für politische Bildung, dass sich die Mitte historisch als »Scharnier« zwischen entgegengesetzten politischen Polen etabliert hat und dadurch besonderes Vertrauen in demokratischen Gesellschaften genießt.17

			Die Mitte der Gesellschaft braucht also eine neue Erzählung, so meine Annahme – eine, die Mut macht, verbindet und konkrete Lösungen bietet. Sie muss ein Raum sein, der nicht durch Abgrenzung definiert wird, sondern durch Zusammenhalt, Offenheit und eine gemeinsame Zukunftsvision. Wenn es gelingt, die Mitte mit Hoffnung und Zuversicht aufzuladen, kann sie wieder ein Anziehungspunkt werden – ein Ort, der Menschen nicht nur auffängt, sondern sie begeistert.

			Doch warum ist das so entscheidend? Weil Engagement und politische Teilhabe durch Emotionen befeuert werden. Menschen wollen nicht nur Probleme bewältigen, sie wollen auch für etwas Größeres stehen. Das Bedürfnis nach Gemeinschaft und Handlungsfähigkeit treibt sie an – sei es bei Konzerten, auf Demonstrationen oder in politischen Bewegungen.

			Ich habe das auf beeindruckende Weise im Herbst 2024 in den USA erlebt, als ich nach North Carolina reiste, einem der entscheidenden Swing States, um die Präsidentschaftswahl zwischen Kamala Harris und Donald Trump aus nächster Nähe zu beobachten. Was mich dort am meisten beschäftigte, war nicht nur die Polarisierung der Lager in diesem Wahlkampf, sondern die Kraft der Hoffnung, die Harris auf ihren Rallies vermitteln konnte. Auch hier beobachtete ich emotionale Rhetorik.

			Am 29. Oktober stand ich mit über 75 000 Menschen vor dem Weißen Haus. Die Stimmung war elektrisierend: Menschen tanzten, jubelten, lachten – sie fühlten sich als Teil von etwas Größerem, getragen von der Botschaft einer gemeinsamen Zukunft. Harris sprach mit klaren Worten und einer emotionalen Nähe, die ihre Anhänger*innen spüren ließ, dass ihre Sorgen gehört wurden. Eine Teilnehmerin brachte es auf den Punkt: »Harris steht für Hoffnung, Trump für Untergang.«

			Das stand in krassem Kontrast zu den Trump-Rallies, die ich ebenfalls besuchte. Dort gab es auch Gemeinschaftsgefühle, aber sie basierten auf Abgrenzung, Verschwörungsideologien und Angst. Die Rhetorik und die Überzeugungen erinnerten mich stark an die Begegnungen, die ich auch mit AfD-Wähler*innen gemacht hatte. Beide Seiten zeigten, wie sehr Menschen nicht nur rational überzeugt, sondern emotional berührt werden wollen. Und wie entscheidend es ist, welche Botschaft diese Emotionen formt.

			Angela Merkel hat es einmal treffend formuliert: »Wahlen werden in der Mitte gewonnen.«18 Doch diese Mitte darf nicht defensiv sein, sie muss eine eigene Erzählung entwickeln – eine, die nicht auf Abgrenzung, sondern auf Hoffnung und Verbundenheit setzt. Das erfordert, dass Politik nicht nur Probleme benennt, sondern Visionen bietet, die realistisch und zugleich inspirierend sind.

			Das Bedürfnis nach einer solchen Erzählung zeigt sich auch hierzulande. Was motiviert Menschen, sich politisch zu engagieren, vielleicht sogar, erstmals in Parteien einzutreten? Was hat sie im Januar 2024 bewogen, auf die Straßen zu gehen? Es ist das Wissen, Teil von etwas Bedeutendem zu sein, die Überzeugung, dass man zusammen etwas verändern kann. Dieses Bedürfnis nach Zugehörigkeit, gepaart mit der Hoffnung auf Stabilität, ist tief im menschlichen Handeln verankert.

			Doch diese Energie ist nicht automatisch ein Gewinn für die Demokratie. Sie kann sich in unterschiedliche Richtungen entfalten, abhängig davon, welches Narrativ eine Gesellschaft bietet. Die AfD nutzt dieses Vakuum geschickt: Sie spricht Menschen an, die sich abgehängt fühlen, die ihre Identität bedroht sehen oder die das Vertrauen ins politische System verloren haben. Ihre Botschaft ist simpel, oft radikal, und sie verspricht Stärke durch Abgrenzung.

			Die Mitte der Gesellschaft darf diesem Narrativ nicht hinterherlaufen. Sie muss ein eigenes bieten – eines, das nicht auf Ausgrenzung setzt, sondern auf Verbundenheit und Perspektiven. Die Mitte ist kein statischer Ort. Sie muss immer wieder neu geschaffen werden – durch Orientierung, Vielfalt und das Angebot einer klaren Zukunftsvision.

			Die Herausforderung besteht darin, diesen Raum nicht nur zu verteidigen, sondern ihn so zu gestalten, dass er attraktiv bleibt. Viele AfD-Wähler*innen sehen sich, wie gesagt, selbst als Teil der Mitte. Sie halten sich nicht für radikal, sondern für vernünftig, besorgt und berechtigt in ihrer Überzeugung. Doch die Mitte, verstanden als Raum der Solidarität und Offenheit, steht diametral zu den Ausschlussfantasien der AfD. Wenn es gelingt, die Mitte mit Hoffnung und konkreten Antworten auf die drängenden Fragen der Menschen aufzuladen, dann kann sie die AfD verdrängen – nicht durch Abgrenzung, sondern durch Attraktivität.

			Die Frage ist nicht nur, wie wir Menschen zurück in die Mitte holen. Es geht darum, die Mitte so zu gestalten, dass sie für sich selbst spricht: als ein Ort des Dialogs, der greifbaren Ergebnisse und der echten Teilhabe. Eine Politik, die Hoffnung macht, Mut gibt und verbindet, ist keine naive Utopie – sie ist eine Notwendigkeit, um die Demokratie zu stärken und dem Extremismus den Boden zu entziehen und Basis für den gemeinsamen Zukunftsentwurf der Gesellschaft zu sein, der immer wieder neu ausgehandelt wird.

			Wie das aussehen könnte?

			Na, so etwa: Zum Schluss dieses Buches stelle ich mir die Gesellschaft wie ein großes Konzert vor, das an einem lauen Sommerabend unter freiem Himmel stattfindet. Die besten Bands der Stadt spielen auf der Bühne, alle sind eingeladen. Es gibt keinen Eintritt, keine Absperrungen, keine VIP-Bereiche. Die Menschen stehen dicht beieinander, lachen, singen, und wenn die Musik einsetzt, spürt man eine gemeinsame Energie, die alle verbindet – unabhängig von Herkunft, Überzeugungen oder Lebensgeschichten.

			Wir feiern unsere Demokratie nicht, weil sie perfekt ist, sondern weil sie es wert ist, gefeiert zu werden. Weil sie der Raum ist, in dem wir uns begegnen, streiten und gemeinsam Lösungen finden können. Und weil sie der Ort ist, an dem wir Hoffnung teilen und Zukunft gestalten.

			Das ist die Mitte, die ich mir wünsche: ein Ort, der niemanden ausschließt, der Vielfalt nicht als Bedrohung, sondern als Stärke begreift. Ein Ort, an dem sich Menschen zugehörig fühlen und das Gefühl haben, etwas bewegen zu können. Vielleicht ist es naiv, sich so etwas vorzustellen – aber ich glaube, genau solche Bilder brauchen wir. Nicht, um die Probleme der Gegenwart zu ignorieren, sondern um die Kraft zu finden, sie gemeinsam anzugehen.

			Das ist der Optimismus, der mir bleibt. Vielleicht ja auch für euch?
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Wie wir wieder miteinander ins Gespräch kommen können – ein Handlungsleitfaden gegen rechtsextreme Parolen

			Eigentlich ist das Buch an dieser Stelle zu Ende.

			Es gibt da aber noch etwas, das ich unbedingt loswerden möchte. Es ist eine kleine, selbstverständlich klingende Botschaft: Lasst uns respektvoll und neugierig bleiben, uns gegenseitig zuhören und das Zuhören voneinander einfordern.

			In jedem Gespräch mit den Expert*innen dieses Buches habe ich zum Schluss dieselbe Frage gestellt: »Was können wir für die Demokratie tun?« Und die Antwort war immer dieselbe: »Reden.« Miteinander sprechen, zuhören, ernsthaft versuchen, die Perspektive des anderen zu verstehen.

			Julia Reuschenbach brachte es auf den Punkt: Für eine funktionierende Debattenkultur bräuchten wir realistische Erwartungen. Es geht nicht darum, alle Probleme auf einmal zu lösen oder alle Menschen sofort wieder einzubinden. Es geht darum, klare Grenzen zu setzen, gerade gegenüber Extremismus, und gleichzeitig Räume für Emotionen und Irrationalitäten zu schaffen.

			Solche Räume müssen nicht perfekt sein, aber sie sind notwendig. Julia Reuschenbach nannte sie dialogische Räume – Orte, an denen Menschen unter klaren Regeln miteinander sprechen können. Dabei geht es nicht primär darum, AfD-Wähler*innen zurückzugewinnen, sondern darum, die Debattenkultur insgesamt zu stärken. Wir müssen die Menschen, die der Demokratie wohlwollend gegenüberstehen, halten. Denn die Gefahr, dass weitere Menschen in populistischen Erzählungen Heilsversprechen vermuten, ist real.

			Neue Akteur*innen wie das Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) tragen dazu bei, diese gefährlichen Narrative zu normalisieren. »Und das können wir uns, glaube ich, nicht leisten«, warnte Reuschenbach.

			Was hilft uns, diese Gespräche zu führen? Manchmal, so sagte mir Ann-Katrin Müller, könnten private Gespräche mehr bewirken als große politische Kampagnen, wenn man die Person irgendwie kenne. Weil sie persönlich seien. Weil sie Vertrauen schaffen würden. Weil sie zeigten, dass wir bereit sind zuzuhören, ohne sofort zu urteilen. Natürlich gibt es Grenzen: Nicht jede*r wird sich überzeugen lassen, und nicht jede rechtsextreme Überzeugung lässt sich in einem Gespräch auflösen. Aber diese Gespräche können zumindest verhindern, dass mehr Menschen in demokratiefeindliche Blasen abgleiten. Sie könnten uns helfen, wie Julia Reuschenbach es formulierte, die Menschen in der Demokratie zu halten.

			Vergessen wir nicht, die Positionen der AfD sind Positionen einer Minderheit. Sie ist laut, ja, aber repräsentiert nicht die Mehrheit. Die Stimmen der Demokratie sind mehr und könnten lauter sein. Vor allem aber sollten sie sich nicht vom rechten Rand beeindrucken lassen, sondern für sich einstehen.

			Wie wir nun also wieder miteinander reden und den Kontakt zu Menschen halten können, das habe ich mit Kommunikationsberaterin Franzi von Kempis besprochen.

			Ein kleiner Handlungsleitfaden gegen rechtsextreme Parolen

			Die Kommunikationsberaterin Franzi von Kempis ist mir das erste Mal begegnet, als ich ihr Buch Anleitung zum Widerspruch in den Händen hielt und darin für mich selbst Antworten auf populistische Parolen gefunden habe.1 Zudem schreibt sie seit Anfang 2024 den Newsletter »Adé AfD«, in dem sie wöchentlich über Rechtsextremismus informiert und den Leser*innen Tipps für bessere Debatten mit auf den Weg gibt.2

			Ich habe ihr Fragen gestellt, und sie hat geantwortet:

			In welchen Situationen lohnt sich ein Gespräch und in welchen nicht?

			»Zum wirklichen Diskutieren gilt für mich: offline über online. Ein persönliches Gespräch funktioniert besser als ein WhatsApp-Chatverlauf oder ein Schlagabtausch in den Kommentarspalten.

			Gespräche lohnen sich, wenn du dich selbst dazu in der Lage fühlst. Frag dich also: Was hältst du aus? Hast du deine eigenen Grenzen im Blick?

			Wenn dir ein geliebter Mensch gegenübersitzt, der eine andere Haltung hat, die uns so ganz widerspricht: Das strengt an, dabei hilft Vorbereitung.

			Ein Gespräch, das man freiwillig und gern führt, ist die beste Variante. Wenn du eine Person schon lange kennst, ihr eine vertraute Ebene habt, weil ihr vielleicht zusammen aufgewachsen oder seit Jahren befreundet seid, dann könnt ihr am meisten erreichen. Eine gemeinsame Ebene ist immer die beste Voraussetzung für ein Gespräch. Wenn der Person deine Meinung etwas bedeutet.

			Zum Abgrenzen ist es wichtig, dass du dir überlegst, wann sich ein Gespräch für dich nicht lohnt. Wenn du es zum Beispiel immer wieder versuchst, aber nicht weiterkommst, frustrierst, verzweifelst, dann verkämpfe dich nicht.

			Wenn du mit einer radikalisierten Person sprichst, frag dich, ob ihr noch eine andere gemeinsame Ebene findet und weitere Themen, über die ihr sprechen könnt.«

			Muss man manchmal auch akzeptieren, dass ein Gespräch nicht möglich ist?

			»Frag dich vorher, warum du in das Gespräch gehst. Willst du überzeugen und gehst du davon aus, dass du recht hast? Das kann dazu führen, dass dein Gegenüber dichtmacht und sagt: Ich will das nicht hören. Wir können Menschen nicht zwingen, ihren sicheren Raum zu verlassen.

			Oft macht es mehr Sinn, ein Gespräch zu führen, um die Beweggründe der anderen Person zu verstehen. Zum Beispiel: Warum wählt sie die AfD? Was steckt da für ein Wunsch dahinter?

			Das würde bedeuten, du hörst eher zu und behältst die Offenheit, dass deine Meinung vielleicht nicht die einzige sein muss.

			So kommst du mit Menschen in einen ehrlichen Austausch.

			Es ist erst mal okay, nicht einer Meinung zu sein. Menschen können ein unterschiedliches Wertebild vertreten. Das müssen wir aushalten.

			Wichtig: Achte auf deine Grenzen. Bis wohin und worüber willst du mit einer Person sprechen? Wenn es rassistisch oder menschenfeindlich wird, benenne das deutlich.«

			Wie bereite ich mich auf ein Gespräch auf Augenhöhe vor?

			»Natürlich kann man sich nicht auf jedes Gespräch vorbereiten. Aber stellen wir uns vor, du bist zu einer Familienfeier eingeladen und weißt, da sitzt dein Onkel, und der hat immer ganz bestimmte Parolen als Gastgeschenk dabei.

			Darauf kannst du dich emotional und inhaltlich vorbereiten.

			Stell dir dafür folgende Fragen:

			Wie möchtest du das Gespräch führen? Was ist dein Ziel, und was willst du damit erreichen? Hast du ein ehrliches Interesse an der Person? Und hast du dir Sätze zurechtgelegt, die deine Grenzen aufzeigen?

			Wir unterschätzen oft die Macht, die wir selbst haben. Müssen wir ein Gespräch führen? Oder setzen wir einfach einen Punkt und stehen für unsere Haltung ein? Wir müssen nicht immer überzeugen, es kann auch ein Ziel sein, die eigene Haltung klarzumachen.«

			Muss ich alle Fakten kennen für ein Gespräch?

			»Wenn du die Zeit hast, dann bereite dich auch mit Fakten vor. Vielleicht kannst du dir ja schon vorstellen, was das Thema sein wird.

			Eine wirklich interessante Frage ist aber auch, woher dein Gegenüber seine Fakten bezieht. Lass dir die Quelle zeigen – das kann dir schon bei der Einordnung helfen.

			Wenn du dir unsicher bist, dann übe die Fakten.

			Oder übe auch in kleinen Situationen, in denen du dir eine Diskussion zutraust. Das hilft nicht nur, Fakten zu verstehen, sondern du kannst genauso gut üben, deine Grenzen klar zu kommunizieren. Bevor du dich das nächste Mal unwohl fühlst, probiere es doch in einer einfacheren Situation einmal aus, deine Grenze verständlich zu machen.«

			Und wie kann ich Haltung gegenüber Fake News oder Verschwörungsideologien beziehen?

			»Auch hier könnt ihr euch die Quelle gemeinsam anschauen, und du kannst einen Faktencheck dazu raussuchen.

			Aber: Fake News haben eine Bedeutung für Menschen. Weil sie etwas bestätigen, was sie schon denken.

			Die eigentliche Arbeit einer Diskussion liegt darin zu verstehen, warum die Person X oder Y glaubt. Allein durch das Aufzeigen, dass es einen Faktencheck gibt, wirst du keine Person überzeugen. Du musst konsequent dranbleiben, wenn du die Chance haben willst, die Person zu erreichen.«

			Wie rede ich insbesondere mit Familienangehörigen, die AfD-Botschaften verbreiten?

			»Es ist schwer auszuhalten, wenn ein geliebter Mensch die eigenen Werte nicht teilt – oder menschenfeindliche Werte verbreitet, die unsere roten Linien komplett überschreiten. Wahrscheinlich hast du schon gescheiterte Diskussionsversuche hinter dir und oft keine Kraft mehr für noch mehr Streit.

			Steh auch hier für deine Grenzen ein und kommuniziere sie vorab – zumindest dir selbst gegenüber. Frage dich, wie du Situationen unterbrechen kannst: Ab wann gibt es einen Themenwechsel, wollt ihr lieber einen Spaziergang machen, und ab wann musst du ein Gespräch verlassen, damit es nicht für dich eskaliert?

			Es kann sinnvoll sein, sich auf ein festes Zeitfenster zu einigen.

			Du kannst dir auch überlegen, ob du das Gespräch gemeinsam mit anderen Familienangehörigen führen möchtest.

			Spare dir in manchen Momenten das Faktenbingo, wenn du merkst, es kommt nicht an. Bei gefühlten Wahrheiten können wir nicht mit Fakten gewinnen.

			Konzentriere dich dann lieber darauf, dass ihr weiterhin eine Beziehung habt – wenn du das leisten kannst.«

			Sollte ich eine Beziehung aufrechterhalten, wenn sich eine Person radikalisiert hat?

			»Eine aktuelle Doku über AfD-Aussteiger3 fasst es gut zusammen: ›Gegen Argumente sind die Menschen irgendwann immun. Aber nicht gegen die Gefühle.‹ Radikale Anführer versuchen immer, ihre Anhänger zu isolieren, denn: Familie und Freunde sind die gefährlichste Konkurrenz. Ein Ausstieg fällt leichter, wenn es einen sicheren Ort gibt, an den man zurückkehren kann.

			Die Deradikalisierungsforschung4 zeigt, dass der Rückhalt des direkten Umfelds dabei helfen kann, Sekten, Gangs und sogar terroristische Vereinigungen zu verlassen. Deswegen arbeiten Ausstiegsprojekte wie Women without Borders5 oder Mothers for Life6 mit Angehörigen, vor allem mit Müttern radikalisierter Personen: Familie und Freunde sind die Tür zurück in die Welt.«

			Wie gehe ich mit extrem rechten Äußerungen von Personen im Job um?

			»Man hört zum Beispiel etwas Rassistisches, etwas Antisemitisches in der Mittagspause und weiß, da muss, da sollte, da will ich widersprechen – und weiß nicht wie, traut sich nicht, schreitet nicht ein, lässt es stehen, die Unterhaltung geht weiter.

			Wenn betroffene Personen im Raum sind, zeig deine Unterstützung. Wenn eine Person direkt betroffen ist, zeig ihr, dass sie nicht allein ist – und lass sie entscheiden, wie sie unterstützt werden möchte. Leg dir einen Satz zurecht wie: ›Ich stehe hinter dir und finde diesen Kommentar inakzeptabel.‹

			Sprich in Zweiergesprächen mit Kollegen, um Gleichgesinnte zu finden. Hier könnt ihr zum Beispiel auch vereinbaren, in solchen Situationen gemeinsam Position zu beziehen.

			Wenn menschenfeindliche Äußerungen fallen oder gar trotz Aufforderung nicht aufhören, informiere deine Vorgesetzten oder beziehe HR [Human Resources; Personalmanagement] mit ein. Dafür kann es helfen, die Aussagen zu dokumentieren. Das schützt auch andere Mitarbeitende vor Abwertung.«

			Vielen lieben Dank an Franzi von Kempis für diese erhellenden Antworten, die konkret weiterhelfen.

			Wenn ihr nun darüber nachdenkt, wie ihr tatsächlich etwas sagen könnt oder welche Merksätze für euch funktionieren könnten – ich habe euch einige Beispiele mitgebracht:

			Wie sage ich, …

			… wo meine Grenze ist?

			
					Das fühlt sich nicht gut an.

					Mit dieser Aussage überschreitest du meine persönliche rote Linie. Ich möchte dich bitten, dass wir uns wieder dahinter treffen.

					Ich höre, was du sagst, aber ab hier kann ich nicht mehr mitgehen.

					Du überschreitest gerade meine Grenze. Ich möchte das Thema wechseln.

			

			… wenn mir keine schlagfertige Antwort einfällt?

			
					Wie hast du das gemeint?

					Kannst du mir deine Quelle zeigen, damit ich verstehe, woher deine Meinung kommt?

					Es fühlt sich nicht gut an, was du sagst. Ich nehme deine Aussage mit und würde dir gern später noch mal etwas dazu sagen.

			

			… wenn ich auf menschenfeindliche Aussagen reagieren will?

			
					Deine Aussage verletzt mich und auch andere Menschen. Ich kann das nicht so stehen lassen.

					Deine Aussage ist rassistisch (nicht du bist rassistisch).

			

			… wenn ich ein Gespräch beenden will?

			
					Ich höre deine Meinung, und an diesem Punkt kommen wir nach meinem Empfinden nicht weiter. Vielleicht sprechen wir später noch einmal darüber.

					Let’s agree to disagree.

					Meine Tür steht immer für dich offen, wenn du noch einmal darüber sprechen möchtest. Jetzt habe ich aber das Gefühl, dass du nur deine Wahrheit siehst.

			

			Zusammenfassend noch ein kleiner Fahrplan für ein Gespräch:

			
					Trau dich! Es ist immer besser, etwas zu sagen, als gar nichts.

					Wer ist dein*e Gesprächspartner*in? Bereite dich auf die Situation vor, wenn es geht.

					Überleg dir vorher deine Grenzen und kommuniziere sie.

					Such dir Verbündete, wenn du das Gespräch nicht allein führen willst.

					Denk daran, dass du zuhören möchtest und ehrlich verstehen willst.

					Braucht es ein Faktenbingo oder doch eine emotionale Ebene?

					Sende Ich-Botschaften: »Du bist mir wichtig, aber deiner Aussage kann ich nicht zustimmen.«

					Verliere nicht den Mut oder den Atem. Ein Gespräch wird vielleicht nicht reichen. Aber es ist ein Anfang!

			

		

	
		
			Abschließende Worte

			Und hier endet unsere Reise nun – zumindest im Rahmen dieses Buchprojekts.

			Ich habe in diesem Buch versucht zuzuhören: den Menschen, die ich getroffen habe. Den Expert*innen, die mir ihre Perspektiven eröffnet haben. Und auch meinen eigenen Zweifeln und Fragen, die mich während des Schreibens begleitet haben: Finde ich Antworten? Sprechen Menschen mit mir? Beides ist eingetreten. Ich wollte verstehen, warum wir als Gesellschaft an diesen Punkt gelangt sind, wie wir von hier aus zusammen weitermachen können, und welche Rolle jede*r von uns dabei spielen kann.

			Und nach den letzten Monaten kann ich sagen: Unsere Demokratie ist nicht statisch. Sie ist kein Zustand, sondern ein Prozess, der von uns allen lebt. Von unserem Widerspruch und unserer Einigung. Von unserem Engagement, unserer Geduld und unserer Fähigkeit, uns zuzuhören. Nicht alles, was wir sehen, wird uns gefallen. Nicht alles, was wir hören, wird uns überzeugen. Aber genau darin liegt die Stärke der Demokratie: in der Vielfalt, im Diskurs, in der Chance, immer wieder besser zu werden.

			Die Stimmen des Rechtsextremismus sind laut, die Krisen vielschichtig, die Gräben in unserer Gesellschaft tief. Ich möchte in keinem Land leben, in dem die Rhetorik der AfD Wirklichkeit wird.

			Aber ich bin überzeugt, dass wir mehr sind als das, was uns trennt. Dass in jedem Gespräch, in jeder Debatte und in jedem kleinen Versuch, einander zu verstehen, die Kraft steckt, etwas zu verändern.

			Und genau das ist der Schlüssel, den ihr nutzen könnt, um von hier aus weiterzumachen. Fühlt euch nicht machtlos, denn ihr könnt den Unterschied bedeuten.

			Ich gebe euch drei Dinge mit auf den Weg, die ihr jetzt für diese Demokratie tun könnt:

			1.		Engagiert euch in einer Initiative oder tretet einer demokratischen Partei bei.

			2.	Bleibt in Kontakt mit Menschen, die anders denken. Wir brauchen Verbindung, um die Tür in der Brandmauer offen zu halten. Aber haltet auch offen dagegen und macht eure Haltung klar. Bei alldem denkt auch an eure mentale Gesundheit, denn das ist kein Sprint, sondern ein Marathon.

			3.	Informiert euch und eure Angehörigen. Politische Bildung gehört an den Frühstückstisch.

			Die Zukunft unserer Demokratie liegt nicht in den Händen der anderen. Sie liegt auch in unseren eigenen.
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